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I. 

BRdung einer Filialkirchengemeinde an einer Klosterldrclie; 
Entstehung der Corporatlonsreclite. Erwerb des Patronata 
durcli Dotation. Succession des Fiscus in die Verpflioiitungen 

eines säcuiarisirten Klosters. 

Reehtsfall ans den Handakten des Rechtsanwalt Schulz in Hamm, 
mitgetbeilt von Rechtsanwalt and Consistorialrath Dr. Fei. Porach in Breslau. 

Auf die Klage der katholischen Filialgemeiode Lfitgend^ortmund 
als Klägerin und der katliol. Pfarrgein^inde Kirchlinde als Neben- 
intervenientin wider den Königlichen Fiscus hat der erste Civilsenat 
des Königl. Preuss. Oberlandesgerichts in Hamm nnter dem 3. De* 
cember 1887 für Recht erkannt : 

Beklagter ist als Patron der katholischen Filialgemeiinde Lätgen- 
dortoiand schuldig, ^/^ derjenigen Kosten des Neubanes einec 
den jetzigen Verhältnissen der gedachten Qemeinde entsprechen^ 
den Kirche, welche, abgesehen von den fnr den Bau erforder- 
liehen Hand- and Spanndiensten, aufzubringen sind» 2a zahlen; 

Diese Entscheidung ist nnter dem 12. HHai 1888 yan dem 
IV. Civilsenat des Reichsgerichts bestätigt W4>rden. 

Ihr liegt der nachstehende interessante Fall zu Qrunde. 

In dem Dorf (iütgendortmund bestand vor der Reformation eine 
katholische Pfarrkirche und ein Nonnenkloster »Marienborn.« Zu der 
Parochie Lutgendortmnnd gehörte damals das Dorf Kirchlinde, wo- 
selbst sich eine besondere Kirche befand, in welcher ebenfalls Gottes- 
dienst stattfand. Nach der Reformation trat der gröaste Theil der 
Parochianeo zur evangelisch-lutherischen Confession übßr und nahm 
die Pfarrkirche in Lütgendort round in Besitz; es bildete sich eine 
lutherische Parochie, die sich dauernd im Besitze dieser Kirche er- 
hielt Die Kirche zu Kirchlinde und das Kloster Marienborn ver* 
blieb dagegen den Katholiken. Der katholische Geistliche zu Kirch- 
linde erlangte nach längeren Streitigkeiten zwischen den Katholiken 
und Lutherischen im Jahre 1686 mit staatlicher Qenebmigong Pa* 
rochialrechte und seit dieser Zeit ist die Kirche daselbst die eigent» 
liehe Pfarrkirche für die Katholiken zu Kirchlinde, Lütgendortmund 
und in verschiedenen Gemeinden der Umgegend. Zur Zeit sipd die 
Katholiken der Filialgemeinden 
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4 Porsche Filialkirchengemeinde an einer Klosterhirche. 

1. Eirchlinde, 2. Kahm, 3. Westlich, 4. Märten, 5. Lütgendort- 

mund, G. Böringbauseo, soweit diese Oemeiode zam Amt Lüt- 

gendortmund gehört (ein anderer Theil gehört nach Castrop), 

7. Delwig-Holte, 8. Kley, 9. Werne (Am Langendreer), 10. Som- 

born, 11. Oespel, 

nach Angabe des beklagten Fiscus auch von Westerfilde und Wisch- 

lingen nach Eirchlinde eingepfarrt. Nach Angabe der Klägerin biK 

den die Katholiken der za Nr. S— 11 ind. genannten Gemeinden eiM 

besondere Filialkirchengemeinde Lütgendortmund innerhalb der Pa- 

rochie Kirchlinde. 

Dnrch den Reichsdeputationshaiiptschliiss vom 25. Februar 1803 
(§. 35) wurden die Qüter der Klöster der freien Disposition der rc- 
spectiven Laiidesherrn überlassen. Der König von Preussen Hess als 
Landesherr der Grafschaft Mark, in welcher Lütgendortmund Hegt, 
das Kloster Marienborn vorläufig bestehen. Durch den Tilsiter Frie- 
den vom 9. Juli 1807 wurde die Grafschaft Mark an den Kaiser 
von Frankreich abgetreten. Dieser cedirte sie an den Grossherzog 
von Berg, und zwar zuerst an Murat, dann an den minderjährigen 
Ludwig Napoleon, in dessen Namen er die Regierung führte. Die 
Bergische Regierang zog die Rlostergüter zum Besten des Fiscus ein, 
insbesondere diejenigen des Klosters Marienborn durch Verfdgung vom 
6. November 1800. 

Das Kloster Marienborn besass seit uralter Zeit eine bei den 
übrigen Klostergebäuden liegende Kirche, in der schon lange vor 
dem Jahre 1809 ein öffentlicher Gottesdienst stattfand, der von den 
Katholiken der Umgegend besucht wurde. Ein Geistlicher des 
Klosters ertheilte auch Schulunterricht. 

Seit dem December 1809 richteten verschiedene KathoHken zu 
Lütgendortmund und Umgegend mehrfache Gesuche an die Berg^schen 
Behörden, worin sie um Belassung der Klosterkirche, um einen Zu- 
schttss für einen Geistlichen u. s. w. baten. Der Ber(];ische Minister 
des Innern überliess in Folge dessen mit Zustimmung des Finanz- 
ministers der »Gtemeindec Lütgendortmund die Kirche zur Ausübung 
des Gottesdienstes, das sog. Paterhaus als Wohnung für den Geist- 
Hchen und Lehrer und das sog. Schulhaus für den Schulunterricht. 
Die Einräumung erfolgte nur provisorisch und mit dem Bemerken, 
dass der Decretsentwurf zu einer Schenkung der genannten Gebäude 
dem Kaiser Napoleon vorgelegt werden solle. Ein entsprechendes 
Deeret des letzteren ist nicht bekannt. 

In Folge des Pariser Friedens vom 31. Mai 1814 und der 
Wiener Congressakte kam die Grafschaft Mark wieder an die Krone 
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Preussen. Auf diese Weise ist der Preussiscfae Fiscus Bechtsnach- 
folger des Klosters Marienborn geworden. 

Die Katholiken zu Lütgendortmund und Umgegend wandten 
sich bald nach Wiederherstellung der Preussischen Herrschaft an 
die Preussischen Behörden und baten um Beibehaltung der Kirche 
und Schnle, Bewilligung eines Gehalts für den Geistlichen n. s. w. 
Nach mehrfachen Untersuchungen über die kirchlichen Verhältnisse 
zu Lütgendortmund erging schliesslich eine allerhöchste Gabinetsordre 
vom 29. Mai 1818, wodurch eine »Dotation von 450 Thir. jährlich für 
die katholische Pfarre und Schule zu Lütgendortmund bewilligt wurde. 

Die Kirche des Klosters Marienborn ist auch seit dem Jahre 
1811 stets van den Katholiken benutzt. Dieselbe ist jetzt so bau* 
Allig geworden, dass ein Neubau unbedingt erforderlich ist. Kirchen- 
vermögen zur Bestreitung der Baukosten ist nicht vorhanden. Die 
Zahl der Katholiken in Lütgendortmund und Umgegend ist in neuerer 
Zeit beträchtlich gewachsen, so dass die bisherige Kirche auch zu 
klein war. 

Die Regierung zu Arnsberg hat durch Resolution vom 22. Juni 
1877 Namens des Fiscus jeden Beitrag zu den Baukosten abgelehnt. 

Die Klägerin nimmt nunmehr den Fiscus wegen der Kosten 
des Neubaues in Anspruch und zu ihrer Unterstützung ist die Pfarr- 
gemeinde Kirchlinde ihr als Nebenintervenientin beigetreten. 

Der Klageantrag geht dahin: 

den Beklagten zu verurtheilen, 

a) principaliter, dass er als Rechtsnachfolger des Klosters Marien- 
born schuldig, anstatt der bisherigen alten baufälligen Kirche 
eine Jen heutigen Verhältnissen der Kirchengenieinde Lütgendort- 
mund entsprechende neue Kirche auf alleinige Kosten zu bauen, 

b) event., dass er als Patron zu Lütgendortmund schuldig, '/g der 
snb a) bezeichneten Kosten zu tragen. 

Der Beklagte bat da^^egen beantragt: 

die Klägerin mit ihrer Klage abzuweisen. 

Der erste Richter hatte dahin erkannt: 

dass die Klägerin mit ihrem Principalantrag, dahin zu er- 
kennen, dass der Beklagte als Rechtsnachfolger des Klosters 
Marienborn schuldig, anstatt der bisherigen alten baufälligen 
Kirche eine den heutigen Verhältnissen der Kirchengemeinde 
Lütgendortmund entsprechende neue Kirche auf alleinige Kosten 
zu bauen, abzuweisen; 

dass Beklagter dagegen schuldig, als Patron der Kirche zu 
Lfttgendortmund % der vorstehend bezeiehaetea Kosten zu tragen. 
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Gegen dieses Urtheit hat der Beklagte Berufung «ingelegt. 

Durch das am 2. Juli 1884 verkündete Urtheil des Oberlaudes- 
gericfats wurde die Berufung zurückgewiesen. Demnächst erhob die 
Königliche Regierung zu Arnsberg den Gompetenzconflict, weil der 
Becbtäweg anzulftssig sei. Der Gerichtshof zur Entscheidung der 
Competenzconflicte erkannte aber unter dem 14. März 1885 dahin, 

dass der Rechtsweg in dieser Sache für zulässig und der er- 
hobene Gompetenzconflict daher für unbegründet zu erachten, 
indem er annahm, dass der vorliegende Streitgegenstand zweifel- 
los zu den im ordentlichen Rechtswege zu erledigenden gehöre, 
Und dass demzufolge auch die in Rede stehende Vorfrage, möge 
solche auch an sich dem Gebiete des öffentlichen Rechts ange- 
hören, von den mit der Sache selbst befassten ordentlichen Ge- 
richten zu entscheiden sei. 

Auf die inzwischen von dem Beklagten eingelegte Revision hob 
das Reichsgericht durch Entscheidung vom 21. Januar 1886 das Cr- 
theil vom 2. Juli 1884 auf und verwies die Sache zur anderweiten 
Verhamdlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück. 

In den Gründen dieser ersten reichsgerichtlichen Entscheidung 
heisst ea: 

»Bei Prüfung der ßevisionsbescbwerde muss davon ausgegangen 
werden, dass sich nach der Auffassung des Bernfungsrichters die 
Bildung der klagenden Filialgemeinde unter der Herrschaft des 
Preustischen Allgemeinen Landrechts vollzogen habe. 

Nun geht aber der Revisionskläger zu weit, wenn er auszu- 
führen sucht, dass die Brtheilung von Corporationsrechten an eine 
.Gesellschaft jedesmal eine ausdrückliche und urkundliche Erklärung 
der Staatsgewalt voraussetze. Denn, wenn auch das Allgemeine Land- 
recht — im Einklang mit der damals und gegenwärtig herrschen- 
den Doctrin des gemeinen Rechts — die vollwirksame juristisohe 
Persönlichkeit gesellschaftlicher Vereinigungen grundsätzlich von der 
staatlichen Genehmigung abhängig macht und unter der letzteren 
einen speciellen, auf Verleihung der Corporationsrechte gerichteten 
Verwaltungsakt versteht, (§§. 22—25. Tbl. II. Tit. 6 Allgem. Land- 
rechts) 80 kennt es doch nicht mmder, wie das gemeine Recht, zahl- 
reiche corporative Verbände, welchen als solched kraft allgemeinen 
Rechissatzes die juristische Persönlichkeit beiwohnt, und zu diesen 
gehören — ausser den Land- und Stadtgeraeinden, den alten Züntten, 
den Universitäten und Gymnasien (Allgem. Landrecht Thl. II. Tit. 7. 
§§. 19, 8, §§. 106, 191, I2v §§. 54, 67) -r insbesondere auch die 
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vom Staate ausdrücklich aufgeDommenen Eirchengesellschaften (All- 
gemeines Landrecht Thl. II. Tit. 11. §. 17). 

Vergl. Preuäs. Justiz-Ministerialblatt von 1848 Seite 309 fg., 
Entscheidungen des Reichsoberhandelsgerichts Bd. 17. S. 83, 84, 
Entscheidungen des Preussischen Ober-Tribunahs Bd. 78 S. 123 fg., 
Rosin in GruchGCa Beiträgen Bd. 27. S. 119 fg., Dernburg^ 
Preussisches Privatrecht (4. Aufl.) Bd. I. S. 106, Förster-Eccius 
Theorie etc. Bd. IV. S. 736 fg., v. Rönne, Prenssisches Staats- 
recht (4. Aufl.) Bd. IL S. 204 Note 2. 
Bei allen diesen Verbänden wird aber die sonst erforderliche 
specielle Verleihung der Corporationsrechte ersetzt durch die zu ihrer 
Begründung unerlässliche Mitwirkung der Staatsgewalt (vgl. Dem- 
bürg a. a. 0.). 

unter den bezeichneten Kirchengesellschaften versteht das All- 
gemeine Landrecht, wie allseitig anerkannt wird, nicht die evangelische 
und katholische Kirche als Gesammtcorporationen , sondern die zu 
denselben gehörigen einzelnen Localverbände (Kirchengemeinden). 

Vergl. AUgem. Landrecht Theil IL Titel 11. §§. 160, 170, 
183, 191, 193, 235. 
Dem vorstehenden Grundsätze entsprechend bestimmt denn auch 
das Allgem. Landrecht im Titel 11. Theil IL 
§. 288. Neue Parochien können nur vom Staat, unter Zuziehung 
der geistlichen Obern, errichtet und die Grenzen derselben 
bestimmt werden. 
§. 239. Bei Veränderungen in schon errichteten Parochien muss 
der Staat alle diejenigen, welche ein Interesse dabei haben, 
rechtlich hören , und die ihnen etwa zukommenden Ent- 
schädigungen festsetzen, 
(zu vergl. §§. 111 , 176—178 daselbst). Dieser Rechtszustand ist 
hinsichtlich der Kirchengemeinden evangelischer Gonfession durch 
den Artikel 23 Nr. 6 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 (Gesetzsamm- 
lung Seite 125) ausdrücklich aufrecht erhalten. Für die katholischen 
Kirchengemeinden fehlt es zwar an einem gleichen Ausspruch in den 
hierauf bezuglichen neueren Kirchengesetzen. ludessen unterliegt es 
auch in Betreff ihrer keinem gegründeten Zweifel, dass, soweit es 
sich um ihre rechtliche Stellung als privilegirte Corporationen han- 
delt, die staatliche Mitwirkung bei ihrer Errichtung bezw. Ver- 
änderung nach wie vor Emanation der — die Selbständigkeit der 
Kirche im Princip gewährleistenden — Verfassungsurkunde vom 
31. Januar 1850 unerlässlich geblieben ist. 

Vergl. Entscheidungen des Preussischen Ober-Tribunals Bd. 46* 
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S. 32 fg. Circular-Rescript des Prenssischen Ministers der geist* 
liehen Angelej^enheiten vom 30. Septennber 1874 — abgedmckt 
in V. Eönne's Ergänzungen 6. Ausgabe Bd. IV. S. 163 — , 
Hinschius, Kirchenrecht Bd. IL S. 466 Note 5. 
Ebenso unbedenklich ist es endlich, dass zu den die Mitwirkung 
des Staats erheischenden Parochial-Veränderungen auch die Be* 
gründung von mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestatteten Filial- 
gemeinden gehört, wenngleich solche, nach der Auffassung des 
Allgem. Landrechts von den Muttergeroeindeti nicht völlig getrennt 
sind, sondern mit diesen eit^e Parochie bilden (§§. 245, 249 Thl. II. 
Tit. 11 Allgem. Landrechts, Uinschius a. a. 0. S. 470, 471, Jacobson^ 
Das evangelische Kirchenrecht des Preussischen Staats S. 230 fg.). 
Denn der Grundsatz, dass juristische Personen nicht ohne staatliche 
Genehmigung oder Mitwirkung zur Entstehung gelangen können, mnss 
auch für diese Gemeinden, welche das Allgemeine Iiandrecht mehr- 
fach als solche erwähnt (§§. 333, 366, 726,. 791 Thl. IL Tit. 11), 
durchgreifen. 

In allen diesen Beziehungen steht der Berufungsrichter, so weit 
erkennbar, nicht auf einem pritwipieU abweichenden Standpunkte. 
Gleichwohl muss die mitgetheilte Begründung seiner Entscheidung 
mit dem Revisionskläger als eine unzulängliche bezw. durch rechts- 
irrthömliche Auffassungen beeinflusste bezeichnet werden. 

Zuvörderst ist nicht das Mindeste darüber festgestellt, dass 
nach Massgabe der vorerwähnten Gesetzesvorschriften die Bildung 
der klagenden Filialgemeinde unter lioitung oder Mitwirkung der 
zuständigen Staatsbehörden erfolgt sei. Und hierfür war zweifellos 
der von dem Beklagten hervorgehobene Mangel jeder nachweisbaren 
örtlichen Begrenzung derselben von sehr erheblichem Gewicht. Nicht 
nur erachtet das neuere katholische Kirchenrecht die örtliche Be- 
grenzung des Sprengeis für ein regelmässiges Erforderniss bei der 
Errichtung eines neuen Kirchensystems (vgl. Hinschius^ Kirchenrecht 
Bd. n. S. 292 fg., 407, Schulte, Lehrbuch des kathol. Kirchenrechts 

— 3. Auflage — S. 283, Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts 

— 2. Auflage — S. 138), sondern auch das bürgerliche Recht theilt 
diese Auffassung. Dies erhellt schon aus der unmittelbaren Ver- 
bindung zwischen der Errichtung neuer Parochien und deren Ab- 
grenzung im §. 238. Till. II. Tit. 11 Allgem. Landrechts, wie denn 
auch im §. 241. daselbst die Bestimmung der Grenzen offenbar als 
häufiger, wenn nicht regelmässiger, Bestandtheil der Errichtungs- 
urkunde vorausgesetzt wird. Es folgt aber auch aus der Natur der 
Sache, weil der Körper der neuen Gemeinde, zumal wenn es sich 
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wie vorliegend, um deren Aussonderung aus eineni grösseren Ver- 
bände handelt, ohne eine gewisse räumliche Begrenzung nicht wohl 
constituirt werden kann, und weil überdies ohne dieselbe die der 
Staatsbehörde obliegende Prüfung der Prästationsfähigkeit der zu 
bildenden Gemeinde nicht angängig ist (§. 177. Tbl. II. Tit. 11 
Allgem. Landrechts). Dem entsprechend ist denn auch in den Preussi- 
schen Gesetzen vom 12. Juni 1874 betr. die Verhältnisse der Meno- 
niten (Ges.- Samml. S. 238) und vom 7. Juli 1875 betr. die Er- 
theiluDg von Corporationsrechten an Baptistengemeinden (Ges.-Samm- 
lung S. 374) §. 2. Nr. 1 die Zulässigkeit der Brtheilung dieser Rechte 
an einzelne Gemeinden der genannten Keligionsgesellschaiten unter 
Anderem von der geographischen Abgrenzung ihrer Bezirke abhängig 
gemacht. Freilich kann nicht angenommen werden, dass die recht- 
liche EmslenjB einer zweifellos als Corporation fungirenden Gemeinde 
von dem Nachweise ihrer ursprunglichen genauen Abgrenzung ab- 
hängig sei, da diese Annahme bei von Altersher bestehenden Ge- 
meinden (um eine solche handelt es sich offenbar in dem vom Preussi- 
schen Obertribunal — Siriäharsfs Archiv Bd. 18. S. 244 fg. — ent- 
schiedenen, vom Berufungsrichter angezogenen Falle) zu unannehm- 
baren Consequenzen führen würde nnd das Gesetz selbst für die 
nachherige Bestimmbarkeit der nicht ausreichend fixirteo oder im 
Lauf der Zeit verwischten Grenzen Vorsorge getroffen hat (§§. 242, 
243, 293 fg. Thl. IL Tit. U Allgem. Landrechts). Allein hierdurch 
wird die dargelegte Erheblichkeit des Moments der Abgrenzung für 
die zur Entscheidung stehende Frage: 

ob unter der Herrschaft des Allgemeinen Landrechts und in der 
Zeit einer völlig geordneten Staatsverwaltung die Goustituirang 
einer Filialgemeinde, als besonderer Corporation stattgefunden 
habe, 
in keiner Weise beseitigt und von diesem G^ichtspunkte aus ist 
dasselbe vom Berufungsrichter gar nicht gewordigt. 

Im Weiteren kann zwar dem Berufongsrichter zugegeben wer- 
den, dass die unterbliebene Mitwirkung der Staatsbehörde bei der 
Begründung der fraglichen Gemeinde durch deren nachträgliche Ge- 
nehmigung oder Anerkennung hätte ersetzt werden können. Allein 
durch solche Anerkennung konnte selbstredend die Gemeinde nicht 
geschaffen, sondern nur eine als Gesellschaft bereits bestehende mit 
der Eigenschaft juristischer Persönlichkeit ausgestattet werden (vgl. 
Färster-Eccius 1. c. Bd. IV. S. 722). Vorliegend aber fehlt es an 
jeder Feststellung des Berufungsrichters darüber, dass zur Zeit der 
als Anerkennungen qualificirten Akte der Staatsgewalt fcbon eine in 
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rechtsgültiger Weise gebildete Gemeinschaft bestanden habe, deren 
juristische Persönlichkeit durch diese Akte hätte anerkannt werden 
können, oder dass sich eine solche, auf Grund der etwa in diesen 
Akten zo findenden Genehmigung, hinterher gebildet habe. Und 
dieser thatsächlich zu motivircnden Feststellung hätte es um so mehr 
bedurft, als nach zweifellosem katholischem Kirchenrechte die Ver- 
änderung von Pfarrsprengel n nicht ohne Mitwirkung des Bischofs er- 
folgen kann und in der Errichtung von Vicariaten (oder Caplaneien) 
an eigenen Kirchen ausserhalb des Pfarrsitzes keineswegs schon die 
wirkliche Theilung der Parochie oder die Begründung eines förm- 
lichen Filialkirchensystems mit entsprechender Gemeinde zu finden 
ist (vgl. SchuUe a. a. 0. S. 257 fg., 287, Hitischius a. a, 0. S. 388 fg., 
323). Bei dem — sonst nieht wohl erklärlichen — Mangel jener 
Feststellung muss angenommen werden, dass der Berufungsrichter 
den hervorgehobenen Ancrkennuugsakten rechtsirrthümlicher Weise 
constUuive^ nicht blos ergänzende — nämlich die juristische Persön- 
lichkeit verleihende — Wirkungen beigelegt habe, und dass diese 
unrichtige Itechtsanffassnng von wesentlichem Einfluss auf seine Ent- 
scheidung gewesen sei. 

Endlich lässt auch die rechtliche Qualifizirung der mehrerwähnten 
Verwaltungsakte an sich die ausreichende Begründung vermissen. 
Wenn der Berufungsrichter in dieser Beziehung bemerkt, dass die 
zur Bildung der Filialgemeinde erforderliche staatliche Genehmigung 
nicht in einer förmlichen Erectionsurkunde und überhaupt nicht 
»mit directen Worten« ertheilt zu werden brauche, so ist dies in 
dem Sinne richtig, dass die bezüglichen Erklärungen der Staats- 
regierung, wie andere Willenserklärungen, der Auslegung zugänglich 
sind, und dass es genügt, wenn in denselben die Absicht der Ge- 
nehmigung mit der hier fraglichen Wirkung zu einem erkennbaren 
Ausdruck gelangt ist. Dass dies nun vorliegend der Fall sei, ist 
aber vom Berufungsrichter nicht genügend klar gelegt. Zweifellos 
hat es- sich, worauf der Kevisionskläger mit Recht hinweist, bei 
jenen Akten und den ihnen vorangegangenen Verhandlungen nicht 
um die Eiistenz oder Begründung einer Filialgemeinde Lütgendort- 
mund, sondern um andere Verwaltungsgegenstände gehandelt. Auch 
haben die mitgetheilten Erklärungen des Staatsoberhauptes bezw. der 
Staatsbehörden inhaltlich eine directe Beziehung zu der vorliegenden 
Streitfrage nicht. Von den Königl. Cabinets-Ordres vom 28. De- 
ceraber 1828 und 21. August 1863 ist dies ohne Weiteres klar. 
Aber auch das Kescript vom l. März 1811 hat es doch nur mit der 
provisorischen Ueberweisung der Klosterkirche zur Benutzung der 
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Katholiken von Lütgendortroiind zu thon , und durch die Cabincts- 
Ordre vom 29. Mai 1818 sollten, den Anträgen der Regierung ent- 
sprechend, die »Pfarre nnd Schule« zu L&tgendortnmnd eine staat- 
liche BeihQlfe erhalten, ohne dass dabei von einer organisirten oder 
zu bildenden Filial gemeinde die Rede war. Deberdies ist ^ausser 
Streit, dass eine eigentliche Pfarre niemals in Lntge&dortmnnd 
eiistlrt, sondern sich nur ein Vicar daselbst befuitden bat, weshalb 
die vom Bernfhngsricfater aus dem blossen Qebraoehe jenes , den 
thatoftchlichen Verhältnissen nicht entsprechenden Wortes gefolgerte 
Anerkennung der von der Pfarre nicht zu trennenden Gemeinde jeder 
haltbaren Qrnndlage entbehrt. — Wenn nun trotzdem der Berufungs- 
richter den fraglichen Erklärungen eine über ihren nächsten Zweck 
und ihre eigentliche Absicht offenbar hinausgehende Bedeutung bcfi- 
legt und in ihnen den Ausdruck einer — von keiner Seite bean- 
tragten — Genehmigung oder Anerkennung findet , so wärde dies 
doch nur dann gerechtfertigt werden können, wenn den Erklärenden 
die Existenz einer der Anerkennung bedürftigen Filialgenaeinde be- 
kannt gewesen wäre, da ohne solche Kenntniss von der Absicht der 
Anerkennung nicht füglich die Rede sein könnte, welche *- wie 
jede bewnsste Willensäusserung ~ das Wissen von dem relevanten 
Thatbestande voraussetzt. Diese Kenntniss ist aber nicht nnr nicht 
festgestellt, und konnte nicht festgestellt werden, da der Bernfungs- 
richter es in seinen oben wiedergegebenen Ausführungen überhaupt 
unentschieden lässt, ob zur Zeit der Gabinets-Ordre vom 29* Miai 1818 
oder einer der späteren Verfügungen eine Filialgemeinde Mtgendort- 
round schon bestanden habe; sondern es wird äogar die Annahme 
abgewiesen, dass die Bewilligung der Dotation nicht erfolgt sein 
würde, wenn man gewusst hätte, dass damals eine förmlich aner- 
kannte FfHalgemeinde noch nicht existire, sondern erst in der Bildung 
begriffen sei, und hiermit augenscheinlich ein Irrthum des Erklären- 
den in Betreff des streitigen Verhältnisses unterstellt. Offenbar ist 
doch anch sowohl in diesem Falle wie hinsichtlich der änderen 
Aeusserungen der Staatsgewalt, wenn man ihnen überhaupt eine 
Beziehung zu der vorliegenden Frage vindiziren will, die nächst- 
liegende Annahme die, dass man bei ihrer Abgabe von der Vor- 
aussetmng ausgegangen sei, es bestehe bereits eine ordnungsmäs- 
sig constituirte Filialgemeinde, ohne aber gleichzeitig das Voraus- 
gesetzte, für den Fall seiner Ermanglung, schaffen zu wollen. Jeden- 
falls hätte die abweichende Auffassung des Bernfungsricbters ber dem 
Vorliegen eines anscheinend erschöpfenden Urkufndenmaf^erials einer 
eingehenderen Motivirung um so mehr bedurft, als es den Ornod^ 
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sfttzen der Preussischen Staatsverwaltung an sich nicht entspricht, 
Verfügnngen von solcher Erheblichkeit, wie die Anerkennung cor- 
porativer Verbände mit ihren wichtigen und weit greifenden Rechts- 
felgen, beiläufig und gleichsam stillschweigend zu treffen. 

Erscheint nach diesem Allem die Annahme des Berufungs- 
riebters, dass die Existenz einer mit Corporationsrechten ausgestatteten 
FilialkircheDgemeinde Lutgendortmund dargethan sei, als unhaltbar« 
90 unterliegt sein wesentlich hierauf beruhendes Urtheil der Auf- 
hebung. Denn wenn die klagende Gemeinde nicht als juristische 
Person besteht, so fehlt ihr nicht nur die processuale Parteifähigkeit, 
sondern sie kann auch den durch ihre Existenz und ihren Umfang 
bedingten bezw. bestimmten Anspruch nicht haben. Und diesem 
Mangel wird auch durch den Beitritt der Muttergemeinde Eirchlinde 
als Ne()enintervenientin nicht abgeholfen, da diese in solcher Eigen- 
schaft nur die Unterstätzung der klägerischen Bechtsverfolgnng, 
nicht aber die Oeltendmachung eines etwaigen eigenen Rechts be- 
zwecken kann, über dessen Begründung übrigens auch nichts erhellt 
und dessen Inhalt keinesfalls dem gestellten Klageantrage entsprechen 
könnte. (g§. 63, 64 Civilprocessordnung, Seufferiy Commentar 8. Auf- 
li^e Note 2 zu §. 64, WÜmowshi- Lewjf, Gomoientar (4. Aufl.) Note 1 
zu §. 64, Wach, Handbuch des Civilprocesses Bd. I. S. 613 fg., 637 fg.). 

Was sodann den allein noch in Frage stehenden Klagegrund 
des fiscalischen Patronats anlangt, so bestimmt der §. &69. Tbl« IL 
Tit. 11 Altgemeinen Landrechts: 

»Wenn eine Kirche baut oder hinlänglich dotirt, erlangt da- 
durch ein Recht zum Patronat.c 

Zuvörderst unterliegt es ebenso wenig einem Zweifel, dass ein 
besonderes Patronat Aber eine Filialkirche (im landrechtlichen Sinne) 
erworben werden kann (vergl. §. 348. Tbl. II. Tit. 11 AUg. Land- 
rechts), als dass es der im §. 573. daselbst zur allgemeinen Be- 
dingung des Patronatserwerbs gemachten staatlichen Verleihung nicht 
bedarf, wenn der Staat selbst die erforderlichen und ausreichenden 
Erwerbshandlnngen, ohne Erkennbarraachung einer entgegenstehenden 
Absicht, vorgenommen hat. 

Der Berufnngsrichter hat nun angenommen und ausfuhrlich be- 
gründet, dass der Fiscus sowohl durch Erbauung (Fundation) als 
auch durch Dotation das Patronat über die katholische Kirche zu 
Lutgendortmund erworben habe, wogegen er den Erwerbsgrund der 
Ersitzung für nicht dargethan erachtet hat. 

Auch diese Annahme erscheiBt nach der gegenwärtigen Läge 
der Sache nieht haltbar. 
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In «rsterer Beziehong Ut dem Beriifangsrickter darin beizu- 
treten, dass der Erbauung einer Kirche fQr die Kirchengeineinde im 
Sinne des §. I>69. Tbl. 11. Tit. 11 AUgem. LandrechU die Deb^r- 
lassung eines bereits vorhandenen fertigen Oebändes an die letztere 
gieicbiuatellen ist. 

Vergl. Kaim^ Das Kirchenpatronat 2. Theü S. 59, Hinsehms, 
Kirchenrecht Bd. lU. S. 22. 

Allein in jedem Falle ist erforderlich , dass die Uebertragung 
desselben an die Kircbengemeinde definitiv und zum Bigenthnm er- 
folge, weil anderenfalls von einer auf die Dauer heredmeUn Aus- 
stattung des zu grändenden Kirchensystems nicht die Rede sein kann, 
In welcher doch der Recbtsgmnd für die Erwerbung des Pationats 
zu suchen ist (vergl. Hinstkius K c. S. 18, 19, 21 Note 4). 

Vorliegend steht fest, dass zunächst (i. J. 1811) nur eine pro* 
visarisehe Deberlassung der Kirche zum Qebrauche für gottesdieast- 
liehe Handlun<(en der Katholiken in Lütgendortmund und Umgegend 
stattgefunden hat Irgend eine juristische Thatsache, durch welche 
diese provisorische (d. h. jeder Zeit widerruflicbe, also precariatische) 
Deberlassung in eine definitive Uebertragung zu Eigenthum hätte 
umgewandelt werden können, isk nicht festgestellt, insbesondere auch 
nicht etwa eine Ersitzung (welche übrigens nicht einmal als auf 
LiberaUiäi berukemk Zimendung Seitens des Staates angesehen wer- 
den könnte). 

Die bloese Nlchtzurucknahme durch den Staat genügt nicht zur 
Eigenthumsttbertragung, und ebensowenig die Absicht oder der Wille 
definitiver Belassnng, so lange derselbe nicht durch solche recbtsge* 
schäftliche Erklärungen bethätigt ist, welche nach der Natur des 
Gegenstandes zu seiner Realisirung geeignet sind. Da es luerzu 
zweifellos mindestens schriftlicher Willenserklärungen bedurfte, so 
würde eine stillschweigende Willensänsserung Sr, Majestät des Königs, 
welche der Berufungsrichter in der durch die Allerhöchste Cabinets- 
Ordre vom 19. Mai 1818 bewirkten da$umdm Dotation zu finden 
scheint, zu dem fraglichen Zweck nicht genügen, weil die an eine 
bestimmte Form gebundenen Willenserklärungen niemals stillschwei- 
gende sein können (vgl. Strietharses Archiv Bd. 88. & 292 fg., Ent- 
scheidungen des Preuss. Ober-Tribunals Bd. 72. S. 253, Bd. 79. S. 280). 

Hiernach kann die Feststellung einer der Erbauung gleich- 
stehenden Hingabe eines Kirchengebäudes an die klagende Gemeinde 
zur Zeit als rechtlich begründet nicht angesehen werden. 

Neben der Erbauung erwähnt §. 569. Tbl. II. Tit U Allge* 
meinen Landrechts die hinlängliche Dotation einer Kirche als aMstm-^ 
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cUgen Brwerbsgriind des Patronats, aad der Berafattgsrichter findet 
eioe solehe in den durch die Gabinets-Ordre rom 19. Mai 1818 be- 
wirkten Zuwendungen aus Staatsmitteln. Der BevisionsbeUagten ist 
auch zuzugeben, dass die Frage, ob die iestgeatelltermassen gew&hrte 
Dotation eine hinlängliche war, au sich thatsächlicher Natur ist nud 
daher der freien NachprQfuug des Revisionsrichters nicht unterliegt. 
Sollte aber auf Grund erneuerter Prüfung des ersten Erwerbsgrunde:^ 
das Resultat gewonnen werden, dass eine definitive Ueberlassung des 
Kirchgeb&udes selbst nicht stattgefunden habe, so wurde dies Er- 
gebniss auch auf die Entscheidung der Frage nach der Zulänglich- 
keit der Dotation von Einfluss sein mfissen. Denn ob die — abge- 
sehen von den persönlichen Bewilligungen fflr den Geistlichen als 
Seelsorger und Schullehrer so wie für den Kirchendiener — mit 60 ^ 
jährlich zugesiehert^n Beiträge für die Reparatur der Kirche und die 
Onterhaltung und Beschaffung der Cultusgegenstände als eine aus- 
reichende und dauernde Dotation der Kirche auch dann angesehen 
werden könnten, wenn* das Kircheogebäude selbst nur zur prekären 
Benutzung eingeräumt ist, bliebe doch von Neuem zu erörtern und 
kann als durch die gegenwärtige Feststellung bereits entschieden 
nicht angesehen werden. Voraussetamng des Erwerbs des Patronats 
durch die tine oder die andere Handlung, deren der §. 569 cit. er- 
wähnt, ist immer, dass es überhaupt 2u einer fesien Ftmdirung der 
fraglichen Kirche, wenn auch durch Hinzunahme anderer Mittel, ge- 
kommen ist (efr. Binsohius, Kircbenreeht Bd. HL S. 18 ff.). Eben 
dies aber steht noch dahin , wenn die Ueberlassung des Kirchange- 
bändes nicht in einer dem Zwecke dauerhafter Begr&Klang ent- 
sprechenden Weise erfolgt ist. . 

Auf die erfolgten Anerkenntnisse des Patrons ^itens verschie- 
dener Staatsbehörden (denen auch wieder entgegengesetzte Erklärungen 
gegenüberstehen) kommt es nach Lage der Sache nicht an und ist 
auch vom Berufnngsrichter ein erhebliches Gewicht nicht gelegt. 
Denn durch sie kann das Patronat selbstredend nicht begründet wer- 
den , und als Beweismittel finden sie keine Verwendung , weil die 
Thatsachen, aus denen die Entstehung des Patronats gefolgert wer- 
den könnte, sämmtlich durch Urkunden klar gestellt und daher nur 
nach ihrer* rechtlichen Zugehörigkeit zu beurtheilen sind, wobei nicht 
die Auffassung der Betheiligteo, sondern das objective Recht mass- 
gebend ist.« 

Bei der wiederholten Verhandlung der Sache in zweiter In- 
stanz hatt^ Beklagter beantnagt, 
principaliter, 
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nnter Abänderung des ersten Erkenntnisses die Klage ganz ab- 
zuweisen, 
eventuell, 
den Beklagten als Patron der katholischen Filialgeroeinde Lfit- 
gendortniund zu ?erurtheilen, '/3 zu df^n Kosten des Baues einer 
Kirche 2u Lutgendortmiind, jedoch alizüglieh der Hand- und Spann- 
dienste oder <ler für diese zu leistenden Vergütung beizotrageo. 
Die Klägerin beantragt dagegen : 
principaliter, 

die Berufung zurückzuweisen, 
eventuell, 
das erste Drtheil nur dahin abzuändern, dass der Beklagte als 
Patron der katholischen Kirche zu Lütgendortmnnd schuldig, */, 
derjenigen Kosten zu zahlen, welclie dadurch entstehen, dass an 
Stelle der alten banfälligen katholischen Kirche zu Lütgendort- 
muod dort eine neue für die katholischen Einwohner yon Lüt- 
gendortmnnd, Werne, Soniborn, Kley, Oespel, Bövinghausen und 
Holte hinreichende Kirche, 
eventualissime, 
eine neue den RanmverhäTtnissen der bisherigen Kirche ent- 
sprechende Kirche gebaut wird. 

Die Klägerin gründet den Klageunsprucfa darauf, dass sie schon 
vor der Säcularisation des Klosters als besondere Corporation existirt 
und schon damals gegenüber dem Kloster, dessen Pflichten auf den 
Beklagten übergegangen seien, das Recht erlangt habe, dass dieses 
für ihre religiösen Bedürfnisse, namentlich durch Beschaffung der 
erforderlichen Qebände sorge. Eventuell nimmt sie den Staat bezw. 
Fiscus als Patron der Kirche in Anspruch. 

Der Beklagte gibt zwar zu, dass er Rechtsnachfolger des Klosters 
sei, er bestreitet aber, dass eine Filialgeroeinde Lütgendortmnnd mit 
Oorporationsrechten früher existirt habe und jetzt existire, ferner, 
dass das Kloster Verpflichtungen gegenüber den Katholiken gehabt 
habe und dass der Staat bezw. Fiscus Patron der Kirche zn Lütgen- 
dortmund sei. 

Die Klägerin weist zur Begründung ihrer Aetivlegltimation 
darauf hin, dass seitens der geistlichen und weltlichen Behörden 
stets die Existenz einer rpit Oorporationsrechten versehenen Filial* 
gemeinde zu Lütgendortmuud anerkannt sei. Sie sei auch räumlich 
abgegrenzt, indem von jeher die Katholiken der Orte Lütgendort* 
mund, Bövinghausen , Delwig, Holte, Kley, Werne, Somboro und 
Oespel zu ihr gehört hätten. Ferner habe sie stets nicht nur eine 
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eigene Kirebe und einen bei dieser angestellten OeisUichen, der fast 
alle Tauten und Beerdigunc^en vorgenommen, sondern sie habe auch 
separates Vermögen und einen bef<onderen Kirchenvorstand gehabt. 
Sie sei als Eigentiulmerin der Grundstücke Flur 2 Nr. 485, 486, 
491/509 und Flur 3 Nr. 166 A^r Steuergemeinde Lätgendortmund 
im Grundbuch eingetragen. Die Behörden hätten ferner stets einen 
besonderen Kirchenvorstand zu Lutgendortmund anerkannt und in 
verschiedenster Weise mit demselben correspondirt. In Gemässheit 
des Geset'i^s vom 20. Juni 1875 betr. die Vermögensverwaltung der 
katholischen Kirchengemeinden sei auch für die Filialgemeinde Lät- 
gendortmund ein Kirchenvorstand und eine Gemeindevertretung auf 
Betreiben des ßiscböfliciien Generalvicariats zn Paderborn gewählt 
und sei eraterer von dem Landratli zu Dortmund förmlich in sein 
Amt eingeführt. Der Regierungspräsident zu Arnsberg habe sogar 
zur Führung des gegenwärtigen Processes unter dem 18. Mai 1879 
die Beseheinigung ausgestellt, dass die Fonds der Kirchengemeinde 
Liiigendartmund zur Deckung von Processkosten nicht reichten. 

Zur Begründung ihrer Behauptung, dass bereits das Kloster 
Marieuborn verpflichtet gewesen, für ihre religiösen Bedurfnisse zu 
sorgen, beruft sich Klägerin darauf, dass das Kloster, seitdem die 
Pfarrkirche zu Lutgendortmund in den Besitz der Lutherischen ge- 
langt sei, durch einen eigenen Geistlichen (pater confessariua) für die 
Abhaltung des öflfentlichen Gottesdienstes und die Spendung der Sa- 
cramente gesorgt habe. Es sei insbesondere an Sonn- und Feiertagen 
für die Katholiken Messe gelesen und gepredigt. Auch seien dem 
Ekster zum Zweck des öffentlichen Gottesdienstes Stiftungen zuge- 
wendet, inabesondere habe ein Jodocns Lackmann unter dem 7. April 
1744 dem Kloster zur Abhaltung einer Frühmesse eine Summe ge- 
schenkt In Folge dieser Schenkung habe das Kloster seit dem 
Jabre 1753 einen besonderen primissarius znr Abhaltung der Früh- 
messe angestellt nnd unterhalten. 

Das Patronatsrecht des Beklagten leitet Klägerin daraus her, weil 

1. der König das Patronat durch die schon erwähnte aller- 
höchste Cabinets- Ordre vom 29. Mai 1818 und eine andere vom 
22. April 1824 übernommen habe, weil 

2. das Patronatsrecht des Staats seitens der Staatsbehörden 
theils ausdrücklich, theils implicite durch die Präsentation von Geist- 
lichen und die Zahlung von Beiträgen zu den Reparaturen der Kirche 
anerkannt sei und 

3. weil der Staat dieses Recht durch Ersitzung erworben habe, 
indem er länger als 50 Jahre die Rechte und Pflichten eines Pa- 
trons ausgeübt habe. 
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Der Beklagte bestreitet, wie schon bemerkt, die Activlegitima- 
tion der Klägerin. Er sucht aoszaführen, dass innerhalb der Pfarrei 
Kirchlinde eine besondere Filialgemeinde Lütgendortmund niemals be- 
standen habe. Eine solche sei niemals errichtet nnd es seien ihr nie 
Gorporationsreckte verliehen. Aach sei der Geistliche zu Lfitgendort- 
mand nie zur Aosübnng von Parochialhandlungen berechtigt gewesen 
und derselbe habe solche aach nicht vorgenommen. Die Kirche da- 
selbst sei zwar von den Katholiken der Dmgegend seit alter Zeit be- 
sneht; es sei aber von einer fest begrenzten Kirchengemeinde nicht 
die Rede. Wenn, was allerdings zugegeben werde, in vielen Ur- 
kunden von einer katholischen Gemeinde Lütgendortmund und von 
einem Kirchenvorstand daselbst die Bede sei, so walte ein Irrthnm 
ob. Ein Kirchenvorstand werde übrigens zuerst im Jahre 1818 er- 
wähnt. Die Kirche sei von der Bergischen Regierung nur provisorisch 
den Katholiken überwiesen und bis jetzt sei das Kirchenwesen zu 
Lütgendortmund nicht definitiv regnlirt. Die Staatsbehörden seien 
freilich bei manchen Verfügungen von der irrigen Ansicht ausge- 
gangen, dass ein Definitivum vorliege, dies könne aber ihm (Be- 
klagten) nicht präjudiciren. 

Beklagter behauptet ferner, dass er als Rechtsnachfolger des 
Klosters zu nichts verpflichtet sei, weil dieses nur vergönnungsweise 
den Katholiken den Besuch der Kirche gestattet habe. 

Bezüglich des Patronats bestreitet Beklagter, dass dasselbe 
staatlicherseits übernommen sei und dass der Staat das Patronats- 
recht durch Ersitzung erworben habe. Eine Ausübung der dem 
Patron zustehenden Rechte sei nicht während eines Zeitraums von 
44 Jahren erfolgt. Die Staatsregierung habe allerdings bei der An- 
stellung der Geistlichen Risse, Bergenthal, Ekel und Giese mitge- 
wirkt, dies sei aber nur deshalb geschehen, weil dieselben Sehul^ 
vicare gewesen, und ausserdem beschränkte sich diese Mitwirkung 
aaf die Zeit von 1811 — 1824. Wenn ferner in einigen Verfügungen 
von Behörden das Patronat anerkannt werde, so sei dies nur aus 
Irrthum geschehen und in anderen Fällen sei auch das Patronats- 
recht bestritten. Nur aus Irrthum seien endlich in den Jahren 
1858—1860 vom Fiscua einige Beiträge zu kleinen Reparaturen ge- 
leistet. 

Der erste Richter gründet seine oben erwähnte Entscheidungen 
darauf, dass die Existenz der klagenden Filialgemeinde erwiesen sei 
und dass der Beklagte Patron der Kirche zu Lütgendortmund ge- 
worden sei, weil er das Kirchengebäude der Klägerin überwiesen und 
auch, weil er die Kirche dotirt habe. Dagegen sei nicht bewiesen, 

iMhlr für Kirchenr«cht. L&Vm. 2l 
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dass Kloster Marienborn und der Beklagte als Rechtsnachfolger des- 
selben znr Tragnng von Baukosten verpflichtet gewesen. 

Diese Motivirung sucht der Beklagte zu widerlegen, indem er 
bei seinen vorhin bezeichneten Ausführungen verbleibt. Wenn der 
Fiscns, so hebt er noch hervor, überhaupt etwas zu leisten habe, so 
seien doch die Hand- und Spanndienste lediglich von den Mitgliedern 
der klagenden Oemeinde zu leisten und deshalb rechtfertige sich 
der eventuelle Berufungsantrag. 

Die Klägerin verbleibt dem ersten Urtheil gegenüber bei ihren 
Ausführungen über ihre rechtliche Existenz und über das Patronats- 
recht des Staats. Bezüglich der Hand- und Spanndienste hebt Klä- 
gerin hervor, dass dieselben nicht Gegenstand des vorliegenden Pro- 
cesses seien. Ursprünglich stellte sie auch die Behauptung auf, dass 
auch diese Dienste kraft einer besonderen hinsichtlich ihrer Kirche 
bestehenden Observanz lediglich vom Beklagten zu leisten seien. Bei 
der letzten mündlichen Verhandlung hat sie diese Behauptung aber 
nicht wiederholt. 

Bezüglich ihres Vorstandes hat Klägerin noch behauptet, dass 
die im Eingang der Urtheilsformel bezeichneten Personen mit Aus- 
nahme des bei der Kirche angestellten und somit von selbst berech- 
tigten Vicars Hardenacke als Mitglieder des Kirchenvorstandes in 
der vorbeschriebenen Weise gewählt seien. Beklagter hat dies nicht 
bestritten. 

Zum Beweise ihrer Behauptungen über ihre Existenz als Cor- 
poration und über die Begründung des Patronatsrechts bezieht sich 
Klägerin auf die Aussagen der nachstehend zu A c — h bezeichneten, 
auf ihren Antrag vernommenen Zeugen und das im Folgenden über 
den Inhalt der vorgelegten Urkunden Qesagte. Sie sucht insbeson- 
dere auszuführen, dass nach den zu Nr. T bezeichneten, die Zeit vor 
dem Jahre 1809 betreifenden Urkunden anzunehmen sei, dass bereits 
im vorigen Jahrhundert eine Kirchengemeinde Lütgendortmund existirt 
und dieser damals auf Grund der gemachten Stiftungen mindestens 
das Recht zugestanden habe, die vorhandene Kirche zu benutzen und 
die Abhaltung gewisser Messen zu verlangen. Ferner sei durch die 
Allerhöchste Gabinets-Ordre vom 29. Mai 1818 (Urkunde II 21) ihre 
Existenz als Corporation fGrmlich anerkannt und seien ihr , falls sie 
etwa bis dahin noch keine Gorporationsrechte gehabt habe, Holche 
durch dieselbe verliehen. Ferner sei ihr durch diese Allerhöchste 
Gabinets-Ordre das Eigenthura des Kirchengebäudes definitiv ver- 
liehen, weil ihr durch dieselbe zur Reparatur der Kirche eine dauernde 
Dotation überwiesen sei. Dass die Allerhöchste Gabinets-Ordre diesen 
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SiDD habe, ergebe sich ans den ihr zu Qrande liegenden Berichten 
der Regierung za Arnsberg vom 10. April, 18. August und 29. De- 
cember 1817 (unten Nr. II 12, 15, 21). Namentlich erhelle es aber 
aus dem in Gemässheit der letzteren von dem Gultus- und dem 
Finanzminister an den König erstatteten Bericht vom 24. April 1818, 
auf welchen die Allerhöchste Gabinets-Ordre erlassen sei. In diesem 
Bericht sei gesagt, dass es zweckmässig sei, den Katholiken von 
Lätgendortmund und Umgegend als einer Filialgemeinde die frühere 
Kirche des säcularisirten Klosters Marienborn zum Eigenthum oder 
zur dauernden Benutzung zu überweisen, dieser Gemeinde ferner eine 
dauernde Dotation für die Unterhaltung des Geistlichen und Kirchen- 
dieners und für die Reparatur der Kirche, sowie die Beschaffung der 
zum Cultus gehörigen Gegenstände zuzuwenden, endlich das Patronats- 
recht bezüglich der genannten Kirche zu erwerben. 

Das Cultusministerium hat es abgelehnt, die von der Klägerin 
gewünschte Abschrift dieses Berichts zu ertheilen. Letztere ver- 
langte nunmehr die Vernehmung des Herrn Gultusministers v. Gossler 
und des Ministerialdirectors Barkhausen als Zeugen über den Inhalt 
des von beiden gelesenen Berichts. Die Genehmigung zur Ablegung 
des Zeugnisses ist aber bezüglich des ersteren von Sr. Majestät dem 
Kaiser und König, hinsichtlich des letzteren von dem ihm vorge- 
setzten Cultusminister versagt. 

Die Klägerin hat sich auch noch auf folgenden Vermerk in 
dem Lagerbuch der Kirche zu Kirchlinde berufen: 

»Im Jahre 1820 den 21. September wurde die vorgenannte 
Kirche (d. h. die zu Lütgendortmund) durch das Vicariat zu 
Deutz im genannten Jahre zur Filialkirche zu Kirchlinde ge- 
macht und der Mutterkirche mit ihrem Vicarins untergeordnet, 
wie in der vorgefundenen Urkunde zu lesen isic 

Dieser Vermerk sei von dem Pfarrer Pötter, der als solcher 
von 1821—1842 zu Kirchlinde fnngirt habe, geschrieben und er 
spreche dafür, dass eine Urkunde vom 21. September 1820 ausser 
der unten zu Nr. VII 4 bezeichneten existire, laut welcher die zu- 
ständige Erzbischöfliche Behörde die Kirche zu Lütgendortmund als 
eine Filiale derjenigen zu Kirchlinde förmlich anerkannt und in wels- 
cher sie nähere Mittheilung über die Genehmigung dieser Qualität 
durch den Staat und das Patronatsrecht des letzteren gemacht habe. 

Die General vicariate zu Paderborn und Cöln sind nach dem 
Antrag der Klägerin um Mitlheilung dieser Urkunde ersucht, sie 
haben aber angezeigt, dass sie eine solche nicht hätten auffinden 
können. 

2* 
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Bezüglich des Znst&ndes im vorigen Jahrhundert bezieht aich 
Elftgerin endlich aaf die nachstehend bezeichneten Angaben in 
t;. &einm*s Westfälischer Geschichte. 

Der Beklagte nimmt zum Beweise seiner Behauptungen auf die 
Aussagen der unten zu A. a. b. aufgeführten, zum ewigen Ged&cht- 
niss vernommenen 2^ugen und auf das nachstehend dargestellte Er* 
gebniss des Urkundenbeweises Bezug. Er sucht aus diesem Material 
herzdeiten, dass es zu einer definitiven Organisation des Kirchea- 
vermögens zu Lütgendortmund nie gekommen sei, dass der Klägerin 
niemals das Eigenihum des Kirchengebäudes überwiesen sei » dass 
feste Grenzen einer Filialgemeinde nicht vorhanden seien und dass 
der Geistliche zu Lutgendortmuud überhaupt oder doch in früherer 
Zeit zur Vornahme von Parochialhandlungen nicht berechtigt ge- 
wesen. Namentlich bezieht er sich auf die Urkunden 

1. vom 1. und 31. März 1811, betr. die blos provisorische Ueber- 
weisung der Kirche (unten Nr. II. 3. 4.), 

2. vom 30. Juni und 29. Juli 1828, betr. das Gesuch um Auf- 
hebung des Parochialnexus zu Kirchlinde und die Ablehnung 
dieses Gesuchs (Nr. II. 28, 29). 

3. vom 27. August 1844 und 2. Januar 1849, betr. den Mangel 
einer Begrenzung der Kirchengemeinde Lütgendortmund (Nr. VI. 
7, 8). 

Wegen dieses Mangels habe man, so bemerkt Beklagter noch, 
nicht einmal die Kosten der im Jahre 1879 erfolgten Beweisauf- 
nahme zum ewigen Gedäcbtniss von der Klägerin beitreiben können. 

Bezüglich der vorgelegten Duplicate der Tauf- und Sterbe- 
register von Lütgendortmund sucht Beklagter auszuführen, dass das 
letztere als ein Kirchenbuch im Sinne der §§. 481 ff. A. L. B. II. 
11 nicht angesehen werden könne, dass als solches vielmehr nur 
dasjenige von Kirchlinde zu erachten sei. Dieses umfasse auch die 
in Lütgendortmund vorgenommenen Taufen und Beerdigungen, wie 
sich aus den vorgelegten Duplicat;en und aus dem eventuell vorzu- 
legenden Original-Kirchenbuch ergebe. Nur das Kirchenbuch von 
Kirchlinde sei von jeher als das massgebende erachtet und deshalb 
seien dem Kreisgericht bezw. dem Amtsgericht zu Dortmund nie- 
mals Duplicate aus dem Lütge ndortmund*er Tauf- und Sterberegister 
mitgetheilt, wie das Amtsgericht auf Eirfordern bestätigen werde. 

Klägerin bemerkt, dass d^ Geistliehe zu Lütgendortmund über 
die von ihm vorgenommenen Taufen und Beerdigungen dem Pfarrer 
zu Kirchlinde Hittheiluog gemacht habe und dass in Folge dessen 
diese Taufen und Beerdigungen in die Kirchenbücher sowohl von 
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Lütgendortmiind wie von Eireblinde eingetragen seien. Deeeenonge- 
achtet ergebe sich aus dem Register von Lütgendortronnd zur Ge- 
nüge, dass sich die Katholiken der von ihr ak zu der Filialgemeinde 
gehörig bezeichneten Ortschaften stets zu der Kirehe in Lütgendort- 
mund gehalten h&tten. 

Gegen die Echtheit der sämmtlichen vorgelegten Urkunden 
und gegen die Richtigkeit der Abschriften ist von keiner Seite irgend 
etwas erinnert. 

Beide Parteien haben ausdräcklieh erklärt, dass sie etwas An- 
deres als das nachstehend Bezeichnete aus den vorgelegten Akten 
bezw. Urkunden nicht zu allegiren hätten. 

Das vorgetragene Ergebniss der Beweisaufnahme ist folgendes: 

Ä. Aussagen der Zeugen. 

Der Leibzäcbter D. H. Zimmermann (geboren im Jahre 1703, 
evangelisch) und der Leibzüchter F. W. Wegmann (geboren im 
Jahre 1800, evangelisch) sind am 19. Mai 1879 zum ewigen Ge- 
dichtniss unter Zuziehung von Vertretern beider Parteien eidlich 
vernommen. Es bekunden, wie vorgetragen ist: 

a) Zimmermann: Es könne bis in die Zeit um das Jahr 1800 
zurückdenken. Bis zum Jahre 1809 sei bei dem Kloster ein Pater und 
ein Vicar angestellt gewesen. Die Katholiken von Lütgendortmnnd 
und Umgegend hätten die zum Kloster gehörige Kirche besucht, um 
an dem Gottesdienst und an der Predigt Theil zu nehmen. Er habe 
gesehen, wie die Katholiken von Lütgendortmnnd mm Taufen v<m 
Kindern und zum Zweck von Trauungen nach Kirchlinde gegangen 
seien. Mit dem Kloster sei eine Schule verbunden gewesen, die 
Kinder seien aber zur ersten Communion nach Kirchlinde gegangen. 

b) Wegmann: Bezüglich der Zeit vor dem Jahre 1809 erinnere 
er sich, dass Patres in der Klosterkirche den Gottesdienst verrichtet 
hätten. Zu dem letzteren seien die Katholiken von Lütgendortmnnd, 
deren Zahl sehr genug gewesen, und die der umliegenden Dörfer ge- 
kommen. Die Taufen und Trauungen seien nach seiner Meinung in 
Kirchlinde vorgenommen. Die katholischen Kinder hätten eine mit 
dem Kloster verbundene Schule besucht; der Unterricht sei seines 
Wissens von einem der Patres des Klosters ertheilt. 

Es haben ferner im vorliegenden Process bekundet: 

c) Pfarrer FeM: Er sei von Herbst 1862 bis Herbst 1872 
Vicar zu Lütgendortmund gewesen. Während dieser Zeit hätten die 
Katholiken von Lütgendortmund, Delwig, Holte, Kley, Oespel, Bü* 
vinghduaen »bis zum Bach,€ Werne und Somborn an Sonn- und 
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Feiertagen die Kirche zu Lütgentfortmund besucht, dort ihre Kinder 
taufen und auf dem katholischen Kirchhof daselbst die Todten be- 
erdigen lassen. Die Trauungen hätten dagegen zu Kirehlinde statt- 
gefunden und die österliche Commnnion sei in Folge einer von den 
geistlichen Behörden ertheilten Dispens nicht, wie an sich Yorschrifts- 
TDftssig in der Pfarrkirche, zu Kirchlinde, sondern meistens zu Lüt- 
gendortmund empfangen. An Sonn- und Feiertagen sei in der Kirche 
zu Lütgendortmund stets ein vollständiger Pfarrgottesdienst gehalten, 
auch sei daselbst Beicht gehört und die Communion gespendet. Die 
katholischen Kinder aus den genannten Orten hätten mit wenigen 
Ausnahmen die katholische Schule zu Lütgendortmund besucht. — 
Die Filialgemeinde sei durch Altersherkommen, wie von den Be- 
theiligten als selbstverständlich angenommen sei, örtlich genau be- 
grenzt gewesen und habe aus den Katholiken der genannten Ge- 
meinden bestanden. 

Während der Amtszeit seines Vorgängers, Vicars Giese, von 
1823—1862 sei der Zustand derselbe gewesen, wie er aus den »Ar- 
chivarien der geistlichen Stelle zu Lütgendortmund ,€ den Kirchen- 
büchern und mündlichen Mittheilungen der Kirchenvorstandsmitglie- 
der Hannemann und Gahlen (beide im Jahre 1862 ungeftbr 60 Jahre 
alt), sowie der Gutsbesitzer Vierhaus erfahren habe. Nur sei der 
katholische Friedhof zu Lütgendortmund erst vor 40—50 Jahren 
angelegt und bis zu der vor ca. 50 Jahren erfolgten Errichtung der 
katholischen Pfarrei Witten sei der Gottesdienst zu Lütgendortmund 
auch von den Katholiken zu Annen- Wullen, Langendreer und Witten 
besucht. Von dem Gutsbesitzer Vierhaus habe er gehört, dass die 
Katholiken, er wisse aber nicht, ob aus dem ganzen Filialbezirk vor 
Anlegung des katholischen Kirchhofs auf dem evangelischen beerdigt 
seien und zwar zuerst von den evangelischen Pfarrern, später von 
dem Vicar Giese. 

d) Vierkaus (geboren c. 1820) : Er sei im Jahre 1827 oder 
1828 nach Bövinghausen gezogen und wisse ganz genau, dass die 
Katholiken aus den Gemeinden Lütgendortmund, Delwig-Holte, Kley, 
Oespel, Bövinghausen, Werne, Somborn und früher die von Annen- 
WuUen, Langendreer und Witten die Kirche zu Lütgendortmund be- 
sucht hätten, sowie dort ihre Kinder hätten taufen und die Todten 
hätten beerdigen lassen. Sein Onkel Friedrich Vierhaus, der im 
Jahre 1807 geheiralhet, habe ihm erzählt, dass die Katholiken aus 
den genannten Gemeinden seit Menschengedenken an Sonn- und 
Feiertagen die Kirche zu Lütgendortmund besucht, sowie, dass die 
Katholiken von Delwig-Holte auf dem evangelischen Kirchhof m 
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Lütgendortmund eine Grube, d. fa. das Recht, dort begraben zu wer- 
den, gehabt hätten. 

e) PUUie (geboren c. 1825): Er erinnere sich, dass seit dem 
Jahre 1836 nnd auch schon vorher die Katholiken aus Lütgendort- 
muud, Delwig-Holte, Eley, Oespel, Bövinghansen, Werne, Somborn 
nnd früher auch die von Annen -WuIIen, Langendreer nnd Witten 
den Gottesdienst in der Kirche zu Lütgendortmund an Sonn- und 
Feiertagen besucht hätten und dass seit der um 1836 erfolgten An- 
legung des katholischen Kirchhofs auch die Todten aus jenen Ge- 
meinden dort beerdigt seien. Früher seien dieselben auf dem 
evangelischen Kirchhof beerdigt, woselbst seine Familie ein Erbbe- 
gräbniss gehabt habe. Der verstorbene Yicar Giese habe stets die 
katholischen Kinder aus Lütgendortmund in der Kirche daselbst ge- 
tauft, ob auch die aus den andern genannten Gemeinden, wisse er 
nicht genau. Von seiner Grossmutter, die 70 Jahre alt geworden 
sei, die er als lOjähriger Knabe noch gekannt und welche bis zu 
ihrer Verheirathung längere Zeit im Kloster gedient habe, habe er 
verschiedentlich gehört, dass die Katholiken aus den genannten Ge- 
meinden die Kirche zu Lütgendortmund besucht, ihre Kinder dort 
hätten taufen und ihre Angehörigen dortselbst hätten beerdigen 
lassen. »Sein Grossvater, der 10 Jahre älter gewesen, als seine Gross- 
mutter, habe ihm erzählt, es seien früher die Verhältnisse immer so 
gewesen. 

f) Wittwe Sümpelmann geb. Pieper (um 1828 geboren): Sie 
erinnere sich aus der Zeit vor dem Jahre 1849, bis wo sie in Werne 
gewohnt habe, dass die Katholiken von Werne stets die Kirche zu 
Lütgendortmund besucht hätten. Auch habe sie damals in dieser 
Kirche oft Bekannte aus Lütgendortmund, Delwig-Holte, Oespel nnd 
Bövinghansen gesehen. Die verstorbenen Katholiken ans Werne 
seien bis zum Jahre 1849 ihres Wissens stets zu Lütgendortmund 
beerdigt und zwar anfänglich auf dem für die Katholiken und 
Evangelischen gemeinschaftlichen Kirchhof, später anf dem neu an- 
gelegten katholischen. Seit 1849 seien mehrere Mitglieder ihrer 
eigenen Familie und der Familie von Rump aus Delwig-Holte auf 
dem katholischen Kirchhof zu Lütgendortmund beerdigt. Von ihrem 
Grossvater, der 86 Jahre alt geworden sei und ihres Wissens stets 
in Werne gewohnt habe, sei ihr mitgetheilt, dass er und seine Vor- 
&hren auf dem Hof zu Werne stets die Kirche zu Lütgendortmund 
besucht hätten und dass zu einer Messe, die sie schon immer ge- 
habt, eine zweite gestiftet sei, zu welcher sie und Vierhaus aus 
Hote bezahlt hätten. 
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g) Die Haushälterin Pia weiss nur, dass die Katholiken aas 
ihrem Geburtsort Witten um 1836--1838 die Kirche zu Lütgen- 
dortmnnd besucht hätten und dass ihrer Meinung nach die katho- 
lischen Kinder aus Witten dort getauft und bis etwa zum Jahre 
1840 die verstorbenen Katholiken aus Witten auf dem Kirchhof zu 
Lütgendortmund beerdigt seien. Ihr Vater, der ca. 40 — 50 Jahre 
älter gewesen als sie, habe ebenfalls stets die katholische Kirche zu 
Lütgendortmund besucht. 

h) Bormann: Seit dem Jahre 1847, von wo ab er in Lütgen- 
dortmund gewohnt, habe er stets gesehen, dass Leute aus diesem 
Ort, sowie aus Delwig-Holte, Oespel, Bövinghausen und Werne und 
in den letzten Jahren von Somborn und Kley die katholische Kirche 
zu Lütgendortmund besucht hätten, sowie dort ihre Kinder hätten 
taufen und die Todten beerdigen lassen. Seine Frau sei in Lütgen- 
dortmund geboren. Sein Schwiegervater, der im vorigen Jahrhundert 
geboren und Mitglied des Kirchenvorstandes gewesen sei, habe ihm 
erzählt, dass immer die Leute »die dahin gehörtet auch zu Klosters 
Zeiten die katholische Kirche zu Lütgendortmund besucht und Kinder 
dort hätten taufen und Todte beerdigen lassen. 

Es wird hier noch bemerkt, dass sich die Aussagen der Zeugen 
Zimmermann und Wegmann (oben zu a und b) aus den nachstehend 
zu M. bezeichneten Akten der Königl. Regierung zu Arnsberg ergeben. 

B. Ergebniss des ürkundenbewcises. 

1. Folgende Akten sind vorgelegt: 

A. Betr. das Gesuch der Katholiken zu Lütgendortmund wegen 
Beibehaltung des Gottesdienstes, Fach 103 Nr. 427 de 1809, 

B. Betr. das Kirchenwesen der katholischen Gemeinde zu Lüt- 
gendortmund. Sect. II L. Nr. 10 de 1826, 

G. Betr. die Erbauung eines Schulhauses zu Lütgendortmund. 
Fach 194 Nr. 333 de 1816 vol. I., 

D. Betr. das katholische Kirchengebäude zu Lütgendortmund. 
K. 194 Nr. 1132 de 1844 vol. I., 

E. Betr. Besetzung der Schulvicarienstelle zu Lütgendortmund. 
K. 103 Nr. 426 de 1818, 

zu A--E: Akten der Königlichen Regierung zu Arnsberg; 

F. Betr. die Schulvicare zu Lütgendortmund. vol. L II., 

6. Betr. das Kireheninventar und die kirchlichen Gebäude zu 
Lütgendortmund, 

zu F und O: Akten des Bischöflichen Generalvicariats zu 
Paderborn, 
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H. Akten der Klägerin betr. die Filialkirche zu Lütgendorfcmund, 

J. Akten des Königlichen Landrathsamts zn Dartmood betr. das 
katholische Kirchenwesen zu Kirchlinde nnd Lfitgendortmund, 

K. Akten der Pfarrei Kircblinde über die katholische Filial- 
kirchengeroeinde zu Lntgendortmnnd, 

L. Akten der Klägerin betr. die katholische Schule, die Küster- 
wohnnng, Fontaine etc., 

M. Akten der Königlichen Regierung zn Arnsberg betr. Pro- 
Yocation der katholischen Gemeinde zn Lütgendortmund anf Beweis- 
aufnahme znro ewigen Gedächtniss. Fach 256 Nr. 22 de 1879, 

N. Akten des GeneraWicariats zn Paderborn betr. das Patronat- 
recht über die geistlichen Stellen im Begiernngsbezirk Arnsberg. 

Diese Akten sind nachstehend der Kürze halber mit den Buch- 
staben A. B. C. F. I. F. II. u. s. w. bezeichnet. 

Aus diesen Akten und der bei den Processakten befindlichen 
Urkunde vom 5. April 1852 ist ausser den oben erwähnten Aus- 
sagen der Zeugen Zimmermann und Wegmann (vgl. die Akten zu M.) 
Nachstehendes vorgetragen, wobei bemerkt wird, dass das Datum 
jeder Urkunde im Eigang bei jeder Nummer augegeben ist. 

I. Urkunden , welche die Zeit nor dem Jahre 1809 betreffen : 

1. 26. September 1678 (K. 1). Der Drost von Strunchede ver- 
bietet das Taufen, Gopuliren, Proclamiren im Kirchspiel Lütgendort- 
mund seitens der Patres des Gatharinenklosters zu Dortmund. 

2. 16. Juli 1686 (K. 2). Die Regierung zu Cleve genehmigt 
Namens des Kurfürsten Friedrich Wilhelm die Ausübung von Pa- 
rochialhandlungen durch einen katholischen Pfarrer zu Kirchlinde. 

3. 26. October 1703 (K. 8). v. Strunchede rügt, dass ein 
Pater des Klosters zu Lütgendortmund ein Kind getauft habe, und 
er verbietet ßr die Zukunft das Taufen bei Strafe. « 

4. 17. November 1703 (K. 8). Der Pater des Klosters zu 
Lütgendortmund remonstrirt gegen die Verfügung zu Nr. 3, weil in 
dem Kloster ein ezerciüum pMicum religionis catholicae stattfinde 
und der evangelische Pfkrrer zu Lütgendortmund wegen der Bestim- 
mung im Art. 10. §. 7. des Religionsrecesses (vom 26. April 1672) 
solchen Handlungen , zu welchen er, der Pater, »specialis commissio 
von dem pastore in Kirchlinden als indubitato postors Catholtcorum 
in Lütgendortmund erhalten habe, nicht widersprechen künne. 

5. 18. November 1704 (K. 3). v. Strunchede rügt nochmals, 
dass im Kloster zu Lütgendortmund ein Kind getauft sei, und ver- 
bietet das Taufen fär die Zukunft 

6. 8. November 1780 (K. 4). Bin Katbelik m Delwig (Kooh 
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Koller) bittet den Pfarrer zu Eirchlinde um Erlanbniss , dass sein 
Kind \m Kloster za Ldtgendortmund getauft werde. 
Die Genebmigang wird alsbald ertheilt. 

7. 4. April 1758 (K. 7). Die Wittwe v. Droste geb. v. Delwig 
bittet den Pfarrer zu Kirchlinde um die Erlaubuiss, »hierc (an- 
scheinend in Delwig) ihre österliche Gommunion abhalten zu dürfen, 
weil sie nicht nach Lütgendortmund kommen könne. 

8. Ohne Datum (K. 6). Dieselbe Wittwe v. Droste bittet den 
Pfarrer zu Kirchlinde um Erlaubniss, ihre österliche Gommunion in 
Lütgendortmund abhalten zu dürfen. 

9. 16. September 1778 (K. 9). Der evangelisch-lutherische 
Pfarrer zu Lütgendortmund gestattet die Ausfolgung der Leiche des 
Katholiken Vierhaus zu Holte zur Beerdigung auf dem katholischen 
Kirchhof zu Kirchlinde mit dem Bemerken, dass ihm in derartigen 
Fällen statt der einfachen die doppelten jura gebührten. 

10. 20. März 1780 (K. 10). Der Pater confessarius Gramer 
zu Lütgendortmund ersucht den Pfarrer zu Kirchlinde um die Ge- 
nehmigung, dass drei zur ersten Gommunion vorbereitete Knaben 
und »wer von den Kloster-Knechten und Mägden nicht könnte ab- 
kommen« ihrer österlichen Pflicht im Kloster zu Lütgendortmund 
genügten. 

11. 9. April 1744 (A. 35 und B. 80, identische Abschriften). 
Mortis causa donatio des Jobst Lackmann zu Herten. Dieser schenkt 
dem Kloster zu Lütgendortmund 500 Thlr. und was er an Forder- 
ungen über diese Summe hinaus hinterlassen werde, zum Zweck der 
Verbesserung des Gottesdienstes. Er bemerkt zur Motivirung: 

»wo es bekannt, dass im Märkischen Lande zu Lütgendortmund 
»den Katholischen bei den allda befindlichen Kloster-Junfern 
»ordinis minoris st Francisci nur allein Sonn- und Feiertage 
»das hohe und feierliche Messamt gehalten wurde, ohne dass 
»dazu allda alle Ghristkatholischen Seelen erscheinen konnten . .« 

Dann sagt er, die 500 Thlr. sollten dem Kloster zufallen 
»mit dieser condition, dass von der Abnutzung alle Sonn- und 
»Feierts^e zar höchsten Ehre Gottes und der heiligsten Drei- 
»faltigkeit eine Frühmesse gelesen werden solle und zwar so 
»lange als Himmel und Erde und das Kloster sieht.^ 

Unter dieser Urkunde befinden sich zwei Quittungen des Gon- 
fessarius Weckinghoff und der »Bemardina Bergenthal, Mutter,« 
wonach Jobst Lackmann am 7. Mai 1745 die Summe von 260 Rthlr. 
ond am 20. Mai 1746 den Betrag von 190 Rthlr. »auf dieses Testa- 
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ment abgelegte habe. Ausaerdeni ist notirt »den 15. April 1747: 
50 Bthlr.« 

12. 5. August 1817 (A. 143). Der Domftnen-Rentmeiser Geissei 
za Bochnro berichtet an die Regierung zu Arnsberg bezüglich der 
bei dem Kloster zu Lfitgendortmund bestehenden Fundationen: 

Der Gottesdienst einer Frühmesse sei nar theilweise für 
fondirt zu erachten, nämlich 

a) durch SO Thir. jftbrlich aus einer Stiftung des Doro- 
deehanten v. Landsberg, die früher gegen Quittung eines Dom- 
▼icars zu Münster, die aber seit 1808 oder 1809 nicht gezahlt 
seien, yerlantlich deshalb, weil seit Aufhebung des Klosters die 
Abhaltung der Frühmesse und die Ertheilung des Schulunter- 
richts in's Stocken gerathen sei. 

b) Von dem Lackmann'schen Legat ad 765 Thlr. sei nichts 
mehr zu erwarten, weil solches vor langen Jahren zur Bezahlung 
▼on Klasterhauschuldm verwendet sei. 

Ausserdem seien in einem Testament der Eheleute v. Delwig 
vom 7. Juli 1727 100 Thlr. für zwei Gebete und vier Messen 
j&hrlich und in einer anderen Disposition von Eheleuten v. Del- 
wig seien 300 Thlr. für Oel zur Unterhaltung des ewigen Lichts 
legirt 

13. 2. Juli 1810 (A. 44). Der Grossherzoglisch Bergische 
Finanzminister theilt dem Minister des Innern über die Fundationen 
bei dem Kloster im Wesentlichen dasselbe mit, was in dem Bericht 
zu Nr, 12 erwähnt ist. 

14. .17. Juni 1809 (H. 2). Der Franziskaner Edmundus Köster 
bezeugt, dass seit uralten Zeiten in dem Kloster zu Lütgendortmund 
die Schuljugend unterrichtet sei und dass er seit dem Jahre 1785 in 
dem Kloster den öffenüichen Kirchendienst versehen und den Unter- 
richt ertheilt habe. 

15. 30. September 1814 (A. 67). Der Beigeordnete Wupper 
berichtet auf ein an den Bürgermeister zu Lütgendortmund gerichtetes 
Rescript des Landesdirectors von Romberg über Gottesdienst in dem 
Kloster: Bei dem Kloster hätten früher zwei Patreis fungirt; einer 
habe Messe gelesen, gepredigt, das Abendmahl ausgetheilt und 
andere religiöse Handlungen vorgenommen, der andere habe die 
Kinder unterrichtet und Frühmessen in der Klosterkirche gelesen. 

16. Nach der in den Akten A fot. 31 ff. in Abschrift be- 
findlichen »Anmerkung • etlicher denkwürdiger Sachen, c die der 
Prftfekt von Romberg in einem Bericht vom 23. Januar 1810 als 
eine im Kloster ermittelte Urkunde bezeichnet and die nach der 
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Schreibweise jedenfalls aus sehr alter Zeit stammt, hat das Kloster 
das ihm von dem Chürpfälzischen und Brandenbargischen Commissar 
im Jahr 1675 angebotene jus parochiae anzanehmen geweigert, »da- 
hero die katholische Pfarr nach Kirchlinden verlegt worden, als wer- 
den von hiesigen P. P. Confessarins die benachbarten Kranken nur 
mit der Weihspeise und die Gesunden mit der österlichen Com- 
mnnion Tersehen nur aus Commission und mit Gonsens des zeitlichen 
Pastoris zu Hirchlinden.« Wegen der Notktanfen in den Häusern 
der Katholiken sei Streit mit den hitherischen Predigern entstanden. 
— Seit dem Jahre 1624 hätten die Schwestern und die Patres Con- 
fessarii die Schulkinder unterrichtet. Im Jahre 1688 habe sich die 
lutherische Oemeinde dieserhalb in Cleve beschwert, es sei aber die 
Schulgerechtigkeit dem Kloster uneingeschränkt belassen. 

II. Urkunden , welche sich auf die seit dem Jahre 1809 von 
der Orossherzoglich Bergischen und der Königlich Preussischen Staats- 
regierung bezüglich des Kirchenwesens zu Läigendorhnund getrof" 
fenen Dispositionen beziehen. 

1. 17. December 1809 (A. 22). c Bittschrift der katholischen 
Glaubensgenossen in den Dörfern Lütgendortmund, Werne, Böving- 
hausen etc.« unterschrieben von Nagel (Rentmeister zu Delwig), 
Vierhaus und Tnrck. In derselben wird der Präfect des Buhr- 
departement v. Romberg ersucht, dafür zu sorgen, dass die Kirche 
des Klosters zu Lätgendortmund als Hauptkirche oder Pfarrkirche 
für die Katholiken der Mairie zu Lütgeodortmund und Witten 
etablirt, mindestens aber, dass diese Kirche den Bittstellern als 
Füialkirche bdassen werde. * 

2. 2. Juli 1810 (A. 44). Der Bergische Finanzminister und 
Kaiserliche Commissar Beugnot theilt dem Minister des Innern mit 
Rücksicht auf die stattgefundenen Untersuchungen über die Kloster- 
kirche seine Ansicht dahin mit , dass die Kirche nie als eglise pch 
roissiale erachtet sei, 

3. 1. März 1811 (A. 63). Derselbe Finanzminister theilt nach 
einer weiteren Correspondenz dem Minister des Innern mit: 

»Je consens ä ce que la commune de Lutgendortmund se 
serve provissoiremeni et jasqu'ä disposition ult^rieure 

1^ de VegUse du eonvent pour Texercise du culte paroissialcy 

2^ du b&timent dit »Paterhaust pour y loger le cur^ et le 
maitre d'^oole, 

3^ du b&timent dit »Sehnlhausc pour une salle d4nstraction 
taute tm k la Charge par ht partie prenante de payer les oob« 
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tributioos et les frais d'assurance de cea bätinoents ainsi qae les 
reparations indispensables. € 

4. 31. März 1811 (A. 62). Unter Bezagnabme auf das zu 
Nr. 3 bezeichnete Schreiben Tom 1. 3. beauftragt der Minister des 
Innern den Pr&fecten des Ruhrdepartements , den Inhalt des Schrei- 
bens der Gemeinde mitzutbeilen >nnd die Bedingung der provisori- 
schen Einränmnng vollziehen zu lassen.« Er wolle dem Kaiser den 
Decretsentwurf zur Schenkung der Kirche, des Pater- und des 
Schulbauses vorlegen. »Ueber die vorgeschlagene Verlegung der 
Pfarrhircke nach Lütgendortmund Isann vor der Hand und bis 
Se. Majestät der Qemeinde die Kirche mit den beiden Qebäuden 
geschenkt haben wird, kein Beschluss getasst werden.c 

5. 8. April 1811 (A 64). Der Präfect beauftragt den Maire 
von Ltttgendertmund , dem Rescript zu Nr. 4 gemäss »der kalho- 
Uscben Gemeinde das Erforderliche zu eröffnen und die Bedingung 
der provisorischen Einräumungen in Vollzug zu stellen. < 

5». 3. Juni 1812 (H. 13). Der Bergische Minister ertheilt 
>den Deputirten Vierhaus, Türck et cons. zu Lutgendortmund auf 
ihre Immediat- Vorstellung vom 20. Mai zum Bescheid, dass er sich 
bewogen gefunden habe, ihrer katholischen Gemeinde für den zeit- 
lichen Geistlichen einen secours von 300 francs zu bewilligen.« 

6. 21. November 1814 (A. 73). Der Landesdirector (frahere 
Präfect) V. Romberg berichtet an den Civil- Gouverneur v. Vincke 
zu Mftnater über den katholischen Cultus in Lätgendortmund und 
Kirchliude. Er bemerkt dabei, dass der Bergische Finanzminister 
den katholischen Eingesessenen zu Lutgendortmund und Umgegend 
bis auf nähere Verfügung den Gebranch der Klosterkirche, des 
Pater- und Schulhauses gestattet und dass die Bergische Regierung 
für einen Geistlichen einen secours von 300 fr. bewilligt habe. Es 
sei nun nicht unzweckmässig dem Wunsch der Eingesessenen von 
Lutgendortmund, die dortige Kirche zur iy*arrkirche zu erheben, zu 
willfahren. Jedenfalls dürfe der katholische Gottesdienst zu Lutgen- 
dortmund, ohne dass den umliegenden Eingesessenen die Befriedigung 
ihrer religiösen Bedürfnisse auf's höchste erschwert werde, nicht ein- 
gehen. Es sei rathsam« wie dies vom Gouvernement kürzlich in Hin- 
sicht auf Wattenscheid geschehen , jenen anderen Plan bis zur (7e- 
«ammtorganisation des kirchlichen Wesens aufzuschieben, einstweilen 
aber den Gottesdienst in den Kirchen zu belassen und den Geist- 
lichen Risse mit 600 fr. zu salariren. 

7. 11. Januar 1815 (A. 81). Der Civilgouvernenr antwortet 
dem Landesdirector, die Vereinigung der Pfarre zu Kirchlinde mit 
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der Kirche zq LfitgendortmuDd erscheine zvfar angemessen, doch 
müsse zuerst die Qemeinde Eirchlinde and der dortige Pfarrer Ziliken 
gehört werden. 

8. 28. Januar 1815 (A. 88). Der Pfarrer Ziliken spricht sich 
dem Landesdirector gegenüber sehr entschieden gegen die Erhebung 
der Kirche zu Lütgendortmund zur Pfarrkirche aus. Vergl. VI. 9. 

9. 18. Juni 1815 (A. 102). Der Landesdirector berichtet an 
den Civilgouverneur, dass sich wegen Vereinigung der Pfarre zu 
Kirchlinde mit der Kirche zu Lütgendortmund Schwierigkeiten erhoben, 
weshalb dieser Qegenstand der künftigen Organisation des Gultus am 
Besten vorbehalten werde und bis dahin beide Kirchen wohl bestehen 
bleiben konnten. 

10. 17. Februar 1816 (A. 115). Nachdem eine weitere Unter- 
suchung über das Kirchenwesen zu Lütgendortmund stattgefunden, 
bestimmt der nunmehrige Oberpräsident v. Vincke, dass, weil weder 
die Kirche zu Lütgendortmund noch die zu Kirchlinde zur Aufnahme 
aller dahin zu verweisenden Pfarrkinder geräumig genug sei und 
auch nicht dazu geschickt gemacht werden könne, weil ferner die 
Einziehung einer der beiden Kirchen auf grossen Widerspruch der 
Eingepfarrten stossen werde, — dass deshalb der Vereinigungsplan 
für jetzt aufgegeben und es von der künftigen Kirchenorganisation 
abhängig gemacht werden solle, ob er wieder aufzunehmen. Es 
bleibe daher für jetzt bei der bisherigen Verfassung. 

11. 16. December 1816 (A. 126). »Bittschrift der katholischen 
Glaubensgenossen in den Dörfern Lütgendortmund, Werne, Böving- 
hausen etc.c an die Königliche Regierung zu Arnsberg. Es wird ge- 
beten nicht nur um »Beibehaltung der Kirche und Schulec zu Lüt- 
gendortmund, sondern auch darum, dass dem » Pfarrer < Risse ein 
angemessenes Salair und die freie Benutzung des s. g. Pater-Gebäudes 
und Gartens gestattet und den Petenten der kleine Kirchhof be- 
lassen werde. 

12. 10. April 1817 (A. 131 f.). Bericht der Regierung zu 
Arnsberg an den Minister des Innern. Es wird in demselben aus- 
geführt, in Lütgendortmund habe ein Nonnenkloster existirt, in wel- 
chem zwei Franziskaner als Geistliche fungirt hätten , einer als 
i3eichtiger des Klosterpersonals und der andere als Primissar und 
Schullehrer. Als die Bergische Regierung im Jahre 1809 das Kloster 
autgehoben, seien die katholischen Bewohner von Lütgendortmund und 
Umgegend, die sich bis dahin der Klosterkirche als einer Füicdkirche 
von Kircblinde, wo die Hauptpfarrkirche sei, sowie der Schule be- 
dient hätten, auf einmal wegen des Gottesdienstes und Schulunter- 



Entiiehung einer Filialgemeinde an einer Klosterkirche. 31 

lichtes in Verlegenheit gesetzt and sie hätten sich um Beibehaltung 
der FUialkirehe und Schale an das damalige Goavernement gewandt. 
Hierauf hätten die »Deputirten« von Lätgendortround von dem Ber« 
gischen Minister des Innern anter dem 3. Juni 1812 den Bescheid 
erhalten, dass der kcUhclischen Gemeinde für den zeitlichen Qeist- 
liehen einen secours von 300 fr. bewilligt sei. Jetzt habe die Qe- 
meinde bei der Regierung beantragt, dem geistlichen Schallehrer 
Risse ein fixes Salair^ freie Wohnung im sg. Patergebände , sowie 
unentgeltliche Benutzung des Pater- und kleinen Gartens und des 
kleinen Kirchhofs zu gestatten. »Da es als anerkannt nolhwendig 
anMunehmen , dass diese FUudkirche fortbestehen müsse , so werde 
vor der Hand beantragt, dass dem p. Risse eine Unterstützung von 
300 fr. jährlich gezahlt werde. Inzwischen solle noch untersucht 
werden, ob Localfonds an Stiftungen etc. vorhanden seien. 

13. 31. Mai 1817 (A. 139i>). Bescheid der Minister des In- 
nern und der Finanzen an die Regierung zq Arnsberg : Es sei nichts 
dabei zu erinnern, dass dem geistlichen Schullehrer zu Lfltgeudort- 
mund pro 1816 300 fr. und vom Jahre 1817 an ein angemessenes 
jährliches Fixum als Zosehuss zu den SQhulgeldern etatsmässig be- 
willigt und die fernere freie Benutzung des Patergebäudes, sowie des 
Pater- und des kleinen Gartens nebst Kirchhof gelassen werde. 
Wegen der H5he des Fixi würden Vorschläge der Regierung erwartet. 

14. 14. Juli 1817 (A. 140). Die Regierung veranlasst den 
Domainen-Rentmeister Qeissel zu Bochum zum Bericht über die Lo- 
calfonds und die Leistungsfähigkeit der Gemeinde etc. mit der Mo- 
tivirung, dass es auf die definitive Regulirung des Kirchen- und 
Schulwesens in Lütgendortmund ankomme. 

p. Geissei berichtet unter dem 5. August 1817 (vgl, die Urr 
künde zu I. 12). 

15. 18. August 1817 (A. 148). Bericht der Regierung zu 
Arnsberg an die Minister des Innern und der Finanzen: 

Die Localfonds (welche dem Geissel'schen Bericht gemäss an- 
gegeben werden) seien sehr gering und bei der Regulirung des 
Kirchen- oder Schulwesens wenig oder gar nicht in Anschlag zu 
bringen. In Erwägung sämmtlicher obwaltender Umstände werde 
folgender Etat für Lütgendortmund vorgeschlagen: 

1. für den Geistlichen als Seelsorger und Schullehrer 300 Thlr. 

2. dem Kirchendiener, der zugleich Organist sei . . 90 „ 

3. zur Beparatur der Kirche^ Unterhaltung und Be- 
schaffung der zum Cultus nothwendigen Gegen- 
stände, als Wein, Wachs, Paramente, Leinwand n. s. w. 60 ^ 

Sa . . . 450 Tblr. 
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Es sei zwar versucht, die Gemeinde zu jährlicheo Beitrftgeo 
mit herao zu ziehen, diese sei aber zu dürftig uod behalte ohnehin 
noch die Last der Unterhaltung des Schul- und Pfarrgebäudes. 

16. 15. October 1817 (A. 150). Die Minister verlangen ausser 
diesem Bericht weitere Aufklärung wegen der Höhe der einzelnen 
Sätze, da der Geistliche bisher nur 300 fr. bezogen und die Kirche 
wie die Schule bis dahin ohne die beantragten Zuschüsse bestanden 
habe und deshalb noch andere Fonds existiren müssten oder die 
Oemeinäe mehr leisten könne als geschildert sei. 

17. 8. November 1817 (A. 152, J. 16). Die Regierung ver- 
anlasst den Landrath zu Dortmund zum Bericht über die Looalfonds 
und darüber, »ob die katholischen Gemeindemitglieder, welche sich 
zu der Kirche und Schule zu Lütgendortmund halten müssen, nicht so 
vermögend seien, dass sie einen jährlichen Beitrag zum Unterhalt des 
Geistliehen und zur Beibringung der Kirchenbedürfnisse leisten können. < 

18. 21. November 1817 (J. 16). Der Landrath fordert diesem 
Rescript gemäss weiteren Bericht von dem Bürgermeister zu Lütgen- 
dortmund. 

19. 6. December 1817 (J. 17). Der Bürgermeister ülasen be- 
richtet auf diese Verfügung: Es eiistirten keine Fonds der katho- 
lischen Kirche. Dies sei erklärlich, »weil die bisherige koÜuAische 
^Gemeinde zu Lütgendortmund nur mit Bewilligung der Mutterkirche 
»Kirchlinde, zu der alle Glieder jener als Pfarrkinder gehören, ihre 
»Existenz behauptet. Der bisherige Geistliche Franz Risse war rück- 
»sichtlich aller seiner Amtshandlungen von der Erlaubuiss des Pfar* 
»rers Ziliken zu Kirchlinde abhängig und fungirte nur unter seiner 
»Curatel. Diese FUialkircke hat sich nun erst seit dem Jahre 1812 
»durch die Besoldung des bereits angesetzten Geistlichen Risse con- 
»stituirt, seit welcher Zeit keine besonderen Dotationen für dieselbe 
»begründet sind.« Ein Verzeichniss der Mitglieder der katholischen 
Gemeinde mit Angabe ihrer Vermögensumstände (vgl. darüber unten 
Nr. VI 2) werde beigelegt. Es ergebe sich daraus, dass die Ge- 
meinde nicht im Stande sei, für den Geistlichen zu sorgen. Der 
Geistliche Risse hat sich kümmerlich durchgeholfen und die Gemeinde 
habe sich über ihre Kräfte angestrengt, denselben zu unterhalten 
und für die Erhaltung der Kirche und des Wohnhauses zu sorgen. 
Die Quelle zur Dotation der Stelle biete das supprimirte und zur 
Domaine geschlagene nicht unbedeutende Kloster Marienborn zu 
Lütgendortmund. 

20. 11. December 1817 (J. 21). Der Landrath theilt eine Ab- 
schrift des vorstehenden Berichts der Regierung mit und bemerkt, 
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dass «r dem Bürgermeister eine genaae UntersQchang zur Pflicht 
gemacht habe. Zugleich versichert er, dass seine eigene sorgfältige 
üntersachang durch Vernehmung der lutherischen Prediger ijind 
mehrerer Eingesessener zu Lutgendortmund zu demselben Resultat 
getübrt habe. 

20». 29. December 1817 (A. 158). Diesen Bericht des Land- 
raths überreicht die Regierung den Ministern des Cultus und denr 
Finanzen und berichtet ihrerseits Folgendes: Die katholischen Glau- 
bensgenossen zu Lutgendortmund und (Tmgegend, die übrigens nach 
Kirchliude eingepfarrt seien, hätten früherbin Gottesdienst und Schul- 
unterricht in dem Kloster Marienborn gehabt. In den Berichten vom 
10. April und 18. August 1817 habe sie die Verhättnisee dieser 
Filialgemeinäe auseinander gesetzt, die sie zu dem Resultat fährten, 
dass die Betbehaltung dieser FUialkirche noth wendig, dass aber die 
Gemeinde zu dürftig sei , zu diesem Behuf etwas Bedeutendes bei- 
zutragen. In Folge des Rescripts vom 15. October 1817 habe sie 
durch den Landrath Hiltrop nochmalige Untersuchungen anstellen 
lassen. Das Resultat derselben sei, dass keine Localtonds vorhanden 
seien, aus welchen nur etwas weniges genommen werden könne und 
dass die katholischen Glaubensgenossen bis auf wenige lauter unbe'- 
mittelte Leute seien, welche nicht im Stande, etwas Bedeutendes zum 
Unterhalt des Geistlichen beizutragen und die gleiehwohl, um den 
Gottesdienst und die Schule beizubehalten, sich über ihre Kräfte an- 
gestrengt und mit eben dieser Anstrengung für die Unterhaltung der 
Kirche und des Wohnhauses gesorgt hätten. Ans dem beigefügten 
Bericht des Landraths sei jede einzelne Fan^ilte mit ihren Vermögens- 
umständen zu ersehen. Daher werde der Antrag vom 18. August 
1817 wiederholt und bemerkt, dass die definitnie Regnlirnng des 
Kirchen- und Schulwesens um so dringender geworden sei, weil der 
bisherige Geistliche Risse seine Stelle verlassen wolle. 

21. 29. Mai 1818 (A. 182). AUerhöehste Cabinetsardre an 
die Staatsminister Frhr. v. Altenstein und v. Klewiz: Die in Ihrem 
»gemeinschaftlichen Bericht vom 24. v. M. nachgesuchte Dotation 
»von 450 Thlr. jährlich für die katholische Pfarre und Schule zu 
»Lutgendortmund im Arnsberg'schen Regierungsbezirk will ich aus 
»den Ueberschfissen der Revenuen des vormaligen Klosters Marien- 
»born daselbst bewilligen und Ihnen, dem Finanzminister, die An- 
»weisnng des Betrages überlassen. 

»Berlin, den 29. Mai 1818. 
»Vermöge seiner Königlichen Majestät Vollmacht und höchsten Be- 
»fehls während Ihrer Abwesenheit. (gez.) von Hardenberg.! 

▲rohiT für Kirehenreoht. LXVUL 3 
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22. 12. Juni 1818 (A. 183). Der Minister für geistliche etc. 
Angelegenheiten v. Altenstein und der Finanzminister v. Elewiz über- 
senden diese Allerhöchste Oabinetsordre der Regierung mit dem Auf- 
trag, die Auszahlung der bewilligten 450 Thlr. mit 300 Thlr. an 
den Geistlichen und Schnllehrer, 90 Thlr. an den Organisten und 
Kirchendiener und 60 Thlr. an sonstigen Cultuskosten vom 1. Juni 
1818 ab zu verfügen. 

23. 23. April 1819 (A. 201 f.). Die Regierung weist die 
Hauptkasse mit Rücksicht auf die Urkunden zu Nr. 21 und 22 an, 
die für die Zeit vom 1. Juni bis Bude December 1818 von den be- 
willigten 450 Thlr. verfallenen 262 Thlr. 12 Sgr. an den katho- 
lischen Kirehen* und Schnlvorstand zu Lütgendortraund zu zahlen, um 
daraus die Adrainistrationskosten während der Vacanz zu bestreiten, 
den Organisten und Küster zu befriedigen und das Uebrige für die 
Kirche zu verwenden. Für das Jahr 1819 seien dem neu ernannten 
Vicarius Bergenthal 300 Thlr. und dem Kirchenvorstand seien für 
den Organisten und Kirchendiener 90 Thlr., sowie zu den Cultus- 
kosten 60 Thlr. zu zahlen. 

Gleichzeitig übersendet die Regierung die Allerhöchste Oabinets- 
ordre vom 29. Mai 1818 nebst einer Verfügung wonach diese »dem 
gesammten Kirchenvorstand zur Aufbewahrung im Kirchenarcbivc 
mitgetheilt wird, an den Erzbischöflichen Commissar Brockhof zu 
Wattenscheid mit dem Ersuchen, die Allerhöchste Oabinetsordre »dem 
Pfarrer zu Kirchlinde und dem übrigen Kirchenvorstaud zu Lütgen- 
dortmund zu übermitteln. 

Ebenso benachrichtigt die Regierung den Generalvicar v. Oaspars 
zu Deutz, dass durch die Allerhöchste Oabinetsordre vom 29. Mai 
1818 die Füialkaplanei und Schulstelle zu Lütgendortmund mit 450 
Thlr. dotirt sei. 

(Die Verzögerung in «1er Ausfahrung der Allerhöchsten Oabinets- 
ordre war nach einer Notiz in den Akten A. fol. 184 dadurch ver- 
anlasst, dass man die Wiederbesetzung der Stelle abwarten wollte). 

24. 2. September 1823 (E. 48). Der Oberpräsident ersucht die 
Regierung um Auskunft, ob bei Gelegenheit des Abgangs des katho- 
lischen »Pfarrersc in Lütgendortmund (nämlich des Vicars Ekel) 
nicht eine Vereinigung der beiden »Pfarrbezirkec Lütgendortmund 
und Kirchlinde stattfinden könne. 

25. 28. November 1823 (B. 48). Die Regierung antwortet, 
dass nach ihrer Ansicht weder die eigentliche Pfarrkirche zu Kirch- 
linde noch die Kirche zu Lütgendortmund als »Filialkirchec ent- 
behrt werden könne. 
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26. 13. December 1823 (B. 53). Der Oberpräsident rescribirt 
an die Regierang, er erwarte, dass die Gelegenheit nicht versäamt 
werde, die kirchlichen Verhältnisse der Stellen za Lutgendortmund 
und Kirchlinde fest zu regnliren. 

27. 13. Januar (B. 53). Die Regierung registrirt lediglich 
zu diesem Rescript, dass die Stelle zu Lutgendortmund von dem 
Geistlichen Giese einstweilen administrirt werde (vgl. VI. 7) und dass 
das Verhältniss der Stelle zu der in Kirchlinde das sei, dass der 
Vicar in Lutgendortmund an Sonn- und Feiertagen Gottesdienst mit 
Predigt halte, die Kranken der Umgegend mit den Sterbesacramenten 
versehe und die Schuljugend unterrichte. Dies könne in der näch- 
sten Präsentationsurkunde zum Ausdruck gebracht werden. 

28. 30. Juni 1828 (A. 213). Gesuch des »katholischen Kir- 
chenvorstandes zu Lütgendortmnnd und der sich zur katholischen 
Kirche daselbst haltenden, zu Kirchlinde eingepfarrten Katholiken« 
an die Regierung um Trennung von dem Parocbial-Nexus zu Kirch- 
linde. Es wird in demselben bemerkt, in der zu grossen Entfernung 
der ausserhalb des Dorfs Kirchlinde liegenden Orte und darin , dass 
mit der katholischen Kirche zu Lötgendortmund bisher keine Pfarr- 
rechte verbunden gewesen, sei wohl der einzige Grund zu der be- 
stehenden Observanz zu suchen, dass die auswärtigen katholischen 
Gemeindeglieder auf dem evangelischen Kirchhof zu Lutgendortmund 
von dem evangelischen Prediger daselbst beerdigt wurden. Als Grund 
für die Trennung wird angefilhrt, dass Kirchlinde sehr entfernt liege, 
dem Geistlichen zu Lutgendortmund neben den gottesdienstlichen 
Handlungen die Pflicht obliege, die Kranken zu besuchen und den 
Kindern Religionsunterricht zu ertheilen und dass den Bittstellern 
zur Zeit die Unterhaltung nicht nur der kirchlichen Gebäude zu 
Lutgendortmund, sondern auch zum Theil derjenigen zu Kirchlinde 
und (wegen der vorhin erwähnten Observanz) des evangelischen 
Kirchthurms, sowie der Ringmauer um den evangelischen Kirchhof 
obliege. 

29. 31. Juli 1828 (A. 217). Die Regierung antwortet dem 
»katholischen Kirchenvorstand zu Lutgendortmund, dass, da keine 
Noth wendigkeit vorliege, jetzt eine Separation vorzunehmen, es den 
Bittstellern überlassen bleiben müsste, mit der Gemeinde Kirchlinde 
einen Vergleich zu schliessen. 

in. Urkunden, in welchen von einer katholischen Oemeinde eu 
lAUgefidartmund u. dergl. die Rede ist. 

Von den unter Nr. II erwähnten Urkunden kommen hier in 
Betracht: 

3* 
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a) Rescript des Bergischen Finanzministers voni 1. März 1811 
(II 3), worin es nicht nar, wie oben erwähnt, heisst: 

»Je consens ä ce que la commune de LiUgendortmimd se 

serve . . . .< 
sondern auch: 

»Au snjet de Täglise et quelques autres bätiments . . . 
reclam^s par la commune de L.c 
ferner : 

»la dotation du culte et de Tenseignenient public de la dite 

c(mmune,€ 

b) Rescript des Bergischen Ministers des Innern vom 31. März 
1811 (II 4) V. V. »Gemeinde.c 

c) Verfügung des Präfecten 8. April 1811 (II 5) v. v. »katholische 
Gemeinde.c 

d) Rescript des Ministers des Innern vom 3. Juni 1812 (II 5») 
V. V. »ihrer katholischen Gemeinde.« 

e) Bericht der Regierung vom 10. April 1817 (II 12) v. v. »katho- 
lische Gemeinde«, Filialkirche.« 

f) Bericht der Regierung vom 18. August 1817 (II 15) v. v. »Ge- 
meinde.« 

g) Ministerialrescript vom 15. October 1817 (II 16) v. v. »Gemeinde.« 
b) Bericht des Bürgermeisters von Lütgendortmund vom 6. De- 

cember 1817 (II 19) v. v. »Filialkirche« und »katholische Ge- 
meinde.« 

i) Regierungsbericht vom 29. December 1817 (II 20) v. v. »Filial- 
gemeinde«, »Filialkirche«, »Gemeinde.« 

k) Allerhöchste Cabinetsordre vom 29. Mai 1818 (II 21) v. v. 
»Pfarre.« 
Ausserdem folgende Urkunden : 

1. 13. Januar 1811 (A. 53). Bericht des Präfecten des Ruhr- 
departements an den Bergischen Minister des Innern : Bezüglich der 
Kirche und Schule zu Lütgendortmund empfehle sich der von der 
Gemeinde gemachte Vorschlag, den Vicar Galand zu Castrop zur 
Ertheilung des Schulunterrichts und Abhaltung des bisherigen Gottes- 
dienstes zu ermächtigen. Da die O^neine ihn einstweilen befriedigen 
wolle, so sei nur die Ueberlassung der Kirche , des Pfarrhauses und 
der Schule noth wendig. 

2. 27. November 1814 (A. 80). Der geistliche Commissar 
Brockhof zu Wattenscheid erklärt in einer (von dem Bürgermeister 
zu Lütgendortmund dem Landesdirector überreichten) Urkunde, er be- 
zeuge auf Verlangen der kaiholischen Gemeinde zu Lütgendortmund, 
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dass die Gemeinde von dem Ministerium angewiesen sei, ihm (Brock- 
hof) einen Geistlichen für die Stelle zu Lütgendortmond vorzu-* 
schlagen und dass der vorgeschlagene Geistliche Risse auf seinen 
Bericht von seiner geistlichen Behörde die Approbation erhalten habe. 

3. 17. Juni 1818 (A. 179). Der Generalvicar zu Deutr über- 
reicht der Regierung ein Gesuch >der katholischen Gemeine zu Lüt- 
gendortmund und deren Environs« vom 7. ej. betr. Wiederanstellung 
eines Curatgeistlichen. Er empfiehlt die Bitte der Gemeinde und 
bittet, den Wunsch der Gemeinde zu er Allen. 

4. 1. Juni 1819 (G. 49). Der Cultus- und der Finanzminister 
rescribiren an die Regierung zu Arnsberg, die unentgeltliche Ab- 
tretung des zur katholischen Schule und zur Kirchendienerwohnung 
bestimmten Locals (von einem Flügel deä Klostergebäudes) werde 
kein Bedenken haben, weil die Domaine von dem ehemaligen Non- 
nenkloster die PatronaJtsverpßicktung gegen die katholische Gemeinde 
überkommen habe, folglich jenes Local Staatseigentbum verbleibe. 

5. 28. December 1828 (in fronte act. H.). Allerhöchste Ca- 
binetsordre. Se. Majestät der König Friedrich Wilhelm III. ge- 
nehmigen, dass dem Kirchen- und Schul vorstand der kathdisehen 
Gemeinde zu Lütgendortmund ein Stück Domänenland eigenthümlich 
überlassen werde. 

6. 23. Januar 1829 (in fronte act. H.). Auf Grund dieser 
Allerhöchsten Cabinetsordre schliesst die Königliche Regierung, Ab- 
theilung für directe Steuern, Domänen und Forsten mit dem Vor- 
stand der katholischen Kirchen- und Schtdgemeinde zu Lütgendort- 
mund, vertreten durch Giese Vicar und Friedrich Vierhaus einen 
Vertrag, wonach das Eigeuthum der betr. Parcelle gegen Zahlung 
eines Grundzinses auf den gedachten Vorstand übergehen soll. 

Die Regierung, Abtheilung .des Innern, bestätigt unter dem 
10. Juni 1829 diesen Vertrag »landesherrlich für die kcUholische 
Kirchengemeinde zu Lütgendortmund. € 

7. 8. August 1829 bezw. 11. September ej. (in fronte act. H.). 
Die Regierung, Abtheilung für directe Steuern etc. verkauft der katho- 
lischefi Kirchengemeinde resp. deren »Vorstand, € Namens dessen Giese 
Vicar, Fr. Vierhaus und G. H. Pieper fungiren, das aus einem Theile 
des Klostergebäudes ausgebaute Försterhaus n6bst Scheune, Hofraum 
und Garten zu Eigenthnm. 

8. 18. Januar 1836 (B. 89). Der Gultusminister genehmigt 
die »Erwerbung der von dem Pfarrvicar Gieae angekauften, der ka- 
tholischen Gemeinde zu Lütgendortmund für ihre Kirchen- und Schul- 
anstaJt geschenkten sg. Forstwohnung nebst Zubehör.« Der Minister 
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bezieht sich dabei auf einen Bericht der Regierung vom 30. December 
1835 (B. 84), worin ausgeführt ist, dass Giese den Kaufpreis der 
nach Nr. 7 gekauften Realitäten gezahlt, dabei aber erklärt habe, 
dass das Eigenthum der Pfarrstelle verbleiben solle. 

9. 29. October 1833 (B. 47). Der Bischof von Paderborn 
theilt der Regierung mit, dass er gegen die Erwerbung der sg. Forst- 
wohnung (Nr. 7. 8.) durch die Kirchengemeinde zu Lütgendortmnnd 
nichts zu erinnern finde. 

10. 21. August 1863 (B. 123. 1). Allerhöchste Cabinetsordre. 
Se. Majestät der König Wilhelm genehmigen die seitens des Vicars 
Giese erfolgte Einsetzung der katholischen Armen der katholischen 
Kirchengemeinde zu Lütgendortmnnd zu seinen Erben und ermächti- 
gen den Kirchenvorsiatid daselbst zur Annahme der Erbschaft. 

11. 29. Mai 1828 (K. 91). Schreiben des Landraths zu Dort- 
mund an den Bürgermeister zu Lütgendortmund, worin erwähnt wird, 
dass die Regierung in einem Rescript vom 29. April 1820 sich da- 
hin ausspreche, dass die zu Lütgendortmund dotirte geistliche Stelle 
nur zur mehreren Bequemlichkeit der von ihrer Pfarrkirche entfernt 
wohnenden Eingesessenen gereicbe und nur als eine Filial-Gaplanei 
betrachtet werden könne. 

12. Vergleiche die Urkunden zu Nr. V und VI. 

IV. Urkunden, in welchen von einem katholischen Kirchen- 
vorstand zu Lütgendortmund die Rede ist. 

Von den unter Nr. II und III bezeichneten Urkunden kommen 
hier in Betracht : 

a) Ministerialrescript vom 3. Juni 1812 (II 5*) v. v. »Deputirten 
Vierhaus, Türck et cons.« 

b) Regierungsrescript vom 23. April 1819 (II 23), woselbst mehr- 
fach der Kirchenvorstand zu Lütgendortmund erwähnt ist. 

c) Allerhöchste Cabinetsordre vom 28. December 1828 (III 5) 
V. V. »Kirchenvorstand der katholischen Gemeinde zu Lütgen- 
dortmund.« 

d) Vertrag vom 23. Januar 1829 (III 6) v. v. »Vorstand der ka* 
tholischen Kirchengemeinde.« 

e) Vertrag vom 8. August/11. September 1829 (III 7) v. v. »Vor- 
stand der katholischen Kirchengemeinde.« 

f) Allerhöchste Cabinetsordre vom 21. August 1863 (III 10) 
V. V. »Kirchen vorstand.« 

Ferner folgende Urkunden: 

1. 6. März 1811 (A. 56). Der Maire Glasen zu Lütgendort- 
mund berichtet an den Präfecten, dass er die Beschwerde des Ober- 
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f(yrster Griesenbeck aber die Benutzung des Klosters durcb die Ka- 
tholiken dem katholischen Kirchenvarstand zur Erklärung mitge- 
tbeilt und darauf eine Antwort d. d. Lütgendortmund 26. Februar 
1811 unterschrieben von Türck, Vierhaus, Pieper, worin die Be- 
schwerde für unbegründet erklärt wird, erhalten habe. 

1^ 27. August 1814 (A. 71). Der Geistliche Bisse zeigt dem 
Präfecten an, er sei von den KirchenvarsMiem Vierhaus und Pieper 
ersucht, über seine Persönlichkeit Auskunft zu geben. 

2. 30. September 1814 (A. 67). Der Beigeordnete Wupper 
berichtet an den Landesdirector unter anderem (vgl. oben 1 15), dass 
der Geistliche Bisse seit dem Juli 1812 angestellt und »von den 
beiden Kirchenvorstehem Vier haus und Pieper als Bepräsentanten 
der Gemeinde berufene sei. 

3. 21. November 1814 (A. 74). Bericht des Landesdirectors 
an den Civilgouverneur (vgl. II 6). In demselben ist ebenfalls von 
den Kirchenvorstehem Vierhaus und Pieper als Bepräsentanten der 
Gemeinde die Bede. 

4. 7. März 1815 (A. 100). »Promemoria der Deputirten 
Heinrich und Jfirgen Heinrich Pieper,c verfasst von dem Justizcom- 
missar Schmieding zu Witten und unterschrieben : »Die Deputirten 
Vierhaus, Pieper. c In demselben wird dem Bürgermeister zu Lüt- 
gendortmund Auskunft über die Vermögensverhältnisse der katholi- 
schen Gemeinde ertheilt. 

5. 16. December 1816 (A. 126). Die schon unter II 11 er- 
wähnte Bittschrift von diesem Tage ist unterschrieben von 

»Carl von Bump als Besitzer des Guts Delwig, 
»Vierhaus Besitzer des Hauses Holte, 
t Pieper Kirchenvorstand.t 

6. 26. Februar 1818 (A. 164). »Gesuch der katholischen Ge- 
meinde zu Lütgendortmund und deren Environs« an die Begierung 
wegen Anstellung eines Geistlichen, unterschrieben von 

C. V. Bump. F. Vierhaus. Pieper. F. Türck als Deputirter. 
»F. W. Althaus als Deputirter. < 

7. 28. April 1818 (A. 167). Das »katholische Consistorium 
zu Lütgendortmund« bittet die Begierung um Bescheid wegen Do- 
tirung des Kirchen- und Schulwesens. Die Unterschrift lautet: 

»Im Namen des Consistoriums Friedrich, Althans.« 

8. 15. Mai 1818 (A. 168). Die Begierung berichtet auf dieses 
Gesuch an den Cultus- und den Finanzrainister, dass nach einer An- 
zeige des katholischen Consistoriums zu Lütgendortmund der Geistr 
liehe Bisse eine andere Stelle angenommen und die Gemeinde grosse 
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Ausgaben wegen Abhaltung des Gottesdienstes durch andere Geist- 
liche habe. Es werde daher beantragt, die früher angewiesenen 
300 fr. dem katholischen Consistorium fernerhin auszahlen zu lassen. 

9. 20. Juni 1818 (A. 188). Der Geistliche Bisse theilt dem 
Domänenrentmeister Geissei zu Bochum mit, dass er für ein gemäss 
alter Stiftung abgehaltenes Gebet laut Debereinkunfe mit dem 
KirchenvorsUmd zu Lütgendortmund 3 Thlr. berechnet )iabe. 

10. 4. September 1818 (A. 189). Die Regierung beauftragt 
den Domänenrentmeister Geissei, die in dem Specialetat der dortigen 
Bentei ausgeworfenen 19 Thlr. 4 ggr. für die katholische Kirche zu 
Lütgendortmund an den dortigen Kirchenvorstandy mit dem sich p. 
Bisse zu berechnen habe, auszuzahlen. 

11. 5. September 1818 (G. 2). Der Landrath zu Dortmund 
berichtet an die Begierung, dass er dem Geistlichen Bergenthal zu 
Lütgendortmund durch den Kirchewvorstand habe aufgeben lassen, 
sich zu einer Prüfung in Schulsachen zu gestellen. 

12. 15. März 1836 (A. 220). Die Begierung benachrichtigt 
den Landrath, dass sie durch den in dem Schreiben vom 23. April 
1819 an den Gommissar Brockhof (II 23) gewählten Ausdruck »dem 
Pfarrer zu Kirchlinde und dem übrigen Kirchenvorstand zu Lütgen- 
dortraundc den ersteren als praeses des leteteren anerkannt habe. 

Vgl. hierbei die Urkunden unter V 3, 4 und 5. 

13. 10. November 1878 (B. 128). Der Vorstand des »Kirchen- 
vorstandes der katholischen Kirchengemeinde zu Lütgendortmund < 
theilt der Begierung ein Verzeichniss sämmtlicher Kirchenvorsteher 
und Gemeindevertreter unter dem Bemerken mit, dass die Ersatz- 
wahl am 28. September und die Einführung am 3. November 1878 
stattgefunden habe. Der Unterschrift ist das Siegel »Kirchenvorstand 
der katholischen Filialgemeinde zu Lütgendortmund, Kreis Dort- 
mund« beigedruckt. Der Begierungspräsident hat auf diese Mit- 
theilung unter dem 23. November 1878 blos »ad acta« verfugt. 

14. Schreiben des General vicariats zu Paderborn an den Kirchen- 
vorstand zu Lütgendortmund finden sich mit dem Datum: 

8. August 1828 in den Akten F. I, 
29. November 1835, 17. December 1850, 20. ej., 25. Fe- 
bruar 25. April, 4, November 1851 in den Akten G vor. 

15. 24. Januar 1842 (J. 101). Der Vicar Giese, Gutsbesitzer 
Friedrich Vierhaus zu Holte, Oeconom Georg Pieper zu Werne und 
der Oeconom Friedrich Althaus zu Bövinghausen zeigen dem Bürger- 
meister Wegroann zu Lütgendortmund an, dass der bisherige Kirchen- 
und Scbulvorstand der katholischen Gemeinde zu Lütgendortmund, 
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bestehend ans Vierbaos, Q. Pieper und Altbaus, der als solcher seit 
Aufhebung des Klosters, dem Jahre 1809 fungirt habe, sein Amt 
niederlege und an seine Stelle den Freiherrn v. Bump zu Delwig, 
den Oeconomen J. H. Pieper jr. zu Werne, den Verwalter Gahlen 
zu Lütgendortmund als Rendanten und den Leineweber F. W. Han- 
neraann zu Lütgendortmund gewählt habe. Der Bürgermeister wird 
um Erwirkung der Bestätigung, falls solche nöthig, ersucht. 

16. 9. Februar 1842 (J. 99). Der Bürgermeister berichtet auf 
diese Eingabe an den Landrath zu Dortmund und befürwortet die 
Bestätigung des Pieper, Gahlen und Hannemanui während er bezüg- 
lich des Frhrn. v. Rump bemerkt, dass derselbe bisher kein Mitglied 
der katholischen Filialgemeiude gewesen sei. 

17. 10. Februar 1842 (J. 99). Der Landrath Pilgrim rescribirt 
auf diesen Bericht an »den katholischen Kirchen- und Schul vorstand 
zu Lütgendortmund,! dass Pieper, Qahlen und Hannemann als Mit- 
glieder des Kirchenvorstandes bestätigt wurden, dass dagegen der 
Prhr. V. Rump nicht zum Vorstandsmitglied habe gewählt werden 
können, weil das Haus Delwig nicht zur Filialgemeinde Lütgendort- 
mund gehöre. 

18. 17. September 1834 (B. 73). Protocoll des Bürgermeisters 
zu Lütgendortmund, wonach damals Fr. Vierhaus, 0. Pieper und 
Fr. Althaus, sowie der Vicar Giese den katholischen Kircbenvorstand 
zn Lütgendortmund bildeten. 

19. 11. April 1851 (D. 96c). Protocoll desselben, worin 
L. Gahlen, Pieper, Hannemann, sowie der Vicar Giese als Mitglieder 
des Kirchenvorstandes zu Lütgendortmund aufgeführt werden. 

20. 9. October 1831 (D. 119). Protocoll desselben Bürger- 
meisters mit der gleichen Angabe wie zu Nr. 19. 

21. Vergl. auch die Kegierungsverfügungen 

von 4. April 1838 Nr. VII 23, 
„ 27. October 1851 „ „ 26, 
„ 17. September 1864 „ „ 30, 
„ 16. November 1864 „ „ 31, 
„ 15. August 1665 „ „ 32. 

V. Urkunden über die VennögensveruHÜkinff der Kirchenge- 
meinde Lütgendortmund. 

Ausser den Urkunden über die Dotation (IL 21. 22. 2S) und 
über den Erwerb von Vermögensobjecten (HL 4—10). 

1. 1. December 1838 (B. 48). Der Landrath zu Dortmund 
überreicht der Regierung auf ein desfalsiges Rescript derselben vom 
15. November 1833 »die Kirchenrechnongeii der katholischen Gt* 



42 Porachf Entstehung einer Filialgemeinde an einer Klosterkirche. 

meinde zu Lätgendortmund pro 1818 — 1832 incl.c nebst Revisions- 
▼erhandlungeD. 

Aus dem Revisionsprotocoll eines bei der Regierung angestellten 
Beamten vom 12. December 1833 (B. 49) geht hervor, dass als Ein- 
künfte in Rechnung gestellt sind: 

a) die in der Allerhöchsten Gabinetsordre vom 29. Mai 1818 be- 
willigten 450 Thlr. ; 

b) 19 Thlr. 5 Sgr. aus einer Stiftung für Messen und Gebete und 
für Unterhaltung des ewigen Lichts; 

c) c. 50 thlr. Schulgeld. 

Mit Verfügung vom 27. Juni 1834 (B. 63t) reicht die Re- 
gierung die Rechnungen unter Hinweis auf dieses Revisionsprotocoll 
dem Landrath zurück. Von Eirchlinde ist in dem ProtocoU und der 
Verfügung nicht die Rede. 

2. 24. Juli 1836 (A. 224a). Der Landrath berichtet an die 
Regierung, dass die Kirchenrechnungen von Lütgendortmund ohne 
Goncarrenz des Pfarrers zu Kirchlinde bei der Kreisbehörde einge- 
reicht und revidirt würden , dass auch die Etais von der Regierung 
separat festgesetzt und von dem Pfarrer zu Kirchlinde nicht mitvoll- 
zogen seien. 

3. 3. Juni 1836 (J. 81). Der Pfarrer Pötter zu Kirchlinde 
erklärt zum ProtocoU des Bürgermeisters zu Lütgendortmund , dass 
er als Pfarrer zugleich Präses des Vorstandes der Filialgemeinde zu 
Lütgendortmund sei und als Präses verlange, dass ihm die Kirchen- 
kassen-Btats und Rechnungen der Gemeinde zur Einsicht vorgelegt 
würden. 

4. 7. Juni 1836 (J. 82). Der Vicar Oiese zu Lütgendortmund 
erklärt mit Rücksicht auf dieses Verlangen des Pfarrers zum Pro- 
tocoU desselben Bürgermeisters, dass er seit seinem Amtsantritt 
ohne Zuziehung des Pfarrers die Angelegenheiten der katholischen 
Gemeinde selbstständig geleitet und mit den geistlichen und welt- 
lichen Behörden direct correspondirt habe, ohne dass dies jemals be- 
anstandet sei. 

5. 8. Juli 1837 (H. 50). Das Bischöfliche Generalvicariat zu 
Paderborn rescribirt an den Kirchenvorstaud zu Lütgendortmund^ es 
werde erwartet, dass derselbe den Pfarrer Pötter, der dieserhalb Be- 
schwerde geführt, fortan als Präses des Kirchenvorstandes zu lAU* 
gendartmund anerkenne. 

Vgl. das Regierungsrescript vom 15. März 1836 (IV. 12). 

6. 21. Februar 1879 (B. 132). Der Regierungspräsident über- 
sendet dem Königlichen Comnaissar für die Bischöfliche Vermögens- 
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Verwaltung zu Paderborn die ihm übermittelte »Rechnung der Kir- 
chen- und Armenkasse der katholischen Eirchengemeinde zu Lätgen- 
dortmund pro I. Quartal 1877« mit dem Bemerken, dass er »gegen 
die Etatsmässigkeit der Verwaltung nichts zu erinnern gefunden habe.« 

VI. Urkunden über die Begrenzung der Kirchengemeinde Lüt- 
gendortmund. 

1. 30. September 1814 (A. 69^). Der Beigeordnete Wupper 
berichtet an den Landesdirector von Romberg (vgl. I. 15), dass sich 
die katholischen Eingesessenen zu »Lütgendortmund, Delwig, Holte, 
Bövinghausen , Kley, Werne, Langendreer, Slocknm, Witten etc.« 
zu der katholischen Kirche gehalten hätten. 

2. 6. December 1817 (J. 17 ff.). Der Bürgermeister von Lüt- 
gendortmund berichtet an den Landrath über die Vermögensverhält- 
nisse der Mitglieder der katholischen Gemeinde (vgl. II. 19). Diesem 
Bericht legt er ein von ihm unter dem 4. December 1817 aufge- 
stelltes »Verzeichniss derjenigen römisch-katholischen Glaubensge* 
nossen, welche sich zur Klosterkirche Lütgendortmund halten und 
bei der römisch-katholischen Kirche zu Kirchlinde eingepfarrt sind,« 
bei. Nach diesem wohnen 



in Delwig . . 


4 Familienväter, 


„ Holte . . . 


3 ^ (worunter Fr. Vierhans), 


„ Bövinghaosen 


5 „ (worunter Fr. Althaus), 


„ Werne . . 


1 Familienvater (G. H. Pieper), 


„ Oespel . . 


1 


„ Westrich . . 


1 



3. 8. November 1834 (J. 55 ff.). In dem an diesem Tage von 
dem Bürgermeister Wegmann zu Lütgendortmund aufgestellten Nach- 
weis über die gegenwärtige Seelenzahl »der katholischen Gemeinde 
zu Lütgendortmund« sind aufgeführt: 

Lütgendortmund mit 116 Katholiken 



Holte .... 


„ 29 


BOvingbansen . 


. 78 


Werne . . . 


» 18 


Oespel . . . 


. 8 


Westrich . . , 


, 21 


Düren . . . 


» 12 


Annen -WuUen . 


, 5 


Langendreer 


. 13 


Witten . , . 


. 94 



Dabei ist bemerkt» dass die katholischen Glaubensgenossen zu Wittin 
durch die Verfügung der Regierung zu Arnsberg vom SO. Juli 1880 
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»nur interimistisch zur hiesigen katholischen Filialgemeinde resp. zur 
Pfarre Kirchlinde verwiesene seien. 

Die Orte Delwig» Kley und Somborn kommen in dem Verzeich- 
niss nicht vor. 

4. 16. April 1833 (B. 23). Protocoll des Burgermeisters Weg- 
roann zu Lütgendortmund , in welchem vermerkt wird, es sei die 
»hiesige katholische Filialgeroei nde« zu einem Termin geladen, um 
über den Ankauf der sogenannten Forstwohnung sich zu erklären. 
Als erschienen sind aufgeführt Personen ans Lütgendortmund» Holte, 
Bövinghausen, Werne, Oespel. Geladen waren nach einem Verzeich- 
niss vom 10. April 1833 (B. 26) Personen ans diesen Orten und aus 
Westrich. 

5. 18. Mai 1830 (E. 131). Erklärung des Kirchenvorstandes 
zu Kirchlinde über die für die Pfarrei Kirchlinde zu beanspruchende 
Entschädigung, wenn die izu der Filialkirche zu Lütgendortmund 
sich haltenden Katholiken der Communen Lütgendortmund, Büving- 
hausen, Delwig nnd Holte, Oespel, Kley, Annen und Wnllenc von 
der Pfarrei getrennt würden. 

6. 12. Mai 1872 (E. 204). Der Vicar Petri zu Lütgendort- 
mund berichtet über das Kirchenwesen an den Landrath zu Dort- 
mund nnd bemerkt unter Anderem, dass die Gemeinden Lütgendort- 
mund, Delwig-Holte, Bövinghausen, Werne, Oespel, Kley und Som- 
borm zur katholischen Kirche in Lütgendortmund gehörten. 

7. 27. August 1844 (D. 2). Der Landrath Pilgrim zu Dort- 
mund berichtet an die Regiernng, dass die katholische Kirche zu Lüt- 
gendortmund sehr baufällig sei und die Reparaturkosten zu 300 Thlr. 
veranschlagt seien. Da die Kirche Königlichen Patronats sei, so 
bitte er um üeberweisung der Patronatsquote von 200 Thlr. Die 
übrigen 100 Thlr. seien nach Ansicht des Kirchenvorstandes von 
denjenigen Gemeindegliedern, die sich znr katholischen Filialkirche 
in Lütgendortmund hielten, aufzubringen. Er halte dies aber für 
unrichtige weil die Filialkirche keine besiimnUe Grenze und keine 
Parochialrechte habe, weil ausserdem die nach Lütgendortmund sich 
haltende Gemeindeglieder zur Unterhaltung der Mutterkirche in 
Kirchlinde beizutragen hätten. Daher müsse die ganze Kirchenge- 
meinde zur Unterhaltung der Tochterkirche beisteuern. 

8. 2. Januar 1849 (D. 69). Derselbe Landrath berichtet an 
die Regierung, dass das dermalige Kirchengebäude zu Lütgendort- 
mund ausgebessert werden könne und dass die Grösse eines Neu- 
baues ni^ht genau bestimmt werden könne » weil kein abgegrenjster 
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Kirchsprengel vorhanden, doch sei die neue Filialkirche etwas grösser 
als die jetzige anzuschlagen. 

9. 28. Januar 1815 (A. 88). Der Pfarrer Ziliken zu Kirch- 
linde berichtet an den Oeneral-Gouverneur v. Vincke ftber die Ver- 
hältnisse der katholischen Pfarrei Kirchlinde. Bei Erhebung der 
Kirche zu Kirchlinde zur Pfarrkirche sei der Pfarrbezirk in derselben 
Weise wie die lutherische Pfarre zu Lfitgendortronnd bestimmt. Zu 
der letzteren gehörten insbesondere die Dörfer Wullen, Annen, 
Stockum, Kley nnd*Somborn, in denen kein einziger Katholik an- 
sässig sei, dann Oespel, Delwig, Lntgendortmund , Holte, Werne, 
Märten, Kahm, Westrich, woselbst sich einige katholische Haus- 
haltungen befänden, endlich Kirchlinde, woselbst alle Einwohner 
katholisch seien. In der lutherischen Pfarrei Langendreer seien keine 
Katholiken ansässig, denn die sich dort etwa aufhielten, wurden die 
Sacramente auf Verlangen von Kirchlinde aus gespendet. Die in der 
lutherischen Pfarrei Witten wohnenden Katholiken seien nach Blan- 
kenstein eingepfarrt. 

VII. Urkunden über die Anerkennung des staatlichen Pü'^ 
tronatreehts. 

a) Urkunden betreffend die Besetzung der geistlichen Stelle zu Lät- 
gendortround. 

1. 21. December 1818 (E. 12). Der Oberpräsident thetit ddr 
Regierung mit, dass er auf deren Antrag »das placitum zur Ver- 
leihung der neu dotirten katholischen geistlichen und Schulstelle zu 
Lütgendortmundc an den Vicar Hermann Bergenthal aus Beckling- 
bausen hiermit ertheile. 

2. 7. August 1820 (E. 41). Der Oberpräsident benachrichtigt 
die Regienmg, dass er bezQglich der Schulcaplaneistelle zu Lätgen- 
dortmnnd dem Vicar Franz Ekel das Placet ertheile. 

3. 22. August 1820 (B. 42). * Präsentationsurhunde ffir den 
Vicar Ekel als Schnlcaplan zu Lfltgendortmund« ausgestellt von der 
Regierung zu Arnsberg. In derselben heisst es insbesondere: 

»Nachdem durch den Abgang des Vikars Bergenthal die landes- 
herrlieherseits fundirte Schulkaplanei zu LOtgendortmund erledigt 
worden, so ernenne und präsentiren wir hiermit in Krallt des uns 
zustehenden Patronatrechts ... den Vikar Franz Ekel .... lind er- 
suchen ein Erzstift- Kölnisches HochwQrdiges Generalvikariat zu Dentz, 
demselben ... die kanonische Collation und Investitur zu ertbeilen.c 

Diese Urkunde wurde dem Pfarrer Ziliken zu Kircblinde zur 
Aushändigung an p. Ekel, der sich seinerseits an das Generalvicariat 
zu wenden habe, zugefertigt. 
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4. 21. September 1820 (H. 310). Collationsarkande des Erz- 
bischöflichen Generalvicars v. Caspars zu Deotz für den Vicar Ekel. 
In derselben heisst es namentlich : 

>Cam ad Vicariaro subndiarie euratam et scholasticaro 
S. Mariae Magdalenae Microtemoniae a. Serenissimo et Potentis- 
simo Borussoraro Rege sab 29Da Maji 1818 dfdatam impetrato 
placito regio ab Inclito Regimine Arnsbergensi sab 22. Aagusti 
anni carentis Ta nominatas, Nobisqae praesentatiis fueris . . . 
. . Te ad praetactnm Beneficiam subsidiarie euralum et scho- 
lasticam .... sab parrochia Kirchlinde adroittendum .... 
esse diximus . . . .c 

5. 19. November 1823 (E. 47). Der apostolische Vicar Dam- 
mers zu Paderborn ersucht die Regierung um Erwirkung des landes* 
herrlichen Placet zur Anstellung des Geistlichen Qiese, der die Schul- 
vicarie zu Lütgendortmund an Stelle des nach Schwelm versetzten 
Ekel öbernehmen wolle. 

6. 2. December 1823 (E. 47). Die Regierung antwortet aut 
dieses Schreiben, dass die Scbulviearie dem p. Oiese nicht verliehen 
werden könne, weil derselbe nicht in Lütgendortmund wohnen, son- 
dern als Haasgeistlicher in Delwig wie bisher bleiben wolle. Zu- 
gleich werde bemerkt, dass die Vicarie zu Lütgendortmund zum 
Königlichen PoUranai gehöre und dass bei allen Stellen, wo die Re- 
gierung das Königliche Patronatsrecht übe, die Ernennung mit dem 
landesherrlichen Placet zusammenfalle. 

7. 23. März 1824 (E. 61^). Die Regierung ersucht den Bischöf- 
lichen Gommissar Ziliken zu Watten.scheid , dem p. Giese zu be- 
deuten, dass er die von ihm übernommene Administration der Scbul- 
viearie zu Lütgendortmund bis auf weiteres fortführen könne, falls er 
50 Thlr. von seinem Gehalt zum Vorheil der Kirchenkasse schwinden 
lasse und weitere 50 Thlr. an seinen Schulamtssubstituten abgebe. 
Die ersteren 50 Thlr. konnten alsdann zum Ausbau der Kirche, der 
Schule und der Wohnung des Kirchendieners verwendet werden. 

8. 29. April 1824 (E. 63). p. Ziliken antwortet auf diese 
Verfügung, dass p. Qiese unter den gestellten Bedingungen die 
Scbulviearie zu Lütgendortmund weiter administriren wolle. 

8*. In einer in den Akten N befindlichen Abschrift eines von 
der Königlichen Regierung zu Arnsberg unter dem 7. Januar 1838 
aufgestellten Verzeichnisses der geistlichen Stellen des Regierungs- 
bezirks ist die »Scbnlvicariec zu Lütgendortmund unter den Bene- 
ficien aufgeführt, »welche unzweifelhaft Landesherrlichen Patranats 
8ind.c 
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9. 5. April 1852 (BI. 191 flf., 197 der Processakten vol. I), 
Vertrag zwischen dem Oberpräsidenten von Westfalen and dem 
Bischof zu Paderborn, genehmigt anter dem 5. Februar 1853 von 
Sr. Majestät dam König Friedrich Wilhelm IV. Dieser Vertrag be* 
zweckt die Feststellung, welche geistliche Stellen in Zukunft auf 
Präsentation seitens des Landesherrn als Patrons zu besetzen. Unter 
Nr. IV heiast es, von den Stellen, »welche bisher streitig waren, 
»werden dem Bischöflichen Stuhle zu Paderborn zur freien Collation 
»eingeräumt : 

»(14) die Pfarrstelle zu Eircblinde mit der Vicarie Lütgen- 
»dortmund.« 
Unter Nr. VII des Vertrags wird gesagt: 

»In den Leistungen und sonstigen Lasten, zu denen der Fiscus 
»hinsichtlich der Pfarr- und anderen geistlichen oder kirchlichen 
»Stellen in dem aus den Regierungsbezirken Arnsberg und Min- 
»den bestehenden Theil der Diöcese Paderborn seither ver- 
»pflichtet war, wird durch gegenwärtige Uebereinkunft nichts 
»geändert, vielmehr bleiben diese Verpflichtungen des Fiscus 
^auch da, wo die Pfarr- oder anderen geistlichen Stellen dem 
»Bischöflichen Stuhl zur freien Collation eingeräumt sind, un- 
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10. 22. Juli 1862 (E. 71). Der Bischof zu Paderborn zeigt 
der Regierung an , dass er die Verwaltung der durch den Tod des 
p. Giese erledigten Schulvicarie dem Vicar Petri übertragen habe. 

11. 17. September 1872 (E. 213). Derselbe Bischof tbeilt der 
Regierung mit, dass er die Verwaltang der Stelle nunmehr dem 
Vicar Hardenacke übertragen habe. 

b) Urkunden betreffend die Baulast: 

12. 19. November 1818 (G. 41''). Die »römisch-katholische Ge- 
meinde zu Lütgendortmundc ersucht die Regierung um schenkungs- 
weise Ueberlassung eines Theils des Klosters zu einem Schullocal 
und einer Wohnung für den Kirchendiener. 

Die lutherische Gemeinde hatte ein ähnliches Gesuch unter dem 
19. October 1818 gestellt. 

13. 1. Februar 1819 (C. 41«). Die Regierung berichtet auf 
diese Gesuche an den Cultusminister und befürwortet sie. 

14. 1. Juni 1819 (C. 49). Der Gultns- und der Finanzminister 
beauftragen die Regierung, hinsichtlich dieser Gesuche anzuzeigen, 
wer I^atron der evangelischen Gemeinde zu Lütgendortmund sei, in- 
dem» wenn der Staat dies nicht sei, wegen des die Domänen betref- 
fenden Gesetzes vom 9. März 1818 eine unentgeltliche Einräumung 



48 Parteh, Entstehung einer Püialgemeinde an einer Klosterkirche. 

nicht stattfinden könne. Die anentgeltliche Abtretung eines zur ka- 
tholischen Schule und zur Kirchendiener* Wohnung bestimmten Lo- 
cals werde dagegen kein Bedenken haben, »ireil die Domäne von 
dem ehemaligen Nonnenkloster die Patranaisverpßuhtimg gegen die 
katholische Gemeinde überkommen hat, folglich jenes Local Staats- 
eigenthum verbleibtt 

14«). Diese Ansicht sprechen demnächst anch die Regierung 
und der Landrath zu Dortmund in den Verfügungen vom 23. Juni 
1820 (C. 58), 12. November 1822 (C. 86'') bezw. 15. Januar 1820 
(L. 3) aus. 

15. 9. Januar 1824 (0. 119). Die Regierung berichtet an den 
Cultus* und den Finanzminister, dass der Staat nicht Patron der 
evangelischen Kirche zu Lütgeudortmund sei. 

16. 22. April 1824 (E. 131). Allerhöchste Cabinetsordre. Se. Ma- 
jestät der König Friedrich Wilhelm Ilf. genehmigen, dass gewisse 
Räume des Klosters zu Lütgeudortmund »den beiderseitigen Qe- 
meinden daselbstc zu Schuleinrichtungen überlassen werden und zwar 
der evangelischen Gemeinde gegen die »aus dem Bxtraordinarinm 
der 500,000 Thir.c zu zahlende Summe von 303 Thlr. 29 Sgr. 1 Pfg. 

17. 10. Juni 1824 (E. 130^ 133). Die Regierung beauftragt 
auf Qrund dieser Allerhöchsten Cabinetsordre den Landrath die be- 
treffenden Locale »den beiden Kirchengemeinden* zu überweisen. 

18. Gorrespondenz zwischen dem Kirchenvorstand und dem 
Bürgermeister zu Lütgeudortmund aus dem Jahre 1823 wegen der 
Reparatur des Kirchendachs und Thurms (K. .52^, 54, 56). Der 
Kircbenvorstand spricht dabei seine Ansicht aus, dass der Fiscus als 
Patron */s der Baukosten zu tragen habe, während der Bürgermeister 
lediglich um nähere Angaben bezüglich der Reparaturen und deren 
Kosten ersucht. 

19. 29. October 1833 (B. 47). Der Bischof zu Paderborn theilt 
der Regierung mit, dass er das Abkommen des Vicars Giese mit der 
Kirchengemeinde Lütgeudortmund wegen des Forsthauses (vgl. III. 
8. 9) genehmige, aber den Vorbehalt mache, dass durch dasselbe in 
Beziehung auf die etwaige Verpflichtung des Fiscus, das Vicariehaus 
(in ein solches sollte das Forsthaus umgewandelt werden) zu unter- 
halten, nichts geändert werde. 

20. 7. December 1833 (B. 51). Derselbe Bischof schreibt an 
die Regierung, dass nach einem Bericht des Vicars Giese das Kloster 
das bisherige Vicarie- (sg. Pater-) Haus bis zu der Säcularisation 
uaterbaltea habe. Die Verbindlichkeit des Klosters zur Unter- 
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haltang sei nach Aofhebaog desselben aaf den Staat übergegangen 
und er ersuche die Regierung, diese Pflicht anzuerkennen. 

21. 27. Juni 1834 (B. 53). Die Regierung (Abtheilung des 
Innern) antwortet dem Bischof, eine Verpflichtung des Klosters be- 
züglich der Abhaltung des Gottesdienstes und zur Unterhaltung von 
Gebäuden sei nicht anzunehmen. Am Schluss des Schreibens wird 
bemerkt, dass »von einer etwaigen aus einem Patronatsverhältniss 
entspringenden subsidiarischen theilweisen Verbindlichkeit nicht die 
Rede« sei. Weiter ist von dem Patronat nichts gesagt. 

22. 24. März 1838 (B. 97). Der katholische Kirchen vorstand 
zu Lutgendortmund ersucht die Regierung um Anerkennung der aus 
dem PatronatsverhäUniss des Staats hervorgehenden Verpflichtung 
zur Tragung von '/g der Kosten fär die Unterhaltung der kirch- 
lichen und Schulgebäude, wobei darauf hingewiesen wird, dass die 
Kirchen- und Schulanstalt durch den König aus Staatsfonds gegründet 
und dotirt sei. 

23. 4. April 1838 (B. 97). Die Regierung (Abtheilung des 
Innern) antwortet dem Kirchenvorstand, dass sie auf dieses Qesuch 
nicht eingehen könne, weil die Finanzabtheilung des CoUegiums, 
bezw. der von diesem vertretene Domänenflscus als Rechtsnachfolger 
des Klosters Marienborn bereits früher jede Verbindlichkeit zur Con- 
currenz zu den fraglichen Unterhaltungskosten abgelehnt habe und 
eine Verpflichtung des Staats auch in dem Schreiben an den Bischof 
vom 7. December 1833 (oben Nr. 21) verneint sei. 

24. 17. April 1845 (D. 6). Die Regierung berichtet an den 
Cultusminister und den Minister des Königlichen Hauses, dass die 
Kirche zu Lutgendortmund »Filiale der Pfarrkirche zu Kirchlindec 
reparaturbedürftig sei und dass die Interessenten mit Rücksicht auf 
das Rescript vom 1. Juni 1819 (oben Nr. 14) und die durch die 
Allerhöchste Cabinetsordre vom 29. Mai 1818 bewilligte Dotation 
die Uebernahme der gesetzlichen Patronatsquote seitens des Staats 
für gerechtfertigt hielten. Die Regierung stelle die Entscheidung 
über die Patronatsverpflichtung , die ihr allerdings nicht zweifelhaft 
scheine, anheim. 

25. 1. Juni 1845 (D. 7). Der Cultusminister antwortet Fol- 
gendes : 

»Wenn die Königliche Regierung das Patronatsverhältniss des 
»Piscus zu der Filialkirche in Lutgendortmund nicht für zwci- 
»felhaft hält, wie nach früheren Forgätigen allerdings gerecht- 
^fertigt erscheint^ so hätte es der Anfrage nicht bedurft .... 
»Es unterliegt keinem Bedenken, dass, sofern nicht Fiscus als 

Arehiy Air Kirohenreoht. LXVIIL 4 
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»Rechtsnachfolger des ehemaligen Klosters Marienborn nach dem 
»speciellen Ortsherkoromen etwa einen geringeren Beitrag zu 
»leisten gehabt haben würde, der jetzt von der Kirchengemeinde 
»auf Orund der Bestimmangen des Allgemeinen Landrechts ge- 
»forderte Beitrag von ^/g derselben aus den Patronatsbanfonds 
»bewilligt werden kann, wozu die Königliche Regierung even- 
»tualiter hierdurch ermächtigt wird.c 

26. 27. October 1851 (D. 115). Nach verschiedenen Unter- 
suchungen Aber etwaige Observanzen namentlich hinsichtlich des 
Verhältnisses der verschiedenen Parochianen zu einander — vergl. 
Nr. 33 — erlässt die Regierung (Abtheilung des Innern) eine Re- 
solution dahin: 

»dass zu den auf 45 Thlr. voranstalteten Reparaturkosten der 
Fiscus als Patron mit */s, sämmtliche Parochianen der ge- 
nannten Mutter- und Tochterkirche aber mit ^'s, also mit 
15 Thlr. in gleichem Verhältniss nach dem Massstabe der 
Grund- und Glassensteuer zu contribuiren für 'schuldig zu er- 
achten.c 

In den Gründen ist hauptsächlich auf die Ministerialrescripte 
vom 12. Juni 1818 (II 22), 1. Juni 1819 (VI. 14) und 1. Juni 1845 
(oben Nr. 25) Bezug genommen. 

Die Resolution ist auf Anordnung der Regierung durch Ver- 
mittlung des Landraths den katholischen Kirchenvorständen zu Kirch- 
linde und Lfitgendortmund zugestellt. Die von letzterem vollzogene 
Empfangsbescheinigung datirt Vom 7. November 1851 und trägt die 
Unterschrift »der katholische Kirchen vorstand, Giese Vicar, Lucas 
Gabler, Hanuemann.€ 

27. 14. December 1852 (D. 142). Die Regierung weist ihre 
Hauptkasse unter Bezugnahme auf die Resolution vom 27. October 
1851 zur Zahlung von Vs ^^^ n^it 43 Thlr. 20 Sgr. erwachsenen 
Kosten (für Dachreparaturen) an. 

28. 27. November 1858 (D. 152). Anweisung an die Regierungs- 
hauptkasse zur Zahlung der nach der Entscheidung vom 27. October 
1851 »dem Fiscus als Patron zur Last fallenden >/s der mit 66 Thlr. 
29 Sgr. 5 Pfg. für eine Reparatur am Kirchengewölbe aufgelaufenen 
Kosten. 

29. 10. October 1859 und 24. Februar 1860 (D. 162. 165). 
Anweisungen an die Regierungshauptkasse zur Zahlung des Patronats- 
beitrags von Vs ^^^ ^^^ den Omgnss einer Glocke erwachsenen Kosten. 

30. 17. September 1864 (D. 169). Die Regierung benach- 
richtigt den Kirchenvorstand zu Lütgendortmund, dass dem Antrag, 
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aus dem Patronalsbaafonds etwas zur Reparatur der Wasserleitang 
beizutragen, nicht stattgegeben werden könne, weil der Fiscns auf 
Grund des Patronats, welches er in Folge der Schenkung der Kloster- 
kirche und der Pfarrgebäude an die Gemeinde erworben habe, nur 
zur Unterhaltung der Gebäude beitragen müsse. 

31. 16. November 1864 (D. 173). Auf eine Remonstration des 
Eirchenvorstandes gegen diese Verfügung ertheilt die Regierung einen 
Bescheid gleichen Inhalts. 

32. 15. August 1865 (D. 179). Die Regierung rescribirt an 
den Eirchenvorstand zu Lütgendortmund, dass dem Fiscus die Pflicht 
zur Wiederherstellung einer zwischen dem Schulplatz und dem Bleich- 
platz des Yicars liegenden Mauer die Patronatsquote beizutragen, 
nicht obliege, weil die Mauer nicht zu den vom Fiscus mit zu unter- 
haltenden Gebäulichkeiten, welche derselbe zur Dotation der Vicarie 
zu Lütgendortmund überwiesen habe, gehöre. 

33. 13. October 1845 (D. 14). Die Regierung benachrichtigt 
den Eirchenvorstand zu Eirchlinde, dass eine Observanz, wonach die 
Gemeindemitglieder von Eirchlinde von der Pflicht, zu den Repara- 
turkosten der Filialkirche zu Lütgendortmund beizutragen, befreit 
seien, nicht existire, da erst jetzt der Fall eingetreten sei, dass die 
Parochianen zu diesen Eosten etwas beizusteuern hätten. Bis zum 
Jahre 1810 habe das Eloster, von 1810—1818, in welchem letzteren 
Jahre vom Eönig eine Schulvicarie und Filialkirche zu Lütgendort- 
mund gestiftet und dotirt sei, habe der Domänenfiscus die Gebäude 
unterhalten und seit 1818 bis jetzt seien die Reparaturkosten aus 
dem Dotationsfonds, der für die jetzt vorzunehmende Hauptreparatur 
nicht ausreiche, bestritten. 

2. Vorgelegt sind ferner: 

(aa) Die Duplicate der KirchefiJbiicher von Kirchlinde pro 
1815—1873 mit Ausschluss des fehlenden Duplicats des Taufregisters 
pro 1866. Dieselben sind von dem Amtsgericht zu Dortmund mit 
dem Bemerken eingesandt, dass »Register der katholischen Eirche 
Lütgendortmund nicht vorhanden und mit denen von Eirchlinde ver- 
bundene seien. 

(bb) Das Tafrf» und das Sterberegister der katholischen Ge- 
meinde LiUgendartmund pro 1827—1872 resp. 1830—1875. 

Hinsichtlich dessen, was aus diesen Urkunden zu aa und bb 
festgestellt und vorgetragen ist, wird auf die Protocolle vom 12. Juli 
und 17. September 1887 (vol. II. f. 93 flf. 107 ff.) Bezug genommen. 
Folgendes ist besonders hervorzuheben: 

a) in den Duplicaten des Taufregisters von Eirchlinde pro 
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1815 — 1825 sind getaufte Eiuder aas Kirchlinde, Westrich, Rahm 
und Märten, aber auch aus Lütgendortmund , Delwig, Holte, Land- 
wehr (bei Bövinghausen), Oespel, Werne aufgeführt. Dasselbe ist be- 
züglich der Duplicate pro 1846, 1848, 1855 uud 1865 festgestellt. 
Kinder aus Kley uud Soniborn kommen bezüglich der bisher ge- 
nannten Jahre erst im Duplicat pro I8G5 vor. 

b) Der Name des taufenden Geistlichen ist zuerst in dem 
Duplicat des Taufregisters pro 1846 genannt. Dasselbe ist bei den 
Duplicaten pro 1848, 1855 und 1865 der Fall. Hiernach sind getauft, 

a) im Jahre 1846 die Kinder aus Lütgendortmund durch den 
Vicar Qiese daselbst, die aus Kirchlinde, Märten, Delwig, BOWng- 
hausen durch den Pfarrer bezw. Pfarrverweser zu Kirchlinde; 

ß) im Jahre 1848 die Kinder aus Lfitgendortmund, Holte und 
1 ans Westrich durch p. Giese; die aus Delwig, Oespel, Kirchlinde, 
Märten und 2 aus Westrich durch den Pfarrer Hack mann zu 
Kirchlinde ; 

T) im Jahre 1855 die Kinder aus Lütgendortmund, Limbeck, 
Holte, Bövinghansen durch p. Giese; die aus Kirchlinde, Rahm, 
Märten, Westrich und Oespel durch den Pfarrer bezw. Pfarrverweser 
zu Kirchlinde; 

S) im Jahre 1865 die Kinder aus Lütgendortmund, Böving- 
hansen, Werne, Oespel, Somborn, Kley, 3 aas Kirchlinde und 2 aus 
Märten durch den Vicar Petri zu Lütgendortmund, die aus Westrich, 
Rahm, 17 aus Kirchlinde und 17 aus Märten durch den Pfkrrer 
Peters zu Kirchlinde. 

Die Taufen durch Geistliche aus andern oder von Kindern aus 
andern Parochieen sind bei dieser Zusammenstellung nicht berück- 
sichtigt. 

c) In den Duplicaten der Sterberegister pro 1815—1825 ist der 
Wohnort der Verstorbenen nur ausnahmsweise genannt. Als solcher 
kommen nur die Orte Kirchlinde, Rahm, Delwig und einmal West- 
hausen (Amt Gastrop) vor. Auch in dem Register pro 1829 sind nur 
Kirchlinde und Rahm aufgeführt. In dem Duplicat pro 1880 kom- 
men dagegen ausser den beiden letztgenannten auch die Orte Märten, 
Lütgendortmund, Bövinghansen, Delwig, Holte and Werne vor. Zum 
ersten Mal in dem Duplicat pro 1846 ist der Kirchhof, wo das Be- 
grftbniss stattgefunden, bezeichnet. Dasselbe ist in den Duplicaten 
pro 1848, 1855 und 1865 der Fall. Hiernach sind beerdigt: 

a) im Jahre 1846 die Verstorbenen aus Kirchlinde und Rahm 
zu Kirchlinde ; die aus Lütgendortmund , Holte und Oespel zu Lüt- 
gendortmund ; 
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ß) im Jahre 1848 die aus Kirchlinde, Rahm und Märten zu 
Eirchliode ; die aus Lüt^endortmund , Bdvinghausen , Holte zu Lüt- 
gendortmund ; 

7) im Jahre 1855 die aus Kahm und Kirchlinde am letzteren 
Ort; zu Lätgendortmund die aus diesem Dorf» aus Bövinghausen und 
von der Brandheide; 

S) im Jahre* 1865 zu Eirchlinde die Verstorbenen von dort, 
Rahm, Westrich und 7 aus Märten, dagegen zu Lätgendortmund die 
von diesem Ort, Werne, Holte, Oespel, l^aus Langendreer und 1 aus 
Märten. (Der zuletzt genannte aus Märten ist durch den Pfarrer 
Peters beerdigt, während die übrigen Beerdigungen zu Lätgendort- 
mund im Jahre 1865 durch den Vicar Petri vorgenommen sind). 

d) Das vorgelegte Taufregister von lAUgendortmund beginnt 
mit dem Jahre 1827 und reicht bis Ende 1872. Bezäglich der Zeit 
von 1827 bis zum 9. März 1862 ist als taufender Geistlicher im All- 
gemeineu Giese, hinsichtlich derjenigen vom 9. September 1862 bis 
5. September 1872 ist als solcher Petri und rücksichtlich derjenigen 
vom 22. September bis 29. December 1872 ist als solcher Hardenacke 
angegeben. Der Wohnort der Eltern der getauften Kinder ist be- 
zuglich der Jahre 1827—1850, 1855 und 1865 näher festgestellt. 
Taufeh von Kindern aus Lätgendortmund sind für jedes der Jahre 
1828—1850, 1855, 1865 eingetragen. Es kommen Delwig im Jahre 
1829, Holte 1828, Bövinghausen 1829, Werne 1827, Oespel 1843, 
Somborn und Kley 1865 zum ersten Mal vor; zum letzten Mal da- 
gegen Delwig im Jahre 1855, Holte 1848, Bövinghausen, Werne 
Oespel 1865. Auch die Orte bezvr. Wohnplätze Witten, Langendreer, 
Krengeldanz, Duron, Limbeck, Stockum, Uemmingen, Westrich, 
Langendreer-Bahnbof, Märten- Bahnhof, Zeche Borussia, Zeche Ger- 
mania, Zeche Heinrich Gustav sind aufgeführt. 

e) Da» vorgelegte Sterberegister van Läigendartmund bezieht 
sich auf die Zeit von 1830—1875. Der Ort des Begräbnisses ist für 
die Jahre 1830-1850, 1855 und 1865 näher festgestellt. Be- 
erdigungen auf dem Kirchhof zu Lätgendortmund sind in demselben 
bezuglich Verstorbener aus diesem Ort und aus Holte, Bdvinghausen, 
Werne schon für das Jahr 1830 vermerkt, Oespel kommt zuerst 1837, 
Kley 1843 und Somborn 1836 vor. Pro 1865 sind die Orte Lät- 
gendortmund, Holte, Werne, Oespel, Somborn erwähnt, während 
Bövinghausen nicht in diesem Jahr, wohl aber 1855 vorkommt. 
Ausserdem sind Begräbnisse auf dem Kirchhofe zu Lütgen<iortmund 
bezüglich der Orte bezw. Wohnplätze Witten, Langendreer, Krengel- 
danz, Düren, Stockum, Uemmingen, Märten, Annen, Oederbach bei 
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Witten, Ardey registrirt. Begräbnisse auf dem Kirchhof zu Kirch- 
linde und auf dem »Familienkirchhof zu Delwigc sind bezäglich der 
Zeit von 1830—1833 vermerkt. 

Zum Schluss ist noch die Darstellung in der »Westßllischen 
Geschichtet von J. 0. v. Steinen, lutherischen Predigers zu FrOmern 
bei Unna, Theil III (gedruckt zu Lemgo 1757) S. 299 ff. zu er- 
wähnen. 

Daselbst ist ausgefßhrt, dass die Einfuhrung der Reformation 
in dem Kirchspiel LQtgendortmund im Jahre 1599 begann, dass 
nach und nach der grösste Theil der Parochianen zum lutherischen 
Qlauben übertrat und in den Besitz der Pfarrkirche zu Lütgendort- 
mund gelangte. In dieser habe bereits im Jahre 1599 ein lutheri- 
scher Kapellan und um 1607 ein lutherischer Pfarrer fungirt. Im 
17. Jahrhundert sei es zu vielen Streitigkeiten zwischen den Lutheri- 
schen und Katholiken gekommen und zuletzt im Jahre 1661 hätten 
sich die letzteren um die Anstellung eines katholischen Geistlichen 
bei der genannten Pfarrkirche bemüht, indessen vergeblich. In der 
Capelle zu Kirchlinde, »die in vorigen Zeiten eine Filial der Kirche 
zu Lätgendortmund gewesen,« habe von 1609—1623 ein lutherischer 
Prediger, »welcher zugleich Kirchspiels- Vicarins zu Lütgendortmund 
gewesen,« fungirt. Seit 1623 seien aber stets katholische Geistliche 
dort angestellt. »Anfangs haben sie (d. h. die Katholiken) noch zu 
Lütgendortmund ihre Kinder taufen, sich begraben und proclamiren 
lassen, im Jahre 1668 aber hat Jac. Greven, Pastor zu Kirchlinde 
angefangen, die jnra parochialia zu exerciren.« Die Lutherischen 
hätten sich anfangs nach Kräften dem widersetzt, indessen habe die 
Kurfürstliche Regierung zu Cleve unter dem 16. Juli 1686 den Be- 
fehl ertheilt, dass man den katholischen Pfarrer zu Kirchlinde bei 
dem exercitio publico und was davon dependire, manuteniren solle. 
Hierbei sei es später verblieben (S. 323 und 400). Die »Beginnen« 
(Beguinen) in dem Kloster Marienborn zu Lütgendortmund hielten 
einen Beichtiger, der aber ausser seinem Kloster keine parochialia 
verrichten dürfe. Er habe zwar »ausschweifen« wollen, indessen 
habe die Regierung zu Cleve auf eine Beschwerde der Evangelischen 
unter dem 11. Juni 1705 befohlen, dass derselbe wegen der »unter- 
nommenen jurinm parochialium und pastoralium des Kindtaufens« 
zur Verantwortung gezogen werden solle (vgl. S. 322 und 401). 

Auf Grund dieser Beweisaufnahme hat das Oherlandesgericht 
Hamm die eingangs wiedergegebene Entscheidung aus nachstehenden 
Enischeidungsgründen getroffen: 

Die Zulässigkeit des Rechtsweges ist, falls dieselbe durch das 
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Erkenntniss des Gerichtshofes für Entscheidung der Competenzcon- 
flicte vom 14. März 1885 noch nicht endgültig festgestellt sein sollte, 
aus den in diesem Erkenntniss angeführten und, wie auch das Reichs- 
gericht annimmt, zatreffenden Gründen za bejahen. 

In der Sache selbst hat das Berufungsgericht die in dem Ur- 
theil des Reichsgerichts vom 21. Januar 1886 der Aufhebung des 
diesseitigen ürtheils vom 2. Juli 1884 zu Grunde gelegte rechtliche 
Beurtheilung als massgebend zu erachten. 

Es ist nun zunächst die rechttiche Existena der katholischen 
Filialgemeinde zu Lütgendortmund als einer besonderen Corporation 
zu prüfen. Zu diesem Zweck ist auf den Zustand des katholischen 
Kirchenwesens zu Lütgendortmund in der Zeit vor der Säcularisation 
des Klosters Marienborn, also vor 1809 zurückzugehen. 

Unstreitig gehörten damals die Katholiken zu Lütgendortmund 
zur Parochie Kirchlinde. Die Nonnen in dem Kloster Marienborn 
waren freilich, da dies bei allen Ordenspersonen nach katholischem 
Kirchenrecht die Regel ist (vgl. Schtdte, System des katholischen 
Kirchenrechts §. 47. S. 284, §. 174. S. 717 ; Hinschius, System des 
Kirchen rechts Bd. 2. S. 299), zweifellos vom Pfarrverband eximirt 
und der seit alter Zeit im Kloster angestellte pater confessarius hatte 
jedenfalls für sie die Functionen eines Pfarrers. Diese Exemtion er- 
streckte sich aber nicht einmal auf das Dienstpersonal im Kloster, 
da, wie aus der Urkunde vom 20. März 1780 (L 10 des Urkunden- 
Verzeichnisses) hervorgeht, der pater confessarius den Pfarrer zu 
Kirchlinde um die Erlaubniss bitten musste, dass das Dienstpersonal 
seiner österlichen Pdicht in der Klosterkirche genügen könnte. Noch 
viel weniger waren daher die ausserhalb des Klosters wohnenden 
Katholiken von dem Pfarrverband eximirt. Der Klostergeistliche war 
auch nicht befugt, bezüglich dieser Katholiken ohne besondere Er- 
laubniss des Pfarrers zu Kirchlinde eigentliche Parochialhandlungen 
(Taufe, Spendung der österlichen Communion, Krankenölung, Trau- 
ung, Beerdigung, vgl. HinschiuSj Kirchenrecht Bd. 2. S. 300) vor- 
zunehmen. 

Dies erhellt 

aus den Verfügungen des Drosten von Strunschede vom 26. Oc- 
tober 1703 und 18. November 1704 (I. 2. 5), 

der Remonstration des pater confessarius vom 17. November 
1703 (I. 4), 

der »Anmerkung denkwürdiger Sachenc (I. 16), 

der Aussagen der Zeugen Zimmermann und Wegmann. 



56 Forsch, Entstehung einer FUialgemeindt an einer Klosterkirche. 

V. Steinen, der als Pfarrer in dem nicht weit entfernten Ort 
Frömern genug Gelegenheit hatte, die Verhältnisse in Lütgendort- 
mund kennen zq lernen, und der seiner Geschichte, wie deren Inhalt 
ergibt, hauptsächlich viele in städtischen and kirchlichen Archiven 
vorgefundene Urkunden zu Grunde legt, gibt in der oben angeführten 
Darstellung der Verhältnisse des Klosters Marienborn dasselbe an. 

Spätestens in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts be- 
gann in der Klosterkirche die Abhaltung eines vollständigen und 
regelmässigen affentUchen Gottesdienstes namentlich an Sonn- und 
Feiertagen, der von den Katholiken aus Lütgendortmund und der 
Umgegend besucht wurde. Dieser Gottesdienst (Messen, insbesondere 
Hochamt, Predigt u. s. w.) wurde zuerst blos von dem pater con- 
fessarius abgehalten ; später ausserdem von einem zweiten Geistlichen, 
einem pater primissarius. 
Dieses erhellt 
aus dem Schenkungsalct des J. Lackmann vom 9. April 1744 

(I. 11), 
dem Attest des Edmundus Köster vom 17. Juni 1809 (I. 14), 
dem Bericht des Beigeordneten Wupper vom 13. September 1814 

(I. 15), 
dem Bericht der Regierung zu Arnsberg vom 10. April 1817 

(11, 12), 
den Aussagen der Zeugen Zimmermann, Wegmann und den- 
jenigen der Zeugen Vierhaus, Platte, Wittwe Sümpelmann 
und Bormann über die ihnen von den Vorfahren gemachten 
Mittheilungen (A. a. b. d. e. f. h. des Thatbestandes). 
Auch wurden schon im vorigen Jahrhundert in der Kloster- 
kirche den Katholiken von Lütgendortmund und Umgegend Sakra- 
mente gespendet, z. B. die Communion ausgetheilt und mit Ge- 
nehmigung des Pfarrers getauft, wie 

das Gesuch der Wittwe v. Droste vom 4. April 1758 und ein 

anderes aus derselben Zeit (I. 7. 8), 
das Gesuch des pater confessarius vom 20. März 1780 (T. 10), 
der Bericht des Beigeordneten Wupper vom 30. September 

1814 (I. 15), 
das Gesuch des Kochs Roller vom 3. November 1730 (I. 6) 
ergeben, wobei nur zu bemerken ist, dass die Katholiken ihrer Pflicht 
zum Empfang der österlichen Communion in Lütgendortmund nur 
mit Erlaubniss des Pfarrers von Kirchlinde genügen konnten, wie 
aus den genannten Gesuchen hervorgeht. Als Confessarii hatten die 
patres sicher auch das Sacrament der Busse (confessio) zu spenden. 
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Hiernach ist aoch nicht daran zu zweifeln , dass die patres für die 
Katholiken die Verwaltung der Seelsorge, der sg. cura, mit Aus- 
nahme der eigentlichen pfarranritlichen Handlungen hatten. (Vgl. über 
die cura aniniarum HinschitiSi Kirchenrecht Bd. 2. §. 92. besonders 
S. 294; SchuUe, System des katholischen Kirchenrechts §. 47. S. 281). 

Ceber den Zustand in der ersten Hälfte des 18. und im 17. Jahr- 
hundert liegt nicht so viel Material vor, als wie hinsichtlich der 
sp&teren Zeit. Doch ist anzunehmen, dass schon zur Zeit des zwi- 
schen Kurbrandenbnrg und Pfalz-Neuburg geschlossenen (als Gesetz 
pnblicirten, auch durch Edict vom 13. August 1682 wiederholt zur 
Nachachtung eingeschärften) Religions Vergleichs vom 26. April 1672, 
durch welchen die Rechte der Katholiken in der Mark, in Cleve und 
Ravensberg, sowie die Rechte der Evangelischen in Jülich und Berg 
festgestellt wurden (vergl. den Abdruck bei Seotti^ Gleve-Märkische 
Provinzial-Gesetze Bd. I. S. 497 ff., 567), in dem Kloster Marien- 
born ein öffentlicher Gottesdienst für die Katholiken der Umhegend 
gehalten und dass dies seitdem stets geschehen ist. Der Religions- 
vergleicb sanctionirte die in dem Kloster bestehenden Verhältnisse 
durch die Bestimmung des Artikel 2 §. 7: 

»In den Klöstern zu Garnen, LiUgwdortmund und Marienheide 
bleibt es, wie es bisher gewesen und noch ist: 

Hierdurch sollten Rechte der Katholiken gestützt werden, weil 
der Recess nach dem oben angegebenen Zweck sonst von dem Kloster 
nichts gesagt haben würde. Der Umfang dieser Rechte ist allerdings 
in demselben nicht näher angegeben. Weitere Aufschlüsse gibt die 
im Jahre 1809 oder 1810 unter den Klosterpapieren gefundene »An- 
merkung etlicher denkwürdiger Sachen,« die nach ihrer Schreibweise 
sehr alten Datums sind, deren Inhalt nach der ganzen Art der Dar- 
stellung als glaubwürdig angesehen werden muss. Hiernach haben 
die patres confessarii und die Nonnen die Schulkinder seit dem Jahre 
1624, also kurz nach der, wie v. Steinen glaubwürdig mittheilt, um 
1599 bis 1607 begonnenen Einführungen der Reformation unterrichtet. 

Bei der sehr engen Verbindung zwischen Kirche und Schule, 
die notorisch (vgl. auch Hinschius, Kirchenrocht Bd. 4. S. 575 ff., 
besonders S. 578) im 17. und 18. Jahrhundert bestand, haben die 
Patres und Nonnen zweifellos seit der Zeit, wo die Lutherischen in 
den Besitz der Pfarrkirche kamen, und mindestens von dem Jahre 
1624 an dafür gesorgt, dass nicht nur die Jugend unterrichtet wurde, 
sondern auch in ihrer Kirche ein vollständiger Gottesdienst für die 
Katholiken der Umgegend stattfand und für die cura animarum das 
Erforderliche geschah. Es lag ohnehin sehr nahe, dass sie in dieser 
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Weise den Glaubensgenossen zur Hülfe kamen. Bestätigt wird dies 
dnrch die Mittheilnng in derselben »Änroerkung^c dass das Kloster das 
ihm im Jahre 1675 von dem Brandenburgischen und Pfälzischen Com- 
missar (vgl. über solche gemeinschaftliche Commissionen Art. 11 §. 1. 
in fine des Beligionsvergleichs) angebotene jus parochiae, d. h. das 
Recht zu den eigentlichen pfarramtlichen Akten abgelehnt habe. 
Ein solches Angebot würde sicher nicht erfolgt sein, weim die that- 
sächlichen Verhältnisse dazu keinen Anhalt gaben, wenn also in der 
Klosterkirche nicht seit längerer Zeit wenigstens ein öffentlicher 
Gottesdienst und eine Seelsorge für die Katholiken stattfand. Eine 
weitere Bestätigung gewährt die Remonstration des pater confessarius 
vom 17. November 1703 (I. 4), in welcher es heisst, dass im Kloster 
ein exercitium publicum religionis catholicae stattfinde. Ein solches 
brauchte die Regierung nach Art. 2. §. 1. des Religionsvergleicbs nur 
zu dulden, wenn es bereits beim Abschluss des Vergleichs stattfand. 
Nach den Anschauungen der damaligen Zeit über religiöse Verhält- 
nisse würden die staatlichen Behörden es sicherlich auch nur in 
diesem Falle geduldet haben. Dieselben, nämlich der Drost von 
Strunchede und die Regierung zu Gleve beschränkten sich auf das 
Verbot des Kindtaufens, wie die Verfügungen vom 18% November 
1704 (I. 5) und vom 11. Juni 1705 (vgl. die Angaben v. Steinen's) 
ergeben. Erwägt man nun noch, wie stabil die Verhältnisse im 17. 
und 18. Jahrhundert waren und dass daher auch ein Rückschluss 
von dem Zustand des vorigen Jahrhunderts auf einen langen vor- 
hergehenden Zeitraum gestattet ist, so rechtfertigt sich die obige 
Annahme, dass bereits beim Abschluss des Religionsvergleichs und 
sogar schon seitdem sich der Besitzstand der verschiedenen Confes- 
sionen in der Parochie Lütgendortmund festgesetzt hatte, ein voll- 
ständiger öffentlicher Gottesdienst für die Katholiken in der Kloster- 
kirche stattfand und die Klostergeistlichen die Seelsorge ausübten. 

Spätestens um die Mitte des 18. Jahrhunderts verlangten die 
Katholiken der Filialgemeinde Lütgendortmund, die, wie unten zu 
erörtern, damals schon bestand, eventuell sich doch bildete, ein 
förmliches Recht, dass ihnen das Kloster die Benutzung seiner 
Kirche für den öffentlichen Gottesdienst gestatte. Schon früher 
stifteten nämlich einzelne Katholiken der Umgegend Messen und 
Gebete in der Klosterkirche; so legirten die Eheleute von Delwig, 
offenbar Besitzer des in der Gemeinde Delwig-Holte gelegenen Rit- 
terguts Delwig, durch Testament vom 7. Juli 1827 hundert Thaler 
zu diesem Zweck und dieselben oder andere Eheleute von Delwig 
vermachten 300 Thlr. für Gel zur Unterhaltung des ewigen Lichts. 
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Vgl. über diese Stiftungen den Bericht des Rentmeisters Geissei Yom 
5. Augast 1817 (I. 12) und das Schreiben des Bergischen Finanz- 
ministers vom 2. Juli 1810 (I. 18). Ferner stifteten die Familien 
Pieper in Werne und Vier haus in HoHe zwei Messen, wie die Zeugen 
Wittwe Sümpelmann glaubwürdig bekundet. Schon diese Stiftungen 
lassen sich schwerlich erklären, wenn die Katholiken nicht ein Becht 
hatten, den Gottesdienst in der Klosterkirche zu besuchen, da die 
Stifter doch wollten, dass ihre Angehörigen imd überhaupt die Ka- 
tholiken ihrer Gemeinde den Messen beiwohnten und an den Gebeten 
sich betheiligten. Zweifellos ist aber das Recht der Katholiken durch 
die Lackmann'sche Schenkung und deren Annahme seitens des Klosters 
begründet. Lackroann schenkte durch den Akt vom 9. April 1744 
(I. 11) dem Kloster eine grössere Geldsumme zu dem Zweck, dass 
in der EHosterkirche an allen Sonn- und Feiertagen auch eine Früh- 
messe gelesen werden solle, damit alle Katholiken zu Lütgendortmund 
Gelegenheit hätten, an Sonn- und Feiertagen dem Gottesdienst bei- 
zuwohnen. Das Kloster hat die Schenkung angenommen, wie 

die Vermerke unter dem Schenkungsakt vom 7. Mai 1845, 
20. Mai 1846, 15. April 1847 (vgl. I. 11), der Bericht von 
p. Geissei vom 5. August 1817 (I. 12) und das Schreiben des 
Finanzroinisters vom 2. Juli 1810 (I. 13) 
ergeben. Der von Lackmann bei seiner Schenkung verfolgte Zweck 
konnte gar nicht erföllt werden, wenn das Kloster den Katholiken 
nicht das Recht einräumte, die Kirche in der überhaupt erforder- 
lichen Weise zum Besuch des Gottesdienstes zu benutzen. Nach der 
Intention des Lackmann musste namentlich das Kloster den Katho- 
liken nicht blas das Recht geben, eine Fi^ühmesse zu besuchen, weil 
dann ja seine Absicht, dass aüe Katholiken an dem sonntäglichen 
Gottesdienst sollten Theil nehmen können, völlig vereitelt wäre. 

Das Kloster hat auch alles gethan, um der Lackmann'schen 
Stiftung gerecht zu werden. Es sorgte, wie schon oben erwähnt, 
far die Anstellung eines pater primissarius. Diese Anstellung erfolgte 
nicht nur für das Klosterpersonal, sondern gerade zu dem Zweck, 
um der genannten Schenkung gemäss den Katholiken vollständige 
Gelegenheit zu geben, ihrer religiösen Pflicht zum Besuch einer Messe 
an Sonn- und Feiertagen nachzukommen. Die Anstellung ist auch 
zweifellos nicht blos von den Klosterobern des betreffenden Paters, 
der anscheinend stets Franziskaner war (vgl. den Regierungsbericht 
vom 10. April 1817 (II. 12), sondern auch von der zuständigen Erz- 
bischöflichen Behörde zu Cöln genehmigt, denn ohne die Autorisation 
der geistlichen Behörden würden sicherlich weder die Nonnen des 
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Klosters die Anstellung vorgenommen noch der betreffende Pater 
das betreffende Amt angenommen haben. 

Die Erzbtschöfliche Behörde mnss Oberhaupt die ganze Ein- 
richtung des Eirchenwesens zu Lötgendortmund genehmigt haben, 
weil sie sonst nicht geduldet hätte, dass der pater primissarins in 
dem Kloster fungire. Vgl. über die Nothivendigkeit der Autorisation 
Hinschius, Kirchenrecht Bd. 4. S. 180 f., 87 ff., besonders S. 95, 98, 
S. 455—457; Schulte, Lehrbuch des kathol. Kirchenrechts §. 175. 
S. 526 f. der 3. Auflage. 

Bereits im vorigen Jahrhundert haben die Katholiken von Lüt- 
gendortmnnd und Umgegend eine besondere Filialgemeinde innerhalb 
der Parochie Kirchlinde gebildet. Dies ist aus folgenden umständen 
zu folgern : 

1. Schon die kirchlichen Verhältnisse in der bis zur Einführung 
der Reformation bestehenden katholischen Parochie Lntgendortmund 
gaben einen directen Anlass zu einer solchen Bildung. Es ist un* 
streitig und wird auch durch v. Steinen bestätigt, dass innerhalb 
dieser Parochie früher zwei Kirchen bestanden, nämlich die Pfarr- 
kirche zu Lütgendortmund und eine Kapelle zu Kirchlinde. Wahr- 
scheinlich war letztere eine eigentliche Filialkirche der ersteren; 
jedenfalls fungirte bei der genannten Kapelle ein besonderer Geist- 
licher. V. Steinen sagt dies ausdrücklich und es ergibt sich auch 
aus dem Umstand, dass im Jahre 1686 — vergl. das Mandat vom 
16. Juli 1686 (L 2) — zu Kirchlinde unbehindert ein katholischer 
Geistlicher selbstständig functionirte , was sicherlich nicht gestattet 
wäre, wenn es nicht seit alter Zeit hergebracht war. Da die zu Lüt- 
gendortmund und Kirchlinde angestellten Geistlichen in ihren Kirchen 
regelmässig Gottesdienst hielten, so war es natürlich, dass ein Tbeil 
der Parochianen der Regel nach den Gottesdienst zu Lütgendort- 
mund, der andere den zu Kirchlinde besuchte und dass jeder Theil 
wenigstens in gewissen Beziehungen einen besonderen Verband für 
sich bildete. In Folge der Einführung der Reformation änderte sich 
dies nur insofern, als für die Parochianen, welche katholisch blieben, 
die Klosterkirche zu Lütgendortmund abgesehen von den Parochial- 
rechten an die Stelle der früheren Pfarrkirche daselbst trat und dass 
das Verhältniss zwischen der Klosterkirche und der Kirche zu Kirch- 
linde dasselbe wurde, wie vordem das der letzteren zu der Pfarrkirche 
in Lütgendortmund gewesen war. 

2. Dass die Katholiken von Lütgendortmund und verschiedenen 
benachbarten Gemeinden eine besondere Stellung innerhalb der Pa- 
rochie Kirchlinde einnahmen, erhellt aus der Art, wie die Begrab- 
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iiisse stattfanden. Die Katholiken aus Lütgendortnound und min- 
destens die ans Holte and Werne wurden näinlicii nicht, wie es doch 
der Natur der Sache und auch der Bestimmung' des Artikel 10 §. 13. 
des Keligionsvergleichs vom 26. April 1072 an sich entsprochen hätte, 
auf dem schon im 18. Jahrhundert existirendon katholischen Kirch- 
hof zu Kirchlinde, sondern auf dem evangelischen zu Lütgendortmund 
and zwar lange Zeit dnrch evangelische Geistliche beerdigt. Dieser 
Zustand dauerte bis zu der um das Jalir 1830 erfolgten Errichtung 
eines katholischen Kirchhofs zu Lütgendortmund. Dies ergeben 
das Schreiben des lutherischen Pfarrers zu Lütgendortmund vom 

IG. September 1778 (I. 9), 
das Qesuch des katholischen Kirchenvorstandes daselbst vom 

30. Juni 1828 (IL 28), 
die Aussagen der Zeugen Petri, Platte, Vierhaus, Wittwe Sumpel- 

mann und Bormann. 
Platte spricht zwar nur von einem Brbbegr&bniss seiner Fa- 
milien, nach den Aussagen der übrigen Zeugen und nach den er- 
wähnten Urkunden handelt es sich aber nm eine für alle Katholiken 
der betreffenden Gemeinden bestehende Einrichtung. Die Duplicate 
des Kirchenbachs von Kirchlinde aus der Zeit von 1815 bis 1829 
bestätigen diesen Znstand insofern, als sie nur Sterbefälle aus Kirch- 
linde, Rahm und Delwig erwähnen. 

3. Die Existenz einer kirchlichen Gemeinde gibt sich äusser- 
lich ganz besonders durch das Bestehen eines separaten Kirchen- 
Vorstandes kund. Die Ansicht des Beklagten, ein solcher werde in 
Bezug auf Lütgendortmund erst im Jahre 1818 erwähnt, ist unrichtig. 
Bereits in dem Schreiben des Maires Glasen von Lütgendortmund 
vom 6. März 1811 (IV. 1), also schon vor der durch das Ministerial- 
rescript vom 31. März 1811 (II 4) angeordneten provisorischen UAer- 
Weisung des Kirchengebäudes wird eines katholischen Kirchenvor- 
staudes gedacht. Dies kann nur ein Kirchenvorstand von Lütgen- 
dortmund sein, weil der Maire auf ein Schreiben desselben d. d. Lüt- 
gendortmund, unterzeichnet von Türck, Vierhaas, Pieper Bezug 
nimmt. Vierhaus und Pieper werden als Kirchenvorsteher von Lüt- 
gendortmund auch 

in dem Schreiben des Geistlichen Bisse vom 27. August 1814 

(IV. la), 
dem Bericht des Beigeordneten Wupper vom 30. September 

1814 (IV. 2), 
dem Bericht des Landesdirectors vom 21. November 1814 (IV. 3) 
erwähnt In einigen Urkunden ist statt Kirchen Vorsteher der im 
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vorliegenden Fall als gleichbedeutend anzusehende Ausdruck »De- 
putirterc gebraucht. So 

in dem Ministerialrescript vom 3. Juni 1812 (II. 5a) 

V. Y. »Deputirten Vierhaus, Türck et cons.,« 

in dem Promemoria der Deputirten Vierhaus und Pieper vom 
7. März 1815 (IV. 4), 

in dem Gesuch vom 26. Februar 1818 (IV. 6) 
V. V. »TArck als Deputirter 
»Althaus als Deputirter. c 
Auch bedeutet es dasselbe, wenn Althaus im Namen des »katholi- 
schen Gonsistoriums zu Lütgendortmundc das Gesuch vom 28. April 
1818 (TV. 7) anbringt. Die Ausdrücke »Deputirter« und »Gon- 
sistorium« sind aus der besonderen Schreibweise einzelner Gon- 
cipienten der betreffenden Schriftstücke zu erklären. In den bei 
weitem meisten Urkunden ist von Kirchenvorstand und Eirchenvor- 
stehern die Rede, wie die Zusammenstellung zu Nr. IV des That- 
bestandes ergibt. 

In dem Gesuch des p. Giese, Vierhaus, Althans, Pieper vom 
24. Januar 1842 (IV. 15) ist gesagt, dass der bisherige Eirchen- 
Yorstand bestehend aus Vierhaus, Althaus, Pieper seit Aufhebung 
des Elosters im Jahre 1809 fungirt habe. An der Richtigkeit dieser 
Thatsache ist gar nicht zu zweifeln, wenn man die oben bezeichneten 
Urkunden aus der Zeit von 1811—1818, in welchen diese Personen 
als Eirchenvorsteher bezeichnet werden, berücksichtigt. 

Nun kann aber nicht angenommen werden, dass die Bergischen 
Behörden im Jahre 1809 die Wahl von Eirchenvorstehem geduldet 
haben würden, wenn diese Wahl nicht einem festen alten Herkom- 
men entsprach. In keinem Falle würden sie, wenn ein solches Her- 
kommai nicht vorlag, mit denselben als Eirchenvorstehem, wie es 
doch geschehen ist, correspondirt haben. Zunächst lag es nämlich 
im Interesse der Bergischen Regierung, die offenbar von den durch 
sie eingezogenen Gütern des Elosters Marienborn möglichst viel Ge- 
winn erzielen wollte , darauf zu achten , dass die Eatholiken nicht 
durch solche Wahlen den Schein von grösseren Rechten bezüglich 
des Elosters, als wie sie ihnen zustanden, hervorriefen. Namentlich 
aber kommt in Betracht, dass für das Grossherzogthum Berg oder 
doch für das Ruhrdepart^ment , wozu Lütgendortmund gehörte, eine 
allgemeine Organisation des Eirchenwesens geplant wurde, wie aus 
der Verfügung des Präfecten dieses Departements vom 8. September 
1809 »wegen Organisation des Pfarrwesensc erhellt. Vgl. die Prä- 
fecturverhandlnngen (d. h. das Verordnnngs- oder Amtsblatt) des 
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Ruhrdepartemeots vom Jahre 1809 Seite 31. Ausserdem erliess der- 
selbe Präfect anter dem 2. Mai 1810 eine Verordnung, durch welche 
die kirchliche VermOgensverwaltang und der Kirchenvorstand selbst 
in dem Ruhrdepartement unter die specielle Aufsicht des Maire eines 
jeden Orts gestellt wurde. Vgl. die Pr&fecturverhandlungen pro 1810 
Seite 121. Bei dieser Sachlage ist nicht anzunehmen, dass die 
Bergischen Behörden, speciell der Maire von Lütgendortmund und der 
Prflfect des Ruhrdepartements mit dem Eirchenvorstand amtlich ver- 
kehrt haben wurde, wenn die Wahl desselben eine Neuerung war 
und auf einem eigenmächtigen Vorgehen verschiedener Katholiken 
beruhte. Dass die Katholiken im Jahre 1809, als ihre Interessen 
wegen der Aufhebung des Klosters aufs höchste bedroht waren, einen 
neuen Vorstand an Stelle des alten wählten, war dagegen sehr na- 
türlich. 

Wenn die Wahl des Kirchenvorstaudes eine eigenmächtige 
Neuerung aus dem Jahre 1809 wäre, so wfirdeu auch nicht seit 
Wiederherstellung der Preussischen Herrschatt die weltlichen und 
geistlichen Behörden die Existenz eines Kirchenvorstandes constant 
anerkannt haben. Dass letzteres seitens des Landraths zu Dortmund, 
der Regierung zu Arnsberg, des Generalvicariats zu Paderborn bis 
in die neueste Zeit hinem geschehen ist, ergibt die Znsammenstellung 
der Urkunden zu Nr. IV des Thatbestandes. Hervorzuheben ist, dass 
der Landrath zu Dortmund durch Verfügung vom 10, Februar 1842 
(IV. 17) die Wahl eines neuen Kirchenvorstandes ausdrücklich be- 
stätigt hat (wohl wegen des §. 552 A. L. R. IL 11). Ferner hat 
der Landrath zu Dortmund, wie Klägerin behauptet und Beklagter 
nicht bestritten hat, den auf Qrund des Gesetzes vom 20. Juni 1875 
neu gewählten Kirchenvorstand der Filialgemeinde Lütgendortmund 
förmlich eingeführt. Endlich ist zu betonen, dass selbst in Aller- 
höchsten Erlassen von einem Kirchenvorstand als Vertreter der Oe- 
meinde die Rede ist, so in den Allerhöchsten Gabinetsordren vom 
28. December 1828 (IIL 5) und vom 21. August 1863 (III. 10). 

Angefochten ist die Legitimation des Kirchenvorstands soviel be- 
kannt erst bei Gelegenheit des vorliegenden Streits über die Baukosten. 

4. In den wenigen Urkunden aus der Zeit vor 1809 ist von 
einer katholischen Oemeinde Lütgendortmund nicht ausdrücklich die 
Rede. Von der Zeit an, wo das Urkundenmaterial ein reicheres wird, 
ist dagegen in vielen Urkunden der verschiedensten Behörden : 

a) des Bürgermeisters von Lütgendortmund, 

b) des Prätecten des Ruhrdepartements, 

c) der verschiedenen Abtheilungen der Regierung zu Arnsberg, 
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d) des Bergischen Ministers des Innern, 

e) des Preussischen Cnltns- und des Fiuanzmlnisters, 

f) des geistlichen Cornmissurs Brockhof zq Wattenacheid (offenbar 
Instanz zwischen Pfarrer und Erzbischof, vgl. die Regierungs- 
Verfügung vom 23. April 1819 (IL 23), 

g) des Qeneralvicars zu Deutz (bis zum Erlass der Bulle de salute 
animarnni; vom 16. Juli 1821 gehörte Lätgendortmund zur Erz- 
diöcese Cöln, vergl. die Urkunden vom 23. April 1819 und 
21. September 1820 (II. 23, VII. 4), 

h) des Bischofs zu Paderborn, 
von einer katholischen Gemeinde zu Lutgendortmund als einem 
Kreise von Personen, der eine besondere Existenz hat, die Bede, wie 
die Urkunden zu Nr. Ul des Thatbestandes ergeben. Schon bevor 
die provisorische Uelierweisung der Kirche ausgeführt wird, also vor 
dem April 1811, sprechen 

der Präfect in dem Bericht vom 13. Januar 1811 (KI. 1), 
der Bergische Finanzminister in dem Rescript vom 1. März 1811 

(11. 3 and III a), 
der Bergische Minister des Innern in dem Rescript vom 31. März 
1811 (II. 4) 
von einer »Gemeinde« bezw. »commune« zu Lutgendortmund, der 
Mittheilnngen zu machen sein, bezw. die etwas vorgeschlagen oder 
die Kirche reclamirt habe. — Den Bergischen Behörden war es im 
Jahre 1811 zweifellos bekannt, dass nur ein kleiner Theil der Ein- 
wohner von Lfttgendortmund katholisch war, anch wird von einem 
culte de la commune gesprochen und deshalb kann unter der Ge- 
meinde bezw. commune nicht die Civilgemeinde verstanden werden. 
Anch ist zu erwähnen, dass die Bittsteller in dem Gesuch vom 
17. December 1809 (II. 1) sagen, man möge ihnen die Klosterkirche 
als FUialkirche belassen oder sie als Pfarrkirche etabliren. 

Die Regierung zu Arnsberg hatte besondere Veranlassung, die 
Sache genau zu untersuchen, sie stand im Jahre 1817 den Verhält- 
nissen, die sich in Folge der Säcularisation entwickelt hatten, noch 
sehr nahe und sie hat damals dieselben auch zweifellos nach Mög- 
lichkeit untersucht. Sie erklärt nun aber in dem Bericht vom 
10. April 1817 (IL 12), 

dass sich die Katholiken bis zur Aufhebung des Klosters der 
Klosterkirche als einer FUialkirche von Kirchlinde, wo die 
Hauptpfarrkirche sei, bedient hätten und duns es als nothwendig 
anzunehmen, dass diese Pilialkirche fortbestehen müsse; 
ferner in dem Bericht vom 29. December 1817 ([I 20 a), 
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sie habe in den Berichten vom 10. April and 18. Augost 1817 
die Verbältnisse der Füialgemeinde zu Lütgendortmand aus- 
einandergesetzt. 

Durch diese Berichte wollte die Regierung die Minister über 
das katbolische Eirchenwesen zu Lütgendortmund informiren und sie 
hat daher die genannten AusdrScke im vollen Bewusstsein ihrer Trag- 
weite gewählt. Von der Ansicht, als ob sich eine Gemeinde erst im 
Anschlnss an die provisorische Ceberweisung der Kirche gebildet 
habe, ist in den Berichten nichts zu finden. Ganz charakteristisch 
ist unter anderen auch die Verfügung vom 10. Juni 1829 (III. 6)i 
durch welche die Regierung, Abtheilung des Innern einen Kaufver- 
trag landesherrlich für die iatholische Kirchengemeinde zu Lütgen- 
dortmund bestätigt. 

Besonders hervorzuheben ist ferner, dass Se. Majestät der König 
Friedrich Wilhelm III. und Se. Majestät der regierende König in 
den Erlassen vom 28. December 1828 (III. 5) und vom 21. August 
1863 (III. 10) offenbar davon ausgehen, dass die katholische Kirchen- 
gemeinde zu Lütgendortmund Üorporationsrechte habe, da derselben 
der Erwerb eines Grundstücks und einer Erbschaft gestattet wird. 
Diesen Erlassen soll hier keine constitutive Bedeutung beigemessen 
werden, sie enthalten aber ein wichtiges Zeugniss dafür, dass zur 
Zeit ihrer Emanation eine mit Corporationsrechten versehene katho- 
lische Kirchengemeinde Lütgendortmund bereits existirte. Von diesem 
Gesichtspunkt aus ist auch die Allerhöchste Cabinetsordre vom 29. Mai 
1818 (II. 21) zn berücksichtigen. Es ist zwar in derselben der nicht 
correcte Ausdruck »Pfarrec gebraucht. Die Regierang hatte in ihren 
Berichten vom 10. April und 29. December 1817 (11. 12 und 21) 
betont, dass die Pfarrkirche für Lütgendortmund zu Kirchlinde sei, 
während am ersteren Ort sich eine Filialkirche befinde. Auf Grund 
dieser Berichte haben jedenfalls der Cultus- und Finanzminister 
Sr. Majestät dem König Friedrich Wilhelm III. den Bericht er- 
stattet auf den die Allerhöchste Cabinetsordre vom 29. Mai 1818 
sich bezieht. Es kann nur angenommen werden, dass in diesem Be- 
richt, wie unten noch weiter ausgeführt wird, über die Verhältnisse 
von Lütgendortmund und Kirchlinde dasselbe gesagt ist, wie in den 
Regierungsberichten , so dass bei dem Wort »Pfarrec nur an eine 
selbstständige katholische Gemeinde gedacht sein kann. 

Die selbstständige juristische Persönlichkeit der katholischen 
Gemeinde zn Lütgendortmund ist auch äusserlich insofern oft her- 
vorgetreten, als sie 

Archiv ftlr Kirckenrecht. LXVIII. 5 
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a. Immobilien erworben und dieserhalb mit Vertretern des Fiscus 
coutrahirt hat. 
vgl. Allerhöchste Cabiiietsordre vom 28. Deceraber 1828 (III. 5), 
Vertrag vom 23. Januar 1829 (III 6), 
Vertrag vom 8. August/ 11. September 1829 (II I. 7), 
Ministerialrescript vom 18. Januar 1836 (III. 8), 
Regierungsverfügung vom 22. April 1824 (VII. 17), 

b) eine ganz selbstständige Vermögensverwaltung geführt hat, was 
auch von dem Landrath zu Dortmund und der Regierung zu 
Arnsberg ausdrücklich oder doch stillschweigend durch con- 
cludente Handlungen genehmigt ist, 

vgl. die Urkunden zu Nr. V des Thatbestandes , besonders 
Nr. 1, 2, 6, 

c) im Grundbuch als Eigenthümerin verschiedener Grundstücke ein- 
getragen ist, wie Klägerin behauptet und Beklagter nicht be- 
stritten hat. 

Die Existenz einer selbstständigen Filialgemeinde Lütgendort- 
mund ist eigentlich erst bei Gelegenheit des gegenwärtigen Streits 
angefochten. In dieser Beziehung ist in den Urkunden, in welchen 
es heisst, dass die i^arrkirche zu Kirchlinde sei, oder dass zu Lüt- 
gendortmund keine 2y*arrkirche bestehe, in welchen ferner erörtert 
wird, ob es zweckmässig sei, die Kirche zu Lütgendortmund zur 
/yairkirche zu erheben, die Existenz einer Filialgemeinde offenbar 
nicht verneint, weil die Mitglieder der letzteren begriffsmässig zu 
einer anderen Kirche eingepfarrt sind. So spricht namentlich das 
Gesuch vom 30. Juni 1828 (II. 28) und die Antwort vom 31. Juli 
1828 (II. 29) keineswegs gegen die Klägerin, da die nachgesuchte 
Trennung vom Parochialnexus zu Kirchlinde die Bedeutung einer 
Theilung der Pfarrgemeinde Kirchlinde in zwei völlig unabhängige 
Parochien hat. Die Ablehnung dieser Theilung will die Aufrecht- 
erhaltung des Pfarrverbandes, in welchem ja auch die Filialgemeinde 
steht. In verschiedenen Urkunden ist von einer Regulirung des Ver- 
hältnisses zwischen Kirchlinde und Lütgendortmund die Rede, 

vgl. die Correspondenz zwischen dem Landesdirector und dem 
Givilgouvernenr bezw. Oberpräsidenten aus den Jahren 
1814—1816 (II. 6-10), 
ferner die zwischen dem Oberpräsidenten und der Regierung 
zu Arnsberg aus den Jahren 1823—1824 (IL 24—27). 

Dies gestattet aber nicht den Schluss, als ob die betreffenden 
Behörden die Existenz einer Filialgemeinde verneint hätten ; denn 
das Verhältniss zwischen einer Pfarr- und Filialgemeinde gibt .stets 
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in verschiedenen Beziehungen zu Zweifeln Anlass, es mag ohnehin 
oft wünschenswerth sein , dass dasselbe fester bestimmt oder ganz 
aufgehoben wird, and deshalb liegt sehr oft eine Veranlassung zu 
einer Regulirung vor, namentlich bei Gelegenheit einer Oesammt- 
organisation des Eirchenwesens in ganzen Landestheilen [welche die 
Urkunden vom 21. November 1814, 13. Juni 1815, 17. Februar 1816 
(II. 6, 9, 10) jedenfalls im Auge haben]. 

Besonders zu erw&hnen sind noch folgende Punkte: 
Der Bfirgermeister Glasen von Lütgendortmund sagt in dem Be- 
richt vom 6. December 1817 (II. 19), die Filialkirche habe sich erst 
im Jahre 1812 durch die Besoldung des bereits angesetzten Geist- 
lichen Bisse constituirt Der Zusammenhang ergibt aber, dass es 
sich hierbei um einen unzweckmässigen Ausdruck daf&r, dass die 
zweckentsprechende Verwendung der Kirche erst durch die Besoldung 
des p. Risse gesichert sei, handelt. Derselbe Maire spricht schon in 
dem Bericht vom 6. März 1811 (IV. 1) von einem katholischen Kir- 
chenvorstand zu Lütgendortmund und er hat daher sicher nicht ge- 
glaubt, dass sich die katholische Gemeinde daselbst erst im Jahre 
1812 gebildet habe. 

Die Klägerin selbst beruft sich noch auf einen Passus in dem 
Lagerbuch von Kirchlinde aus der Zeit von 1821 bis 1842» wonach 
die Kirche zu Lütgendortmund am 21. September 1820 zur Filial- 
kirche von Kirchlinde gemacht sei. Solche Vermerke können schon 
an sich nicht viel beweisen. Der fragliche wird aber bedeutungslos, 
weil der Verfasser desselben ohne Zweifel die Collationsurkunde vom 
21. September 1820 (VIL 4) im Sinne gehabt hat. Durch diese wird 
lediglich dem Geistlichen Ekel die vom König dotirte Vicarie zu 
Lütgendortmund verliehen. Eine andere Urkunde von diesem Datum 
hat nicht aufgefunden werden können. 

5. Die Filialgemeinde zu Lütgendortmund hat von jeher eine 
bestimmte Begrentfung gehabt. Bei Erörterung dieser Frage ist von 
vornherein zu berücksichtigen, dass es sich hier um eine Gemeinde 
in der Diaspora handelt, in einer Gegend, wo noch bis vor mehreren 
Jahrzehnten weit und breit die grosse Mehrzahl der Einwohner sich 
zu dem evangelischen Glauben bekannte und die Zahl der Katholiken 
sehr gering war. Wie gering letztere früher war, ergibt 

der Bericht des Pfarrers Ziliken vom 28. Februar 1815 (VI. 9), 
die Aufstellung des Bürgermeisters zu Lütgendortmund vom 

6. December 1817 (VI. 2), 
auch die des Bürgermeisters daselbst vom 8. November 1834 
(VI. 8). 

5* 
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Dieser Umstand hatte einmal zar Folge, dass die Katholiken 
aus gewissen benachbarten Orten; die nicht zu der Filialgemeinde 
Lütgendortmand und auch nicht zur Pfarrgeroeinde Eirchlinde ge- 
hörten, wie z. B. die aus Witten und Langen dreer, doch die Kirche 
ZQ Lütgendortmund besuchten, weil sie eine eigene nicht besassen. 

Andererseits brachte die geringe Zahl der Katholiken in ge- 
wissen Orten, die zweifellos zur Pfarrgemeinde Kirchlinde gehörten, 
es mit sich, dass, weil eine eigentliche Circumscriptionsurkunde nicht 
bekannt war, die Erinnerung der Bewohner bezüglich der Frage, ob 
sie zu dor Filialgemeinde gehörten , oder nicht , zeitweise sich ver- 
dunkelte und Zweifel entstanden. 

Bezüglich der Begrenzung ist noch Folgendes zu beachten, was 
die grosse Zahl der in den Urkunden erwähnten Orte als weniger 
aaffiLllig erscheinen l&sst. 

Nach Angabe der Klägerin gehören zur Filialgemeinde die 
Katholiken der Civilgemeinden Lütgendortmund, Delwig-Holte, Kley, 
Oespel, Bövinghausen , Somborn, Werne, zur Pfarrei Kirchlinde ge- 
hören ausser diesen Gemeinden unstreitig auch Kirchlinde, Bahro, 
Westrich, Märten. Die in den vorgelegten Urkunden und Zeugen- 
aussagen überhaupt nicht genannten Gemeinden Westerfilde und 
Wischlingen gehören nach dem Gemeindelexikon von Westfalen S. 82 
(bearbeitet voo dem statistischen Bureau, erschienenen 1887) zu den 
katholischen Pfiureien Mengede bezw. Huckarde; nach der Ortschafts- 
und Entfernnngstabelle des Begierungsbezirks Arnsberg, herausge- 
geben im Jahre 1841 im amtlichen Auftrag durch den Regierungs- 
rath V. Viehbahn, war dies bereits im Jahre 1841 der Fall. In den 
vorgelegten Tauf- und Sterberegistern sind verschiedene Wohnplätze 
genannt, die zu den zuerst erwähnten Gemeinden gehören ; so gibt 
es eine Ansiedlung 

»Neu-Krengeldanzc in der Gemeinde Lütgendortmund (ein an- 
deres Krengeldanz liegt bei Langendreer), 

»Zeche Borussiac in den Gemeinden Kley und Oespel, 

»Bahnhof Martenc in der Gemeinde Oespel, 

»Land wehre in dor Gemeinde Bövinghausen, 

»Limbeck,« »Zeche Heinrich Gustave und 

»Bahnhof Langendreer« in der Gemeinde Werne, 

»Brandheide« in der Gemeinde Westrich, 

»Zeche Germania« in der Gemeinde Märten. 
Vgl. das Gemeindelexikon S. 82, 87; SenfUeben^ Ortschafts- und 
Entfernungstabelle des Regierungsbezirks Arnsberg (1880) Bd. 1, 
bes. S. 62. Die zur katholischen Pfarrei Kirchlinde eingepfarrten 
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Gemeinden geh{Vren zur evangelischen Pfarrei Lfitgendortmund ; letz- 
tere urofasste im Jahre 1841 auch die Gemeinden Stockum, Düren 
und Annen* Wullen (wozu die Ansiedlungen Ardey und Qedorbach 
gehören). Vgl. v. Viebahn a. a. 0. S. 74, 86, 87. Ursprönglich 
haben diese drei letzten, jetzt zur katholischen Kirche in Witten 
eingepfarrten Gemeinden jedenfalls zur Pfarrgeroeinde Eirehlinde ge* 
hört, da sich letztere, wie es naturgemftss war und auch von dem 
Pfarrer Ziliken in dem Bericht vom 28. Januar 1815 (II. 9) be- 
merkt wird, ganz im Anschluss an die Begrenzung der frfiher katho- 
lischen , später evangelischen Eirchengemeiude Lütgendortmnnd bil- 
dete. Stockum, Düren und Annen- Wullen liegen nach jeder Spoctal- 
karte ungleich näher bei Lütgendortmnnd als bei Kirehlinde und 
ihre Stellung war bis zu der Einpfarrung nach Witten jedenfalls 
dieselbe wie noch jetzt die unten zn erörternde von Eley und Som- 
born, die zwischen ihnen und Lötgendortmund liegen. 

Für den Beweis, welche Ortschaften früher zur FilialgemeinJe 
Lütgendortmund gehörten und noch jetzt dazu zu rechnen sind, ist 
Folgendes von Bedeutung: 

a) Ein gewisses Gewicht ist schon dem Umstand beizulegen, 
dass wie oben erwähnt, die Katholiken mindestens aus Lfitgendort- 
mund, Holte und Werne früher auf dem evangelischen Kirchhof zn 
Lütgendortmund beerdigt sind. 

b) Wenn die Katholiken gewisser Orte Jahre lang regelmässig 
an Sonn- und Feiertagen eine bestimmte Kirche besuchen, so spricht 
dies dafür, dass sie dieser Kirche zugewiesen sind. Freilich sind die 
Katholiken nicht verpflichtet, an solchen Tagen in einer bestifnnUen 
Kirche d^r Messe beizuwohnen, es liegt aber in der Natur der Sache, 
dass sie regelmässig die Kirche besuchen, welche ihr^^n wegen des 
Gottesdienstes angewiesen ist. 

c) Bin unbedingtes Zeichen der Zugehörigkeit eines Orts zu 
einer Kirchengemeinde ist es, wenn ein Einwohner desselben als Mit- 
glied des Kirchenvorstandes fnngirt. 

d) Von den Urkunden, die sich über die Grenzen der Filial- 
gemeinde äussern, ist von besonderer Bedeutung die Aufstellung des 
Bürgermeisters Glasen vom 4. December 1817. Demselben war vom 
Landrath zu Dortmund eine genaue Untersuchung, was die Gemeinde- 
mitglieder leisten könnten, zur Pflicht gemacht und letzterer be- 
zeugt, dass seine eigene sorgfilltige Untersuchung zu dem von Glasen 
festgestellten Ergebniss geführt habe. Vgl. die Urkunden vom 4., 
6. und IL December 1817 (II. 19, 20, VI. 2). 

e) Bedeutung haben auch die vorgelegten Doplicate aus den 
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Eirchenbfichern von Eirchliode sowie die Tauf- und Sterberegister 
voD Lutgendortmund. Letztere mögen nicht den amtlichen Charakter 
haben, wie jene; wenn man sie aber auch nur als Privaturkunden 
betrachtet, so beweisen sie, worauf es hier ankommt, wegen der 
sonst ordnungsmftssigcn Fuhrung doch zur Genfige, aus welchen Orten 
seit etwa dem Jahre 1830 in der Regel die Kinder von dem Geist- 
lichen in Lutgendortmund getauft und die Todten auf dem Kirchhof 
daselbst beerdigt sind. Es ist freilich zu berücksichtigen, dass der 
Geistliche zu Lutgendortmund, wie oben ausgeführt, vor dem Jahre 
1809 und , wie aus den Urkunden vom 30. Juni und 31. Juli 1828 
erhellt, auch noch zu dieser Zeit nicht aus eigenem Recht befugt 
war, zu taufen und zu beerdigen, und dass, wenn er es später, wie 
aus der Aussage von Petri zu schliessen, ohne besonderen Auftrag 
des Pfarrers that, diesem zum Zweck der Eintragung in die pfarr- 
amtlichen Kirchenbücher zweifellos von den Tauf- und Sterbfällen 
Mittheilung gemacht hat, weil eine Vergleichung der genannten Ur- 
kunden ergibt, dass in das Kirchenbuch von Kirchlinde auch die von 
dem Geistlichen zu Lutgendortmund vorgenommenen Taufen und die 
dort stattgefundenen Beerdigungen eingetragen sind. Es kommt aber 
doch in Betracht, dass der Geistliche zu Lutgendortmund, soweit er 
überhaupt taufte und beerdigte, naturgemäss die Grenzen der Filial- 
gemeinde beachtete und dass man umgekehrt daraus, dass er regel- 
mässig die Kinder aus bestimmten Ortschaften taufte und die Todten 
aus denselben beerdigte, den Schluss ziehen muss, dass diese Ort- 
schaften zu der Filialgemeinde gehörten. Ausnahmen (flr Fälle einer 
Verhinderung können natürlich vorkommen. Ebenso mochte es der 
Pfarrer in einzelnen Fällen für zweckmässig finden, auch abgesehen 
von dem Fall der Verhinderung selbst Taufen und Beer4igungen aus 
der Filialgemeinde vorzunehmen, was ihm ja unbenommen blieb. 
Berücksichtigt man dies, so ist als erwiesen zu achten, dass 

Lutgendortmund, 

Holte, 

Werne, 

Bövinghausen 
von alter Zeit her zu der Filialgemeinde Lutgendortmund gehörten. 
Es sprechen nämlich dafür in völlig überzeugender Weise: 

a) die Wahlen der Kirchenvorsteher , da die Vorsteher Türck, 
Hanneroann, Gahlen in Lutgendortmund, Vierhaus in Holte, Pieper 
sen. und jun. in Werne und Althaus in Bövinghausen wohnten. 
Vgl. die Nachweisnng vom 4./6. December 1817 (VI. 2) 
und den Bericht vom 24. Januar 1842 (IV. 15). 
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b) die Aassagen der Zeugen Petri, Vterhaus, Platte, Boniiann 
uad namentlich bezäglicb der Gemeinde Werne auch die der Wittwe 
Sümpeloiaun aber den seit alter Zeit stattgefundeneu Besuch des 
Gottesdienstes, 

c) der Bericht des Beigeordneten Wupper vom 30. September 
18U (VI. 1), 

die Nachweirjung vom 4,/6. December 1817 (VI. 2), 

die vom 8. November 1834 (VI. 3), 

das Protöcoll vom 16. April 1833 (VI. 4), 

der Bericht des Vicars Petri vom 12. Mai 1872 (VI. 6). 

d) die Aussagen von Petri, Vierhaus, Bormann über die Taufen 
und Beerdigungen durch den Geistlichen zu Lutgendortmund, 

e) die Dnplicate der Eirchenbächer von Kirchlinde und die 
Tauf- und Sterberegister von Lutgendortmund, indem aus denselben 
hervorgeht, dass seit 1830 in der Regel die Taufen aus den frag- 
lichen Gemeinden darch den Geistlichen /u Lutgendortmund und die 
Beerdigungen aus denselben auf dem Kirchhof daselbst erfolgt sind. 

In Bezug auf Lutgendortmund, Holte und Werne komöit aus- 
serdem die schon oben erwähnte Beerdigung auf dem evangelischen 
Kirchhof in Betracht. 

Die zu b) c) (mit Ausnahme des Berichts vom 30. September 
1814) und d) erwähnten Momente beweisen auch, dass Oespel zu der 
Filialgemeinde gehörte. Auch Ddwig ist dazu zu rechnen, weil 
dieser Ort nach dem Bericht vom 30. September 1814, der Auf- 
stellung vom 4./6. December 1817 und nach den Aussagen von 
Petri, Vierhaus, Bormann und Platte dieselbe Stellung gehabt hat, 
wie Holte, womit es eine Givilgemeinde bildet. Der Bürgermeister 
Wegmann zu Lutgendortmund und der Landrath Pilgrim von Dort- 
mund sind freilich der Ansicht gewesen, dass Delwig nicht zu Lut- 
gendortmund gehöre, wie die Aufstellung vom 8. November 1834 
(VI. 3), das ProtocoU vom 16. April 1833 (VL 4). Der Bericht vom 
9. Februar 1842 (IV. 16) und die Verfügung vom 10. ej. (IV. 17) 
ergeben. Diese Ansicht mag durch die Lage von Delwig nach Spe- 
cialkarten ziemlich in der Mitte zwischen Lutgendortmund und Kirch- 
linde, wenn auch näher dem ersteren Ort — hervorgerufen sein. 

Kley und Soniborn liegen nach Specialkarten augenscheinlich 
ungleich näher bei Lutgendortmund als bei Kirchlinde. Ausser der 
Lage spricht auch der Omstand, dass die bezüglich dieser Orte in 
den Kirchenbüchern registrirten Taufen und Beerdigungen zu Lut- 
gendortmund erfolgt sind, sowie das Zeugniss von Petri, Vierhaus, 
Platte über den Kirchenbesuch in überzeugender Weise dafür, dass 
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diese Orte zur Filialgeroeinde zu rechnen sind. In der Nachweisung 
vom 4./6. December 1817 sind sie freilich nicht erwähnt, dies er- 
klärt sich aber sehr einfach dadurch, dass nach dem Bericht des 
Pfarrers Ziliken vom 28. Januar 1815 (VI. 9) damals dort kein 
Katholik ansässig war. Bei der in früheren Jahren jedenfalls stets 
sehr geringen Zahl der Katholiken ist es auch nicht auffällig, dass 
die Zeugen Bormann und Wittwe Sümpelmann früher keine Kirchen- 
besucher aus diesen Orten bemerkt haben. 

Die Nachweisungen vom 4./6. December 1817 (VI. 2) und 
8. November 1834 (VI. 8) führen übrigens auch Westrich als zur 
Filialgemeinde gehürig auf. Dieser Ort liegt nach Specialkarten 
zwischen Lütgendortmund und Kirchlinde, freilich anscheinend näher 
bei letzterem Ort Die Taufen (mit vereinzelten Ausnahmen) und 
die Beerdigungen aus Westrich sind jedoch nach den vorgelegten 
Kirchenbüchern nicht in Lütgendortmund erfolgt und da auch sonst 
keine Momente für die Zugehörigkeit vorliegen, so ist Westrich nicht 
zur Filialgemeinde zu rechnen. 

EventueU würde es übrigens für den vorliegenden Process nicht 
darauf ankommen , ob die Orte Delwig , Oespel , Kley und Somborn 
zur Filialgemeinde gehören oder nicht, da dies für die hier zu ent- 
scheidende Frage, ob die Klägerin eine juristische Person ist, keine 
Bedeutung hat; Lütgendortmund, Holte, Werne und Bövinghausen 
sind in jedem Fall zu der Filialgemeinde zu rechnen. 

Der Beklagte beruft sich zum Beweise, dass eine feste Be- 
grenzung fehle, auf die Berichte des Landraths Pilgrim zu Dortmund 
vom 27. August 1844 und 2. Januar 1849 (VI. 7, 8), in welchen 
allerdings eine solche Behauptung aufgestellt ist. Die Berichte er- 
gaben aber nichts darüber, dass der Landrath die Sache näher unter- 
sucht hat , und es ist um so weniger Gewicht darauf zu legen , als 
derselbe Landrath in seiner Verfügung vom 10. Febr. 1842 (IV. 17) 
offenbar davon ausgeht, dass eine Grenze allerdings bestehe, indem 
er bemerkt, dass das Haus Delwig nicht zur Filialgemeinde gehöre, 
üebrigens würden die Berichte vom 27. August 1844 und 2. Januar 
1849 die Beweiskraft der oben für die Begrenzung angeführten Mo- 
mente nicht erschüttern können. Auch die Thatsache, dass man die 
Kosten der Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniss nicht habe bei- 
treiben können, kann diesen Momenten gegenüber nichts beweisen; 
sie ist um so mehr als unerheblich zu erachten, als Beklagter nicht 
einmal angibt, welche Mittel zur Beitreibung angewendet sind, ob 
z. B. die Anregung zu einer Umlage gegeben ist. 

Fasst man das zu Nr. 5 Gesagte zusammen, so gelangt man 
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m der üeberzengang, dass der Filialgemeinde von alter Zeit her ein 
bestimmter Kreis von Personen zugewiesen war und sie eine feste 
Begrenzung hatte. Fär die Zeit vor 1809 liegen in dieser Beziehung 
nicht so viele Momente vor, wie für die spätere; doch nöthigt der 
dauernde Zustand seit 1809 zu einem Schluss auf die frühere Zeit, 
üebrigens erstrecken sich die glaubwürdigen Zeugenaussagen von 
Vierhaus, Platte, Bormann, Wittwe Sümpelmann fiber den Kirchen- 
besuch bis weit in das vorige Jahrhundert hinein. 

Durch das bisher zu Nr. 1 — 5 Gesagte ist festgestellt, dass 
eine katholische Filialgemeinde Lfitgendortmund schon zur Zeit des 
Religionsvergleichs vom 26. April 1672, mindestens aber seit der 
Zeit, zu welcher die Katholiken in Folge der Lackmann'schen 
Schenkung ein Recht auf die Benutzung der Kirche (falls sie ein 
solches noch nicht hatten) erlangten, also lange vor Einfflhrung des 
Allgemeinen Landrechts bestanden hat. Mit der Kirche zu Lfitgen- 
dortmund waren damals zwar die eigentlichen Parochialrechte nicht 
verbunden ; indessen gehören diese weder nach katholischem Kirchen- 
recht noch nach dem allgemeinen Landrecht zum Wesen einer Filial- 
kirche und Filialgemeinde. Die Rechte der ffir diese fungirenden 
Geistlichen können überhaupt von verschiedenem Umfang sein. Vgl. 
Striethorst, Archiv Bd. 64. S. 125; Hmsehius, Kirchenrecht Bd. 2. 
S. 323, 409, 429, 470. 

Durch Artikel 2 §. 1 , 7 und Art. 5 §. 1 des Keligionsvergleichs 
wurde die Filialkirche und Filialgemeinde zu Lfitgendortmund, wie 
sie damals thatsächlich bestanden, staatiicherseits anerkannt. Even- 
tuell, wenn sie damals noch nicht existirt haben sollten, konnte sich 
bis zur Einführung des Allgemeinen Landreehts (I.Juni 1794) eine 
Filialgemeinde ohne staatliche Mitwirkung bilden. Der Religionsver- 
gleich vom 26. April 1672 gestattete im Art. 10 §. 2. den Katho- 
liken der Mark dort, wo sie das publicum erxercitium hatten, nach 
Belieben Pfarrer anzustellen, auch 

»die (Gemeinden nach Gelegenheit zu combiniren und hinwie- 
derum die combinirte zu separiren.c 
Wenn auch nicht dem Wortlaut, so entsprach es doch dem Sinn 
dieser Bestimmung, die offenbar innerhalb der bestehenden Gemeinden 
möglichste Freiheit zu Organisationsveränderungen geben will, dass 
in einer Parochie, in der zwei Kirchen mit öffentlichem Gottesdienst 
bestanden, bei einer sich eine besondere Filialgemeinde ohne staat- 
liche Mitwirkung bilden konnte. So lagen aber die Verhältnisse in 
Lfitgendortmund und Kirchlinde. Hält man diese Auslegung nicht 
ffir richtig, so bestand doch keine Vorschrift, die eine solche Mit- 
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Wirkung erforderte. Sieht man sie aber auch für die Zeit vor dem 
Juni 1794 als erforderlich an, so ist daraus, dass seit dem Jahre 
1811 bis in die neueste Zeit, wie oben ausgeführt, die verschieden- 
sten Staatsbehörden und sogar das Staatsoberhaupt in vielen Ur- 
kunden eine Filialgemeinde mit Gorporationsrechten als existent an- 
erkennen, der Schluss zu ziehen, dass seiner Zeit alle Vorbedingungen 
für die Bildung einer solchen Gemeinde erfüllt worden sind. Auch 
die geistlichen Behörden sehen, wie ausgeführt, in vielen Urkunden 
eine Filialgemeinde als existent an und auch hieraus ist zu scbliessen, 
dass die geistlichen Vorgesetzten früher die erforderliche Genehmig- 
ung ertheilt und insbesondere der Kirche zu Lütgendortmund einen 
bestimmten Kreis von Personen zugewiesen haben. Für diese Ge- 
nehmigung spricht übrigens, wie oben erwähnt, auch die Anstellung 
des pater primissarius. Was speciell noch die cura animarum be- 
trifft, so ist die geistliche Stelle zu Lütgendortmund in der Gol- 
lationsurkunde vom 21. September 1820 (VIL 4) als vicaria sub- 
sidiarie curata^ beneficium subsidiarie curatum bezeichnet, d. h. es 
ist die cura mit ihr, damit dem Pfarrer eine regelmässige Aushülfe 
geleistet wird, verbunden. Dies erlaubt einen Rückschluss auf die 
trüberen Verhältnisse, namentlich weil schon in dem Schreiben des 
Generalvicars vom 17. Juni 1818- (III. 3) von der Anstellung eines 
Curutgeistlichen gesprochen wird. 

Hiernach ist die Existenz einer alten Filialge^neinde Lütgen- 
dortmund als selbstständiger juristischer Person und damit die Activ- 
legitimaiion der Klägerin zu bejahen. 

Was nun die Verpflichtung des Beklagten dieser Filialgemeinde 
gegenüber anbelangt, so kann die jetzt streitige blos aus Verbind- 
lichkeiten des Klosters Marienborn und aus der Succession des Be- 
klagten in dieselben nicht hergeleitet werden. Es ist allerdings be- 
merkt, dass die Katholiken der Filialgemeinde schon dem Kloster 
gegenüber das Recht hatten, die vorhandene Klosterkirche für den 
Gottesdienst zu benutzen. Dieses Recht kann die Klägerin natürlich 
auch dem Fiscus gegenüber geltend machen. Daraus folgt aber noch 
nicht, dass Beklagter verpflichtet ist, die Kosten des Gottesdienstes 
überhaupt zu bestreiten und namentlich statt der alten baufälligen 
Kirche eine neue zu bauen. 

Dagegen hat der Beklagte den einem Patron obliegenden Bei- 
trag zu den Baukosten zu tragen. 

Der Staat ist nämlich Patron der katholischen Kirche zu Lüt- 
gendortmund geworden. 

Durch Ersitzung hat er das Patronat allerdings nicht erworben. 
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weil er die in diesem Becht liegeadea Befugnisse nicht bei drei Ge- 
legenheiten während eines Zeitraums von 44 Jahren ansgeäbt hat, 
wie in dem Drtheil vom 2. Juni 1884 näher ansgefflhrt ist. Da- 
gegen hat er es durch hinlängliche Dotation erlangt 

Vorab ist in dieser Beziehung zu bemerken, dass das Patronats- 
recht bei Filialkirchen nach dem Allgemeinen Landrecht in derselben 
Weise erworben wird, wie bei Pfarrkirchen, dass ferner, wenn der 
Staat selbst die zur Begründung des Patronats erforderlichen Hand- 
lungen Tornimmt und keine der Begründung entgegenstehende Ab- 
sicht äussert, er ohne besondere Verleihung oder ausdrückliche Ceber- 
nahme des Patronatsrechts dieses erwirbt und endlich, dass die Do- 
tation zum Erwerb desselben genfigt. §. 569 A. L. K. II 11. Alles 
dieses nimmt auch das Reichsgericht in dem Urtheil vom 21. Januar 
1886 an. 

Durch die Allerhöchste Cabinetsordre vom 19. Mai 1818 hat 
der Staat die Kirche zu Lütgendortmund hinlänglich dotirt. 

Das Allgemeine Landrecht erläutert den Begriff der Dotation 
nicht näher. Wie im gemeinen Eirchenrecht ist aber darunter 
die Gewährung der Mittel für die Bestreitung der thatsächlichen 
Kosten des Gottesdienstes, für die Instandhaltung des Gebäudes 
und für den Unterhalt der erforderlichen geistlichen Kräfte 
zu verstehen. Vgl. Hinschius^ Kirchenrecht Bd. 3. S. 19. 

Die Dotation kann freilich das Patronatsrecht nur dann be- 
gründen, wenn die kirchliche Anstalt, der sie zugewendet wird, 
überhaupt zu Stande kommt. Hierzu ist aber nicht erforderlich, 
dass die Kirchengemeinde Eigenithümerin des Kirchengebäudes ist 
Es genügt, wenn sie ein dauerndes Benutzungsrecht hat. So führt 
Hinschim a. a. 0. S. 21 Note 8 mit Recht aus, dass zwar eine 
Fundation nicht vorliege, wenn der Eigenthümer einer in einem 
Schloss belegenen Gapelle dort die Abhaltung des Pfarrgottesdienstes 
für eine neu errichtete Pfarrei gestatte, dass er aber^ wenn er die 
Dotation für das Pfarrbeneficium hergebe, auf Grund dieses Akts 
das Patronat erlange. Nicht einmal für die Qualität einer Kirche 
als Pfaurrkirehe ist es wesentlich, dass sie im kirchlichen Eigenthum 
steht. So können Garnison- und Gefängnisskirchen dem Staat» 
Krankenanstaltskirchen dem Staat oder Gemeinden gehören und 
dennoch Pfarrkirchen, namentlich für Personalgemeinden sein. Vgl. 
Hmsehius, Kirchenrecht Bd. 4. S. 164 Note 8, S. 810 zu c). Auch 
das Reichsgericht stellt in dem Urtheil vom 21. Januar 1886, so- 
weit es auf die Dotation ankommt, nicht das Erforderniss auf, dass 
die Kirche zu Lütgendortmund im Eigenthum der Klägerin stehen 
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müsse ; es hält die Annafame einer hinlänglichen Dotirnng nur dann 
für bedenklich, wenn das Kirchengebäude selbst nur zur prekären 
Benutzung eingeräumt sei. 

Es ist nun oben ausgeführt, dass der Klägerin bereits lange 
vor der im Jahre 1809 erfolgten Säcularisation des Klosters ein 
festes Recht auf Benutzun<( der Klosterkirche zustand. Dieses konnte 
durch die Einziehung der Klostergfiter nicht alterirt werden. Es be- 
ruhte daher auf einer unrichtigen Auffassung der Verhältnisse, wenn 
die Bergischen Minister durch die Rescripte vom 1. und 31. März 
1811 (II. 3, 4) die Kirche nur provisorisch der Klägerin überwiesen. 
Dies konnte deren Benatzungsrecht nicht schmälern. Insoweit die 
Klägerin ein solches Recht aber noch nicht gehabt haben sollte, ist 
es ihr eventuell durch die Allerhöchste Cabinetsordre vom 29. Mai 
1818 (II. 21) verliehen. Bei Beurtheiinng derselben ist zunächst zu 
berücksichtigen, dass hier ein Hoheitsakt Sr. Majestät des Königs 
Friedrich Wilhelm III. als absolut regierenden Monarchen und nicht 
eine nach den gewöhnlichen privatrechtlichen Grundsätzen zu beur- 
theilende Privathandlung (§. 18 A. L. R. II. 18) in Frage steht. 
Insoweit ein solcher HoheUsakt doch der schriftlichen Form bedürien 
soUte^ ist auch dieser Form genügt. Die Allerhöchste Cabinets- 
ordre ist unterzeichnet von dem Staatskanzler Fürsten v. Hardenberg 
»vermöge Sr. Königlicheu Majestät Vollmacht und höchsten Befehls.« 
Dass dieser eine schriftliche Vollmacht zu der Unterzeichnung hatte, 
ist bei dem in Preussen üblichen Gange der Staatsverwaltung nicht 
zu bezweifeln. Es heisst nun in der an den Cultus« und den Finanz- 
minister gerichteten Allerhöchsten Cabinetsordre: 

»Die in Ihrem gemeinschaftlichen Bericht vom 24. v. M. nach- 
gesuchte Dotation von 430 Thlr. jährlich für die katholische 
Pfarre und Schule zu LQtgendortmund . . . will ich . . . be- 
willigen.« 

Der Bericht vom 24. April 1818, der für die Auslegung der 
Allerhöchsten Cabinetsordre von besonderer Bedeutung sein wurde, 
liegt allerdings nicht vor. Es ist aber imbedenklich anzunehmen, 
dass er sich den Berichten der Regierung zu Arnsberg vom 10. April, 
18. August und 29. December 1817 (II. 12, 15, 20») enge anschloss. 
Es lag dies schon in der Natur der Dinge, da die Minister die Re- 
gierung zu eingehenden Reclierchen veranlasst hatten (vgl. die Re- 
scripte vom 31. Mai und 15. October 1817 (II. 13, 16); ausserdem 
erhellt es daraus, dass die Höhe der Dotation ganz dem Vorschlag 
in dem Regierungsbericht vom 18. August 1817 entsprach und die 
Minister in dem Rescript vom 12. Juni 1818 (II. 22) die Regierung 
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anwiesen, die bewilligten 450 Tlilr. zur Aaszahlnng zu bringen. 
Zur Interpretation der Allerhöchsten Cabinetsordre sind also die ge- 
nannten Regierungsberichte heranzuziehen. In diesen wird hervor- 
gehoben : 

a) die Beibehaltung der Filialkirche sei nothwendig, 

b) die Mitglieder der Oemeinde seien fast sämmtlich anbemittelte 
Leute und nicht im Stande, ausser der ihnon fernerhin zur Last 
fallenden Unterhaltung des Schul« and Pfarrgebäudes etwas zu 
leisten ; auch seien keine Localfonds vorhanden, aus welchen nur 
etwas weniges hergenommen werden könne, 

c) mit Bäcksicht auf diese Verhältnisse schlage sie folgenden Etat 
für LQtgendortmund vor: 

(1) für den Geistlichen als Seelsorger und Schullehrer 300 Thlr. 

(2) für den Kirchendiener, der zugleich Organist sei 90 „ 

(3) gur Reparatur der Kirche, Unterhaltung und 
Beschaffung der zum Cultus noth wendigen Gegen- 
stände, als Wein, Wachs, Paramente, Lein- 
wand etc 60 y, 

S» . . . 450 Thlr. 

d) die definitive Begulirnng des Kirchen- und Schulwesens zu Lut- 
gendortmund sei dringend nothwendig. 

Diese Punkte sind Sr. Majestät dem König von den Ministern 
zweifellos vorgestellt und wenn es nun in der Allerhöchsten Cabinets- 
ordre heisst »die in Ihrem Bericht . . . nachgesnchte Dotation von 
450 Thlr. jährlich . . . will ich . . . bewiUigen,€ so haben Se. Ma- 
jestät darch diese Worte zur Genüge zu erkennen gegeben, dass die 
Dotation in der Art und zu dem Zweck, wie es von der Regierung 
nach dem Vorstehenden beantragt worden f bewilligt sein solle. 
Dieser Zweck war aber vor allem eine feste Begulirnng des Kirchen- 
(und Schul-) Wesens in Lfltgendortmund, namentlich aaf der Grund- 
lage , dass die Filialkirche beibehalten und der Gemeinde auch eine 
zur Bestreitung der gewöhnlichen Reparaturen nach den Verhält- 
nissen der damaligen Zeit ausreichende Summe daaemd, — nämlich 
jährlich, offenbar ohne Zeitbeschränkung — gegeben werde. Daher 
können Se. Majestät nur die Absicht gehabt haben, und haben dies 
auch durch die Allerhöchste Cabinetsordre ausreichend zam Ausdrack 
gebracht, dass die »Pfarre Lfitgendortmundc also die Klägerin ein 
festes dauerndes Recht haben solle, die Kirche in jeder Weise für 
CiiUusz wecke zu benutzen. 

Durch diese Allerhöchste Cabinetsordre ist auch eine hinläng- 
liche Dotirung der Kirche beabsichtigt und zur Ausführung gebracht. 
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Wie schon gesagt, sollte die Dotation im Sinne der oben erwähnten 
Begierungsberichte, also znm Zweck der Unterhaltung des Geist- 
lichen und des Kirchendieners, der Instandhaltung des Oebäudes 
und zur Bestreitung der sächlichen Kosten des Gottesdienstes (Be- 
schaffung von Wein u. s. w.) erfolgen. Die zu diesem Zweck er- 
forderlichen regelmässigen Aufwendungen sollten sämmtlich aus der 
Summe von 450 Thlr. bestritten werden, da die Begierung berichtet 
hatte, dass die Gemeindemitglieder zu diesem Zweck nichts leisten 
könnten und Localfonds von Erheblichkeit nicht vorhanden seien, da 
aber andererseits das Kirchenwesen in Lütgendortmund fest regulirt 
sein sollte. Bei Prüfung der Frage, ob die Dotirung thatsächlich 
eine hinlängliche war, darf man natürlich nicht die jetzigen Geld- 
verhältnisse berücksichtigen und ebensowenig darf man an ausser- 
gewöhnliche Ausgaben, wie für Hanptreparaturen und Neubauten 
denken. Nach den Geldverhältnissen des Jahres 1818 reichte eine 
jährliche Summe von 450 Thlr. für die fraglichen Zwecke in der 
That aus. Dabei braucht nicht einmal Gewicht darauf gelegt zu 
werden, — was übrigens eventuell auch zu berücksichtigen ist — , 
dass durch das Bescript der Minister des Innern und der Finanzen 
vom 31. Mai 1817 (II. 13) dem Geistlichen die freie Benutzung des 
Patergebäudes (offenbar als Wohnung) nebst zwei Gärten dauernd 
belassen wurde. 

Die Absicht, das Patronat nidU erwerben zu wollen, ist in 
keiner Weise zu erkennen gegeben. Beklagter hat in dieser Be- 
ziehung auch keine Behauptung aufgestellt. 

Der Beweis dafür, dass die thatsächlichen Voraussetzungen für 
den Brwerb des Patronats, insbesondere die Gewährung einer hin- 
länglichen Dotation vorliegen, ist hiernach geführt. Derselbe wird 
noch verstärkt durch die Erklärungen und Akte der Staatsbehörden, 
durch welche das Patronatsrecht anerkannt und ausgeübt und die 
Erfüllung der Pflichten eines Patrons veranlasst ist. In dieser Be- 
ziehung ist namentlich auf die Präsentation des Geistlichen Ekel 
durch die Begierung zu Arnsberg hinzuweisen. Dieselbe präsentirt 
durch Urkunde vom 22. August 1820 (VII. 3), also zu einer Zeit, 
wo sie den im Jahre 1818 obwaltenden Verhältnissen noch sehr nahe 
stand und diese sehr gut beurtheilen konnte, den p. Ekel zu der 
landesherrlieher Seits fundirten Schulcapellanei kraft des ihr (als 
Vertreterin des Staats) zustehenden Patronatsrechts. Das »Fundiren« 
ist offenbar auf die durch die Allerhöchste Gabinetsordre vom 29. Mai 
1818 gewährte Dotation zu beziehen. In dem Schreiben vom 2. De- 
cember 1823 (VII. 6) weist die Begierung gleichfalls darauf hin, 
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dass (las Patronat dem Staat zustehe. Aach von anderer Seite wurde 
am dieselbe Zeit das Patronat unter Rücksicht auf die genannte 
Allerhöchste Cabinetsordre anerkannt, so ?on dem znst&ndigen geist* 
lieben Obern, dem Qeneralvicar zu Deutz, in der CoUationsurkunde 
vom 21. September 1820 (VII. 4), auch wohl von dem Oberpräsi- 
denten in dem Schreiben vom 2L December 1818 (VII. 1). Ob man 
die Alleriiöchste Cabinetsordre vom 22. April 1824 in Verbindung 
mit dem Ministerialrescript vom 1. Juni 1819 (VII. 14, 16) hierhin 
rechnen kann, mag dahin gestellt bleiben. Die Regierung zu Arns- 
berg, die am meisten Veranlassung hatte, die Sache zu nntersnchen, 
hat abgesehen von dem vorliegenden Fall fast stets das Patronat an- 
erkannt. Vgl. die Aufstelluner vom 7. Januar 1838 (VII. 8»), 
den Bericht vom 17. April 1845 (VII. 24), 
die Resolution vom 27. October 1851 (VII. 26), 
die Zahlungsanweisungen vom 14. December 1852, 27. Novem- 
ber 1858, 10. October 1859, 24. Februar 1860 (VII. 27—29), 
die Schreiben vom 17. September 1864, 16. November ej., 

15. August 1865 (VII. 30—32). 
Sie bestreitet eine Verpflichtung des Fiscus zur Tragung von 
Bankosten in den Schreiben vom 27. Juni 1834 und 4. April 1838 
(VII. 21, 23). In denselben ist aber die Frage, ob der Staat in Folge 
der Allerhöchsten Cabinetsordre vom 29. Mai 1818 Patron geworden, 
gar nicht geprüft. Der Cultusminister hat namentlich in dem Re- 
Script vom 1. Juni 1845 (VII. 25) das Patronatsrecht anerkannt 

Durch den Vertrag zwischen der Staatsregierang and dem 
Bischof von Paderborn vom 5. April 1852 (VII. 9) wird die Vicarie 
zu Liltgendortmund dem Bischof zur freien Gollation eingeräumt, in- 
dessen sind die Verpflichtungen des Fiscus durch denselben nicht ge- 
ändert, wie onter Nr. 7 aasdrücklich bestimmt ist. 

Unstreitig ist die Kirche in dem Dorf Lütgendortmund eine 
Landkirche und ist kein Kirchenvermögen zur Bestreitung der Kosten 
des erforderlichen Neubaues vorhanden. Der Fiscus hat deshalb nach 
§§. 720, 731 A. L. R. IT. 11 den Patronatsbeitrag von '/^ der Kosten 
eines Neubaues zu zahlen. Unter dem Bau ist die Herstellung eines 
den dermaligen Bedürfnissen der Mitglieder der Filialgemeinde ent- 
sprechenden Gebäudes zu verstehen, da der Patron auch zu Er- 
weiterungsbauten beizutragen hat, wenn das bisherige Gebäude wegen 
der vermehrten Mitgliederzahl nicht ausreicht. §. 584 A. L. R. II. 11 ; 
Striethorst^ Archiv Bd. 41. S. 21. Welche Orte zu dem Bezirk der 
Gemeinde geh((ren, wer also als Mitglied der letzteren anzusehen, 
ist in der Urtheilsformd nicht festzustellen und zwar schon deshalb 
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nicht, weil der Klageantrag keine Veranlassung daza gibt. Klägerin 
verlangt eine solche Feststellung auch nur in dem eveniueUen Be- 
rufnngsantrag. 

Nach §. 714 A. L. B. II. II haben bei Landkirchen die Ein- 
gepfarrten die n((thigen Hand- und Spanndienste zu leisten. Daher 
hat Beklagter für diese Dienste bezw. die Kosten derselben nicht 
au&ukommen. Kl&gerin hatte in dieser Beziehung früher die Existenz 
einer entgegenstehenden Observanz behauptet; sie ist aber bei der 
letzten — massgebenden — Schlassverhandlnng auf diese Behauptung 
nicht zurückgekommen. Bei den bisherigen Baußillen handelte es sich 
auch nur um unbedeutende Reparaturen, die keinen Beweis für eine 
von dem §. 714 cit. abweichende Observanz liefern würden. c 

Die diese Entscheidung bestätigenden Entseheidungsgründe des 
Reichsgerichts vom 12. Mai 1888 lauten: 

»Der Revision des Beklagten war der Erfolg zu versagen. 
Anlangend : 

I. Die Frage nach der Existenz und der juristischen Persön- 
lichkeit der klagenden Filialkirchengemeinde , so sind die für deren 
Beantwortung massgebenden rechtlichen Gesichtspunkte in dem dies- 
seitigen Revisionsurtheil vom 21. Januar 1886 dargelegt, durch wel- 
ches die Begründung des damaligen Berutungsurtheils fQr unzuläng- 
lich, bezw. durch rechtsirrthümliche Auffassungen beeinflusst erklärt 
wurde. Der Berufungsrichter ist in dem vorliegenden Urtheil wie- 
derum zur Bejahung dieser Frage gelangt; indess auf Orund weiterer 
Beweisaufnahme und zum Theil neuer thatsächl icher Feststdlungen, 
sowie hierauf gestützter rechtlicher Erwägungen, welche weder gegen 
die in dem früheren Revisionsurtheil aufgestellten Rechtsgrundsätze 
noch gegen sonstige Rechtsnormen Verstössen. 

Während nach dem früheren Berufungsurtheil davon ausge- 
gangen werden musst-e, dass sich die Bildung der klagenden Filial- 
gemeinde erst unter der Herrschaft des Preussischen Allgemeinen 
Landrechts vollzogen habe, also ausschliesslich nach dessen Normen 
zu beurtheilen sei, hat der Berufungsrichter jetzt für dargethan er- 
achtet, dass mindestens schon seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
eine organisirte, d. h. mit einem besonderen Vorstande versehene, 
katholische Filialgemeinde Lütgendortmund, welche sich der dortigen 
Klosterkirche als einer Filialkirche bedient und der Parochie Kirch- 
linde angehört, in bestimmter Umgrenzung bestanden habe und als 
solche auch nach Aufhebung des Klosters Marienbom durch ver- 
schiedene Akte des Staatsoberhaupts und der staatlichen Behörden, 
sowie des zuständigen Bischofs anerkannt sei. Diese Annahme wird 
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in ihrem ersten Theile durch eingehende Wflrdigang der Beweis- 
ergebnisse, sowie sonst bekannter geschichtlicher Vorgänge, in Ver- 
bindung mit dem durch den Religionsvergleich vom 26. April 1672 
geschaffenen Rechtszustande und ausserdem durch — an sich zuläs- 
sige — Rückschlüsse aus den für spätere Zeitpunkte festgestellten 
Thatbeständen begründet. Es wird hierbei namentlich auf folgende 
als erwiesen angesehene Momente Gewicht gelegt. 

Vor Einführung der Reformation habe eine katholische Pfarr- 
gemeinde Lütgendortmund mit einer Pfarrkirche daselbst und einer 
Cupelle zu Eirchlinde existirt, an welcher letzteren ein besonderer 
Geistlicher fnngirt habe und die wahrscheinlich eine eigentliche 
Filialkirche der ersteren gewesen sei. Nachdem jedoch in Folge der 
Reformation die Pfarrkirche zu Lütgendortmund der dortigen lutheri- 
schen Gemeinde überwiesen worden, sei der katholische Pfarrsprengel 
Kirchlinde, welchem auch die Katholiken in Lütgendortmund und 
den umliegenden Ortschaften zugetheilt seien, mit der Pfarrkirche 
Kirchlinde gebildet. Es wären aber mindestens seit dem Jahre 1624 
in der Kirche des Frauenklosters Marienborn zu Lütgendortmund mit 
Genehmigung der Erzbischöflichen Behörde zu Göln von dem pater 
confessarius des Klosters öffenUiche Gottesdienste abgehalten, an wel- 
chen die Katholiken von Lütgendortmund und gewisser anderer nicht 
minder von dem Pfarrorte Kirchlinde entfernter Ortschaften Theil 
genommen hätten; auch sei in diesem Bezirke von dem Kloster- 
geistlichen mit der gleichen Genehmigung die Seelsorge ausgeübt. 
Dieses Verhältniss sei im 18. Jahrhundert durch verschiedene Stift- 
ungen für Messen und Gebete, sowie zur Unterhaltung des ewigen 
Lichts in der Klosterkirche befestigt und um die Mitte desselben 
durch die von Jobst Lackmann dem Kloster unter Bedingung der 
sonn- und festtäglichen Lesung einer Frühmesse in der Klosterkirche 
gemachten und von dem Kloster angenommenen Schenkung mit dem 
ausgesprochenen Zwecke, allen Katholiken von Lütgendortmund die 
Theilnahme an dem sonn- und festtäglichen Gottesdienste zu ermög- 
lichen, zu einem rechtlich gesicherten geworden. Für die volle Er- 
reichung dieses Zwecks habe dann auch das Kloster durch die — 
gleichfalls mit Erzbischöflicher Genehmigung — vorgenommene An- 
stellung eines zweiten Geistlichen (des pater primissarias) gesorgt. 
Die besondere Stellung der Katholiken von Lütgendortmund und 
einiger benachbarter Ortschaften ergebe sich im Weiteren aus der 
Thatsache, dass dieselben bis zum Jahre 1830 auf dem evangelischen 
Kirchhofe zu Lütgendortmund und nicht auf dem katholischen Kirch- 
hofe zu Kirchlinde beerdigt seien, sowie aus der Existenz eines eigenen 
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Eirchenvorstandes, welche zwar direct nur für die Zeit nach 1809 
bewiesen, indess auch für die vorangegangene Zeit aas näher ent- 
wickelten thatsächlichen Gründen als sicher anzunehmen sei. Auf 
Grund des Gesetzes vom 20. Juni 1875 sei ein neuer Kirchenvor- 
stand der Filial gemeinde Lütgendortmund gewählt und von dem 
Königlichen Landrath zu Dortmund förmlich eingeführt. — Diese 
Filialgemeinde habe aber auch von aUersher eine bestimmte Be- 
grenzung gehabt, indem jedenfalls die Katholiken der Ortschaften 
Lütgendortmund, Holte, Werne und Bövinghausen, und wahrschein- 
lich noch, worauf es jedoch nicht wesentlich ankomme, einiger an- 
derer benachbarter, von Kirchlinde entfernt liegender Ortschaften 
dazu gehört hätten und noch gehörten. 

Die thatsächliche Grundlage dieser Ausführungen ist ohne Ver- 
letzung processrechtlicher Normen gewonnen und, soweit dieselben 
rechtlicher Natur sind, stehen ihnen durchgreifende Bedenken nicht 
entgegen. Insbesondere ist: 

1. das Bestehen einer besonderen Filialgemeinde dadurch nicht 
ausgeschlossen, dass die von ihr benutzte Kirche nicht in ihrem oder 
der gesammten Pfarrgemeinde, sondern im Eigenthum des Klosters 
Marienborn stand, sofern nur die Benutzung der Kirche kraft dauern- 
den Rechts erfolgte. Letzteres ist vom Berufungsrichter auf Grund 
langjähriger Verwendung der Kirche zu den öffentlichen Gottes- 
diensten, der zur Erhaltung und Erweiterung der letzteren von Ge- 
raeindegliedern gemachten und angenommenen Schenkungen, welche 
eine entsprechende kirchlichn Verpflichtung des Klosters begründeten, 
und der in Folge derselben , mit bischöflicher Genehmigung getrof- 
fenen kirchlichen Einrichtungen unter Mitberücksichtigung der Per- 
sönlichkeit des ursprünglichen Eigenthfimers (eines Klosters) ohne 
Itechtsirrthum angenommen (vgl. HinschiuSy Kirchenrecht Band 4. 
S. 168 fg. , 205 fg. , 309 fg. , 337 fg.). Freilich darf hierbei nicht 
an ein klagbares Privatrecht auf jene Benutzung, sondern nur an ein 
unter den Schutz der Kirchenoberen gestelltes kirchliches Recht ge- 
dacht werden; es erhellt aber auch nicht, dass der Berufungsrichter 
ersteres angenommen habe. Hierdurch erledigen sich die hierauf be- 
züglichen Revisionsangriffe, welche von der nicht zutreffenden An- 
nahme ausgehen, dass der Berufungsrichter den Erwerb eines privat^ 
redhüichen Benutzungsrechts habe feststellen wollen und hierfür die 
erforderliche Begründung vermissen, während sie sich im Uebrigen 
gegen die Schlüssigkeit thatsächlicher Erwägungen richten, weiche 
der diesseitigen Nachprüfung nicht unterliegt. — Wenn die Revision 
hierbei im Besonderen die Nichtberücksichtigung der Eingabe der 
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katholischen Glaubensgenossen von Lfitgendortmand, Werne, Böving- 
hausen etc. an den Präfecten des Ruhrdepartements vom 17. De- 
cerober 1809 rügt, in welcher um Belassung der Klosterkirche als 
Filiälkirche gebeten wird, so gereicht solche dem Berufungsrichter 
nicht zum Vorwurfe, weil ans dieser Bitte die Meinung der Petenten, 
dass ihnen auf die seitherige Benutzung der Kirche ein durch den 
Schutz der kirchlichen Oberen gesichertes Recht nicht zugestanden 
habe, offenbar nicht zu entnehmen ist, wenn ihnen auch bei den 
veränderten Verhältnissen eine staatliche Anerkennung jenes Rechts 
erwünscht sein musste. Aus dieser durchgreifenden Veränderung des 
staatlichen und kirchlichen Verhältnisses erklärt es sich auch un- 
schwer, dass die Gemeinde die ihr emgexSLumte provisorische Be- 
nutzung nicht unier Berufung auf ihr bisheriges Recht zurückwies, 
zumal sogar die Deberlassung des Eigenthums als möglich in Aus- 
sicht gestellt wurde. 

2. Ebenso wenig steht der Existenz einer wirklichen Filialge- 
meinde der Umstand entgegen, dass die von dem Kloster angestellten 
an ihr fnngirenden Geistlichen nicht zur Ausübung sämmtlicher pfarr- 
amtlicher Functionen befugt waren. Das Wort »filiac hat im Kir- 
chenrecht eine verschiedenartige Bedeutung. Es bezeichnet einmal 
eine wesentlich selbstständig gewordene oder verbliebene Pfarrkirche, 
welche von einer anderen (mater) durch Trennung des ursprünglichen 
Bandes abgeUist oder mit einer solchen in gewisser Weise vereinigt 
ist, sodann aber auch eine nicht selbstsiändige Nebenkirche, bei wel- 
cher im Interesse eines von der Pfarrkirche entfernten Theils der 
Parochie durch besondere Geistliche bestimmte Gottesdienste und 
sonstige kirchliche Handlungen vorgenommen werden, während andere 
dem an der Hanptkirche fnngirenden Pfarrer ausschliesslich vorbe- 
halten sind. 

Vgl. Wiese, Kirchenrecht Band 1. Seite 851--853 ; Eichhorn^ 
Kirchenrecht Bd. 1. S. 660; Riehter-Dove^ Kirchenrecht (8. Ausgabe) 
S. 615, 616, 619, 620; Hinschius, Kirchenrecht Bd. IL S. 306, 307, 
408, 427—430, Bd. IV. S. 313 fg. 

Mit dieser Abhängigkeit von der Pfarrkirche ist aber im Uebri- 
gen eine besondere Rechtsstellung und Rechtssubjectivität der Filial- 
kirche und Gemeinde sehr wohl verträglich, wie dies auch aus den 
einschlägigen Vorschriften des Preussischen Allgemeinen Landrechts 
(Theil II Titel 11 §§. 5, 245, 249, 333, 366, 726, 791) hervorgeht. 

Vgl. auch Wiese a. a. 0. Richter- Dove a. a. 0. S. 616. 

Vorliegend handelt es sich um eine filia in der zweiten Be- 
deutung des Wortes, da es zu einer wirklichen Theilung des Pfarr- 

6* 



84 Forsch, Entstehung einer Füialgemeinde an einer Klosterkirche, 

sprengels niemals gekommen ist. Die hierauf gerichteten, aber er- 
folglos gebliebenen Bestrebungen der klagenden Filialgemeinde be* 
rechtigen nicht, ihr als solcher die Existenz abzusprechen. 
Im Weiteren ist 

3. die genugende Begrenzung, sowie die Organisation der frag- 
lichen Filialgeraeinde vom Berufungsrichter ohne Rechtsirrthum fest- 
gestellt. Bezüglich der ersteren ist schon in dem früheren Revisions- 
nrtheil darauf hingewiesen , dass an von altersher bestehende und 
fungirende Gemeinden die Anforderung urkundlichen oder sonstigen 
strikten Nachweises ihrer ursprünglichen genat^en Abgrenzung nicht 
gestellt werden kAnne. Naturgemäss muss hier grosses Gewicht auf 
die Entwickelung der thatsachlichen Verhältnisse und das hierdurch 
constatirte vieljährige Herkommen gelegt werden. Dabei entstehende 
Zweifel werden auf dem durch das Gesetz (Allgemeines Landrecht 
Thl. IL Tit. 11 §§. 242, 243, 293 fg.) gewiesenen Wege zur Er- 
ledigung zu bringen sein, sie vermögen aber den rechtlichen Stand 
der Gemeinde nicht in Frage zu stellen. — Die Feststellung der 
Organisation beruht auf nicht zu beanstandenden thatsachlichen Er- 
wägungen. Für die Gegenwart muss dieselbe als zweifelsfrei be- 
zeichnet werden, nachdem nunmehr als unstreitig constatirt ist, dass 
unter Mitwirkung der Staatsbehörde für die klagende Filialgemeinde 
gemäss §. 2. des Gesetzes vom 20. Juni 1875 (Ges.-Samml. S. 241) 
ein besonderer Vorstand bestellt ist (§§. 1, 8 des citirten Gesetzes). 
Für die Vergangenheit aber ist sie gewonnen durch Rückschlüsse, 
welche dem thatsachlichen Gebiete angehören und in keiner Hinsicht 
durch eine unrichtige ElechtsauSassung beeinflusst sind. Die Gegen- 
ansführungen der Revision haben die Verletzung einer Rechtsnorm 
nicht klarzulegen vermocht. 

4. Ohne Grund rügt die Revision die Verletzung der §§. 238, 
239 Thl. IL Tit. 11 des AUgem. Landrechts und §. 528 der Civil- 
processordnung, weil es an der Feststellung der nach dem früheren 
Revisionsurtheile unerlässlichen Mitwirkung der staatlichen und geist- 
lichen Behörden bei der Bildung der fraglichen Filialgemeinde fehle. 
Denn die Genehmigung der letztgedachten Behörden hat der Be- 
rnfungsrichter auf S. 67, 68 seines ürtheils ausdrücklich und recht- 
lich einwandsfrei festgestellt. Die Nothwendigkeit staatlicher Mit- 
wirkung aber hat er in erster Reihe auf Grund des zu damaliger 
Zeit mas.'^gebend gewesenen Religionsvergleichs. vom 26. April 1672 
verneint und die Auslegung dieser nicht revisiblen Rechtsnorm ent- 
zieht sich der Anfechtung in der gegenwärtigen Instanz. Ueberdies 
ist auch der Rückschluss aus späteren Anerkennungsakten der Staat- 
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liehen und kirchliehen Behörden auf eine rechtsmässige Entstehung 
der klagenden Gemeinde in der Zeit vor Einfährung des Allgemeinen 
Landrechts nicht rechtsnormverletzend. Denn der Berufungsrichter 
hat diesen Anerkennungsakten jetzt nicht die Bedeutung constitutiver 
Thatsachen, sondern nur die Bedeutung von gewichtigen Anzeichen 
für die Existenz der klagenden Gemeinde als Corporation beigefügt 
und hierzu war er zweifellos befngt (vgl. Striefhorst Archiv Bd. 18. 
S. 244 fg.). Auch die Verwerthung der übrigen (unter Nr. 4 der 
vorrichterlichen Entscheidungsgründe zusammengestellte) Thatmo- 
mente zu dem nämlichen Zwecke steht weder mit dem früheren 
Bevisionsurtheile, welches einen anderen Thatbestand und wesentlich 
abweichende Entscheidungsgründe zu würdigen hatte, noch mit son- 
stigen Rechtsnormen in Widerspruch und die hiergegen gerichteten 
Ausführungen des Revisionsklägers bewegen sich ausschliesslich auf 
thatsächlichem Gebiete. 
Was sodann 
II. die Patronatspflicht des Beklagten anbetrifft, um welche es 
sich nach Verwerfung des principalen Klagegrundes der Succession 
in die Verpflichtung des säcularisirten Klosters allein noch handelt, 
so hat der Berufungsrichter jetzt den früher angenommenen und in 
dem Revisionsurtheil vom 21. Januar 1886 beanstandeten Erwerbs- 
grund der Fundatum fallen gelassen, dagegen den der Dotation fest- 
gehalten und eingehend begründet. Dass in der Dotation ein von 
der Fundation unabhängiger Erwerbsgrund des Patronats zu finden 
ist, unterliegt — wie schon in dem ersten Revisionsurtheil angenom- 
men ist - nach dem Allgem. Landrecht (Thl. II. Tit. 11 §§. 569, 
570) keinem Bedenken und letzteres ist hier massgebend, da die Do- 
tation im Jahre 1818 erfolgt sein soll. Ebenso ist bereits in diesem 
ürtheil anerkannt, dass die Frage nach der Hinlänglich keit der Do- 
tation wesentlich eine thatsächliche und deren Beantwortung der 
Nachprüfung des Revisionsgerichts nicht unterworfen ist. Rechtliche 
Verstösse sind aber in der Motivirung der betreffenden Entsclieidung 
nicht erkennbar. Insbesondere ist die Annahme nicht rechtsnorm- 
widrig, dass der klagenden Filialgemeinde durch die Allerh. Cabinets- 
ordre vom 29. Mai 1818 (implicite) ein dauerndes Recht auf die Be- 
nutzung der früheren Klosterkirche, welche in das Eij^enthum des 
Staats übergegangen war, als ein Theil der ihr nach dem Vorschlage 
der Minister des Cultus und der Finanzen bewilligten Dotation ein- 
geräumt sei, — eine Annahme, welche sich auf statthafte Äus" 
legung dieser Cabinetsordre stützt und mit den bezüglichen Aus- 
führungen des I. Revisionsurtheils nicht in Widerspruch steht, durch 
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welche — nach der damaligen Lage der Sache — nur das Vorliegen 
eines zulänglichen EigenthumsertcerbstiteU für die Klägerin verneint 
ist, weil es an hierfür schlüssigen Feststellungen fehlte. 

Weshalb bei Auslegung der erwähnten Gabinetsordre nicht auch 
die Berichte der Königlichen Regierung zu Arnsberg, aus welchen 
die Veranlassung und der Zweck der gewährten Zuwendungen zu 
entnehmen waren, hätten herangezogen werden dürfen, ist nicht er- 
findlich und ebensowenig trifft den Berufungsrichter der gegründete 
Vorwurf, dass er hierbei Thatsachen in unstatthafter Weise supponirt 
oder erhebliche Beweisurkunden unberücksichtigt gelassen habe/ Er 
hat vielmehr nur aus erwiesenen Thatsachen auf das Vorliegen an- 
derer, von einer Partei ebenfalls behaupteter Thatsachen geschlossen, 
wozu er nach §. 259. der Givilprocessordnung befugt war; und die 
von dem Revisionskläger als nicht berücksichtigt bezeichneten Ur- 
kunden vom 13. December 1823, 30. Juni 1828 und 31. Juli 1828 
(II Nr. 26, 28 und 29 des Thatbestandes des Berufnngsurtheils) be- 
ziehen sich nur auf Projecte vollständiger Vereinigung bezw. Tren- 
nung der klagenden Filialgemeinde mit beziehungsweise von der Pfarr- 
gemeinde Kirchlinde, sind mithin für die Frage, ob eine definitive 
Ausstattung der ersteren, als solcher, bezweckt war, ohne jede Be- 
deutung. Endlich ist auch die (Jeberlassung des fraglichen Kirchen- 
gebäades an die Gemeinde zu dauernder, seiner seitherigen Bestim- 
mung entsprechender Benutzung nicht als Veränsserung von Domänen- 
gut aufzufassen. 

Durfte hiernach der Berufungsrichter dieses durch Königliche 
EntSchliessung eingeräumtes Benutzungsrecht bei Prüfung der Zu- 
länglichkeit der der Klägerin gewährten Dotation mit in Anschlag 
bringen, so sind auch seine weiteren hierauf bezüglichen Erwägungen, 
sowie die Verwerthung späterer Erklärungen von Staatsbehürden als 
Beweismittel für die durch Dotation erfolgte Begründung des landes- 
herrlichen Patronats in rechtlicher Hinsicht nicht zu beanstanden.! 
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II. 

Zu den §§. 539 und 423 des Preuss. Allgem. Landrechts 

Theil II. m 11. 

Das Verhältniss zwischen dem Pfarrer und seinen »Nebengeistlichen« mit Be- 
zug auf Gaben, welche letztere als Aeqniyalent für die Vornahme geistlicher 

Amtshandlungen erhalten. 

Von Rechtsanwalt und Consistorialrath Dr. FeL Forsch in Breslan. 

Unter normalen kirchlichen VerhältnisseD kann zwischen einem 
Pfarrer und seinen Caplänen vor einem weltlichen Oericht über Stol- 
gebähren keinenfalls gestritten werden. Die Wirren des Cultar- 
karopfes haben aber auch einen solchen Process zu Tage gefördert 
und zwar zwischen dem Staatspfarrer Brenk in Kosten als Kläger 
und den Mansionarien Raczkowski und Bielski ebenda als Beklagten. 
Darum wird es nicht ohne Tnteresse sein, die in diesem Rechtsstreit 
ergangenen Entscheidungen mitzutheilen. Wir halten dieselben aus 
mehr als einem Grunde nicht für richtig, verzichten aber auf eine 
nähere Kritik und fuhren nur an, dass Hinschius im Koch'schen 
Commentar zum allgemeinen Landrecht Bd. 4. 8. Aufl. 1886 S. 529 
in Anm. 32 zu §. 539 >) mit Recht bemerkt: »Das passt nicht auf 
die kathol. Kirche. Collegiatkirchen sind solche Kirchen nicht. In 
der evangelischen hängt hier gleichfalls Alles von der besonderen 
Verfassung ab.c 

Kläger war von der Königlichen Staatsregierung auf Qrund 
des §. 13. des Gesetzes vom 20. Mai 1874 durch Bestallung des 
Oberpräsidenten der Provinz Posen vom 13. November 1876 zum 
Pfarrer der katholischen Kirche zu Kosten ernannt worden und hat 
in Folge dessen am 26. November 1876 sein Amt angetreten. Die 
Beklagten waren Vicare der gedachten Pfarrkirche und fungirten als 
solche seit dem Amtsantritte des Klägers. Während dieser Zeit 
haben sie vielfach geistliche Handlungen, Taufen, Aufgebote, 



1) §. 539. Die bei grösseren Parochialkirchen bestellten Nebengeistlichen 
machen mit dem Pfarrer ein Collegiam aus, worin dem Letzteren der Vorsitz 
nnd die Direction gebührt. 

§. 423. Der Pfarrer hat für dergleichen Handinngen die fortgesetzten 
Stolgebühron za fordern nnd der Richter mass ihm daza nöthi gen falls aaf ge- 
bührendes Anmelden verhelfen. 
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Trauungen, Beerdigungen, und auf Ansuchen von Parochianen, Für- 
bitten am Allerseelentage vorgenommen, Handlungen, für welche 
tbeils StoIgebiihreDi theils Offerten zu entrichten waren. Die Theilung 
der Stolgebühren und der Offerten am Allerseelentage hat verfas- 
sungsmässig dahin zu erfolgen, dass nach Abzug bestimmter Be- 
träge dem Pfarrer ^/3 und den beiden Mansionarien ebenfalls je Vs 
zuRillt. Alles dieses steht durch gegenseitiges Zngeständniss fest. 

Der Kläger behauptet nun, dass die Beklagten für die während 
der Zeit vom 26. November 1876 bis 31. December 1876 und am 1. März 
1878 bis 3. November 1885 vorgenommenen geistlichen Amtshand- 
lungen wie Taufen, Aufgebote, Trauungen, Beerdigungen und Fürbitten 
am Allerseelentage von den Zahlungspflichtigen die schuldigen Ge- 
bühren in Empfang genommen, ihm aber nicht die ihm gebührenden 
Beträge abgeliefert hätten ; er verlangt von den Beklagten Rechnungs- 
legung. Die Beklagten bestreiten, während der hier in liede stehenden 
Zeit irgend welche Stolgebühren oder Offerten eingezogen zu haben 
und erachten sich auch nicht für verpflichtet, diese Einziehung für 
den Kläger zu besorgen, und ihm dann das ihm zustehende Drittheil 
auszuhändigen. Die Beklagten behaupten, die erwähnten Amtshand- 
lungen aus eignem Rechte vorgenommen zu haben, da die Pa- 
rochianen jeden Verkehr mit dem Kläger als Staatspfarrer einge- 
stellt, und nur mit ihnen Beziehungen unterhalten hätten, auch der 
Kläger ihnen die Vornahme jedweder geistlichen Handlung in der 
Parochie Kosten strengstens untersagt gehabt hätte. Der Kläger 
habe sogar in einem an den Präsidenten des Hauses der Abgeord- 
neten gerichteten und im Landtage verlesenen Schreiben feierlichst 
erklärt, es wäre eine Lüge, er beanspruche die Stolgebühren nicht. 
Richtig sei es allerdings, dass sie von den zur Zahlung von Stol- 
gebühren und Offerten für Fürbitten am Allerseelentage an sich 
Pflichtigen Geldbeträge empfangen hätten, aber nicht als Stolgebühren 
und Offerten, sondern als persönliche Geschenke zur Bestreitung ihres 
Lebensunterhaltes, da ihnen alle sonstigen amtlichen Bezüge gesperrt 
gewesen seien. 

Zum Nachweise der von ihnen behaupteten Schenkung der ihnen 
gezahlten Beträge führten sie an, dass die zur Zahlung von Stol- 
gebühren an sich Verpflichteten bei Hingabe des Geldes ausdrück- 
lich erklärt hätten, 

sie zahlen nur an die Beklagten, Brenk solle nichts bekommen, 

wenn Brenk etwas beanspruche, dann möge er sie verklagen, 
und dass die Zahlungen für die Fürbitten am Allerseelen tage nur 
freiwillige Gaben für sie, die Beklagten, gewesen seien. 
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Uebcr die von ihnen vorgenommenen Taufen , Trauungen und 
Beerdignngeu überreichten die Beklagten Verzeichnisse, in welchen 
jedoch jede Angabe fehlt, ob und wie viel Gebuhren gezahlt wor- 
den sind. 

I. Das Ednigl. Landgericht zu Lissa in Posen hat unter dem 
31. Mai 1886 für Recht erkannt: 

Die Beklagten werden verurtheilt, dem Kläger über diejenigen 
Beträge Rechnung zu legen, welche sie im Jahre 1876, sowie in der 
Zeit vom 1. März 1878 bis zum 3. November für die Vornahme von 
Taufen, Aufgeboten, Beerdigungen und an Offerten am Allerseelen- 
tage in der Parochie Kosten vereinnahmt haben. 

Die Gründe lauten: 

Für die Taufen, Aufgebote, Trauungen, Beerdigungen sind Stol- 
gebühren und für die am Allerseelentage abgehaltenen Fürbitten sind 
Offerten an den Pfarrer zu entrichten. — §. 423. Tbl. II. Tit. U 
A. L. R. Daraus folgt, dass die Berechtigung sowie Verpflichtung 
zur Einziehung derselben dem Pfarrer zusteht, welcher seinerseits 
wieder die competirenden Beträge den Mansionaren, die als Neben- 
geistliche mit ihm ein Gollegium bilden — §. 539 ibid. — zu 
überweisen hat. Sind also keine Stolgebühren und keine Offerten 
von den Beklagten eingezogen worden, dann kann sich auch Kläger, 
selbst wenn die Amtshandlungen von den Beklagten vorgenommen 
worden sind , an diese nicht halten , muss vielmehr auf die an sich 
zur Zahlung Verpflichteten zurückgreifen. Streitfrage ist nur, ob das 
geständlich empfangene Geld als Stolgebflhr resp. Offerte oder als 
ein persönliches Geschenk den Beklagten gegeben worden ist. 

Die Vermuthung spricht dafür, dass die Zahlung als Entgelt 
für die von den Beklagten geleisteten geistlichen Handlungen ge- 
leistet worden ist, denn Geschenke werden nicht vermuthet. — 
§. 1040. Tbl. L Tit. 11 A. L. R. — Missglückt ist aber der von 
den Beklagten angetretene Beweis der Schenkung. Mögen die 
Zahlenden den Beklagten immerhin gesagt haben, sie zahlen nur an 
sie, Brenk solle nichts bekommen, wenn Brenk etwas beanspruche, 
dann möge er sie, die Zahlenden verklagen, so geht doch auch 
daraus hervor, dass die Zahlung das Aequivaient für die geleistete 
geistliche Handlung hat sein sollen, welche Annahme durch den Zu- 
satz: »Brenk solle nichts bekommen,« noch bestärkt wird. Die 
Zahlenden meinten offenbar von ihrer Zahlungspflicht nunmehr völlig 
liberirt zu sein, denn es konnte ihnen nicht unbekannt sein, dass sie 
durch ein freiwilliges Geschenk an die Beklagten von ihrer Pflicht 
zur Zahlung von Stolgebühren an den Kläger nicht befreit worden. 
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Noch weniger beweisend ist die in Betreff der Offerten am Aller- 
seelentage aufgestellte Behauptung, dass die Zahlungen und freiwil- 
ligen Qaben für sie gewesen seien. Es ist dies ein ürtheil zu ihren 
Gunsten bezuglich dessen jede thatsächliche Grundlage fehlt. 

Sonach mnss angenommen werden , dass die Beklagten Stol" 
gdnihren und Offerten für Fürbitten am Allerseelentage eingezogen, 
dem Pfarrer Brenk, dem Kläger, aber nicht herausgegeben haben, 
weder ganz noch zu dem dem Kläger gebührenden Drittheil. 

Durch die Einziehung der Stolgebühren und Offerten für Für- 
bitten am Allerseelen tage haben die Beklagten fremde Geschäfte be- 
sorgt, denn wie oben ausgeführt, ist die Einziehung Recht und Pflicht 
des Pfarrers, und müssen nun genaue Rechenschaft ablegen. §. 256. 
Tbl. I. Tit. 13. A. L. R. Ob die Besorgung mit oder ohne Willen 
des Eigenthümers oder auch gegen dessen Verbot erfolgt ist, ist im 
Hinblick auf die Bestimmung des §. 256. einflusslos, und es wird 
auch in dem rechtlichen Effect nichts geändert, wenn das Geschäft 
im eignen Interesse des Geschäftsführers vorgenommen worden ist. 
— cfr. Entscheidungen des Reichsoberhandelsgerichts Bd. 15. p. 236. — 
Ob der Kläger in einem im Landtage verlesenen Schreiben an den 
Präsidenten des Hauses der Abgeordneten erklärt hat, er beanspruche 
die Stolgebühren nicht, ist für den gegenwärtigen Process völlig ein- 
flusslos, da eine rechtsgiltige Verzichtleistung den Beklagten gegen- 
über nicht behauptet worden ist. 

II. Gegen diese Entscheidung haben die Beklagten Berufung 
eingelegt und zur Begründung des Berufungsantrages u. A. ange* 
führt : Wenn der erste Richter sie zur Rechnungslegung um deshalb 
f&r verpflichtet erachte, weil die Gebühren für die von ihnen vorge- 
nommenen geistlichen Amtshandlungen der Kläger allein einzuziehen 
befugt gewesen, und weil sie — die Beklagten — bei Einziehung der 
gezahlten Beträge als negotiorum gestores des Klägers anzusehen 
seien, so sei dieser Entscheidungsgrund sowohl in rechtlicher, wie in 
tbatsächlicher Beziehung unzutreffend. Wie aus den in erster In- 
stanz auf der Gerichtsschreiberei niedergelegten , in dem Strafver- 
fahren wider sie — die Beklagten — ergangenen Erkenntnissen des 
früheren Appellationsgerichts zu Posen vom 7. Mai 1877 und des 
vormaligen Obertribunals vom 16. Januar 1878 nämlich hervorgehe, 
seien sie — Beklagte — nicht blosse Vicare, sondern sie bekleideten 
ein selbstständiges kirchliches Amt, und seien sie auch befugt, geist- 
liche Amtshandlungen selbstständig ohne Auftrag des Pfarrers vor- 
zunehmen. Bei dieser Sachlage aber könne nicht bezweifelt werden, 
dass sie diejenigen freiwilligen Beiträge , welche sie von den Pa* 



Verh, r, Pfarrer ti. PfebengeisÜichen be%. d. Siolgehilhr. u. Offerten, 91 

rochianeo empfangen, nicht etwa für das bei der katholischen Kirche 
zu Kosten bestehende Kirchen-Collegium und speciell fftr den Kläger 
empfangen hätten, sondern dass die von den Parochianen gezahlten 
Beträge lediglich an sie persönlich gezahlt worden and von ihnen 
als an sie persönlich geleistete Zahlungen angenommen worden seien. 
Auch könne nach den thatsächlichen Verhältnissen nicht bezweifelt 
werden, dass ihnen — Beklagten — der Gedanke fern gelegen habe, 
die Angelegenheiten des Klägers zu besorgen und für denselben die 
Qebühren einzuziehen. Der Kläger sei ein sogenannter Staatspfarrer 
und deshalb von Seiten der geistlichen Oberbehörde mit der soge- 
nannten Excomrounicatio major belegt worden. Die katholische Be- 
völkerung der Parochie Kosten und sie — Beklagte — hätten daher 
denselben niemals als Pfarrer der katholischen Kirchengemeinde zu 
Kosten anerkannt, was zu vielen Gonflicten Veranlassung gegeben 
habe. Diese Thatsachen seien notorisch, und würden eventuell vom 
Obenregierungsrath Perkuhn zu Posen bestätigt werden. Es sei also 
wohl ohne Weiteres anzunehmen, dass sie — die Beklagten — nicht 
daran gedacht hätten, die Angelegenheiten des Klägers bei Ein- 
ziehung der qu. Beträge zu besorgen. Eine negotiorum gestio wider 
Willen des negotiorum gestor sei indess undenkbar und damit falle 
der Anspruch auf Rechnungslegung. 

Es sei aber auch unrichtig, dass sie — Beklagte — eigentliche 
Stolgebühren erhalten hätten. Sie hätten auf der Gerichtsschreiberei 
des Königlichen Oberlandesgerichts vier Verzeichnisse niedergelegt, 
aus welchen die von ihnen vorgenommenen Taufen, ferner die Trau- 
ungen, sowie die Sterbefälle, bei denen sie geistliche Amtshandlungen 
vorgenommen, und die Namen derjenigen Personen ersichtlich seien, 
welche ihnen — den Beklagten — am Allerseelentage Offerten ge- 
spendet hätten. In der ersten Spalte dieser Verzeichnisse seien die- 
jenigen Personen benannt, welche an sie für die gedachten geist- 
lichen Amtshandlungen Geld gezahlt hätten. Anderweitige geist- 
liche Amtshandlungen der gedachten Art hätten sie in der hier in 
Rede stehenden Zeit innerhalb der Parochie Kosten nicht vorge- 
nommen. 

Alle in der ersten Spalte dieser Verzeichnisse aufgeführten Per- 
sonen würden nun als Zeugen bekunden, dass sie die Beträge, welche 
sie für die oben beaeichnden geistlichen Amtshandlungen entrichtet, 
nur an sie — die Beklagten — persönlich wegen der von ihnen vor- 
genommenen Amtshandlungen bezahlt haben und haben zahlen wol- 
len, dass sie nicht die Absicht gehabt, durch die an sie — die Be- 
klagten — geleisteten Zahlungen auch etwaige Ansprüche des Klägers 
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wegen der von ihnen — Beklagten — vorgenommenen Amtshand- 
lungen zu bezahlen, dass vielmehr ihre Absicht dahin gegangen sei, 
dass die bezahlten Beträge nur ihnen -— den Beklagten — persön- 
lich hätten zukommen, und der Kläger von dieser Summe nichts 
habe erhalten sollen, dass der Letztere vielmehr, wenn er seinerseits 
Ansprache zu haben geglaubt, dieselben selbst gegen sie habe ein- 
klagen sollen, und dass dies alles bei den Zahlungen von ihnen aus- 
drücklich erklärt worden sei. Sowohl auf Seiten der Zahlenden als 
auf Seiten der Zahlungsempfönger habe somit die ausdrücklich er- 
klärte Absicht vorgelegen, dass der Kläger von den Zahlungen nichts 
habe erhalten sollen, und sei es daher unrichtig, dass diese mit für 
Rechnung desselben erfolgt seien. 

Gleichwohl hat das Königliche Oberlandesgericht Posen I. Civil- 
senat unter dem 27. September 1886 die erste Entscheidung aus 
folgenden Gründen bestätigt: 

Unstreitig ist unter den Parteien, dass die Beklagten als Mit- 
glieder des an der katholischen PfaiTkirche zu Kosten angestellten, 
aus dem Kläger als Pfarrer und aus ihnen als Mansionarien be- 
stehenden geistlichen Collegiums in der oben erwähnten Zeit viel- 
fach geistliche Amtshandlungen, insbesondere Taufen, Aufgebote, 
Trauungen, Beerdigungen, sotvie FUrbittefi an Sonn- und Festtagefi 
und am Allerseelentage vorgenommen haben, dass für die Fürbitten 
Offerten, für die übrigen vorgezeichneten geistlichen Handlungen 
aber Stolgebühren zu entrichten sind, und dass abgesehen von den 
für die vorliegende Entscheidung nicht interessirenden, an Sonn- und 
Feiertagen gespendeten Offerten — die Theiiung der Stolgebühren 
and, wie nach dem nicht angefochtenen Thatbestande des ersten Ur-- 
theUs angenommen werden muss^ auch der Offerten am Äüerseelen- 
tage verfassungsmässig d. h. nach der abschriftlich überreichten erz- 
bischöflichen Ordinationsurkunde vom 28. August 1855 dahin zu er- 
folgen hat, dass nach Abzug gewisser Beträge davon dem Pfarrer 
Vs und den beiden Mansionaren je Vs zußllt. Es steht ferner an- 
bestritten fest, das die Beklagten für die von ihnen abgehaltenen 
Fürbitten am Allerseelentage, sowie für die anderen vorstehend an- 
geführten Amtshandlungen gewisse, ihrer Höhe nach nicht bezeich- 
nete Geldbeträge in Empfang genommen, diese aber dem Kläger 
weder ganz, noch zu dem ihm gebührenden Drittheil herausgegeben 
haben. 

Dies vorausgeschickt hat der erste Richter unter der Ausführung, 
dass die von den Beklagten vereinnahmten Beträge als Stolgebühren 
und Offerten gezahlt worden seien, and dass dieselben, da die Ein- 
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Ziehung der qu. Competenzen nach §. 423. ThI. IL Tit. 11 Ä. L. B. 
Recht und Pflicht des Pfarrers sei, darnach fremde Geschäfte be- 
sorgt haben, in Gemässheit der auf die »Geschäftsführung ohne Auf- 
trag« sich beziehenden gesetzlichen Bestimmungen zur Rechnungs- 
legung über die eingezogenen Geldbeträge verurtheilt. 

Die Beklagten fähren nun ihrerseits hiergegen aus, dass ihnen 
die Absicht, die Geschäfte des Klägers, eines sogenannten Staats- 
pfarrers, zu besorgen, völlig fern gelogen, dass eine negotiorum 
gestio ohne den Willen des negotiorum gestor sich nicht denken 
lasse, und dass deshalb der Anspruch auf Rechnungslegung unbe- 
gründet sei. Es kann indess eine Erörterung darüber, ob die Grund- 
sätze der Geschäftsführung ohne Auftra<( mit Recht für anwendbar 
erklärt worden sind oder nicht, ganz auf sich beruhen bleiben , da 
für die Entscheidung wesentlich die Frage massgebend ist, ob die 
für die Fürbitten am Allerseelentage vereinnahmten Spenden als 
Offerten und die für die übrigen, oben gedachten Amt'^handluugen 
eingenommenen Beträge als SiolgebÜhren an die Beklagten gezahlt 
worden sind. Dies muss unbedenklich bejaht werden. Abgesehen 
davon, dass der von den Letzteren in erster Instanz angetretene Be- 
weis der Schenkung in Uebereiastimmung mit den darauf bezüg- 
liehen, durchaus zutreffenden Ausführungen des ersten Richters als 
völlig missglückt zu bezeichnen ist, so haben die Beklagten selbst 
in der Berufungsinstanz nachgegeben, dass die in den überreichten 
vier Verzeichnissen namentlich benannten Personen die von denselben 
bei Taufen, Trauungen, Sterbefällen und in Veranlassung der Für- 
bitten am Allerseelentage gezahlten Beträge für die soeben bezeich- 
neten geistlichen Amtshandlungen an sie — die Beklagten — ent- 
richtet haben. Es sind also nach den eigenen Angaben der letzteren 
die fraglichen Geldbeträge lediglich als Gegenleistung^ als Entgdt für 
diese Amtshandlungen gezahlt worden. Völlig unerheblich erscheint 
es bei dieser Sachlage, ob die Absicht der Zahlenden, wie die Be- 
klagten behaupten, dahin gegangen ist, dass die gezahlten Gelder 
lediglich für sie persönlich wegen der von ihnen vorgenommenen 
Amtshandlungen bestimmt gewesen, und dass der Kläger nichts da- 
von habe erhalten sollen ; denn auch ein derartiger, selbst ausdrück- 
lich erklärter Vorbehalt vermag die Thatsache nicht zu ändern, 
dass immerhin die Zahlungen als Äequivalent für die geleisteten 
betreffenden Amtshandlungen erfolgt sind. Dieses Äequivalent kenn* 
zeichnet sich aber, in so weit es sich um Taufen, Aufgebote, Trau- 
ungen und Sterbef&Ue handelt, als StolgelOhr^ und, insoweit es auf 
die Fürbitten am Allerseelentage Bezug hat, als Offerte^ denn die 
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Beklagten haben, wie erwähnt, selbst zugegeben, dass für die Fär- 
bitten Offerten und fQr die anderen voraafgeführten geistlichen 
Handlangen Stolgebühren zu entrichten sind. Es ist demnach voll 
erwiesen, dass die Beklagten in der fraglichen Zeit Stolgebiihren und 
Offerten für Fürbitten am Allerseelentage eingezogen haben. Die 
fraglichen Stolgebühren und die eben bezeichneten Offerten müssen 
jedoch nach dem nicht angefochtenen Thatbestande des ersten Ur- 
theils verfassungsmässig unter die Parteien als die zum Bezüge be- 
rechtigten in der Weise zur Theilung gebracht werden, dass nach 
Abzug gewisser Beträge der Pfarrer und die beiden Mansionaren da- 
von ein jeder ein Drittheil erhalten, und es ist an sich selbst ver- 
ständlich, dass die bezügliche, diese Theilung vorschreibende ver- 
fassungsmässige Anordnung darch eine damit in Widerspruch stehende 
Erklärung des die Stolgebühr oder die Offerte zahlenden Parochianen 
nicht aufgehoben, aber abgeändert werden kann. Die Beklagten 
waren demgemäss ungeachtet der angeblich von den Zahlenden da- 
hin ausgesprochenen Willensmeinung, dass die gezahlten Gelder ihnen 
— den Beklagten — persönlich mit Ausschluss des Klägers zufallen 
sollten, gleichwohl verpflichtet, die vereinnahmten Beträge entweder 
zum Zwecke der demnächsigen Vertheilung zur Gasse des ihnen vor- 
gesetzten Probstes, des Klägers, in Gemässheit der Ordinationsnr- 
kunde abzuführen, oder mindestens den letzteren wegen des ihm 
daran zustehenden Antheiles zu befriedigen. Da die Beklagten weder 
das Eine noch das Andere gethan haben, sie aber in Ansehung des 
fraglichen Erwerbes zusammen mit dem Kläger als Miteigenthümer 
anzusehen sind, so sind sie zum Zwecke der Feststellung der zur 
Theilung zu ziehenden Summe bezw. des einem Jeden der drei Be- 
rechtigten daran zustehende Antheiles dem Kläger als Mitberechtigten 
gegenüber zur Rechnungslegung über die von ihnen für die drei Be- 
rechtigten vereinnahmten Stolgebühren und Offerten am Allerseelen- 
tage verpflichtet. 

III. Das Reichsgericht IV. Civilsenat hat unter dem 14. März 
1887 die beiden Vorentscheidungen bestätigt. Seine Gründe lauten: 

Die Revision macht zunächst geltend, dass im jetzigen Rech- 
nungslegungs-Processe der eigentliche Streitpunkt der Parteien, näm- 
lich ob Beklagte die fraglichen Einnahmen für sich oder für Kläger 
gemacht und diesem zur Restitution verpflichtet, nicht entschieden 
werden könne. -- Dieser Angriff erscheint unzutreffend. Die Rech- 
nungslegung bildet ein Vorbereitungsmittel zur Klarstellung und 
Sicherung künftiger Ansprüche, und ein Recht auf dieselbe lässt 
sich nach den Einzelbestimmungeu , welche das Preussische Allge- 
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meine Landreclit darüber enthält (vergl. ThI. I. Tit. 13 §§.61, 256, 
Thl I. Tit. 14 §. 133, Thl. l. Tit. 17 §219, auch Vornaundschafts- 
ordnung vom 5. Juli 1875 §. 67), grundsätzlich überall da anerken- 
nen, wo Jemand auf Qrnnd eines vertragsraässigen oder sonstigen 
Rechtsverhältnisses für Rechnung eines Anderen oder für gemein- 
schattliche Rechnung Qeschäfte besorgt hat (vergl. Förster Eccius 
Bd. I. S. 253, Demburg Bd. IL S. lOü). Demzufolge hat das Be- 
rufungsgericht mit Recht sich der Prüfung unterzogen, ob ein der- 
artiges Rechtsverhältniss und Rechtsschiitzbedürfniss zu Gunsten des 
Klägers den Beklagten gegenüber besteht. 

Tn dieser Beziehung stellt nun der Vorder richter fest, dass die 
Beklagten als Nebengeistliche der katholischen Pfarrkirche zu Kosten 
vielfache geistliche Amtshandlangen, wofür Stolgebühren beziehungs- 
weise Offerten zu entrichten, vorgenommen, auch diese Bezüge, wenn- 
gleich unter der Verschleierung freiwilli^rer nur für sie bestimmter 
Spenden, eingezogen, jedoch dieselben entgegen der erzbischOflichen 
Ordinationsurkunde vom 28. August 1855, welche deren Vertheilung 
anter Pfarrer und Nebengeistliche je zu Vs vorschreibe, weder an 
Kläger abgeführt, noch gegen diesen zur Theilung gebracht haben. 
Diese Feststellung bewegt sich wesentlich auf thatsächlichem Ge- 
biete und entzieht sich deshalb der Nachprüfung. Daraus aber zieht 
der Vorderrichter zutreffend die rechtliclie Folgerung, dass die Be- 
klagten zwecks Feststellung des zu Vertheilenden und der Antheile 
dem Kläger zur Rechnungslegung über die für die drei Berechtigten 
vereinnahmten Stolgebühren und Offerten verpflichtet sind. Denn 
nach den §§. 539, 540 Theil II. Titel 11 des Allgemeinen Land- 
rechts machen die bei grösseren Parochialkirchen bestellten Neben- 
geistlichen mit dem Pfarrer ein Collegium aus und die Vertheilung 
der Geschäfte und Einnahmen unter sie bestimmt sich nach der be- 
sonderen Verfassung jeder Kirche. Danach und auf Grund der 
durch Ordinationsurkunde vom 28. August 1855 gegebenen Verfas- 
sung der Pfarrkirche zu Kosten muss angenommen werden, dass 
unter den Parteien kraft kirchlich collegialen Amtsverhältnisses hin- 
sichts der hier fraglichen kirchlichen Einnahmen eine gesetzliche Ge- 
meinschaft auf Theilung obwaltet, derart, dass wer immer von ihnen 
solche Bezüge einnimmt, damit für Rechnung der Gemeinschaft 
handelt, und folglich auch den Mitberechtigten zur Geltendmachung 
ihres Rechts auf Theilung Auskunft über die Einnahme zu geben 
verpflichtet ist. 

Dieser Rechtslage gegenüber scheint der Vorwurf der Revision, 
dass der Berufungsrichter die Begriffe der Negotiorum gestio, des 
condominium oder der eommnnio verkenne, ohne Belang. Die Anwend- 
barkeit des Rechtsgrundes der Negotiorum gestio hat der Richter 
sogar ausdrücklich dahingestellt gelassen; und die Frage, ob dem 
Kläger ein Miteigonthum, wie allerdings die Vorinstanz gelegentlich 
meint, oder nur ein Theiiungsanspruch hinsichts der kirchlichen Be- 
züge zusteht , kann auf sich beruhen , da jedenfalls letzterer An- 
spruch vorhanden ist.c 
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III. 

Ist die Verweigerung der lieiligen Communion als Beleidigung 

strafbar 7 

Von Rechtsanwalt and Consiitorialrath Dr. Fei. Forsch in Brealau. 

• 

Der Caplan an der katholischen Kirche zu B. hatte am 9. No- 
vember 1800 in dieser Kirche die heilige Communion zu reichen und 
ging an der unverehl. B., die zum Tische des Herrn gehen wollte, 
vorüber, ohne ihr die Hostie zu geben. Die E. fühlte sich dadurch 
beleidigt und beantragte im Wege des Privatklageverfahrens, den 
Caplan wegen Beleidigung aus §. 185 Str. O. B. zu bestrafen. 

Der Gerichtshof erster Instanz sah nun in der Handlung des 
Angeklagten eine Beleidigung nicht. »Der Geistliche (so führt das 
ürtheil aus) hat zu prüfen, wen er der Communion für würdig hält 
und falls er Jemand zurückweist, so hat dieser das Recht, sich an 
die Eirchenobern zu wenden. 

Eine Beleidigung würde nur dann vorliegen, wenn der Geist- 
liche, um die Person, der er das Abendmahl verweigert, bloszu- 
stellen, bei der Verweigerung nichtachtende Aensserungen oder Ge- 
berden machen wärde. Dies ist aber nicht der Fall, da der Ange- 
klagte still bei der Privatkl&gerin vorübergegangen ist. Deshalb ist 
nicht thatsächlich festgestellt, 

dass Angeklagter am 9. November 1890 die Privatklägerin 
beleidigt hat. 
Er war daher von der Anklage der Beleidigung freizusprechen und 
waren die Kosten der Klägerin nach §. 503 Str. P. 0. aufzuerlegen. c 

Privatklägerin legte gegen diese Entscheidung Berufung ein. 

Zur Rechtfertigung derselben führte sie an: 

Der communicirende Priester habe nach den Vorschriften der 
katholischen Kirche nicht zu prüfen, ob der an den Tisch des Herrn 
Tretende würdig sei, zur Communion zugelassen zu werden. Diese 
Prüfung liege vielmehr dem Beichtvater ob. Halte letzterer das 
Beichtkind der Communion für würdig, so habe er demselben Abso- 
lution zu ertheilen. 

Die Absolution berechtige zum Empfange der Communion. 

Privatklägerin habe nun vor dem Kirchgange dem Dr. X., 
einem approbirten katholischen Geistlichen, gebeichtet, und von 
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demselben, was sie freilich nicht beweisen könne, Absolution erhal- 
ten. Der Angeklagte sei deshalb nicht berechtigt gewesen, ihr das 
Sacramont zu verweigern. 

Nach §. 359. des Handbnches der Pastoral-Theologie von 
P. Igtiaz Schach, von welchem Klägerin eine auszugsweise einfache 
Abschrift beigebracht hat und von welchem sie unter Bezugnahme 
auf amtliche Auskunft des Bischöflich Ermländischen Generalvicariats 
zu Frauenburg behauptet, dass es die für die katholischen Geist- 
lichen massgebenden Vorschriften enthalte, dürfe die Gommunion 
überhaupt nur den öffentlich notorisch unwürdigen und öffentlich 
Verrufenen (öffentlichen Sünderinnen [Huren] Concubinarien und 
solchen, die in Givilehe leben , Wucherern , Zauberern , Wahrsagern, 
Gotteslästerern und ähnlichen dieser Art) versagt werden. Eine 
solche Person sei die Privatklägerin aber nicht, wie der Caplan X. 
and der Lehrer T. bestätigen würden. Angeklagter habe die Privat- 
klägerin den oben genannten Gategorien der von der Communion 
Auszusch liessenden öffentlich gleich gestellt und zwar in bewusster 
Deberschreitung seiner Pflichten als Geistlicher, also rechtswidrig. 

Bei nicht notorischer und evidenter ünwürdigkeit habe der 
Priester, wenn er in oder ausser der Beichte geheime Sünden er- 
fahre, den Sünder nur insgeheim zu ermahnen, dass er die Com- 
munion nicht im Stande der Todsünde entgegen nehmen sollte. 
Verlange der letztere sie dennoch, so dürfe sie ihm nicht verweigert 
werden. •• 

Privatklägerin hat mit dieser Begründung Bestrafung des An- 
geklagten wegen öffentlicher Beleidigung beantragt. 

Das Berufungsgericht, Strafkammer des Kanigl. Landgerichts 
Bartenstein ist aber in seiner Sitzung vom 15. Mai 1891 der Auf- 
fassung des Richters erster Instanz beigetreten aus folgenden Gründen : 

»Zur Feststellung einer strafbaren Beleidigung würde allerdings 
der Nachweis genügen, dass der Angeklagte der Privatklägeriir gegen- 
über in bewusst rechtswidriger Weise ein solch vorsätzliches Ver- 
halten an den Tag gelegt habe, welches eine Ehrenkränkung der 
Privatklägerin enthalten hätte und dessen ehrenkränkende Beschaf- 
fenheit dem Angeklagten bewusst gewesen wäre. Das Verhalten des 
Angeklagten konnte aber als ein rechtswidriges nicht erachtet werden. 

Denn auch nach den von der Privatklägerin angeführten Kir- 
chenvorschrifteu in §. 359. des Schüch'schen Handbuchs — deren 
Richtigkeit vorausgesetzt — , mnss es als eine Gewissenspflicht des 
coramunicirenden Geistlichen angesehen werden, bei Verabreichung 
der Communion selbst zu prüfen, ob einer derjenigen Fälle vorliegt, 
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in welchen die Communion zu verweigern ist ; und dies um so mehr 
dann, wenn der zur Theilnahme an dem Sacrament Erschienene nicht 
bei dem commnnicirenden Priester selbst gebeichtet und von ihm die 
erforderliche Absolution erhalten hat. Schon der mögliche Fall, dass 
die betreffende Person, nach der ihr von einem andern Geistlichen 
ertheilten Absolution in den Zustand der Dnwärdigkeit zuräckge- 
fallen sein könnte, zwingt zu dieser Annahme. Gesteht man dem 
communicirenden Geistlichen aber die Pflicht zu solcher Prüfung zu, 
so kann ihm auch das Recht nicht vorenthalten werden, die Com- 
munion zu verweigern, wenn er nach pflichtmässiger Prüfung zu dem 
Ergebniss kommt, dass der das Abendmahl Beanspruchende desselben 
nicht würdig sei, eine Nachprüfung dieser dem rein religiösen Ge- 
biete angehörenden Frage durch den weltlichen Strafrichter er- 
scheint nicht zulässig. — Vergl. Koch^ 8. Aufl. des Commentars 
zum Allg. Landrecht, Anerkennung 41 zu §. 86. Thl. II. Tit. 11; 
Hinschius^ Commentar zu den preussischen Eirchengesetzen des 
Jahres 1873, Anm. 10 zu §. 1. des Gesetzes vom 13. Mai 1873, 
Qes.-S. S. 205. 

Wollte man solche Nachprüfung aber auch für zulässig und 
möglich halten, so würde dieselbe im vorliegenden Falle doch des- 
halb zu einer Bestrafung des Angeklagten nicht führen können, weil 
sich nach der eigenen Angabe der Privatklägerin nicht nachweisen 
lässt, dass dieselbe von Dr. X. wirklich Absolution erhalten habe, 
dass mithin die thatsächlichen Vuraussotzungen ihres vermeintlichen 
Rechts vorhanden, geschweige dem, dass sie dem Angeklagten be- 
kannt gewesen seien. 

Der Angeklagte hat beides bestritten. 

Hiernach war die Freisprechung des Angeklagten von der ans 
§§. 185 — 200 Str.-G.-B. gegen ihn erhobenen Privatklage und da- 
mit die Verwerfung der Berufung gereclitfertigt.c 

Das Königl. Oberlandesgericht Königsberg i. Pr. hat in der 
Sitzung vom 21. Januar 1892 auch die von der Privatklägerin ein- 
gelegte Revision verworfen. 

Die Gründe lauten: 

»Die Angeklagte rügt Verletzung materieller Rechtsnormen, 
nämlich der §§. 86—92. A. L. R. II. 11 und der §§. 185, 193, 
200 Str.-G.-B., indem sie ausführt: Nach den Satzungen der katho- 
ILschcMi Kirche stehe dem die Communion ertheilenden Priester eine 
Prüfung darüber nicht zu, ob der an den Tisch des Herrn Tretende 
würdig sei, zur Communion zugelassen zu werden. Die Verweigerong 
der Communionsertheilung enthalte sonach eine Beleidigung im Sinne 
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der §§. 185 and 200 Str.-O.-B., welche auch durch den §. 193 ibidem 
nicht ausgeschlossen werde. 

Die Revision erscheint unbegründet. Die §§. 86 — 92 A. L. R. 
II. 11 beziehen sich nur auf evangelische, nicht auch auf katholisch 
kirchliche Verhältnisse. {Koch^ »Allgemeines Landrechtc Anmerkung 
zu §. 86. II. 11). Für diese sind massgebend: 

1. §. 1. des Gesetzes vom 13. Mai 1873 und Art. 12 des Ge- 
setzes vom 26. Mai 1886, 

2. die einschlagenden Lehren der katholischen Kirche, ausge- 
sprochen unter anderen in dem »Handbuch der Pastoral- 
Theologie« von P. Ignaz Schuck. 

Darnach steht aber dem katholischen Priester das Recht der 
excommunicatio minor, d. h. der vorläufigen Versagung kirchlicher 
Gnadenmittel unbedingt zu, und damit entfällt das zum Thathestande 
des §. 185. Str.-G.-B. gehörige Moment des Bewnsstseins der Rechts- 
widrigkeit auf Seiten des Angeklagten. Der Berufungsrichter hat 
auch im Anschluss an die Ausführungen des Schöffengerichts ohne 
erkennbaren Rechtsirrthnm verneint^ dass die Absicht einer Be- 
leidigung seitens des Angeklagten etwa aus der Form der Aeusser- 
ung resp. Handlung des Angeklagten oder aus den begleitenden 
Umständen hervorgehe. 

Demnach liegt eine Verletzung der §§. 185 , 193 , 200 Straf- 
Gesetz- Buchs nicht vor, und war die Revision der Privatklägerin, 
wie geschehen, zu verwerfen.« 
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IV. 

Zur Geschichte des Exciusionsrechtes bei den Papstwahlen 

im 18. Jahrhundert 

Neae Beiträge aas römischen Archiven 
von Prof. Dr. Ludwig Wahrmund zu Czernowitz. 

Es war die erfreulichste CoDsequeaz einer von mir im J. 1888 über 
das Ausschliessnngsrecht bei den Papstwahlen veröffentlichten Arbeit, 
dass eine Reihe gelehrter Männer jenen bescheidenen Versuch einer 
näheren Einsicht und kritischen Besprechung würdigte, und dass 
durch die bei dieser Gelegenheit in verschiedenen Fachorganen an- 
gestellten Untersuchungen und gefällten Urtheile nicht nur grössere 
Klärung in der Sache selbst geschaffen, sondern auch neues Interesse 
für ein Forschungsgebiet angeregt wurde, welches in früheren Zeiten 
nur wenig beachtet geblieben war. 

Von grossem Werthe wäre es unstreitig, alle jene oft so ver* 
schiedenen Ansichten hier vorzuführen und gebührend zu würdigen, 
um aus der Mannigfaltigkeit individueller Auffassung in einzelnen 
Partien der Materie für die Benrtheilung des Ganzen Gewinn zu 
ziehen. Allein zahlreiche Rücksichten lassen es wohl nicht als 
zweckmässig erscheinen, an dieser Stelle allzusehr in Details einzu- 
gehen, und so möge also nachstehend nur von den Hauptsachen ge- 
handelt werden. 

Wie Ph. Zorn in der kritischen Vierteljahrschrift (1892, Heft 1, 
pag. 138 ff.) treffend hervorhebt, wird das Endziel der Forschung 
auf dem vorliegenden Gebiete — zum mindesten für den Juristen ~ 
immer die Entscheidung der Frage zu bilden haben : »Ist das jus 
exclusivae ein Rechtsinstitut oder handelt es sich bei demselben ledig- 
lich um einen thatsächlichen politischen Einfluss einzelner Staaten ?c 
Dieser Frage gegenüber sind nun bisher im Wesentlichen zwei ein- 
ander entgegenstehende Ansichten geäussert worden. Die eine, welche 
in dem sog. jus exclusivae ein eigentliches Recht im strengen Sinne 
nicht erblicken zu dürfen glaubt, das ganze Institut vielmehr nur 
auf Connivenz und Opportunitätsrücksichten des einzelnen Falles be- 
ruhen lässt; die andere hinwiederum, welche meint, dass der welt- 
lichen Exclusiva vermöge einer langjährigen, gleichförmigen, auf 
einen einheitlichen Grundgedanken zurückzuführenden Uebung der 
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Charakter eines Qewohnheitsrechtes nicht wohl bestritten worden 
könne. 

Für beide Ansichten wurden beachtenswerthe An^^umento vor- 
geführt, beiderseits die historischen Ereignisse eingehend erörtert, 
und da natürlich unter den obwaltenden Umständen der Wortlaut 
der kirchlichen Gesetzgebung eine besonders wichtige Bolle spielte, 
so wurden auch die päpstlichen Wahlbullen einer sehr sorgfältigen 
Kritik unterworfen, wobei dann allerdings wieder über die richtige 
Auslegung der entscheidenden Constitution Oregor's XV. vom Jahre 
1621 (Aeterni patris ülius; §. Cardinales) bisher eine Einigung nicht 
erzielt werden konnte. 

Wie gesagt, betrachte ich es nicht als meine Aufgabe, zwi- 
schen Oegensätzen zu vermitteln oder längst Gesagtes nocliraals 
zu zergliedern ; hier soll vielmehr blos an ein Moment angeknöpft 
werden , über welches keine Meinungsverschiedenheiten bestehen. 
So sehr nämlich auch die Ansichten in den sonstigen Punkten aus- 
einander gingen, darin stimmten fast alle überein, dass die ganze Frage 
noch nicht als völlig gelöst betrachtet werden könne, dass vielmehr 
durch weitere Nachforschungen und Publicationen der Boden geebnet 
werden müsse, auf welchem die schliessliche Entscheidung der Rechts- 
frage mühelos gelingen werde. Und diesem Zwecke sollen nun auch 
die nachstehenden Mittheilnngen dienen. Gleichwie ich vor einiger 
Zeit in meinen »Beiträgen zur Geschichte des Exclusionsrechtes bei 
den Papstwahlenc ^) über die etwa um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
betreffs der Exclusiva herrschenden theoretischen Anschauungen mehr 
Licht zu verbreiten beabsichtigte, so möchte ich durch die vorliegen- 
den neuen Beiträge einen ähnlichen Erfolg mit Bezug auf die prak- 
tische Geltung und Wirksamkeit der Exclusiva in der ersten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts herbeiführen. 

Wie immer man auch über die Entwicklung, den Charakter 
und die Berechtigung der weltlichen Exclusiva urtheilen mag, so 
viel darf wohl als feststehend angenommen werden, dass dieselbe von 
dem beginnenden 18. Jahrhdt. bereits als eine formell fixirte Insti- 
tntion bei den Papstwahlen übernommen wurde. Der Zufall fügte 
es, dass gleich das erste Conclave dieses Jahrhunderts, d. i. jenes, 
aus dem im J. 1721 Innocenz XIII. hervorging, einen recht deut- 
lichen Beleg für die Richtigkeit obiger Behauptung erbrachte. Einem 
hervorragenden Candidaten, dem Cardinal Paolucci, ertheilte der Ver- 



1) Sitz.-Ber. der kais. Akad. der Wisiensch. in Wien, phii.-hist. Classe, 
B. CXXII. Abh. 13. 
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treter Kaiser Earl's VI. in der Wahlcapelle selbst vor dem versam- 
raelteri Collegium die offene, formelle Ausschliessung ^). 

Ich habe seinerzeit nicht unterlassen, zu betonen, dass diesem 
Ereignisse ro. E. in der Geschichte des Exclnsionsrechtes eine ganz 
besondere Bedeutung beizulegen sei, und vertrete auch heute noch 
diese Ansicht. Was aber seine Eignung anbelangt, die Anschauungen 
der damaligen Zeit über das Wesen und den Werth, resp. die noth- 
wendigen Consequenzen der weltlichen Exclusiva recht klar zu 
illustriren, so glaube ich fast, dass er in dieser Beziehung von einem 
anderen analogen Falle noch überboten wird, über welchen eben die 
von mir aufgefundenen Aktenstücke interessante Aufschlüsse geben. 

Den Schauplatz der Handlung bildet das Conclave vom Jahre 
1730, durch welches schliesslich der Cardinal Lorenzo Corsini als 
Clemens XII. auf den päpstlichen Thron erhoben wurde. Selbstredend 
ist hier nicht der Ort, auf die Geschichte dieser Wahl näher einzu- 
gehen, u. z. ihn so weniger als eine treffliche, quellen massige Dar- 
stellung derselben in neuester Zeit aus der Feder eines italienischen 
Gelehrten erschienen ist'). Lediglich darum handelt es sich, nach- 
stehend einige markante Scenen jenes Conclaves herauszugreifen. 
Schon im Jahre 1724, als die Cardinäle nach dem Tode Inno- 
cenz' XIII. zur Neuwahl zusammentraten, hatte die Partei der 
Zelanten sich nachdrücklich für den verdienstvollen Cardinal Im- 
periali eingesetzt, doch war diese Candiüatur damals dem — wenn 
auch nur in die Form allgemeiner Redensarten gekleideten — Wider- 
spruche der Vertreter Frankreichs und Spaniens begegnet und in der 
Folge wieder aufgegeben worden. Nunmehr kam sie neuerlich in 
den Vordergrund ; wieder war es die Zelantenpartei, welche gestützt 
auf die zahlreichen Sympathien, deren Imperiali sich im heil. Col- 
legium erfreute, energischer als zuvor für ihn in die Schranken trat. 
Diesen Bestrebungen stellte sich nun mit Entschiedenheit Cardinal 
Bentivoglio, der Vertreter Spaniens entgegen. Zunächst hatte er ver- 
sucht, auch diesmal die Praktik Imperiali^s in allgemeiner Weise 
zu verschleppen; als jedoch dies Unternehmen fehlschlug und im 
Abend-Scrutinium des 20. März (1730) bereits 18 Stimmen auf Im- 
periali sich vereinigten, während andererseits der Bevollmächtigte 



1) Vgl. mein Aasschliessnngsrecht, S. 186 ff. 

2) A. Zanelli: II CoQcla?e per Telezione di demente XII., Archjyio 
della R. Societa Bomana di storia patria, 1890| ?ol. XIII. ^dg. 5 ff., eine ver- 
dienstvolle Arbeit gegenftber der ?on blindem Hasse gegen das Papsttham ftber- 
fliessenden Histoire diplomatique des conclaves des Petruccelli della Gattina, 
(IV. 56 ff.). 
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Frankreichs, Cardinal Polignac keineswegs geneigt schien, mit ihm 
gegen Imperiali gemeinsame Sache zu machen, da Hess er am fol- 
genden Morgen durch seinen vertrauten Conclavisten dem Cardiual- 
Decan Francesco Barberini ein Schreiben des spanischen Staatsmini- 
sters Marchese della Fax (de dato 9. August 1729) vorweisen, durch 
welches er bevollmächtigt wurde, dem Cardinal Tmperiali äussersten 
Falls im Namen des katholischen Königs die Exclusion zu er- 
theilen. 

Der Decan, welcher einen derartigen Schlag gerne von Imperiali 
abgewendet hätte, gab dem Abgesandten zu bedenken, dass ja in der 
Vereinigung von 18 Stimmen auf den Genannten noch gar kein ge- 
nügender Anlass liege, mit der Exclusiva herauszurücken. Er erhielt 
jedoch zur Antwort, dass der Entschluss Bentivoglio*s bereits fest- 
stehe, nnd dass er angeordnet habe, den Exclusionsauftrag auch allen 
übrigen Parteiführern im Conclave zur Kenntniss zu bringen. 

Mit üebergehung der sonstigen Einzelheiten, welche der ge- 
neigte Leser aus den nachstehenden Akten zu entnehmen in der 
Lage ist, rouss nun hervorgehoben werden, dass seitens verschiedener 
Gardinäle, besonders aber der Zelanten gewisse Zweifel an der Le- 
galität der vorgezeigten Exclusions- Vollmacht geäussert wurden, wo- 
bei man speciell deren älteres Datum, sowie den Mangel der könig- 
lichen Signatur betonte. Diese Zweifel im Vereine mit der aner- 
kannten Tüchtigkeit und grossen Beliebtheit Imperiali's bewogen 
nun den Cardinal Barberini, — und zwar in seiner Eigenschaft als 
Decan des heil. Collegiums — gemeinsam mit dem Cardinal Camer- 
lengo Albani und dem Vertreter Frankreichs, Cardinal Polignac ver- 
schiedene Schritte zu versuchen, um der Candidatur Imperiali*s den- 
noch zum Siege zu verhelfen. Die in Durchführung dieses Unter- 
nehmens verfassten und ausgetauschten Schriftstücke — unter denen 
sich sehr werthvoUe Originalcorrespondenzen befinden — bilden nun 
den Kern vorliegender Publication und aus ihnen ergibt sich: 

1. Dass seitens der handelnden Personen keinerlei Versuch gemacht 
wurde, die Berechtigung der Exclusiva selbst in Zweifel zu ziehen. 

2. Dass lediglich auf dem Wege eindringlicher Vorstellungen und 
inständiger Bitten es unternommen wurde, eine Zurücknahme 
der gegebenen Exclusionsordre zu erwirken. 

3. Dass die Exclusiva wiederholt als ein keineswegs zu überspringen- 
des Hinderniss, an einer Stelle (Schreiben Barberini's an Po- 
lignac, Som. 37 fol. 429) sogar als »Punico ostacolo, che puö 
impedire il fine« bezeichnet wird. 

4. Dass trotz aller Bemühungen und einer gewiss einflussreichen 
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Verwendang za Gansten Imperiales der spanische Hof zu einer 
Zurücknahme der ertheilten Exclusion nicht zu bewegen war. 

5. Dass aus diesem letzteren Grunde die Candidatur Imperiali's 
definitiv aufgegeben wurde. 

6. Endlich darf auch nicht übersehen werden, dass ein Theil jener 
Schriftstücke keineswegs einen privaten, sondern zum mindesten 
einen halbamtlichen Charakter an sich trägt, indem mehrfach 
betont wird, der Schreiber handle in seiner Eigenschaft als 
Decan des heil. Collegiums, oder im Namen seiner Collegen, 
oder Aehnliches. 

Auf diese Weise scheinen mir also die vorliegenden Akten ein 
höchst wichtiges und interessantes Beweismaterial zu Gunsten der 
Annahme zu repräsentireu, dass in jenen Zeiten die Exclusiva selbst 
von Personen, deren streng kirchliche Gesinnung über jeden Zweifel 
erhaben dasteht, als ein Recht im eigentlichen Sinne aufgefasst wurde. 
Und darin liegt wohl ihre nicht zu unterschätzende Bedeutung für 
die Geschichte des Jus exclusivae ^). 

Indem ich nun zur Mittheilung der besprochenen Akten selbst 
übergehe, möchte ich zuvor nur noch bemerken, dass dieselben einer 
in der Biblioth. Barberini zu Rom befindlichen Darstellung der Wahl 
Clemens' XII. entnommen sind. Dieselbe unterscheidet sich von den 
herkömmlichen Conclavistenberichten höchst vortheilhaft dadurch, 
dass der als »Diariumc bezeichneten eigentlichen (chronologischen) 
Geschichtserzählung in sog. »Summarienc zahlreiche Aktenstücke 
anhangsweise beigeschlossen sind, welche für die Richtigkeit der 
ersteren als Belege dienen sollen. Das Ganze zerfällt in zwei Bücher, 
von denen das erste die eigentliche Wahl mit ihren Nebenumstäuden 
behandelt, das zweite hingegen den damals viel Staub aufwirbelnden 
Process des berüchtigten Cardinais Coscia. Wir haben es hier natür- 
lich nur mit dem ersten Buche zu thun. Was die Person des Autors 
betrifft, so kann sowohl dem Inhalte, als dem Fundorte nach gar 



1) Ich hebe aach an dieser Stelle hervor, dass mir die Intention, durch 
diese oder eine andere Pablication fQr meine Annicht über die Ezclasi?a 
Propaganda zn machen, durchaas ferne liegt. Ich bringe einfach die Ergeb- 
nisse meiner Nachforschungen in möglichst gedrängter und objectiyer Fassung 
der gelehrten Welt zur Eenntniss. Bei all* dem aber glaube ich darauf hin- 
weisen zu dürfen, dass eine Vergleichung obiger Resultate mit dem Inhalte 
des von mir in meinen »Beiträgen zur Geschichte des Exclusionsrechtes,c 
S. 51 ff. zur Wahlhulle Clemens XII. vom Jahre 1732 (Apostolatus officium) 
mitgetheilten Aktenstückes sehr interessant erscheint und betreffs der damals 
an der Curie selbst über die Exclusira herrschenden Ansicht wohl nur wenig 
Raum für Zweifel mehr übrig lasst 
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kein Zweifel bestehen, dass entweder der oft erwfthnte Cardinal- 
Decan Francesco Barberini die Arbeit selbst verfasste, oder dass sie 
doch anter seiner anmittelbarsten Einwirknng von einem seiner 
Secret&re geschrieben warde; ein umstand, welcher ihren Werth ge- 
wiss noch erhöht. 

Meine Benätzung des obigen Werkes lässt sich als ein zam 
Zwecke der Klarlegnng aller mit der erw&hnten Exclusion znsam- 
menhängenden Vorgänge angefertigter Aaszag charakterisiren, wobei 
ich mir erlaubte, die aus den Summarien gewonnenen Aktenstücke 
unter Beibehaltung ihrer örtlichen Reihenfolge am Schiasse des 
Diariums anzufügen. Behufs grösserer Uebersichtlichkeit gebe ich 
auch nachstehend mit einigen Schlagworten den wesentlichen Inhalt 
von tom. 1. bis zu dem Zeitpunkte an, in welchem meine Excerpte 
einsetzen. 

BiU. Barberini, 

Cod. cart. in fol« saec. XVIII. tom. 1 et 2. Sign. LT. 61. (^2. 

Diario del Conclave per la raorte del Sommo Pontefice Bene- 
detto XIII. Orsini dell* ordine dei Predicatori, Tanno 1730, nel 
quäle fu assunto al Pontificato il Sig*^ Card^* Lorenzo Corsini con il 
nome di demente XII. li 12 Luglio del detto anno. 



Inc. Bitrovandosi l'Em® Sig" Card*« Francesco Barberini, 
vescovo d'Ostia e Velletri .... 

fol. 2. Tod Bene.lict's XIII. am 21. Februar (1730) alle bore 23Vs. 

fol. 2—6. Vornahme der nach dem Ableben des Papstes vorge- 
schriebenen Ceremonien. 

fol. 6 — 8. Aufstand und Wuth des Volkes gegen Cardinal Coscia, 
derselbe flieht nach Neapel. 

fol. 8 — 14. Wahl resp. Bestätigung der verschiedenen Würden- 
träger zur Administration der Stadt Rom und Bewachung 
des Conclaves; Massregeln zur Aufrechterhaltung der Ord- 
nung und Ruhe und Aehnl. 

fol. 14—25. Sonstige Vorbereitungen zum Conclave; die üblichen 
Audienzen der Gesandten und Minister. 

fol. 25. Feierlicher Einzug in's Conclave am 5. März. 

fol. 26 — 32. Nachträglicher Eintritt später in Rom anlangender 
Cardinäle; zahlreiche Congregationen ; Verhandlungen in Be- 
treff des Cardinal Coscia. 

fol. 32. Li 17. Marzo 1730. Essende Tapplauso universale di 
tutta Borna e della maggiore parte de* Sig'* Card" per l'elevatione al 
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Pontificato del Sig' Card'® Imperiali, benche di Auni 79 della saa etä, 
ma vigoroso di spirito e di salute, il Sig' Card^* Bentivoglio, Mini- 
stro di Spagna, ruo poco araorevole, fonientato ancora da molti 
Card" aderenti al Parti to del R6 di Sardegna, die lo timevauo, per 
essere uomo giosto e zelante per li Diritti della S. Sede, quando 
fosse Papa, volesse fare riconoscere e moderare le esorbitantissime 
grazie, concedute da Benedetto XIII. alla M^ Sua, come Daca di 
Savoia e Piemonte, si dichiarava pablicamente, che Don lo voleva 
per Papa: dicendo ancora, perche era inimico della sua Gasa. II 
Sig<^ Card^^ di Polignac, Ministro di Francia, con il quäle audavano 
aniti li Spagnoli, procurö piu volte di rimuovere e persuadere il 
sudetto Sig' Card'«, tenendo ordine dalla sua Corte e dal Sig' Card*« 
de Fleury, desiderarlo prima di ogn' altro ; ogni sua parola et opera 
si rese frustranea, in forma tale, che il Sig^ Card*® de Polignac ar- 
riv6 a dirgli, che sarebbe eutrato sigurtä esso roedesimo, per accertare 
S. Em**, che il Card** Imperiali, anche da Papa, sarebbe stato suo 
buon amico e della sua Casa. A tali parole si alterö il Card'* 
Bentivoglio e disse propositioni assai improprie. Ma il Sig*^ Card** 
Polignac si contenne con risposte altrettanto modeste e di rispetto. 
Narrando poi il tutto al Card** Barberini gli aggiunse, che non 
Paverebbe.mai piü trattato in vita sua .... 

fol. 34. Nello scrutinio della sera, crescendo la stima etil 
coiicetto del Card** Imperiali, hebbe 18 Voti per essere Papa. 

Li 21. Marzo 1730. La mattina il Card** Barberini, depo avere 
detta la S. Messa, andö 1* Abbate Mauri, Auditore del Sig' Card** Ben- 
tivoglio e suo Conclavista, e dissegli per parte di S. Em*^, che, avendo 
yeduto la sera autecedente darsi 18 Voti al Sig' Card** Imperiali, 
si era creduto in necessitä, come Ministro del Be delle Spagne, 
rendere palese al Sagro CoUegio una lettera, che egli hayeva del 
Marchese della Pax, primo ministro di quel R6 in Spagna, quäle 
esibita fu letta dal bwA^ Sig' Card** Barberini Decano. In quanto 
alla sostanza cioi, primieramente la lettera era scritta sotto li 
0. Agosto 1729 e conteneva, che, prevedendosi prossima la morte 
del Papa, faceva sapere per parte del Re all* Em** Sua, che non de- 
siderava, se non nn' successore di tutte quelle qualitä, che possono 
richiedersi in nn Vicario di Gesü Christo, e conoscendo, che queste 
non concorrevano nella Persona del Sig' Card** Imperiali, la Maestä 
Sna non sarebbe mai concorsa alla sua Elettione ; gli imponeva perciö 
di procurare, che non fosse seguita. Ma, che se la necessitä anche 
Tavesse richiesto, fosse pure anche vemUo aU' Esdusione di questo. 
II Card** Barberini gli rispose, se non haveva altro motivo S. Em** 
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dl fare tale Pablicitä, che il timore datogli la sera antecedente, in 
havere vedato li 18 Voti, poteva pure sospenderla e ridersene, perche 
essende il qainto Conclave, nel quale egii si trovavaf baveva serapre 
vedato dare 20, 24 et 26 yoti a moltissimi Card'S e persistere cosi 
ogni giorno per tatto il tempo del Gonclave, e Qon erano mai perciö 
arrivati al nomero sufficiente di essere I^apa, perche li Ultimi sono 
li difficili e costano sudori di sangue ad qnirli. Oli replicö perö, 
che il sao padrone era giä determinato di farlo, e tenere ordine, 
doppo passato Foffitio con lui come Decano, di andare poi dal Sig' 
Gard^« Albani Camerlengo e da tutti li altri Cardinali Ministri. 
Agginnse il Card'« Barberini , che egli non si caricava di pablicare 
tale Esclnsiya. 

Diede occasione alli buoni e zelanti Card" di riflettere alla 
maniera pratticata dal Sig*" Card'* Bentivoglio; perche, prima di 
entrare Sna Em"^ in Conclave scrisse viglietto al Sig' Card'* Bellu^^a, 
acciö pregasse li Sig'' Card", che, come andavano difFerendo l'elet- 
tione del Papa, sinche tornavano li corrieri di Francia e Germania, 
cosi si fossero contentati di fare Tistesso sino al ritorno del suo Cor- 
riere di Spagna, bramando egli di attendere li ordini della sua Corte. 
Entrato poi et inteso, che dal Sagro Collegio non voleva promet- 
tersi qnesta dilatione, come non si era neppure concessa a Francia e 
Germania, ma restando in totale libertä de^ Sig'* Elettori dal prirao 
momento, che si serrarono in Gonclave, si gettö egli ad' altro par- 
tito, mostrando parimente lettera del Marcbese de la Fax, in data 
de' 31. Oennaro, con la quale diceva di avere scritto quel Re all' 
altro di Francia, perche sostenesse egli TEsclusiva altrevolte data 
dalla Francia e particolarmente neir ultimo Gonclave al Card'* Im- 
periali. ^! da sapersi, che, desiderando il Sig*^ Card'* de Fleury, prirao 
Ministro di Francia, ardentemente l'elevatione del Card'* Iraperiali 
al PontificatOi ad ogninno, che gli parlava deir Esclusiva, gli diceva, 
che il suo Rä non aveva mai data tale Esclusiva, come neppure egli 
ne aveva alcuna notitia, et era tutto ci6 verissimo, perche, essende 
allora il BA in minoritä, Thavevano fatto li suoi Ministri. 

Si corobinavano dunque da sudetti Card" prudenti e Zelanti, se 
il Sig' Card'* Bentivoglio haveva TEsclnsiva cbiara e manifesta con 
lettera de' 9. d'Agosto, perche poi, in data de' 31. Oennaro dell' 
Anno corrente, mostrava Taltra lettera, che il Rh di Spagna pregava 
il Rd di Francia a raantenere TEsclusiva, perche il Sig' Card'* Ben- 
tivoglio faceva tanto rumore, acciö si attendesse il ritorno del suo 
Corriere? Poteudosi dire di lui: »Frustra petis, qood intus 
habes.« 
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Onde non senza raggione si dubitö molto della legalitä di detta 
lettera del Marchese de la Fax. 

II Sig*" Card^^ de Polignac, Ministro di Francia, che tenera or- 
dine pressaatissimo dal Card'* de Fleary a fa?ore del Card^^ Impe- 
riali, si portö piü volte dal Sig' Card^* Bentivoglio, per persuaderlo 
e fargli conoscere le gran qualitä, che ooncorrevano in quel soggetto, 
qaanto fosse grato alla Francia e qaaato Interesse havevano le dne 
Corone di andare unite, e che li loro Ministri si uniforiuassero ancora 
nelle Massime e voleri. Replicandogli in tono altiero il Bentivoglio, 
non ostante, che quelle gli parlasse per parte del sno Re, e che 
Tassicurasse di ogni contrarietä, che havesse potuto teraere della sna 
Persona e Casa, se fusse stato Papa Imperiali. Ma sempre piü 
disprezzante il üentivoglio lo provocö piä volte a dargli qoalche 
mala risposta; ma con altrettanta ammirabile prudenza il Polignac 
finse di non capire la forza delle Parole piccanti, terminando in tale 
forma il loro Congresso, ed ogniuno restando nella propria opinione. 
Ben* b perö vero, che il Sig*^ GarJ^* de Polignac, narrundo poi al 
Card'* Barberini quanto era accaduto con tutte le sue circostanze, 
aggiunse, che egli haverebbe dato parte alla sua Corte, che credeva 
oflfesa dal modo di parlare con disprezzo dal Bentivoglio, e che senza 
espresso ordine di qaella non lo haverebbe certamente mai pia trattato. 

fol. 37. Li 22. Marzo 1730 ... . 

Consideratosi dal Card'* Barberini Decano la disgrazia, che 
succedeva alla Ghiesa et alla S. Sede per la sudetta Esclusiva, datasi 
al siidetto Sig<^ Card'* Imperiali, soggetto in vero il piü meritevole e 
di maggiori virtü, che potessero mai desiderarsi per ristabilire il 
Credito alla S. Sede, la stima al Pontificato, roosso per taiito dal 
zelo della gloria di Dio e dal dovere sodisfare al Obligo di Card'", 
considerö e determinö con il conseglio de' baoui amici , come De^ 
cano scrivere lettera al Sig' Card'* de Polignac, supplicandolo di 
rappresentare a Sua M^ Christianissima qaesta gran disgrazia della 
S. Chiesa, acciö la M^ Sua s'interponesse con il Rh di Spagna, 
per fargli rivocare Vordine daio detta mdetta Esclusiva, Consultatasi 
dunque la sudetta lettera con il Sig' Card'* Albani Caraerlengo, la Mi- 
nuta della quäle si trova al som. n^ 37. pag. 429. Quäle lettera, 
fattasi e sottoscrittasi dal Sig' Card'* Barberini, la portö su Thora 
del Pranso al Sig' Card'* de Polignac, perche voleva rispedire un 
Corriere del Qabinetto del Re, che doveva fare ritorno alla sua Corte. 

Fu molto lodata et approvata dal Sig' Card'* de Polignac, 
che Taverebbe mandata et accompagnata con altra lettera sua pre- 
murosa. 
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fol. 38. Li 28. Marzo 1780. 

Considerando il Card^^ Barberini, che il Rö d*Inghilterra e la 
Begina rigaardavano con parzialitä d'affetto e stima il Sig' Card'"" 
Iroperiali , noo tralasciando Tistesso Gard'^ Barberioi di pensare a 
tutti li mezzi piu efficaci, che potessero fargli oltenere Tlntento 
bramato in beoeficio della Si. Ghiesa e soUievo della S. Sede, gli 
venne in raente, che il Sig^ Card^® Imperiali si era molte e molte 
voIte ingerito con il carattere anche di Protettore del Regno d*Ibernia 
negl' affari delle sudette Maestä Britann iche, qaantnnque piu do- 
mestici e confidentiali, e che perciö il niezzo pia valido, per giungere 
alla meta de' suoi desiderii, sarebbe stato quelle di sapplicare le 
riferite Maestä Britanniche, molto grate alla Corona di Spagna, ac- 
ciö si fossero degnate di far correre li di loro ufficii con tatto fer- 
Yore presse di quel Bö in vantaggio del Card^* Imperiali. 

Chiamö pertanto il Sig' Avvocato Stefano Orsi, suo Uditore e 
Fiscale del S. Oifitio, e lo mandö da un Padre della Coropagnia di 
Gesa, che era Contessore del B^ Qiacomo 3^ d' Inghilterra, per sup- 
plicarlo a volersi compiaceie di scrivere al Rd Cattolico e la sna 
sposa alla Begina; rappresentandogli il danno universale per la sudetta 
Esclnsiva, procurando di rimuoverla^ se fasse stcUo possibäe. 

Portatosi dunque il sndetto Auditore al CoUegio Inglese, e qui voc5 
nel parlare al Beligioso, et in cambio del Beligioso ne diede Flncom- 
benza al Bettore , il quäle accettatone il peso , si portö subito ad' 
eseguire la Commissione per la Maestä Sua. 

II Bä, benche inclinasse a favorire il sndetto Card**, bramando 
easere piu certo delle di lui suppliche, ne scrisse viglietto lui istesso 
alle ore 21 a Monsig'^ Riviera Segretario, per esserne informato appieno; 
quäle viglietto si trova al som. n^ 87. pag. 438. 

Ma, perche Mens' Riviera era totalmente inscio di tale riso- 
Intione del Card^* , tardö sino alla sera, doppo lo scrutinio, a parte- 
cipare al medesimo Card'* Barberini, quanto il Be dlnghilterra gli 
haveva seritto. Onde risolutosi subito di snpplire egli in rispondere 
al Bd, mentre Mons'^ Riviera doveva assistere alla Congregazione de' Capi 
d'ordini, ed il Sig' Card^* de Polignac sollecitava la speditione del 
suo Corriere, perö scrisse il Card'* Barberini un viglietto al R^ 
d'lughilterra, copia del quäle si da al som. n^ 87. pag. 484. 

Sua M*^, il R6 d'Inghilterra non solo esaudi le suppliche del 
Card'* Barberini con sommo suo piacere, ma gli rispose ancora un 
cortese viglietto, che trovasi originalmente al som. n^ 87. pag. 444. 

Per non perdere tempo, la lettera, che 8. Maestä, e Taltra, 
ehe la Regina scrisse alli Rd Gattolioi, le maudarono all' A.bbate 
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Biondi, Segretario del Card^* de Polignac, che era fuori di Condave ed 
haveva rincombenza di rispedire il Corriere di Oabinetto Pistessa 
notte, come face. 

Gopia della lettc.ra scritta dal R^ d'Inghilterra al R^ di Spagna, 
trovasi dentro il sudetto viglietto, scritto al Sig' Card^® ßarberini e 
communicatoglisi dalla M^ Saa medesima. 

fol. 40. Li 24. Marzo. 

Si stirnö perciö in Obligo il sudetto Card^® Barberini, di dorerne 
in oltre ringraziare S. M^ con viglietto ^ copia del quäle si trova 
al som. n^ 37. pag. 436, che fece presentare alla M^ Sua dair 
istesso Aaditore Orsi, qaale fu inteso colla solita sua Regia Clemenza. 

Li 25. Marzo, 1730. 

Non tralasciando il Card^* Barberini di pensare a tutto ci6, 
che ulteriormente potesse contribuire air Esaltatione di un uomo 
tanto degno, quäle egii considerava, come TBroe di questo Conclave, 
stimö di avanzarsi lui medesimo in scrivere al Rö Cattolico, e perche 
era appunto Sabbato, giorno di Posta, che partivano le lottere di 
Spagna, senza perdere un roomento di tempo la fece in Data di 23., 
accludendola iu altra sua per Mons^ Aldobrandini, Nunzio di Spagna, 
acciö che ne procurasse il ricapito in proprio mani del R^. Copie 
delle quali lottere si trovano al som. n^ 37. pag. 441. 

Mentre con molta raggioue dubitavasi, che il Re fosse total- 
mente inscio di tale Esclusica, lasciandosi dominare del tutto dalla 
Regina Parmigiana, alla quäle havesse supposto il Card^® Bentivoglio 
che so il Card^® Imperiali fosse stato Papa, sarebbe stato suo Inimico 
et haverebbe procurato dMmpedire rEsecutione de' suoi desiderii, che 
erano, di fare Duca di Parma e EMacenza e di Fiorenza il Prencipe 
D. Carlo, suo figliuolo. Vedendo, che non poteva succedere alla Co- 
rona di Spagna, per esserci il Prencipe d'Asturia, figlio Primogenito 
e nato dall' altra Regina Savoiarda. Perciö si procurava dal Card** 
Barberini, che ne pervenisse la notitia al Re medesimo, che, essendo 
roolto delicato di Coscienza, haverebbe dispiacere del sentire, essere 
egli unieametUe la causa di tanto gram male aUa Chiesa .... 

fol. 48\ Li 8. Aprile, 1780. 

Si disse, arrivato Corriere di Spagna al Sig' Card^® Bentivoglio 
con l'approvatione, che esdudesse dal Papato il Sig' Card'* Imperiali . . 

fol. 51. A di 12. Aprile 1730 .... 

II Card^* de Polignac disse, essere venuto Corriere da Francia colla 
uotizia, che alli due del corrente era arrivato a Parigi il Dispaccio 
con la lettera del Card'« Barberini, scritta a lui e dal medesimo 
rimessji in Francia per il Rö di Spagna, per rimuovere rEsclusiva 
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data al Card^« Imperiali, insieme con la lettera scritta dal Ue 
d'Inghilterra al Bk Cattolico per il sudetto effetto, con essere stuta 
molto approvata l'una e Taltra e spedita a Sivi<^lia, dove era il lie 
di Spagna, li 3. Aprile. In oltre, che il Re di Francia aveva scritto 
assai forte meravigliandosi , che il Kd di Spagna credesse, potesse 
egli deaiderare an Papa, che fosse contrario a Saa M^ Gattolica, e che 
percib per la Persana del Card^^ Imperiali sarebbe entrato lui Mal- 
levador, 

Li 13. Aprile. 

Nel tempo dello scrntinio, accostatosi il Sig' Card^*" Ruffo alli 
sgabelli del Sig' Card^® Barberini e Baoncompagni disse, che il Re 
del Gran Mogol dava anche egli hora esclnsione al Pontificato, e che 
täte cosa non si era mai piü intesa ne secoli passati ; maravigliandosi 
di ci6 il üard^" Barberini lo pregö, che meglio si spiegasse, al che 
replicö, che Tesclasione di tutti li Napoletani non poteva essere, che 
pensiero del Oran Mogol ^). 

fol. 53. Li 15. Aprile 1730. 

Essendosi divnlgato per il Gonclave, che il Sig' Card^* Cien- 
fttegos avesse spedito a Vienna, perche anche Tlmperatore escladesse 
Imperiali con il motivo, che Josiderato molto da Francesi, dovesse 
essere sospetto alla Casa d*Austria, e ci5 forse, perche andando 
anito il Sig' Card^^ Cienfuegos con il Card^« Bentiroglio, teraendo 
qiiestOf che la saa corte di Spagna potesse rivocare TEsclusiva giä 
data, aveva fomentato qaesto nnovo faoco, per impedirbe in ogni 
forma l'Esaltatione ; si stimö da Card" Zelanti, che Mons^ Riviera 
scrivesse a Mons' Grimaldi, Nunzio di Vienna, per fare una con- 
tromina a tale calunniosa cabbala, e copia della sudetta lettera si trova 
al som. n^ 37. pag. 448, dentro la quäle vi h anche an foglietto, che 
la settimana seguente scrisse il Card*^ Barberini alP istesso Nunzio .... 

foL 66. Li 7. Maggie 

La sera antecedente era tornato il Gorriere di Francia, spedito 
con le lettere del R^ d'Inghilterra al Rh di Spagna, con la conferma 
deir Esclusiva del Sig' Card*^ Imperiali, togliendo ogni speranea di 
pcterla rimavere^ atteso che il Sig' Dnca di Brancas, Ambasciatore di 



1) Zqoi Verstsndniss dieser ironischen Aeossemng des Card« Raffo mass 
bemerkt werden, dass sich im ConclaTe das Gerücht verbreitet hatte, der Kaiser 
ertheile allen neapolitanischen Cardinaleii die Exclasion. Dieses Gerücht war 
jedoch durchaus unbegründet; hingegen theilte aUerdings (fol. 52. 14. April 1780) 
Cardinal Cienfuegos dem Card. Barberini mit, dass der Kaiser die Wahl eines 
Florentiners niemals sugeben würde ; dasselbe beetfitigto nachher auch Cardinal 
Kolionita. 
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Francia nella Spagna volle sentirlo dalla viva voce del R%, e perciö 
chiese adienza particolare e la Maestä Sna gli confermö il sqo dis- 
senso dicendogli, perche era seropre contrario alli suoi interessi . . . 

fol. 74\ ,Li 21. Maggio 1730. 

Gapitö la letteni responsiva di Mons' NuDzio di Vienna air 
altra scrittagli dal Sig' Cardinale Barberini sopra Tolottione del 
Sig'^ Cardinale Imperiali, nella quäle dicesi, esservi anche ivi saputa 
la conferma deir Esclnsioue di Spagna contro il sadetto Sig' Car- 
dinale Imperiali, e che perciö aveva sospesa ogni operatione. 



Sommario N^ 37, fol 439. 

Minuta di lettera concertata trä il Sig' Card'^ Barberini De- 
cano et il Sig' Card^^ Albani Camerlengo, sottoscrittasi li 21. Marzo 
1730 e consegnatasi dal primo di detti Bm°^ al Sig' Gard^« de PoUgnac 
il giorno seguente 22. alle höre 18., che disse volerlA spedire per 
Corriere espresso a Parigi. 

lo non posso far* a meno di nou ricorrere a V*^ Em"* neir estrema 
afBizione da me concepita qnesta raattina, e che con essa (e) me ha pure 
altamente sentilo la maggiore e piu sana parte de' miei Sig'^ Col* 
leghi, mentre da nessun' altro, quanto dall' E. V., che nnendo al 
zelo cosi proprio della sua Üignitä l'autorit^ et il credito, che 
giustamente le danno le Incorobenze appoggiatele dal R6 Cristianis- 
aimo, pu5 affettare ia Chiesa Roraana il riparo al gran male , oltre 
tant* altri sin ora sofFerti, che presentemente la minaccia. 

Deve danqae dapere V. B., che appena haveva terminato di 
celebrare la Santa Messa, i Tenato a ritrovarmi FAbbate Mauri, 
Auditore del Sig' Card^^ Beiitivoglio , ed a nome di S. E. e per 
parte del Re Cattolico, ha esposto a me, come a quelle, ehe sostengo 
le veci di Decano del Sacra CoUegio, cred'io stimolato da alcnni 
pochi voti, che in roaggior copia del solito furono nello scrntinio di 
jeri sera dati al Sig*^ Card^« Imperiali, d'haver lettera del Sig*" Mar- 
chese della Face, che ha ancora esibito, nella quäle prevedendosi 
vicino il Conclave, s'egV ingiungeva d' escindere neUe forme soUte 
a pratticarsi il detto Sig' Card^^ col falso proposto, che nelF Em** 
Sna non 8i sarebbe trovata la tanto necessaria qualita di Padre 
commune ed imparziale. 

lo prescindo adesso dello scandalo, che caggionano alla chiesa 
simili Esclusive, massimamente quando vengono date a sogetti di tal 
qoalitä, ed al poco decoro, che ne risalta al Sacro Collegio. V. E. 
ha troppo gran cognizione e troppo prattica delle cose ecclesiastiche, 
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per concepirne tutta la gravezza e Timportanza. Dico 80I0, che h 
stata cosi grande la mia sorpresa per le particolari circostanze di 
qaesto fatto, che doppo haver risposto al detto Abbate con quei 
sentimenti, che ho creduti piu proprii del raio stato, uon ho havato 
altro sollievo, che di ricorrere immediamente a Dio e deposilare a 
suoi piedi la somroa umarezza dell* anirao mio. 

Totti i Principi Cattolici della Terra devono pur troppo in hoggi 
convenire della necessitä. ia cui si trova la S. Sede, di haver an 
Papa, che rimedii ai disordini passati, proveda alla Disciplina Ec- 
clesiastioa, corregga il costume, dia boon ordine alV Erario Pontificio 
e panisca i cattivi. E V'^ Em'* ben* sa , quanto per tutte qaeste 
cose sarebbe a proposito il Sig^ Card^* Imperiali. Nä questo i mio 
sentimento particolare, n^ di pochi Card" del Sacro Oollegio. Roma 
tutta parla d'an intesso linguaggio, e con essa devono parlare nella 
stessa forma tutti quelli, che conoscono an Gardinale di tanto 
merito. 

V. E. sa benissimo, che alle volte le passioni private impe- 
discono il publico bene. Jo non so fare qaesto torto al Card^® Ben- 
tivoglio, credendo questo di lui. Dico bene, che i dissapori passati 
per ragione di giustizia frä questi dne Sig*^ potrebbero forse far da- 
bitare alle persone, che non hanno tanta cognizione dell* Em'* Sua, 
quelle di che io per altro non so dubitare. 

Ciö non ostante pero questo haverebbe almeno dovuto far ca- 
minare in un affare cosi delicato con piü cautela la Corte di Spagna ; 
6 questo doverebbe fare, che il Re Cattolico sentisse con piu deferenza 
le preghiere^ che desiderarei, se non meco la migliore et maggior parte 
de Card"f che V. E. con la mediazione autorevolissima di Sua M** 
Christianissima le portasse in nome nostro. 

Queste danqae dovrebbero consistere in supplicare la M^ Sua Cat- 
tolica, a non voler fare uello stato presente delle cose un cosi grave 
pregiudizio alla S. Sede, e non impedire ü gran hene^ che tutti 
sperano dall' esaltazione di questo sogetto, delle di cui buone, rette 
e sante intenzioni tutti noi in ogni tempo saremo garanti appresso 
la M^ Sua. La pietä del R^ Cattolico, rautoritä del Rä Christianis- 
simo, la giustizia della causa, Fefficacia di V. E., che ben vede co' 
suoi proprii occhi la veritä di quanto le dico, mi fanno giustamente 
sperare la rimozione di un ostacolo^ che per me credo^ che sia Tunico^ 
che pm impedire ü fine^ che da tutti li buoni si brama. 

V. E. perdoni la libertä, con la quäle le scrivo, e si assicuri, 
che non rai muovo a farlo, se non perche crederei in altra maniera 
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di esser troppo debitore a Dio, alla Ghiesa et al Sacro CoUegio 
medesimo, se iiqd lo facessi; et all' E. V. bacio umilissimameote 
le mani. 

AI Sig' Card»« de Polignac. 

Som. 37. Pol. 434. 

AI Rd dlnghilterra li 23. Marzo, 1730. 
Sagra Real Maestä. 

L'^roica Pietä della M^ V'^ e ricnpareggiabile sao zelo per la 
Dostra Santa Beligione Cattolica mi ha iadotto qaesta mattina, a far le 
esponere le mie piü umili sappliche, accioch^ medianti le validissime 
Inainuazioni della M*^ V^*, unite a quelle della Kegina sua Sposa, 
ü Re CaUolico revochi li ordini^ qua pervenoti con lettera del Marchese 
della Pax, per impedire TEsaltazione del Card'* Imperial! al Ponti- 
ficato, sogetto adorno di tutte le maggiori degne qualitä, che alla M*^ 
V'^ sono bell uote. Non ponendo in dabbio, che, se Sna M^ Gat^ 
ne havtfsse la sincera cognizione, non fosse per rimoverne ogni osta- 
colo, mentre roolto grande sarebbe il pregiudizio, che ne derivarebbe 
alla S. Chiesa, se il Sagro CoUegio restmse impedito del ponere su 
la Catedra di S. Pidro soggeUo tanto meritevole^ dal qaale la S. Sede 
Apostolica e la Fede Cattolica ne riportarebbe certamente tanti vantaggi, 
e la M^ Sua restarebbe tenuta doverne rendere stretissimo conto a 
Dio. Supplico humilmente a M*^ V. di condono per essermi preva- 
luto questa mattina del mio Aaditore, per non rendermele importuno co' 
miei caratteri. Mons'® Uiviera Segretario del Sagro CoUegio trovasi nella 
Gongregazione de' Capi d'Ordini, dalla qaale non sarä libero, che dopo 
qualche ora. Ho perciö stimato mio debito, non differire la risposta 
al generöse Viglietto, che la M^ V. si d degnata scrivergli. Mentre 
il Gorriere deve onninamente partire qaesta notte, e qaando tanto la 
M^ V., che la M^ della Regina si compiacciaranno , d'aggraziare il 
Sagro Gollegio e continuare la loro protezione alla S. Sede, aggiango 
riverentemente sappliche a suppliche, perche ci honorino delle loro 
lettere, dentro il termine della notte corrente, volendoci prevalere 
del Gorriere sudetto. 

La gran mente della M** V. co' i Inmi ben distinti da ogn* 
altro, che il Signore le ha dato, prima anche delle mie Preghiere haveva 
prevenuto di esegaire qaanto dalla mia Tenuitä d stato suggerito a 
V. M*^. II Mondo attribaisce al Card'® Bentivoglio una gran parte de' 
passi fattisi dal Marchese della Pax nella sudetta lettera de 9. Agosto 
1729, e ciö per differenze particolari passate trä lai et il Card'* Im- 
periali. Havendo per6 io cognizione delle virtu del sodetto non posso 



Zur Gesch. des Bxctua,* Hechtes bei Papstwahlen im 28, Jhdt. 115 

indurmi a crederlo, niente dimeno so le M*^ Gatioliche fossero cer- 
tiorate di tali voci del publico, non potrebbero che contribuire al buon 
Esito deir Intento bramato. Et io (?) intanto le faccio profoDdissima 
riverenza. (Card. Barberini.) 

Som. 37. fol. 436. 

AI Rd d^nghilterra li 24. Marzo 1730 i). 

Supplico humilmente la M** V" di condooo, se ho diflferito 
sin' hora di rendere a V. M^ le pia riverenti grazie per havere 
esaudite le mie Preghiere et essersi scritto tanto da Lei, che dalla 
M^ della Regina respettivamente al Rd e Regina Gattolica, havendo 
volato, prima di sodisfare a questo debito, rendeme partecipi li altri 
Cardinali tniei CoUeghi, i che nodriscono maggiore zelo per la gloria 
del Signore e buon servizio della S. Sede. Io danque anche in name 
de' sudetti con il presente foglio ne protesto alla M^ V'* le piü 
ossequiosi ringraziameuti, per eseguirlo poi personalmente con termini 
piü espressivi, subito «che sarä terminato il Oonclave. Hora altro non 
mi resta, che presentarmi frequentemente a piedi del Grocefisso per 
implorare ona Divina speciale Assistenza alli Sagri Elettori, acciochä 
ispirati da Die condescendino a ponere nella Gatedra di S. Pietro, 
Chi sia per riascire di maggiore profitto alla Ghiesa, di difesa alla S. 
Sede e di sollievo allo stato Ecclesiastico , e che conosca, quäle sia 
Tobligatione del Vicario di Giesu Christo nel corrispondere alla M^ 
V* et assisterla per sollevarla da travagli, che sofFre unicamente in 
odio della nostra S. Sede. E le faccio profondissima riverenza. 

(Card. Barberini.) 

Soro. 37. fol. 438. 

Copia di Yiglietto scritto dal Kh d'Inghilterra a Mons' Riviera, 
Segretario del S. Gollegio li 23. Marzo 1730. 
Di Gasa alle 21 höre. 

Vien d'uscire da me il Padre Rettore del Gollegio Inglese, il 
quäle mi disse, essere venuto da lui Tüditore del Sig<^ Gard^* Bar- 
berini, per incaricarlo a nome di detto Card^* di proporre a me, ch* io 
scrivessi al Rd Gattolico, e la Regina mia Moglie alla Regina Gat- 
tolica, per indurre le MM*^ loro, a levare la pretesa Esclnsiva data 
al Card'® Imperiali. 

Io risposi al Rettore, che m'incaricavo deir Imbasciata per la 
Regina, e che poteva dire air üditore di havermi riferito il tutto; 
mentre in materia cosi gelosa e iraportante non credo poter fare 
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passo aicuno senza saper piü autenticamente quello, che si richiede 
da me, per fuggire maggiormente il roinimo sbaglio ö equivoco. 
B perö la prego di farrai sapere distintamente quello, che si desidera 
da me, che mi farö sempre gloria di poter contribaire in qualsisia 
modo alli vantaggi di S. Chiesa. Devo anzi aggiungere, essere stato 
hoggi ruminando trä me stesso, di esibire in questa congiuntura di 
passare li miei ufficii con Saa Maestä Gattolica per Tintento proposto, 
la di lai gran pietä facendomi Insingare, che quello che li si potrebbe 
suggerire non sarebbe affato inatile. Le mie indisposizioni abitaali 
Qon mi permettoQo di scrivere di pugno. Ma Ella pu5 restare sicuro 
del segreto di qaello che scrive; lo mando con qaesto Biglietto, che 
resterä aspettando la di lei risposta. 

Giacomo Rä. 
Foris: A Monsieur TAbbö Biviera. 

Som. 37. fol. 440. 

AI TAoua^ Aldobrandini, Nunzio di Spagna, li 23. Marzo, 1730. 

Da publici fogli haverä V. S. 111°*^ inteso Tfisclusiva datasi dal 
Sig"^ Card^^' Bentivoglio in nome del Rd Cattolico alla degnissima Per- 
sona del Sig' Card'* Imperiali, acciö non sia eletto Somroo Pontefice, 
prevedendo, che li distinti meriti dell* Em'* Saa havevano mosso 
r Anima della maggiore Parte de Sagri Elettori a coUocarlo quantopriraa 
nella Catedra di S. Pietro, e posso prudentemente credere, che se ü 
sudeäo SigT Card^ Bentivoglio non havesse faUo iale passo^ a quesf 
hora sarebbe si eseguüa la di lui EscMa/riofie. Stimolato dunque 
della maggiore parte de miei Sig^ Coüeghi^ sostenendo hora le parti di 
Decano del Sagro GollegiOy non mi sono potuto dispensare dal presen- 
tarmi a Piedi di Sua Maestä Cattolica con l'incluso foglio, di cui le ne 
trasmetto anche copia per sua notizia, esponendo alla M^ Saa le 
rare qualitä di quel degno soggetto et il pregiudizio, che derivarebbe 
alla S. Chiesa, se alli Sig'^ Card'* non si togliesse Vimpedimento di 
poter' eseguire le loro giuste et sante intenzioni. 

V. S. 111°^, che oltre Tesercitare in cotesti Kegni TApostolico 
Ministero unisce anche taute Virtü e zelo per la S. Sede, spero che 
mi compatirä della confidenza, che se comprende in pregarla aiiche 
a nome della maggiore parte de^ Sig'* Card^\ voglia compiacersi ö di 
presentare ella medesima nelle mani della M^ Sua il detto mio foglio, 
5 procurare quel mezzo, che stimerä piü proprio, che capitasse nelle 
mani di Sua M^, la di cui esemplare Pietä non ci fa punto du- 
bitare, che informata sinceramente dello stato presente deir Affare, 
non sia per rimovere ogni impedimento. sotto il suo Glorioso nome 
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sin' hora fraposto ad un tauto gran bene per 1a Chiesa di Dio e per 
la S. Sede. Mentre oltre il merito, che V. S. 111"** acquistara ap- 
presso il Sig^®, indelebili saranno le obligazioni, che tutti noi le 
professareroo. E le bacio di cuore le mani. 

(Card. Barberini.) 

Som. 37. fol. 441. 

Sagra Reale Gattolica Maestä^). 

II ricorso, che io faccio con la preseiite a V. M** Cattolica, 
anche a nome della maggiore parte dd Sacra CoUegiOj e diretto non 
meno a rendere sennpre piü glorioso il tiome giä grande della Macstä 
Voätra, che in far spiccare in ogni parte del mondo Cattolico la di 
lei itialierabile iustizia. Da per tanto motivo a questa mia humite 
rappresentenza il fatto di questo Cardinale Bentivoglio, che a nonie 
di V. M^ si avanzö la mattioa delli 21. del mese corrente, a dar 
Tesclusiva al Card*« Imperiali, soggetto, che per contessione di tutti 
si distingue frä gr altri, che possono giustannente aspirare al Sommo 
Pontificato. Quanto li miei Colleghi siano rimasti sorpresi nel vedersi 
restringere la loro libertä, niassime in riguardo d'un Cardinale di 
qualitä cosi riguardevoli , e per parte di un Be il piu pio, che da 
molti secoli si sia vedato cingere cotesta Corona , io non posso a 
bastanza esprimerlo alla Maestä Vostra. Devo solo per non mancare 
alle obligaeioni dello staio mio^ per sodisfare alle Instanze piü pre- 
murose, che da migliori mi vengono fatte, per contribuire per quanto 
posso al bene della Chiesa e di questo infelice stato Ecclesiastico, 
tanto oppresso dalle disgrazie passate, rappresentare con tutta rive- 
renza alla M** V., che da nissun altro puö sperare an piü valevole 
ed efficace riraedio a tanti mali, che ci affligono, quanto dal ac- 
cennato sogetto. Io dunque, che non posso mai persuaderini, che se 
la M** V. fosse sinceramente informato della veritä, potesse e volesse 
privare la Santa Sede di un ta/nto bene, mi sono avanzato a dirle 
con tutto candore quello che posso; essendo piü che certo, che alP 
animo sublime, iusto e retto di V. M^ bastarä questo, perche porrä 
provarlo oportunamente co' supremi suoi Ordini, lasciando in libertä 
il Sagro CoUegio; mentre il contrario, oltre ad essere sommamente 
odioso in se stesso, Io h molto piü per ragione del degnissimo Car- 
dinale, che apertamente trovasene escluso. Et io in tanto le fo pro- 
fondissima riverenza. 

Nel Conclave 23. Marzo, 1730. 
(Card. Barberini.) 

1) Am Bande bemerkt: »Qaesta fü scritta 23. Marzo, 1730«; innliegeud 
im vorangehenden Schreiben. 
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Som. 37. fol. 444. 

AI Card»« Barberini. 23. Marzo, 1730. (Original.) 

Hö ricevuta la sua lettera e quella di M^^ Riviera doppo le 
tre höre di notte, e senza perdere un momento di tempo abbiaroo 
scritto la Regina et io le nostre lettere alle loro Maestä Cattolicbe, 
nella forma la piu premurosa, e le mando qaesta notte all* Abbate 
Le Blond, unitamente con qaesto biglietto e la copia delia mia leltera 
al BA Oattolico, perebe Ella la possa vedere. Mi sento somroamente 
consolato nel vedere i sentimenti del S. CoUegio verso di me. Vorrei 
havere frequenti occasioni di mostrar ad esso 11 mio rispetto ed il 
mio zelo per la S. Ghiesa, e cbe in questo particalare possino 
riuscire giovevoli le mie premnre appresso S. H^ Cattolica. Per non 
tardare maggiormente la spedizione del Corriere finisco, con assicurarla 
della somma mia stima e singolare amicizia per la di lei persona. 

Sei bore di notte. Oiacomo R6. 

Som. 87. fol. 445. 

A Rome le 23. Mars 1730. (Gopie.) 

Je ne doute point, que V. M. ne prenne en bonne part de moy, 
ce qne mon zele pour l'Eglise, et celuy qne J'ay ponr votre gloire, 
et J'ose le dire, ponr le repos et la salut de vötre ame, m'engage ä 
luy remettre devant les yenx par cette lettre. 

Presqn* aussy tot apr^s le dec^s du fen S' Pape, le grand et 
singulier merite du Cardinal Imperiali, luy ont attir^ les voeux et les 
desirs de tont ce qu'il y a de gens de probit^ dans cette ville, pour 
6tre 6leY6 au Pontificat, e la voix du public (nt bientöt suivie par 
le plus grand nombre des Card" , les quels entrerent dans le Conclave 
avec intention de Pelever ä cette supreme dignit^. Ils Ten ont con- 
siderj digne par tonte sorte de titres, et ont cru m^me son exal- 
tation necessaire dans la Situation presente de TEglise, de l'Europe, 
et de TEt&t Ecclesiastique. II y a 40 ans qu*il est Cardinal, 
et qu'il a servy PEglise et cet Etat dans un grand nombre de 
differents emplois, sans que la malice la plus noire ayt pü attaqner 
ou ses moeurs, on sa probit^. II a eu plus d'occasions que per* 
sonne de fair voir sa grande integrit^, et sa capacit^ en meroe 
tems, ayaut et^ toujours occupö et emploi^ dans les plus grandes af- 
faires, Sans avoir d*autre vue che la gloire et le Service de Dien; 
car il possede tres peu de bien d'Eglise, et il donne en cbarit^ tont 
ce qn*il epargue ä la fin de Tann^e de ses revenus ; avec cela il s*est 
toujours maintenn dans nne parfaite libert^ et independence des dif- 
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ferentes paissaoces de TEarope, sans jamais vouloir se declarer poar 
aacane. Enfin par toute la suite de sa conduite il a montr«^ une 
pietä et une probitä, qai ne se sont jamais dementies, et une capacit^, 
qne l^experience a augmentö sans qoe Tage Tayt affoiblie. Tant de 
grandes qualit^s Tont fait justement considerer, comme un Prelat 
destin^ par la providence pour gouverner l'Eglise dans des tems 
aussy difficiles. Et ea effet il ^toit sur le point d'etre ^lu, lorsque 
le Card** Bentivoglio y a mis Opposition au nom de V. M*®. II ne 
m'appartiene point d*entre dans les motifs, qu'elle a pfi avoir pour 
faire cette demarche, mais je ne me croirois pas bon Cattolique, si 
je ne fesois ce qai depend de rooy pour la desabuse des mauvaises. 
inipressions, qu'on anroit pü loy donner de ce Cardinal. En rendant 
ce temoignage ä la verit^ et a ses vertus, dont J'ay 6t^ moy mgme 
temoin occnlaire depuis tant d'ann^es, je n'aurois pas besitz d'ecrire 
roeme de mon propre chef ä V. M. sur ce sujet, mais je roe vois ä 
present engag^ ä le faire de la maniere la plus fort, parceque le 
Gard^ Barberini vient de m'ecrire et je ne puis me dispenser de transcrire 
icy quelques paroles de sa lettre pour faire voir ä V. M. corabien 
cette affaire est importante. ^^Quando tanto la M^ F^ che la M*^ 
deUa Itegina si compiaceranno d'aggroBiare ü 8, CöllegiOj e di 
eanttnuare la loro proteeeione aUa S. Sede aggiungo riverentemente 
supfiiche a suppliche perche ci honarino delle loro Uüere (parlant 
des nos lettres ä Vos Majestes) dentro ä tennine ddla noUe cor* 
refUe.€ V. M** voit ass^s par ce peu de paroles l'importance de 
cette affaire et je me persuade qu'elle ne balancera pas ä se con- 
former ä ces desirs aussy justes qu^ardents; surs tout lorsqu'elle con- 
sidera les suites funestes qni penvent arriver, si eile persiste a s*op- 
poser ä Texaltation du Card** Imperiali. Car en ce cas je tremble, 
qaand je pense aux divisions et aux scandales qui peuvent arriver, 
et V. M. seroit sans doute responsable au tribunal de Dieu de tous 
ce roaux et de tous ceux, qui en pourroient resulter. Mais je suis 
sur, que sa pietö e sa religion ne luy permettront jamais de se 
charger d'un tel fardeau, et que son zele pour FEglise Timportera 
sur toute autre consideration teile qu'elle puisse etre, et qu'elle con- 
solera toute la Cattolicitö en ne la privant pas d'un chef, qui iui est 
si necessaire. Je me suis vä si pressö d*ecrire cette lettre, que je 
n'ay pas en le tems de m'expliquer avec toute Tetendice et la net- 
tet^ qne j*aurois souhait^. Je prie V. M. de Texcuser, et encore 
plus la libert^, avec la quelle je luy ecris. Mon esprit y a moiiis de 
pari que mon coeur, et c'est au sien plein de bont^ et de reli^^ion, 
qu'il appartiene de decider dans une matiere si importante. Je prie 
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Diea da fond de mon coeur de Teclairer et de la combler de toas 
ses bienfaits. 

P. S. Je supplie V. M. de considerer cette lettre aux pieds 
du Cracifii. 

Som. 37. fol. 448. 

Li 15. Aprile 1730. 

Mandate da Hods' Riviera, Segretario del Sagro Collegio a 
Mens' Grimaldi, Nantio in Vienna. 

Benche noo siu per essere ignota a V. 8. lU"^^ la non meno 
strepitosa, che ingiusta Esciusiva, data dal Si^^ Card'® Bentivoglio 
a nome del Re Gattolico li 21 del caduto luose di Marzo al degnis- 
simo Sig' Card^^ Imperiali, tattavia perche noti le saranno note le 
diligenze, che per toglierla di mezzo si sono fatte, e tattavia si vanoo 
facendo dalla maggiore e pio sana parte del Sagro Collegio, si stima di 
renderne pienamente intesa V. S. 111™% accid possa corroborarle co* saoi 
valevoli affici in cotesta Corte, giach^ par troppo si sente, che le me- 
desime dai poco ben' Intenzionati voglino rendersi odiose appresso la 
M^ delP Imperatore, onde qaando anche riuscisse di togiiere gl* osta- 
coli fraposti per parte della Spagna air Esaltatione del detto Sig' Card^® 
Imperiali, si lasinghino qaesti di procorarne degl' altri non roiuori 
per la parte di Vienna, confidati forse sa la personale poco baona 
Inclinatione mostrata verso di esso dal Sig' Card^* Cienfuegos, il 
qaale con aniversale ammiratione nelle presenti congiantare ha iu- 
tieramente secondato con la propria (non si sa per qaal ragione) la 
condotta del Sig*^ Card^® Bentivoglio nel presente Conclave. Mentre 
benche si capisca, che egli forse non dovesse in qaesta sitaatione 
delle pablicbe cose dar motivo di ragionevole disgasto alla Spagna, 
non per qaesto perö doveva entrare in tatte le misure del di lai Mi- 
nistero et impedire indirettamente, che il Sagro Collegio non venisse 
air Elezzione di an Cardinale il piü capace d'ogn' altro, e somma- 
roente affezzionato agP Interessi dell' Aagustissima Casa, et anche per 
confessione di S. Em'* medesima. 

Appena per tanto pablicata Taccennata Esclasiva, si giadicö da 
molti Sig'* Card^^ di fare de* Passi a Siviglia, autorizzati dalla In- 
terpositione di qaesto Rä Britannico e Regina saa Consorte, e da 
qaella del Re Christianissimo, il che fü prontamente eseguito con la 
speditione di dae Corrieri; nel che fare hanno credato questi Sig^ 
Card'^ di rendere Oiustizia a* Meriti della persona del Sig' Card^* 
Imperiali, e di redimere la libertä del Sagro Collegio, troppo lesa e 
vulnerata dalla freqaenza di simili Esclasive, massimamente qaando 
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possono ragionevolmente credersi, come questa, prodotte piü che dalla 
volonta de' Sovrani, dair arbitrio e dalla Passione de' Ministri. 

Iq questa condotta non solo non si h creduto, d^ si crede 
d*baver fatto cosa, che possa dispiacere ragionevolmente alla M^ delP 
Imperatore, ma piü tosto, che debba essere sominamente commendata 
dalla di lui Pietä e Giustizia. Mentre 6 si rigaarda la Gbiesa, ö si 
considerano Tlnteressi particolari di Sua M^, e nell' una, e Delli altri 
vi trovarä certamente la H^ Sua Ces* pienamente il suo conto. Per 
qael che appartiene alla Chiesa, anche a dispetto delle proprio pas- 
sioni gr istessi Inimici del Sig'^ Card^® Imperiali conviene che ac« 
cordino, non esservi in tutto il Sagro Gollegio soggetto piü adatto a 
riempire la Oatedra di S. Pietro nelle presenti congianture di Ini. 
In esso vi h pietä grande , ancora per la giustizia, disinteresse aiti- 
vitä, prattica degl' affari delio State Ecclesiastico , in somma iutte 
quelle qualitä proprie a rimediare alli gravi disordini, che pur troppo 
habbiamo dovuto soffrire per lo passato. 

Se poi vogliamo considerare gV luteressi della Casa d'Austria 
e difflcile a persaadersi, che possa trovarsi un Cardinale, che sia in 
stato d'aspirare al Pontificato, che piü apertamente et in tutte le oc- 
casioni abbia sostenute le ragioni dell' Imperatori, e Sua M^ medesima non 
pu5 non ricordarsi delle continue riprove, che gli ha dato della fiducia, 
che ha havuta in lui. Onde non pu6 mal credersi, che per puri 
sospetti concepiti presentemente dal Sig' Card^* Cienfuegos, per la bnona 
volontä, che mostrano li Francesi, piü per eccitamento altrui, che 
per altro, si abbia da dimenticare cotesta Corte di tanti e si rilevanti 
servigi, prestati alla medesima da nn Card'*, che oltre a tutto questo ha 
Beni considerabili la sua casa e tutti li suoi Parenti, come tanti 
Garanti delle sue Operazioni, nelle Forze e nelli Stati di Sua M^. 

Si aggiunge a questo, non essere piccolo vantaggio, ni decoro 
del Ministro Cesareo, Tuscire dal Conclave con TElezione di un Papa, 
che ha havuto replicamente TEsclusiva dalle due piü forti Potenze e 
Competitrici dell' Aug°>» Casa. Et in questa occasione doverebbero ben 
costi ricordarsi della riuscita, che fece Inuocenzo XL, il quäle fatto 
Papa depo la Rivocatione deir Esclusiva della Francia, fu poi il piü 
forte appoggio, che havesse Tlmp" Leopolde di Glor* Mem* in tutte 
le piü gravi e memorabili contingenze della sua Vita. 

Di queste notizie si vaglia V. S. Ill""^ per giustificare la con- 
dotta de Sig^ Card", che s'interessano in questo affare, per impedire, 
che la Malignitä non giunga sino costä a produrre li cattivi Effetti, 
che pur troppo per nostra disgratia ha prodotti altrove. 
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Som. 87. fol. 450^ 

Gopia di lettera scritta dall* E"*^ Sig' Gard^* Barberini a Mona«* 
Orimaldi, Nunzio in Vienoa, sotto li 22. Aprile 1730. 

Gon partecipatione e consenso, anei impuho deUa maggiore e piü 
sana parte del Sagro Collegio fü trasmes80 da Mon-s*^ Kiviera a V. S. 
Hin* l'ordinario passato un foglio con la relatione di quanto erasi qai 
fatto, non solo per facilitare Telezzione del Sig' Card'^ Imperiali al 
Pontificato, ma per rimovere le oppositioni, che costl potessero essere 
fatte. Mi stimo in obligo preciso di Dotificare a V. S. lU"^, che 
tanto delle op<^razioni da noi fattesi in Francia, che in Spagna, il 
Sig' Gard^* Inaperiali ne h restato sempre all' oscoro et unicamente il 
zelo della Gloria di Dio e del buon servitio della S. Sede ci ha 
mosso a dare li passi giä noti6catile. Prego per tanto V. S. 111""^ 
in occasione di rendere palese, 5 il sudetto foglio, 5 il contenuto di 
esso, fare anche apparire e giastificare la sinceritä e totale indiffe* 
renza dell* istesso Sig^ Gard^^ Imperiali, che reca ammiratione e 
stapore anche alli saoi Emoli. Spero compatimento dalla di Ini gran 
bontä, che non tralascerä di favorirmi, come istantemente la prego; 
e le bacio di cnore le mani. 

Borna dal Gonclave li 22. Aprile 1730. 

Som. 37. fol. 451. 

Nuntias in Spanien an Gard. Barberini. (Original.) 
Em"» e Rev"« Sig" P~"« Gol■»^ 

Gon Tnltimo Ordinario d'Italia, che portö conginntamente dne 
Dispacci, ho ricevuto il pregatissimo foglio de V. E. in data de 25. 
del passato Marzo, dal quäle ?edo, quanto si degna di signifarmi circa 
TEsclusiva data dal Sig. Gard. Bentivoglio, in nome del Re Gattolico, 
alla Persona del Sig' Gard^« Imperiali, acciö non fosse eletto Sommo 
Pontefice, e che stimolata V Em"» V" della raaggior parte di cotesti 
Em*"* Sig'* Gardinali, come queUa, che sosteneva le parti di Decano 
del S* Coüegio, non si era potuta dispensare di scriver' una lettera a 
S. M. Gattolica, di cui si h degnato di trasmettermene anche copia, 
esponendo alla M. S. le rare qualitä di quel degno soggetto et il 
pregittdicio, che derivarebbe alla S* Ghiesa, se alli E°^ SS'* Gard» 
non si togliesse Vlmpedimento di poter eseguire le loro giuste e sante 
intenzioni. Et ordinandomi V E. V., in nome ancora della maggior 
parte di cotesti 'En&^ 5 di presentare io medesimo nelle mani della M*^ 
Sua la lettera sopraccennata di V. E. , 5 di procurare per qualche 
mezzo, che capitasse nelle mani di S. M^, io per ubbidire con tutta 
la maggiore e possibile esatezza et efBcacia le veneratissime premnre 
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deir E. y. e degli Em°^^ Suoi Colleghi, mi portal immediamente al 
Cotto di Roma (sie), tre leghe distante da Granata, dove soggiorna 
presentemente la Gort.6, et ayendo fatto tutte le mie diligenze per 
aver an' üdienza apposta dal Rd, mi fu questa accordata la sera di 
Venerdi scorso; onde consegnai ia proprio mani della M*^ del Kd la 
lettera sopraccennata, accompagnandola con ufüci et espressioni con- 
formi ai sentimenti dell' V. E. e di cotesti E»* SS'» Card" ; e doppo di 
ayer S. IM. ascoltato quanto io gli rappresentai su qnesto particolare, 
essendovi presente ancora la M^ della Regina, mi disse, che egli 
ayeva ayuto li saoi motivi Tordinare a cotesto suo Ministro di dar 
la consapata Esclusiva, e che avendo poi dalla Corte di Francia 
avute istanze per rimuovere qnesto impedimento, non aveva stimato 
bene di rivocare gli ordini dati al Sno Ministro, onde che per questi 
riflessi gli dispiaceva di non poter in questa occasione secondar le 
premure di V. E. e degli altri Em"* SS'* Card", che avevano quest* 
istesso desiderio. Tanto mi do Tonore d'umiliare all' E. V., alla 
quäle resto con fare profondissimo inclino. 

Granata, 3. Maggie, 1730. 

Di V" Em«* üra°»® dev"° et oblig"® servo 
A. Arciv® di Rodi. 

Som. 37. fol. 454. 

Sig' Card'* Barberini, Roma. (Original.) 

Em"»® e Rev"»® Sig" P*»**« Col"^ 

Da Mons^ V. Cancelliere dell' Imperio mi fu inviato Lunedi 8. 
del corrente il venerato foglio di V. E. delli 22. d'Aprile, che gli era 
giunto dentro il piego del Sig' Card*® sno fratello portatogli dal 
Corriere, che haveva spedito il Sig' Card*<^ Cienfuegos la sera del primo. 
In risposta devo umilmente significare air E. V., che coli' Ordinario 
de 15. Aprile mi era stato trasmesso da Mens® Riviera il foglio, di 
cui si degna parlarmi intorno al Sig' Card*® Imperiali, et io non ha- 
veva mancato di farne baon uso appresso quelli Ministri ; ma siccome 
con l'arrivo delP accennato Corriere si seppe qui, che la Spagna 
haveva approvata e confermata l'esclusiva, non hanno havtdo piü 
luago % miei uffici per disporli a secondare una si degna deeioney 
alla quäle per altro non si roostravano contrarij 

Vienna, 13. Maggie 1730. Di V. E. 

humil™®, divot"*® et oblig"»«^ serv"* 
Girolamo Arcivescovo di Edessa. 
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Som. 87. fol. 45«. 

Eminent® e Reverend® Sig* *). 

V. E. che cosi gloriosamente e santamente per il bene della Chri- 
stianitä e del stato Ecclesiastico si disporta in Concia ve, deve essere 
il liberatore della Chiesa Eloraana dalla soggeilione delle esclusive 
nella elezione del Sommo Pontefice: fronte capillata, post haec oc- 
casio calva; ora h il tempo, che la Corona di Spagna non ha forze 
e DQolto meno prepotenza in Italia, e per il Papato non lega con le 
massime della Francia; tutta Tautoritä la tiene TAugastissimo Im- 
peratore in Italia, e cosi prendendosi il contratempo presente di 
eligersi il Vicario di Christo, non ostante l'esclusiorie, che vogliono 
sostenere li Spagnioli e non il B&, che viene ingannato da chi ben 
si »a, viene il Sacro Collegio a torsi con tale esernpio qudla calena^ 
che ö contro la libertä ecciesiastica. Spera il mondo Cattolico questo 
beneficio dair E. V. , a cui auguro longa serie di anni , et a suo 
tempo il Sommo Pontificato ancora, che tanto eroicamente seppero re- 
gere i saoi maggiori .... 

Obwohl dieses Fragment im Diarium selbst keinen Bezug 
findet und sowohl Schreiber als Adressat nicht genannt sind, habe ich 
es doch seines charakteristischen Inhaltes wegen, welcher die Ex- 
clusiva als eine Kette bezeichnet, die man bei gerade gänstiger Ge- 
legenheit sprengen möge, einer Pnblication nicht unwerth gehalten. 

Dass im Cebrigen der Vorschlag des Schreibers keine Be- 
achtung fand und nicht einmal der Versuch gemacht wurde, die 
Exclusiva zurückzuweisen, erhellt aus dem Obigen. 



1) Scheint ein an den Cardinal Barberini gerichtetes Original la sein. 
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V. 

Tiroler Landesgesetz vom 30. April 1892 betr. die Schul- 

aufsieht ^). 

(pablic. im Gesetz* and Verordn.-Blatt fQr die geforstete Grafschaft Tirol and 

das Land Vorarlberg, 1892, Nr. 7.) 

2. Der Ortssehulralh. 

§. 1. Für jede Schulgemeinde wird ein Ortsschalrath beBtellt. 

In Städten, welche einen besonderen Schnlbezirk bilden, fangirt 
der Bezirksschulrath zugleich als Ortsschulrath. 

Für die als Schulgemeinden zeitweilig fortbestehenden Sonder- 
concurrenzen sind die Anordnungen zur Gonstituirnng der Ortsschul- 
räthe nach Analogie der folgenden Bestimmungen unter entsprechen- 
der Berücksichtigung der thats&chlichen Verhältnisse zu treffen. 

Den Ortsschulrätheri kommt die unmittelbare Aufsicht über die 
innerhalb der Schulgemeinde bestehenden öffentlichen Volksschulen 
und Kindergärten (-Bewahranstalten), dann über die mit den öffent- 
lichen Volksschulen yerbundenen speciellen Lehrcurse und Fort- 
bildungscurse für Mädchen zu. 

Von der Wirksamkeit des Ortsschulrathes sind die aus Staats- 
mitteln erhaltenen Kindergärten, Volksschulen und die mit den staat- 
lichen Lehrerbildungsanstalten verbundenen Debungsschnlen , sowie 
sämmiliche Privatscliulen uud Anstalten für nicht rollsinnige und 
sittlich verwahrloste Kinder ausgenommen. 

§. 2. Der Ortsschulrath besteht aus Vertretern der katholischen 
Kirche, der Schule, der die Schulgemeinde bildenden Ortsgemeinden 
und aus dem Ortsschulanfseher (den Ortsschulaufsehern). 

Ausserdem ist der Schulpatron, wo ein solcher besteht, be- 
rechtigt, als Mitglied in den Ortsschulrath einzutreten und an den 
Verhandlungen desselben persönlich oder durch einen Stellvertreter 
mit Stimmrecht theilznnehmen. 

§. 8. Die religiösen Interessen der Schuljugend werden von 
Seite der katholischen Kirche im Ortsschnlrathe vertreten durch den 



1) Dieses Gesetz gewährt fQr Tirol, was ianerhalb des Rahmens der 
östarr. Reichsschalgesetze yom 25. Mai 1868 oad 15. ICai 1869 fttr den katbolisch- 
conserrativen Standpunkt za erreichen roöglieh ist 
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Seelsorger, in dessen Seelsorgegebiet die Schule liegt, oder den von 
der kirchlichen Oberbehörde bezeichneten Priester. 

Befinden sich in einer Schulgemeinde mehrere in verschiedenen 
Seelsorgegebieten gelegene Schulen, so entscheidet die kirchliche 
Oberbehörde, welcher von den Seelsorgern dieser Gebiete in den 
Ortsschulrath einzutreten hat. 

Es nehmen jedoch auch die andern Seelsorger an den ihre 
Schulen betreffenden Verhandlungen mit beratheader Stimme theil. 

§. 4. Der Vertreter der Schule im Ortsschulrathe ist der Leiter 
der Schule. 

unterstehen dem Ortsschulrathe mehrere Schulen, so tritt der 
Leiter der unter diesen Schulen in der Categorie am höchsten stehen- 
den in den Ortsschulrath. Bei gleicher Categorie der Schulen be- 
stimmt der Bezirksschulrath denjenigen Leiter, welcher in 'den Orts* 
schnirath einzutreten hat ; es nehmen jedoch auch die Leiter der an- 
dern Schulen an den ihre Anstalt betreffenden Verhandlungen mit 
berathender Stimme theil. Wird eine öffentliche Schule durch Lehr- 
kräfte versehen, welche einem geistlichen Frauenorden angehören, so 
steht es der Leiterin dieser Schule zu, sieh an den Verhandlungen 
des Ortsschulrathes über diese Schule durch einen Vertreter mit be- 
rathender Stimme zu betheiligen. 

§. 5. Die Vertreter der Ortsgemeinde im Ortsschulrathe wer- 
den von dem Oemeindeausschusse, und wenn derselben Scbulgemeinde 
mehrere Ortsgemeinden ganz oder zum Theile angehören, von den be- 
theiligten Gemeindeausschüssen über Aufforderung des Vorsitzenden 
des Bezirksschulrathes nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung 
gewählt. Ausserdem tritt der Gemeindevorsteher des Schalortes als 
solcher in den Ortsschulrath ein. 

Die Zahl der Vertreter beträgt mindestens zwei und höchstens 
fünf ; dieselbe wird vom Bezirksschulrathe bestimmt und auf die be- 
treffenden Ortsgemeinden mit Berücksichtigung der Besteuerung und 
der Zahl der Bevölkerung derselben vertheilt. 

Die Gemeindevertretung des Schulortes wählt ausserdem zwei 
Ersatzmänner. 

Die Wahlen erfolgen auf die Dauer von 6 Jahren. Die Ge- 
wählten verbleiben auch nach Ablauf dieser Zeit bis zur Constituirung 
des neuen Ortsschulrathes im Amte. Die Wiederwahl ist zulässig. 

Im Falle des Ausscheidens eines Gewählten ist sofort eine Er- 
satzwahl auf die noch übrige Dauer der Functionsperiode vorzunehmen. 

§. 6. In Schulgeraeinden, in denen Voll^sschulen mit deutscher 
und mit italienischer oder ladinischer Unterrichtssprache bestehen, 
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sind die Vertreter der Ortsgemeinden aas den Angehörigen beider 
Nationalitftten zu wählen. Die Zahl der Vertreter der einen und 
der andern Nationalität bestimmt der Bezirksschulrath. 

§. 7. Wählbar sind alle jene, welche ßlhig sind, in die Ge- 
meindevertretung einer der Schalgemeinde angehörigen Ortsgemeinde 
gewählt zu werden; der Verlast dieser Wählbarkeit hat das Aus- 
scheiden aus dem Ortsschulrathe zur Folge. 

Die Wahl kann nur derjenige ablehnen, welcher berechtigt 
wäre, die Wahl in die Gemeindevertretung abzulehnen, oder welcher 
die letzten sechs Jahre hindurch Mitglied des Ortsschulrathes war. 

§. 8. In Schulgemeinden, in denen Kinder, welche nicht der 
katholischen Kirche angehören, die öffentlichen Volksschulen be- 
suchen, hat der Ortsschulrath einen von ihm gewählten Beirath der 
betreffenden Confession zu jenen Verhandlungen, welche die religiösen 
Interessen dieser Kinder zum Gegenstände haben, beizuziehen. 

§. 9. Der Ortsschulrath ist verpflichtet, fQr die Befolgung der 
Schulgesetze sowie der Anordnungen der höheren Schulbehörden und 
für die denselben entsprechende zweckmässige Einrichtung des Schul- 
wesens im Orte zu sorgen. 

Insbesondere hat derselbe: 

1. Die den Lehrern zugewiesenen Bezöge und die zur Deckung 
dieser Bezöge aus Localmitteln fliessenden Beiträge in Evidenz zu 
halten ; 

2. den etwa vorhandenen Localschulfond, sowie das Stiftungs- 
vermögen, soweit darüber nicht andere Bestimmungen stiftung^ge- 
mäss getroffen sind, zu verwalten, oder die Verwaltung des letzteren 
zu überwachen; 

3. das Schulgebäude, die Schulgrunde und das Schulgeräthe 
zu beaufsichtigen und das erforderliche Inventar zu fuhren; 

4. für die Beschaffung und Instandhaltung der von der Schul- 
gemeinde zu leistenden Schulerfordernisse Sorge zu tragen ; 

6. die der Schule gehörigen Urkunden, Fassionen u. s. w. auf- 
zubewahren ; 

6. die jährliche Schulbeschreibung zu verfassen, über die Auf- 
nahme von Kindern aus fremden Schulsprengeln, sowie jener Kinder, 
welche das sechste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zu ent- 
scheiden, den Schulbesuch auf jede mögliche Art zu fördern und die 
Strafanträge wegen Vernachlässigung desselben an den Bezirksschul- 
rath zu stellen; 

7. die durch den Lehrplan festgesetzten wöchentlichen Lehr- 
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I stunden aaf die einzelnen Tage der Woche zu vertheilen und zu be- 

I stioQTuen, zu welchen Tagesstunden der Unterricht zu ertheilen sei; 

8. die Einhaltung der vorgeschriebenen Unterrichtszeit zu über- 
wachen ; 

9. die Disciplin in den Schulen, sowie das Betra^^fen der Schul- 
jugend ausserhalb der Schule zu überwachen, Beschwenlcu über den 
Lebenswandel des Lehrpersoaals zu prüfen, beziehungsweise die ge- 
eigneten Schritte zur Abhilfe einzuleiten; 

10. den Lehrern hinsichtlich ihrer Amtsführung die thunlichste 
Unterstützung angedeihen zu lassen; 

11. Streitigkeiten der Lehrer unter sich und mit der Oemeinde 
oder mit einzelnen Gemeindegliedern, soweit sie aus den Schnl?er- 
hältnissen erwachsen, nach Tbunlichkeit auszugleichen; 

12. Auskünfte, Gutachten und Anträge an die Gemeindever- 
tretungen und die vorgesetzten Behörden zu erstatten; 

13. bei Besetzungen der Lehrstellen nach der Anordnung des 
Gesetzes mitzuwirken; 

14. den Lehrern Urlaub bis zu drei Tagen zu ertheilen. 
Ausserdem steht dem Ortsschulrathe jener Wirkungskreis zu, 

der ihm durch die übrigen Schulgesetze zugewiesen ist. 

§. 10. Die Mitglieder des Ortsschulrathes wählen aus ihrer 
Mitte mit absoluter Stimmenmehrheit einen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter. Dem Vertreter der Kirche steht es frei, die auf ihn 
gefallene Wahl abzulehnen. Die Lehrer an den Volksschulen kön- 
nen als Vorsitzende oder deren Stellvertreter nicht gewählt werden. 
Ist sowohl der Vorsitzende als auch dessen Stellvertreter ver- 
hindert, so führt das älteste unter den Mitgliedern des Ortsschul- 
rathes den Vorsitz. 

Die Oonstituirung des Ortsschulrathes ist den Gemeindever- 
tretungen der der Schulgemeinde angchörigen Ortsgemeinden und 
dem Bezirksschulrathe anzuzeigen. 

§.11. Der Ortsschulrath besorgt die ihm obliegende Schul- 
anfsicht durch den Ortsschulaufseher, welcher nach Anhörung der 
eingeschulten Ortsgemeinden von dem Bezirksschulrathe aus den im 
Schnlorte wohnenden Personen, mit Ausnahme der Lehrer an den 
Volksschulen, auf die Functionsdauer des Ortsschulrathes ernannt 
wird. Hiebei ist auf angemessene Bildung und Sachkenntniss be- 
sonders Rücksicht zu nehmen. Wo sich die Wirksamkeit des Orts- 
schulrathes auf mehrere Schulen erstreckt, können zwei Ortsschul- 
aufseher bestellt werden. 

Bestehen in der Schulgemeinde Schulen mit deutscher und 
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italienischer oder ladinischer Unterrichtssprache, so rouss für die 
Schalen jeder Unterrichtssprache ein besonderer Ortsschalaufseher 
der betreffenden Nationalität bestellt werden. 

Der Ortsschalaufseher ist kraft seiner Ernennung Mitglied des 
betreffenden Ortsschiilrathes, und sollte er diese Eigenschaft bereits 
als Vertreter dieser Ortsgemeinde besitzen, so erlischt mit seiner Er- 
nennung dieses Mandat und ist für dasselbe die Neuwahl vorzu- 
nehmen. 

Die Functionen des Vorsitzenden des Ortsschulrathes und die 
des Ortsschnlaufsehers können nicht in einer Person vereinigt werden. 

§. 12. Der Ortsschulaurseher ist zum öftern Besuche der Schule 
verpflichtet; er hat sich mit dem Leiter der Schule in stetem Ein- 
vernehmen zu halten und seine Wahrnehmungen dem Ortsschulrathe 
mitzuthellen. An Schulen , an denen sich mehrere Lehrer befinden, 
ist er berechtigt, den Lehrerconferenzen beizuwohnen. 

Die Schulen zu besuchen, um von dem Zustande derselben 
Kenntniss zu nehmen, sind alle Mitglieder des Ortsschulrathes be- 
rechtigt. In Ausübung dieses Rechtes und behufs Erfüllung der 
durch §. 3. dieses Gesetzes gestellten Aufgabe steht es dem Ver- 
treter der katholischen Kirche im Ortsschulrathe insbesondere zu, 
sich jederzeit auch von dem Stande der sittlich-religiösen Erziehung 
Kenntniss zu verchaffen und über etwa wahrgenommene Gebrecheu 
im Ortsschulrathe Mittheilung zu machen, bezw. Anträge zu stellen ^). 

Die Befugniss, Anordnungen zu treffen, steht jedoch blos dem 
gesammten Ortsschulrathe innerhalb seines Wirkungskreises zu. 

§. 13. Der Ortsschulrath versammelt sich regelmässig einmal 
im Monat 7m einer ordentlichen Sitzung. 

Der Vorsitzende kann aber jeder Zeit, und er muss, wenn zwei 
Mitglieder es verlangen, eine ausserordentliche Versammlung ein- 
berufen. 



1) Anmerk. des Einsenders: Vgl. unten §. 32. Eben diese beiden §§. be- 
reiteten dem Zastandekommen des Gesetzes die meisten Schwierigkeiten. Der 
§. 2. des Reichs- Volksschalgesetzes schliesst nämlich grandsatzlich die Kirche 
von je«iem Einflüsse auf den übrigen Unterricht, abgesehen von dem Religions- 
unterrichte, ans. Derselbe lautet nämlich so: »Unbeschadet dieses Äufsiclits- 
rechtes (des Staates »Ober das gesammte Unterrichts- nnd Erziehungswesen«) 
bleibt die Besorgung, Leitung und unmittelbare Beaufsichtigung des Religions- 
unterrichtes und der Religiousabungen fUr die verschiedenen Qlaubensgenossen 
in den Volks- und Mittelschulen der betreffenden Kirche oder Religionsgesell- 
schaft Überlassen. Der Unterricht in den übrigen LeUrgegenatänUen in 
diesen Schulen ist unabhän^jig von dem Einflusae zur Kirche oder Re- 
ligionageaellachaft,€ 
▲rohiv fUr Kirebenrecht. LKVm. 9 
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§. 14. Zq jeder Sitzung sind säninitliche Mitglieder des Orts- 
schulrathes einzuladen. Zur Be^ichlassf&higkeit wird die Anwesenheit 
der Mehrzahl der Mitglieder erfordert. Kommt zu einer Sitzung die 
beschlussfähige Anzahl nicht zusammen, und kann dieselbe nicht so- 
fort durch Einberufung der Ersatzmänner erzielt werden, so hat der 
Vorsitzende binnen acht Tagen die Mitglieder und zwar unter An- 
drohung einer Geldstrafe von 1 bis 10 Gulden für den Fall nicht 
genügender Entschuldigung des Ausbleibens einzuberufen und gleich- 
zeitig die Ersatzmänner einzuladen. 

Die Beschlüsse werden durch absolute Stimmenmehrheit der 
Anwesenden gefasst; bei Stimmengleichheit entscheidet der Vor- 
sitzende. Ueber die Sitznng ist ein einfaches Protocoll zu führen. 

Der Vorsitzende vertritt den Ortsschuirath nach aussen und hat 
für die pflichtmässige Erfüllung des Wirkungskreises des Ortsschul- 
rathes Sorge zu tragen; er vertheilt nach Bedarf die Geschäfte an 
die übrigen Mitglieder, vollzieht die Beschlüsse und besorgt die 
laufenden Geschäfte. Er ist. berechtigt, die Ausführung von Be- 
schlüssen, welche den bestehenden Vorschriften zuwiderlaufen, einzu- 
stellen, hat aber solchenfalls den Gegenstand binnen drei Tagen an 
den Bezirksschulrath zur Entscheidung zu leiten. 

Beschwerden gegen Beschlüsse und Verfügungen des Ortsschul- 
rathes gehen an den Bezirksschulrath. Dieselben sind binnen vier- 
zehn Tagen nach Eröffnung beim Ortsschulrathe einzubringen und 
haben aufschiebende Wirkung, wenn es sich nicht um Anordnungen 
handelt, deren Vollzug ohne Gefährdung der Gesundheit der Schüler 
oder eines sonstigen öffentlichen Interesses nicht verschoben werden 
kann; handelt es sich um solche Anordnungen, so ist dies in der 
Erledigung ausdrücklich mit dem Bedeuten anzuführen, dass die Be- 
schwerde keine aufschiebende Wirkung hat. 

§. 15. Mitglieder des Ortsschulrathes dürfen bei der Berathung 
und Abstimmung über Angelegenheiten, welche ihre persönlichen 
Interessen betreffen, nicht anwesend sein. 

§. 16. In Angelegenheiten, die nicht zu den laufenden Ge- 
schäften gehören und so dringlich sind, dass weder die nächste or- 
dentliche Sitzung abgewartet, noch eine ausserordentliche Sitzung 
einberufen werden kann, darf der Vorsitzende selbstständig Ver- 
fügungen treffen ; er muss jedoch hinsichtlich der Fortdauer dersel- 
ben in der nächsten Sitzung die Genehmigung des Ortsschulrathes 
einholen. 

§. 17. Die Mitglieder des Ortsschulrathes haben auf ein Ent- 
gelt für die Besorgung der Geschäfte keinen Anspruch. 
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Für die damit verbundenen baren Aaslagen wird ihnen der Er- 
satz von der Schalgemeinde geleistet. 

§. 18. Die ungerechtrertigte Verweigerung des Eintritts in den 
Ortsschnlratb (§. 7.) sowie der Dehernahn^e des Amtes und der Ge- 
schäfte des Vorsitzi^nden oder dessen Stellvertreters (§. 10.) seitens 
der Vertreter der Ortsgemeinden wird vom Bezirksschulrathe mit 
einer Geldbusse bis zu 100 fl. bestraft, und es ist zugleich die Neu- 
wahl vorzunehmen. 

Der Bezirksschulrath kann sowohl den Vorsitzenden, als auch 
die Mitglieder des Ortsschnlrathes, wenn sie ihre Pflichten vernach- 
lässigen oder verletzen, mit Ordnungsstrafen bis zu 20 fl. belegen. 

Der Ortsschulaufselier kann, wenn er seine Pflichten nicht er- 
füllt, vom Bezirksschulrathe seines Amtes enthoben werden. 

§. 19. Wenn ein Ortssehulrath die ihm obliegenden Aufgaben 
in erheblicher Weise vernachlässigt, die Weisungen der höheren 
Schalbehörden in Vollzug zu setzen verweigert, oder wenn ihm über- 
haupt die Besorgung der Geschäfte ohne Gefährdung der Aufgaben 
der Schale nicht weiter überlassen werden kann, so ist der Landes- 
schulrath berechtigt, denselben über Antrag oder nach Anhörung 
des Bezirksschulrathes aufzulösen. Gleichzeitig sind die nöthigen 
Vorkehrungen für die provisorische Fortführung der Geschäfte and 
für die Neuwahl und Constituirung des neuen Ortsschulrathes zu 
treffen. 

§. 20. Die nach den obigen Bestimmungen auferlegten Geld- 
strafen werden im politischen Wege eingebracht and fliessen in den 
Localschulfond. 

IL Der BezirksschtdraiK 

§. 21. Die nächst höhere Aufsicht über die dem Ortsschul- 
rathe nnlerstehonden öffentlichen Volksschulen und Anstalten (§. 1.) 
wird von dem Bezirksschulrathe gefShrt. 

üeber die in das Gebiet des Volksschulwesens gehörigen Privat- 
anstalten, mit Aasnahme jener für nicht vollsinuige und sittlich ver- 
wahrloste Kinder, steht dem BezJrksschulrathe die unmittelbare Auf- 
sicht zn. 

§. 22. Der Schalbezirk umfasst sämmtliohe Schalgemeinden, 
deren Schalen innerhalb eines und desselben politischen Bezirkes ge- 
legen sind. 

Städte, welche ein eigenes Geroeindestatut haben, bilden je 
eioea besonderen Schalbezirk. 

Geber begründetes Ansuchen kann auch anderen Städten vom 

9* 
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Landesschulrathe nach Massgabe der Verhältnisse die Bildung be- 
sonderer Schulbezirke bewilliget werden. 

§. 23. Der Bezirksschulrath besteht: 

a) aus dem Vorsteher der politischen Bezirksbehörde als Vorsitzen- 
den; der Stellvertreter desselben ist derjenige, der ihn in der 
Amtsleitung der politischen Bezirksbehörde vertritt; 

b) ans einem Vertreter der katholischen Kirche, welcher über Anr- 
forderung des Vorsitzenden von der kirchlichen Oberbehörde aus 
den im Schulbezirke wohnhaften Geistlichen ernannt wird ; 

c) ans dem Bezirksschulinspector, bezw. den Bezirksschulinspectoren 

(§. 30) ; 

d) aus einem Fachmanne im Lehramte, welcher von der Bezirks- 
conferenz der Lehrer in geheimer Abstimmung gewählt wird; 

e) aus zwei und in Schulbezirken, welche mehr als drei Gerichts- 
bezirke umfassen, aus drei von einer Versammlung von Oe- 
meindevertretern mit absoluter Stimmenmehrheit in geheimer 
Abstimmung gewählten Mitgliedern. Wahlberechtiget in dieser 
Versammlung sind die Vorsteher (Bürgermeister) der im Schul- 
bezirke befindlichen Ortsgemeinden oder deren Stellvertreter und 
falls eine Gemeinde mehr als 1000 Einwohner zählt, noch je ein 
zweiter vom Gemeindeausschusse gewählter Vertreter. 

Wahlort ist der Sitz der Bezirkshauptmannschaft. Für den 
Wahlvorgang haben die Vorschriften der Landtagswahlordnung, be- 
treffend die Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden, zu gelten. 

Wählbar in den Bezirksschulrath sind alle jene, welche iUhig 
sind, in die Gemeindevertretung einer im Schulbezirke befindlichen 
Ortsgmeinde gewählt zu werden. D(^r Verlust dieser Wählbarkeit 
hat das Ausscheiden aus dem Bezirksschulrathe zur Folge. 

§. 24. In Städten, welche ein eigenes Statut haben, besteht 
der Bezirksschulrath (Stadtschulrath) : 

a) aus dem Bürgermeister, eventuell demjenigen, der denselben in 
den Geschäften des übertragenen Wirkungskreises zu vertreten 
hat, als Vorsitzenden; 

b) aus zwei Vertretern der katholischen Kirche, welche über Auf- 
forderung des Vorsitzenden von der kirchlichen Oberbehörde aus 
den im Schulbezirke wohnhaften Geistlichen ernannt werden; 

c) aus dem Bezirksschulinspector, bezw. den Bezirksschulinspectoren; 

d) aus zwei Fachmännern im Lehramte, welche von der Bezirks- 
conferenz der Lehrer in geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Ist jedoch im Schulbezirke eine staatliche Lehrer- (Lehrerinnen-) 
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Bildungsanstalt, so tritt der Director dieser Anstalt als Fach- 
mann ein und wird nur ein Fachmann gewählt; 
e) aus drei Vertretern der Stadt , welche von der Gemeindever- 
tretung nach den Bestimmungen des Gemeindestatuts gewählt 
werden. 

In anderen Städten, welche einen besonderen Schulbezirk bilden, 
(§. 22, dritter Abs.) tritt in der Zusammensetzung des Bezirks- 
(Stadt-) Schulrathes die Abweichung insofern ein, dass der Vor- 
sitzende der Vorsteher der politischen Behörde ist. 

§. 25. in Bezirken, in denen Kinder, welche nicht der katho- 
lischen Kirche angehören, die Schulen besuchen, hat der- Bezirks- 
schulrath einen von ihm gewählten Beirath der betreffenden Gon- 
fession zu jenen Verhandlungen, welche die religiösen Interessen 
dieser Kinder zum Gegenstande haben, beizuziehen. 

§. 26. Die unter lit. b, d und e der §§. 23 und 24 statt* 
findenden Ernennungen und Wahlen unterliegen der Bestätigung 
durch den Landeschef und gelten auf sechs Jahre. Die ernannten 
und erwählten Mitglieder verbleiben auch nach Ablauf dieser Zeit 
bis zur erfolgten neuen Ernennung, bezw. Neuwahl, im Amte. 
§. 27. Zum Wirkungskreise des Bezirksschulrathes gehört: 

1. Die Vertretung der Interessen des Schulbezirkes nach aussen, 
die genaue Evidenzhaltung des Standes des Schulwesens im Bezirke, 
die Sorge für gesetzliche Ordnung im Schulwesen und die möglichste 
Verbesserung desselben überhaupt und jeder Schule insbesondere; 

2. die Sorge für die Verlautbarung der in Volksschulangelegen- 
heiten erlassenen Gesetze und Anordnungen der höheren Schulbe- 
hörden, sowie für den Vollzug derselben; 

3. die Leitung der Verhandlungen über die Regulirung und 
Erweiterung der bestehenden sowie über die Errichtung neuer Schulen, 
über Aus- und Einschulungen, über die Richtigstellung der Schul- 
fassionen, die Oberaufsicht über die Schulbauten und überhaupt über 
die Beschaffung der sachlichen Erfordernisse der Volksschulen ; 

4. die Ausübung des Schutzrechtes des Staates über die Local- 
schulfonde und Schulstiftungen, soweit dazu nicht besondere Organe 
bestimmt sind oder diese Wirksamkeit einer anderen Behörde vor- 
behalten ist; 

5. der Schutz der Schulen und der Lehrer in allen öconomi- 
schen Beziehungen, die Entscheidung in erster Instanz in Angelegen- 
heiken der Activitätsbezüge, der Versorgungsgebühren, insofern diese 
Bezüge und Gebühren nicht aus Staats- oder Landesmitteln, be- 
ziehungsweise aus dem Lehrerpensionsfonde zu leisten sind; 
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6. die Schöpfung der Straferkenntnisse in erster Instanz und 
die Einleitung von Zwangsmassregeln in den gesetzlich bestimmten 
Fällen ; 

7. die provisorische Besetzung erledigter Lehrstellen und die 
provisorische Versetzung der Lehrpersonen ans Dienstesrücksichten 
nach Anhörung des betreffenden Ortsschulrathes, die Bestellung der 
Nebenlebrer und der Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten über 
Vorschlag desselben ^ ferner die in den Schulgesetzen normirte Mit- 
wirkung bei definitiver Besetzung erledigter Lehrstellen ; 

8. die Antragstellung über Verleihung von Dienstaltersznlagen, 
Remunerationen und Aushilfen an die Lehrpersonen des Schnlbezirkes; 

9. die Untersuchnng der Dienstesvergehen des Lehrpersonals 
und nach Erforderniss die Antragstellung an den Landesschulrath ; 

10. die Beförderung der Fortbildung des Lehrpersonals, die 
Veranstaltung der Bezirkslehrerconferenzen , die Aufsicht über die 
Lehrmittel, die Schul- und Lehrerbibliotheken; 

11. die Urlaubsertheilung bis zu vier Wochen und die Aus- 
stellung der Verwendungszeugnisse au Lehrpersonen; 

12. die Anordnungen zur Constituirung der Ortsschulräthe, die 
Ernennung der Ortsschulaufseher, die Förderung und Ueberwachung 
der Wirksamkeit derselben; 

13. die Veranlassung ausserordentlicher Inspectionen der Schulen; 

14. die nach Anhörung des Ortsschulrathes vorzunehmende Fest- 
setzung des den Ortsverhältnissen angemessenen Zeitpunktes für die 
gesetzlichen Ferien bei den öffentlichen Volksschulen; 

15. die Erstattung von Outachten, Auskünften, Anträgen und 
periodischen Schulberichten an den Landesschulrath. 

Ausserdem steht dem Bezirksschulrath derjenige Wirkungskreis 
zu, der ihm durch die übrigen Schulgesetze zugewiesen ist. 

§. 28. Der Bezirksschulrath versammelt sich in der Regel alle 
zwei Monate zu einer ordentlichen Sitzung. Der Vorsitzende kann 
aber jederzeit, und er mnss auf Antrag zweier Mitglieder eine aus- 
serordentliche Versammlung einberufen. 

Alle Angelegenheiten, rucksichtlich deren eine Entscheidung zu 
treffen oder ein Antrag zu erstatten ist, werden in Sitzungen be- 
handelt. 

In dringlichen Fällen kann der Vorsitzende auch rficksichtlich 
derjenigen Angelegenheiten, welche collegialisch zu behandeln sind, 
unmittelbar Verfügungen treffen, er muss jedoch hinsichtlich der 
Fortdauer derselben in der nächsten Sitzung die Oenehmigung des 
Bezirksschulrathes einholen. 
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§. 29. Zur Beschlusstähigkeit wird die Einladuug sämmtlicher 
Mitglieder unter Mittheiluug der Tagesordnung und die Anwesenheit 
der Mehrheit derselben erfordert. 

Das ungerechtfertigte Ausbleiben eines Mitgliedes von den 
Sitzungen kann vom Landesschuirathe mit einer Geldbusse bis zu 
100 Gulden geahndet werden; die eingehenden Geldbeträge werden 
im politischen Wege eingebracht und fliessen in den Localschulfond. 

Die Beschlässe werden durch absolute Stimmenmehrheit ge- 
fasst. Wenn mehrere BezirksschulinspectoreH bei der Sitzung an- 
wesend sind, so hat jeder nur bezüglich jener Angelegenheiten, 
welche den ihm zugewiesenen Inspectionsbezirk betreffen, das Stimm- 
recht auszufiben. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende ; 
derselbe ist auch berechtigt, die Ausführung von Beschlüssen, die 
den bestehenden Vorschriften zuwiderlaufen, einzustellen, er hat je- 
doch hierüber längstens binnen drei Tagen die Entscheidung des 
Landesschulrathes einzuholen. 

Mitglieder des Bezirksschulrathes dürfen bei der Berathung 
und Abstimmung über Angelegenheiten, welche ihre persönlichen 
Interessen betreffen, nicht anwesend sein. 

Beschwerden gegen Beschlüsse und Entscheidungen des Bezirks- 
schulrathes gehen an den Landesschulrath. Dieselben sind binnen 
14 Tagen nach Eröffnung beim Bezirksschulrathe einzubringen und 
haben autschiebende Wirkung, insofern es sich nicht um Anord- 
nungen handelt, deren Vollzug ohne Gefährdung der Gesundheit der 
Schüler oder eines sonstigen öffentlichen Interesses nicht verschoben 
werden kann ; handelt es sich um solche Anordnungen, so ist dies in 
der Erledigung ausdrücklich mit dem Bedeuten anzuführen, dass die 
Beschwerde keine aufschiebende Wirkung hat. 

§. 30. Die dem Staate zustehende Anfsicht über das Volks- 
schulwesen des Schulbezirkes wird in Bezug auf Erziehung und 
Unterricht zunächst durch den Bezirksschulinspector ausgeübt. 

Der Bezirksschulinspector wird auf Grund eines Ternavor- 
schlages des Landesschulrathes vom Minister für Cultus nnd Unter- 
richt ernannt. 

Bei der Bestellung der ßezirksschulinspectoren ist insbesondere 
auf rlio gründliche Kenntniss der Unterrichtssprachen der Volks- 
.schulen ihres Inspectionsbezirkes Rücksicht zu nehmen. 

Jedem Bezirksschulinspector wird ein Inspectionsbezirk zuge- 
wiesen; dieser Inspectionsbezirk kann entweder einen oder mehrere 
Schnibezirke umfassen , oder es können für einen Schulbezirk nach 
Bedürfniss zwei oder mehrere Inspectoren bestellt werden. Den In- 
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spectioDsbezirk bestimmt über Antrag des Landesschulrathes der Mi- 
nister für Gultus und Unterricht. 

Werden die Bezirkssckulinspectoren dem Bezirksschulrathe ent- 
nommen, so erlischt mit ihrer Ernennung ihr bisheriges Mandat im 
Bezirksschulrathe , und es ist wegen der Ergänzung der Zahl der 
Mitglieder das Entsprechende vorzukehren. 

Der Minister für Üultus und Unterricht kann nach Anhörung 
des Landesschulrathes den Bezirksschulinspector jederzeit vom Arote 
entheben. 

Wird der Bezirksschulinspector dem Lehrerpersonale der Volks- 
schulen entnommen, so wird ihm nach Erforderniss vom Landes- 
schulrathc auf die Dauer dieser Function die nothwendige Aushilfe 
bei dem Unterrichte au der eigenen Schule auf Kosten des Normal- 
schuUondes beigegeben. 

Die Beaufsichtigung des Religionsunterrichtes und der religiösen 
Uebungen steht der kirchlichen Oberbehörde zu ; die staatliche Auf- 
sicht hat sich diesbezüglich lediglich auf die Wahrung der allge- 
meinen Schul- und Unterrichtsordnung zu beschränken. 

§. 31. Die besonderen Obliegenheiten des Bezirksschulinspec- 
tors sind: 

1. Der Bezirksschulinspector ist zur periodischen Inspection der 
Schulen seines Bezirkes berufen und hat dabei wahrgenommenen Ge- 
setzwidrigkeiten und Uebelständen, so weit thunlich, sofort abzu- 
helfen. Bei dem Besuche der ihm zugewiesenen öffentlichen Schulen 
hat derselbe seine Aufmerksamkeit vorzugsweise zu richten : 

a) auf die Wirksamkeit der Ortsschulräthe und der Ortsschul- 
aufseher; 

b) auf die Beobachtung der gesetzlichen Bestimmungen bei Auf- 
nahme und Entlassung der Schulkinder; 

c) auf die Tüchtigkeit, den Fleiss und das Verhalten des Lehr- 
personals, auf die berufliche Fortbildung der Lehrpersonen und 
deren etwaige Nebenbeschäftigung; 

d) auf den Schulbesuch, auf die Einhaltung des Lehrplaues, auf 
die Lehrmethode, auf die Fortschritte der Schulkinder im all- 
gemeineu und in den einzelnen Unterrichtsgegenständen, ferner 
auf die in der Schule herrschende Disciplin, Ordnung und Rein- 
lichkeit ; 

e) auf die eingeführten Schulbücher, Lehrmittel und Lehrbehelle 
und auf die innere Einrichtung der Schule; 

f) auf die öconomischen Verhältnisse der Schule , auf den Bauzu- 
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stand des Schulhaoses, auf die Beschaffenheit der SchuUocali täten, 
der Schulgärten und der Schaleinrichtung. 

Der Bezirksschulinspector ist befugt, von den Protocollen des 
Ortsschulrathes Einsicht zu nehmen und denselben durch den Vor- 
sitzenden zu einer Sitzung einzuberufen. 

Er hat den Lehrern in didactisch-pädagogischen Angelegen- 
heiten Bathschläge zu geben und zur Abstellung der in dieser Be- 
ziehung wahrgenommenen Uebelstände an Ort und Stelle, jedoch 
nicht vor den Schülern, mündliche Weisungen zu ertheilen und bei 
Pflichtwidrigkeiten mit Warnungen gegen die Lehrer vorzugehen. 

Das Lehrpersonal ist verpflichtet, dem Bezirksschulinspector 
Auskunft zu geben und den mündlichen Weisungen desselben Folge 
zu leisten. 

2. Bei dem Besuche von PrivcU-Lehr- und Erziehungsanstalten 
hat der Bezirksschulinspector darauf zu sehen, ob dieselben den Be- 
dingungen, unter denen sie errichtet wurden, entsprechen und die 
Grenzen ihrer Berechtigung nicht überschreiten. 

3. Die Bezirksschulinspectoren haben jedesmal nach der In- 
spection der Schulen Bericht über ihre Wirksamkeit an den Bezirks- 
schttlrath unter Beifügung der erforderlichen Anträge und unter An- 
führung der an Ort und Stelle ertheilten Weisungen zu erstatten. 

Diese Berichte sind vom Bezirksschulrathe in der nächsten 
Sitzung in Verhandlung zu nehmen. 

4. Der Bezirksschulinspector leitet die Bezirksieh rerconferenzen. 

5. Er führt das Referat über die didactisch-pädagogischen Ge- 
schäfte des Bezirksschulrathes und über die Besetzung erledigter 
Lehrstellen. 

6. Er unterzeichnet nebst dem Vorsitzenden die Verwendungs- 
zeugnisse für die Lehrpersonen. Der Bezirksschulrath ist verpflichtet, 
allen Anträgen, welche sich auf definitive Besetzung erledigter Lehr- 
stellen, auf Gewährung von Dienstalterszulagen, auf Altersversorgung 
oder Disciplinarbehandlung des Lehrpersonales beziehen, das Gut- 
achten des Bezirksschulinspectors beizufügen. 

§. 32. Neben dem Bezirksschulinspector sind auch die übrigen 
Mitglieder des Bezirksschulrathes berechtigt, unter der im §. 12, 
Abs. 3, enthaltenen Beschränkung die dem Bezirksschulrathe unter- 
stehenden Schulen des Bezirkes zu besuchen. 

In Ausübung dieses Bechies und im Sinne des §. 3 dieses 
Gesetzes steht es dem Vertreter der Kirche (^§. 23^ 21 lit, h) ins- 
besondere 0Uj sich jederzeit auch van dem Stande der siUltch-^rdigiösen 
JEraiehung Kenntniss eu verschaffen^ und über etwa wahrgenommene 
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Gebrechen im Beairksschtdraihe MiUheilung an machen, bezw. An- 
träge eu stellen. 

Sofern die von der kirchlichen Oberbehörde zur Beaufsichtigung 
des Religionsunterrichtes und der religiösen Uebungen aufgestellten 
Organe innerhalb ihres Wirkungskreises Anlass zu Beschwerden 
finden, so steht es ihnen zu, dieselben an den Vorsitzenden des Be- 
zirksschulrathes zu leiten, welcher verpflichtet ist, sie im Bezirks- 
schulrath zur Verhandlung zu bringen. 

§. 38. Dem BezirksschulraHie und dein Bezirksschulinspecior 
kommt das Prädicat >k. k.c zu. 

Der Vorsitzende des Bezirksschulrathes vertheilt die einlangen- 
den Geschäftsstücke behufs deren Bearbeitung an die Mitglieder und 
besorgt mit Benutzung der Arbeitskräfte der k. k. Bezirksbehörde 
die laufende Geschäftsfülirung. 

Die Kanzleierfordernisse besorgt die Bezirksbehörde. In Städten, 
welche besondere Scliulbezirke bilden, wird dem Bezirksschulrathe 
das erforderliche Hilfspersonale von der Gemeindevertretung beige- 
geben und der Aufwand für Canzleierfordernisse aus Gemeindemit- 
teln bestritten. 

Den Anspruch der Bezirksschulinspectoren und der Mitglieder 
des Bezirksschulrathes auf den Ersatz von Reise- und Zchrungsaus- 
lageu regeln besondere Vorschriften. 

IIL Der Landesschidrath. 

§. 34. Der k. k. Landesschulrath ist die oberste Schulauf- 
sichtsbehörde im Lande mit dem durch die Gesetze ihm zugewiesenen 
Wirkungskreise. 

Demselben unterstehen : 

1. Sämmtliche dem Gebiete des Volksschulwesens angehörigen 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten; 

2. die Bildungsanstalten für Lehrer und Lehrerinnen der Volks- 
schulen ; 

8. die Gymnasien, Realgymnasien und Realschulen, sowie alle 
in das Gebiet derselben fallenden Privatlehranstalten. 
§. 35. Der Landesschulrath besteht: 

1. aus dem Landeschef oder den von ihm bestimmten Stell- 
vertreter als Vorsitzenden; 

2. aus vier Vertretern der katholischen Kirche, und zwar je 
einem Geistlichen von der Diöcese Salzburg und Brixen und je einem 
aus dem deutschen und aus dem italienischen Antheile der Diöcese 
Trient; 
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3. aas sechs vom Landesausschusso delegirten Mitgliedern, wo- 
von zwei aus seiner Mitte, die übrigen aber frei zu wählen sind. 
Von diesen sechs Mitgliedern haben drei der deutschen und drei der 
italienischen Nationalität anzugehören; 

4. aus dem Referenten für die administrativ-öconomischen An- 
gelegenheiten ; 

5. aus drei Landesschulinspectoren ; 

6. aus vier Mitgliedern des Lehrstandes, von welchen zwei den 
Schulen mit deutscher und zwei den Schulen mit italienischer Un- 
terrichtssprache angehören. 

Der Minister für Cultns und Unterricht hat alle ndthigen Ver- 
fügungen zu treffen , dass der Landesschulraih innerhalb seines 
Wirkungskreises den Bedürfnissen beider Landestheile Rechnung trage. 

§. 36. Die im §. 35. unter Z. 2, 4, 5 und 6 angeführten Mit- 
glieder des Landesschulrathes werden vom Kaiser auf Antrag des Mi- 
nisters fnr Cultus und Unterricht ernannt. Hinsichtlich der unter 
Z. 2 genannten Mitglieder steht den Bischöfen ein Vorschlagsrecht 
zu. Der Minister für Cultus und Unterricht hat in Bezug aof die 
Ernennung des adroinistrativ-öconomischen Referenten mit dem Mi- 
nister des Innern sich in's Einvernehmen zu set/en. 

Die Fünotionsdauer der im §. 35. unter Z. 2 und 6 erwähnten 
Mitglieder, sowie derjenigen, bezüglich deren dem Landesausschusse 
die freie Wahl zusteht, beträgt sechs Jahre, jene der zwei gewählten 
Landesausschussbeisitzer richtet sich nach der Dauer ihres Mandates. 
Die Ernannten und Erwählten verbleiben auch nach Ablauf dieser 
Zeit bis zur erfolgten neuen Ernennung, bezw. Neuwahl, im Amte. 

Der Anspruch der Mitglieder des Landesschulrathes auf Ersatz 
der Reise- und Zehrungskosten, ferner die Dienststellung und die 
Bezüge des administrativ-öconomischen Referenten und der Landes- 
schulinspectoren, sowie der Functionsgebühr der Mitglieder des Lelir- 
standes sind durch besondere Vorschriften geregelt. 

§. 37. Wenn in SchutaiigelegenheUen die rdigiösen Interessen 
anderer Canfessionen als der katholischen zur Behandlung gelangen^ 
so hai der Landesschulraih einen von ihm gewählten Bdraih der 
betreffenden Confession beiaugiehen ^). 



1) Anmerk.. des Einsenders : Der §. 12. des Reichs- Volksschnlgesetzes be- 
stimmt: »In den Landesschulrath sind anter dem Vorsitze des Statthalters 
(Landeschefs) oder seines Stellvertreters Mitglieder der politischen I<andes8telle, 
Abgeordnete des Landesaasschnsses , Geistliche aas den im Lande bestehenden 
Confessionen nod Fachmänner im Lehrwesen zu berafen.« Mit R&cksicht auf 
den vollkommen verschwindend kleinen Brachtheil der anderigl&nbigan Be- 
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§. 38. Der Vorsitzende beruft die Sitzungen unter Mittbeilung 
der Tagesordnung. Er muss eiue Sitzung anordnen, wenn wenigstens 
drei Mitglieder es verlangen. 

Angelegenheiten, rücksichtlich deren eine allgemeine Anord- 
nung oder eine Entscheidung zu treffen, ein Qutaebten abzugeben 
oder ein Antrag zu stellen ist, werden collegialisch behandelt, alle 
anderen unter der Verantwortung des Vorsitzenden erledi^^t. 

In dringlichen Fällen kann der Vorsitzende auch rücksichtlich 
derjenigen Angelegenheiten, welche collegialisch zu behandeln sind, 
unmittelbar Verfügungen treffen; er niuss jedoch hinsichtlich der 
Fortdauer derselben in der nächsten Sitzung die Genehmigung des 
Landesschulrathes einholen. 

Der Landesschulrath kann sich für einzelne Angelegenheiten 
durch Fachmänner verstärken, welche der Sitzung mit berathender 
Stimme beiwohnen. 

§. 39. Zur Beschlussfähigkeit des Landesschulrathes wird die 
Einladung sämmtlicher Mitglieder und die Anwesenheit der Mehr- 
heit derselben erfordert. 

Die Beschlüsse werden durch absolute Stimmenmehrheit ge- 
fasst Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende, der auch 
berechtigt ist, die Ausführung von Beschlüssen, die den bestehenden 
Vorschriften zuwiderlaufen, einzustellen ; er muss jedoch darüber mit 
Beschleunigung die Entscheidung des Ministers für Cultus und Unter- 
richt einholen. 

Mitglieder des Landesschulrathes dürfen bei der Berathung und 
Abstimmung über Angelegenheiten, welche ihre persönlichen In- 
teressen betreffen, nicht anwesend sein. 

Beschwerden gegen Entscheidungen des Landesschulrathes gehen 
an das Ministerium für Cultus und Unterricht. Sie sind binnen 
14 Tagen nach Eröffnung der Entscheidung beim Landesschulrathe 
einzubringen und haben aufschiebende Wirkung, wenn es sich nicht 
um Anordnungen handelt, deren Vollzug ohne Gefährdung eines öf- 
fentlichen Interesses nicht verschoben werden kann; handelt es sich 
um solche Anordnungen, so ist dies in der Entscheidung ausdrück- 
lich mit dem Bedeuten anzuführen, dass die Beschwerde keine auf- 
schiebende Wirkung hat. 

§. 40. Den unmittelbaren Einfluss auf die didactisch- pädagogi- 
schen Angelegenheiten der Schalen durch periodische Inspectionen, 

▼ölkerong haben Vertreter des protestantischen and jüdischen Bekenntnisses im 
tirolischen Landesschulrath nicht Sitz und Stimmen, sondern sind in den im 
§. 37. normirten Fallen jedes Mal als Beirfithe iniuiiehen. 
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Leitung der Prüfungen , üeberwachung der Wirksanakeit der Schul- 
directionen, sowie der Orts- und Bezirksschulräthe u. s. f. zu üben, 
sind zunächst die Landesschulinspectoren berufen, welchen der Mi- 
nister für Cultus und Unterricht die erforderlichen Dienstinstrnctio- 
nen ertheilt und einen (nspectionsbezirk zuweist, dessen Sprache die- 
selben vollkommen beherrschen. 

Der Landeschef kann jedoch für einzelne Fälle Functionen dieser 
Art auch andern Mitgliedern des Landesschulrathe^ übertragen. 

Die Inspectoren erstatten über ihre Wirksamkeit an den Landes- 
schulrath Berichte, welche dieser unter Anzeige der darüber gefassteu 
Beschlüsse und getroffenen Verfügungen dem Minister für Cultus und 
Unterricht vorzulegen hat. 

Die Landesschulinspectoren sind verpflichtet, auf erhaltenen 
Auftrag auch direct an den Minister für Cultus und Unterricht zu 
berichten. 

§. 41. Der Vorsitzende des Landesschulraihes vertheilt die 
Geschäfte unter die einzelnen Mitglieder und führt die Beschlüsse aus. 

Die erforderlichen Hilfsarbeiter und Canzleierfordernisse werden 
von der politischen Landesstelle beigegeben. 

Uebergangsbestimmung. 

§. 42. Für jene Schulen, deren Sprengelregelung oder organische 
Neagestaltun$( bis 1. Juli 1893 nicht durchgeführt ist, sind Anord- 
nungen zur Herstellung einer örtlichen Schulaufsicht nach Analogie 
der §§. 2 — 8 dieses Gesetzes unter entsprechender Berücksichtii^'ung 
der thatsächlichen Verhältnisse durch den Landeaschulrath zu treffen. 

Diese örtliche Schulaufsicht ist bei Einführung der definitiven 
Ordnung aufzulösen. 

ScKlussbestimmung. 

§. 43. Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetze, wel- 
ches die Rechtsverhältnisse des Lehrstandes an öffentlichen Volks- 
schulen regelt, in Wirksamkeit. 

Mit der Durchführung dieses Gesetzes ist Mein Minister für 
Cultus und Unterricht, bezw. Mein Minister des Innern beauftragt. 

Das Gesetz betr. die Öffentlichen Volkssclmlen (pabl. im Tiroler Ges.- und 
Verordn.-Bl. 1892 Nr. 8) theilen wir hier als kirchenrechtlich ohne besondere 
Wichtigkeit nicht mit. Ein Abdruck beider Gesetze erschien auter dem Titel: 
Landesschulgesetze für Tirol, im Verlag ?on Wagner, Innsbruck 1892. 
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VI. 

Urtheil des Osterr. obersten Gerichtshofs vom 27. Juli 1891 

Z. 7545. 

Sammlangen, Geldgiebigkeiten und Natnralleistangen fQr Potationen der Kirche 
und der kirchlichen Organe sind in Oberösterreich Beallasten. 

(Gerichtshalle 1891 Nr. 76). 

Die von der k. k. oberösterreichif^chen Finanzprocuratnr Linz 
sul) Z. 709 bei fler ehemals Johann KramUschen Realhälfte als Vor» 
zugspost angemeldeten Sammlungen für den Pfarrer in Hofkirchen 
sammt Zinsen von 3 fl. 57 kr. und die Sammlung für den Meaaner 
in Hofkirchen sammt Zinsen im Betrage von 10 fl. 71 kr. geniessen 
kein gesetzliches Vorzugsrecht; nachdem diese Sammlungen auch 
nicht grnndbücherlich sichergestellt sind, können dieselben bei der 
Vertheilung des Meistbots nicht berücksit:htigt werden. (Liquidirungs- 
protocoll des k. k. Bezirksgerichts Lambach vom 7. April 1891 
Z. 731/1). 

Dagegen hat der k. k. oberste Gerichtshof mit der Ent<^choidung 
vom 21. Juli 1891 Z. 8857 <Iem ausserordentlichen Revisionsrecurse 
der k. k. Finanzprocuratur in Linz gegen die gleichförmigen Ent- 
scheidungen des k. k. Bezirksgerichts Lambach vom 29. April 1891 
Z. 731 (im Sinne des Liqnidirnngsprotocolls vom 7. April 1891 
Z. 731/1) und des k. k. Oberlandesgerichts Wien vom 9. Juni 1891 
Z. 7547 Folge zu geben und die Sammlungsablösungscapitalien per 
14 fl. 51 kr. in der Rangordnung vor allen Satzgiftubigern auf den 
Meistbot zu verweisen befunden, weil §. 2. im Zusammenhange mit 
§. 1. des Gesetzes vom 15. August 1874 Nr. 26 Landes-Qesetz-Blatt 
für das Erzherzogthum Oesterreich ob der Enns alle Sammlungen, 
Geldgiebigkeiten und Naturalleistungen, welche für Dotationen der 
Kirche und der kirchlichen Organe zu entrichten sind, nicht blos 
wenn sie bücherlich haften, sondern auch, wenn die Verpflichtung sie 
zu leisten, sonst nachweislich mit dem Besitze einer Realität ver- 
bunden ist, als auf Grund und Boden haftende, somit als Reallasten 
erklärt und diese Voraussetzung mit Rücksicht auf die im alten 
Grundbuche, vorkommenden Eintragungen hier zutrifft. 
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VII. 
Drei neue Entscheidungen Österreichischer Oberlandesgerichte, 

betreffend die Berechnung der rhein. Währung in öslerr. Wahrung, 

(Vgl Archiv, Bd. 67. 8. 444 ff.) 

1) nnd 2) ürtheile des k. k. Oberlandesgerichts Prag vom 23. Dec. 1891 
Z. 278G7 und ?oin 23. März 1892 Z. 6932 betreffend die (Tiizulässigkeit der Kuck- 
fordemng von Betragen, welche yergleichsweise nach der Relation 100 fl. rhein. 
Währung = 105 fl. österr. Währung bezahlt worden sind. 

3) Urtheil des k. k. Oberlandesgerichts Wien vom 18. April 1892 Z. 2214 
betreffend die neuerliche Anerkennung der Relation 100 fl. rhein. Währ. = 105 fl. 
österr. Währung in einem besonderen Falle, in welchem der Schuldbetrag von 
dem seinerzeitigen Staatsoberhaupte in dieser seiner Stellung unwandelbar für 
beständige Zeiten festgesetzt worden ist. 

,v Z. 4963 civ. 

^ Im Namen Sr. Majestät des Kaisera! 

Der k. k. oberste Gerichtshof hat in der summarisch verhan- 
delten Rechtssache des Markus liadnitzer in Biowitz, Klägers, ver- 
treten durch Dr. Metelka gegen die Hradiäter Kirchenkasse, Beklagte, 
vertreten durch die k. k. Finanzprocuratur plo Rückerstattung über- 
zahlter 100 fl. 40Vs ^^' ^' ^' ^y ^" welcher Rechtssache das k. k. 
Ereisgericht Pilsen mit Urtheiln vom 9. October 1891 Z. 11868 und 
über Berufung der Geklagten das k. k. Oberlandesgericht Prag mit 
ürtheile vom 23. December 1891 Z. 27867 entschieden haben, das 
Urtlieil der zweiten Instanz, durch welches das Urtheil erster Instanz 
abgeändert worden war, bestätigt nnd den Kläger verpflichtet erklärt, 
die Kosten seiner Revision selbst zu tragen. 

k. k. Kreisgericht Pilsen 5. April 1892. 

Gründe, 

Der Kläger fulirt in der Replik selbst an, dass er sich der 
AufTordernng der Vertreter der geklagten Kirchenkasse, von nun an 
nicht blos die Zinsen, sondern aucli das Capital dieser Kirchenkasse 
per 150 fl. nach der Convontionsmünzwährnng d. i. von 100 fl. rhein. 
105 fl. österr. W. zu zahlen, freiwillig nicht unterwerfen wollte und 
nur gezahlt habe, weil ihm mit der Klage gedroht wurde. 

Daraus folgt, dass der Kläger, wenn auch wegen der ange- 
drohten Einklagung, also aus diesem Beweggrunde, doch wider sein 
besseres Wissen die Zahlung in dem von der geklagten Kirchen- 
kasse geforderten Betrage gezahlt, also die Zahlung in einem Be- 
trage geleistet hat, von dem er wusste, dass er ihn nicht sSfiuIdig sei. 

Er kann sich deshalb nach §. 1431 a. b. G. B. zur Begründung 
seines Rückforderungsanspruchs auf einen Irrtbum, insbesonders auch 
auf einen Rechtsirrthuni mit Erfolg' nicht berufen. 
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2) Z. 2102 CI7. 

Iro Namen Sr. Majestät des Kaisers! 

Das k. k. Oberlandesgericht im Königreiche Böhmen hat mit 
Erkenntniss vom 23. März 1892 Z. 6932 in der summarisch ver- 
handelten Rechtssache des Josef Krejiik in Hoch-Vesely als Klägers 
vertreten dnrch Dr. Anton Herkner gegen die Veleiicer Kirche 
als Qeklagte, vertreten darch die k. k. Finanzprocnratur in Prag 
pto Räckerstattnng einer Deberzahlung per 66 fl. 78 kr. c. s. c. das 
ürtheil des k. k. Kreisgericht Jiöin vom 20. Februar 1892 Z. 956 
über Appellation der Geklagten abgeändert und zu Recht erkannt: 
Die Klage de praes. 31. August 1891 Z. 5882 und deren Schluas- 
bitte, dass zu Recht erkannt werde, die VeleJicer Kirche habe da- 
durch, dass sie von dem Geklagten zur Bezahlung der auf dessen 
Hause N. C. 76 in Hoch-Vesel^ auf Grund des Schuldscheins vom 
1. Januar 1795 aber 106 fl. rhein. hypothekarisch sichergestellten 
Forderung den Betrag von 111 fl. 30 kr. angenommen habe, um 
66 fl. 78 kr. mehr erhalten als sie zu fordern berechtigt gewesen 
sei, sie sei deshalb verpflichtet, dem Kläger diese irrthflmlich er- 
folgte Ueberzahinng zurückzuerstatten , somit den Betrag von 66 fl. 
78 kr. mit 5 o/^ Interessen vom 4. Mai 1889 und die Kosten dieses 
Rechtsstreites, Alles innerhalb 14 Tagen unter Executionsfolgen zu 
bezahlen, wird abgewiesen und ist der Geklagte verpflichtet, der ge- 
klagten Kirche die Kosten der ersten Instanz im gemässigten Be- 
trage von 19 fl. 16 kr. und die Appellationskosten im gemässigten 
Betrage von 9 fl. 23 kr. binnen 14 Tage unter Executionsfolgen zu 

bezahlen. 

Gründe. 

Der Kläger beansprucht die Bezahlung des eingeklagten Betrags 
per 66 fl. 78 kr. auf Grund des §. 1431 a. b. G. B., indem er geltend 
macht, dass er als Eigenthümer des Hauses N. C. 76 in Hoch-Vesel^, 
ob welchem Hause auf Grund des Schuldscheins vom 1. Januar 1795 
für die geklagte Kirche das Kapital per 106 fl. rhein. gehaftet hat, 
diese Forderung mit dem Betrage von 111 fl. 30 kr. österr. W. statt 
mit 44 fl. 52 kr. österr. W. bezahlt habe, und zwar in der irrthüm- 
liclien Annahme, dass der Betrag von 106 fl. rhein. mit 111 fl. 30 kr. 
zu berechnen sei, während laut des Finanzpatents vom 20. Februar 
1811 Z. 929 J. G. S. und laut des kais. Patents vom 27. April 1858 
Z. 03 R. G. B. die auf rhein. Währung lautenden Beträge in dem 
Verhältnisse bezahlt werden müssen, in welchem die seinerzeitige 
rheinische später in die Wiener Währung verwandelte Währung zur 
österreichischen Währung steht und dass der Geklagte zu dieser irr- 
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thAmlichen Annahme durch die Kundroachung des Rechnungsführers 
der Veleiicer Kirche geföhrt worden sei, dass nun s&mmtliche auf 
rheinische Währung lautende Eirchenkapitalien in der gleichen Re- 
lation «rie auf Gonventionsmdnze lautende Forderungen bezahlt wer- 
den müssen. 

Zur Fundirung des eingeklagten Anspruchs auf Grund des 
§. 1481 a. b 6. B. oblag dem El&ger der Nachweis, dass er aus 
Irrthum der geklagten Kirche etwas bezahlt habe, zu dessen Be* 
Zahlung der Kläger nicht verpflichtet gewesen sei und, was von dem 
Kläger zu fordern, die geklagte Kirche kein Recht gehabt habe. 

Diesen Nachweis hat der Kläger nicht zn führen vermocht. 
Der Kläger hatte gewusst, dass er der geklagten Kirche 106 fl. rheiii. 
schulde und dass dieser Betrag bis dahin nach der Relation wie 
Wiener Währungsfordenmgen verzinst worden sei. Als aber der 
Kläger erklärt hatte, diesen Betrag zu bezahlen und ihm eröffnet 
worden war, dass diese Forderung nach der Verordnung der k. k. Statt- 
halterei im Betrage von 106 fl. G. M. oder 111 fl. 30 kr. österr. W. 
statt wie bisher im Betrage von 44 fl. 52 kr. berechnet werde, unter- 
zog sich der Kläger dieser Verpflichlnng, anerkannte der Kläger frei- 
willig die Berechtigung der Kirche anf die Bezahlung dieses höheren 
Betrags und bezahlte der Kläger thatsächlich diesen Betrag. 

Von einem Irrthume des Klägers im Hinblicke aut den Umfang 
dieser Verpflichtung kann deshalb keine Rede sein, weil sowohl der 
Vertreter der geklagten Kirche als der Kläger auf Grund der er- 
wähnten Verordnung der k. k. Statthalterei überzeugt gewesen sind, 
dass die rheinische Währung der Conventions-Münze äquivalire und 
weil diese Ueberzeugnng völlig der gleichzeitigen gerichtlichen Ju- 
dicatnr ond der gleichzeitig üblichen Auslegung des Finanzpatents 
vom 20. Februar 1871 Z. 929 J. G. S., des kais. Patents vom 27. April 
1858 R. Q. B. 63 und der rechtlichen Wirkung dieses kais. Patents 
auf dieses Finanzpatent entsprochen hat. 

Der Umstand, dass nachträglich in einem bestimmten Falle, im 
entgegengeeetzten Sinne entschieden w4H:den ist, kann den Kläger in 
keiner Weise berechtigen, dasjenige, was er im Grunde seiner recht- 
lichen Ueberzeugnng behufs Erfüllung seiner Verpflichtnng bezahlt 
hat, tbeil weise zarückzuverlangen (§. 1432 a. b. Q. B.) und zwar umso- 
wenigeri als die Frage, ob die der Wiener Währung durch das Finanz- 
patent vom 20. Februar 1811 Z. 929 J. G. S. verliehenen Rechts- 
Wirkungen, dadurch, dass diese Geldzeicheu ausser Umlauf gekommen 
sind, und dnrch die Bestimmungen des kais. Patents vom 27. April 
1858 R. G. B. 63 aufgehoben worden sind, oder nicht, mit Rücksicht 

Archiy fttr Kirchenrecht. LXVni. 10 
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auf die Verschiedenheit der diesbezüglichen gerichtlichen Entscheid- 
ungen wenigstens streitig ist und weil ferner auch in dem Falle, 
wenn der Kläger seinerseits die Berechtigang der Kirche zur For- 
dernng von 111 fl. 30 kr. nicht anerkannt hätte und deshalb über 
die Klage der Kirche im Sinne der seinerzeitigen Judicatur vernr- 
theilt worden wäre, der Kläger kein Recht haben würde, mit Rück- 
sicht auf eine nachträgliche richterliche Entscheidung die Differenz 
zwischen der Conventions* Münze und Wiener Währung zurückzu- 
verlangen. 

Es besteht somit weder ein Irrthum hinsichtlich des Gegen- 
stands der Forderung, noch hinsichtlich der berechtigten Person, noch 
hinsichtlich irgend welcher gesetzlicher Vorschrift oder deren An- 
wendung, es besteht somit weder ein That noch ein Rechtsirrthum, 
ebensowenig ist festgestellt, dass die geklagte Kirche bereichert wor- 
den ist, weil zur Zeit des Abschlusses des Darlehensvertrages im 
Jahre 1795 ein rheinischer Oulden denselben Werth hatte, wie 
später ein Oulden Conventions-Münze. 

Z. 33354/11. 

^) Im Namen Seiner Majestät des Kaisers! 

Das k. k. Oberlandesgericht Wien hat in der schriftlich ver- 
handelten Rechtssache des Alfred M. Reichsgrafen von C. , Outsbe- 
sitzer in C. in Piemont, der Hedwig B. S. Oräfin v. M. in Wien 
und der Julie Adolf verwittwete Oräfin v. S. durch Dr. A. N. als 
Kläger wider Nikolaus Reichsfürsten Esterhazy v. Oalanta k. k. Käm- 
merer in Wien als Besitzers , J. N. Oraf Esterhazy von Oalantha 
k. k. Kämmerer in Wien als Fideicommiss-Gurator und Dr. L. als 
Oeklagte wegen Anerkennung des Zurechtbestandes einer Forderung 
von 210,000 fl. Osterr. W. über Appellation der Kläger und der Ge- 
klagten gegen das Urtheil des k. k. Landgerichtes Wien v. 20. No- 
vember 1891 Z. 82366 in Stattgebang der Appellation der Kläger 
und unter Zurückweisung der Appellation der Oeklagten das erst- 
ricbterliche ürtheil abzuändern und zu erkennen befunden: 

Die Oeklagten seien schuldig anzuerkennen , dass die mit den 
beiden fürstlich Esterhazy'schen Familientractaten dto. Wien 19. De- 
cember 1718 laut der Bestätigungsurkunde Sr. Majestät des röm. 
deutschen Kaisers Carl VI. dto. Wien 22. December 1718 constituirten^ 
zu Ounsten dieses Majorates gebundenen Abfindungsforderungen und 
zwar: 1) eine Forderung zu Ounsten der Anna E. damals schon ver- 
wittweten Oräfin P., dann der Oräfin Theresia E. nachmals verehl. 
Oräfin d*A. und der Franziska Oräfin E. nachmals verehl. Oräfin A» 
9l9 Tochter des am 24. März 1721 verstorbenen Michael Fürsten E, 
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mit dem Betrage von 100,000 fl. C.-Mze. — 2) eine Forderung zu 
GoDsteo der Marie Orätin B., Tochter des am 13. März 1704 ver- 
storbenen Gabriel Orafen E. mit dem Betrage von 100,000 fl. rhein., 
zusammen also mit dem Betrage von 200,000 fl. rheinisch , derzeit 
mit dem gleichen Betrage von 200,000 fl. C.-Mze. oder 210,000 fl. 
österr. W. zu Gunsten der sämmtlichen ehelichen Nachkommen der 
vorgenannten vier Töchter aus dem reichsfflrstlichen Hause Esterhazy 
als eine derzeit aufrechte Forderung an das Paul furstl. Esterbazy'sche 
Majorat unter den in den genannten beiden Familientractaten be* 
zeichneten rechtlichen Modalitäten zu Recht bestehe. 

Zugleich sei Nicolaus Fürst Esterhazy als dermaliger Besitzer 
des Majorates schuldig, den Klägern die mit Ausschluss der beson- 
ders zu vergütenden Urtheilsgebähr auf 1800 fl. bestimmten Prooess- 
kosten I. Instanz und die auf 68 fl. 51 kr. bestimmten Kosten der 
Appellation sowie der über Appellationsbeschwerde der Geklagten er- 
statteten Appellatiouseinrede binnen 14 Tagen zu bezahlen und habe 
derselbe dagegen die Kosten der Appellation der Geklagten, sowie 
der von diesen über die Appellationsbeschwerde der Kläger erstatteten 
Appellationseinrede selbst zu tragen. Hievon werden Sie zufolge Er- 
lasses des h. k. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 18. April 1892 
Z. 2214 verständigt. 

Vom k. k. Landesgerichte Wien am 26. April 1892. 

Spalier m. p. 

ad Z. 2214. Oründe. 

Durch das erstrichterliche Urtheil finden sich beide Theiie zur 
Beschwerde veranlasst etc. etc Dieselbe betrifft daher aller- 
dings nur die Währungsfrage. Was den Inhalt dieser Appellations- 
beschwerde anbelangt, so ist vorweg zu bemerken, dass sich das Ober- 
gericht weder veranlasst, noch auch berufen erachtete, auf die darin 
zum schärfsten Ausdrucke gelangte Kritik der im Zuge dieses Rechts- 
streites eingetretenen Aenderung der oberstgerichtlichen Sprnchpraxis 
und der biebei zum Ausdruck gebrachten wechselnden Begründung der- 
selben näher einzugehen, indem bei der Beurtheilung dieses einzelnen 
Rechtsfalles nur dessen rechtliche Natur und die dieselbe bedingen- 
den thatsächlichen Verhältnisse in Betracht kommen können. In 
dem concreten Falle handelt es sich allerdings um eine Geldschuld 
des fürstl. Esterhazy'schen Majorates an die bezugsberechtigten Ab- 
kömmlinge zweier Töchterlinien, welche durch den Familientractat 
dto. Wien 19. rücks. 22. December 1718 mit dem Betrage von 
200,000 fl. rheinisch festgestellt worden ist. Dieser Familientractat 

10* 
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jedoch, darch welchen die Streitigkeiten zwischen dem Fürsten 
Michael Esterhazy als Besitzer des von seinem Vater Fürsten Paul 
Esterhazy gestifteten Fideicommiss-Majorates und dem Qrafen Josef 
Esterhazy als von dem Fideicommiss-Stifter sahst. Fideicommiss- 
Besitzer und Erben einerseits and der Tochter des weiland Qrafen 
Gabriel Esterhazy, ebenfalls eines Sohnes des Paul Esterhazy, Namens 
Maria Franziska, fernere der drei Töchter des Fürsten Nie. Esterhazy 
anderei*8eits bezüglich der Ansprüche dieser Töcbterlinien anf das 
Vermögen des Fürsten Panl Esterhazy geordnet wurden, ist keines- 
wegs ein zwischen den Betheiligten in privatrechtlicher Art und 
Weise zu Stande gekommener Familienvertrag. Derselbe wurde viel- 
mehr durch eine zu diesem Zwecke von Sr. Majest&t dem Kaiser 
Carl VL als Staatsoberhaupt mit a. h. Entschliessung vom 23. De- 
cember 1715 und 5. März 1717 besonders entsendeten Minasterial- 
Commission rücks. Deputation, wenngleich nach den Vertrl^en der 
Interessenten zu Stande gebracht und über einen von der genannten 
Commission an Se. Majestät erstatteten Vortrag von AUerhöchst- 
derselben genehmigt und durch eine auf a. h. Befehl zum künftigen 
Schutze der Rechte der sämmtlichen Betheiligten ausgefertigte und 
eigenhändig signirte Urkunde dto. 23. December 1718 landesfürst- 
lich bekräftigt. Die dem fürstl. Esterhazy'schen Majorate hiedurch 
auferlegte GMdschuld gründet sich also auf einen von Kaiser Carl VI. 
in seiner Eigenschaft als Staatsoberhaupt sanctionirten fürstl. Ester- 
hazy'schen Familienvertrag, somit auf einen Akt der Krone. 

Aus dem Inhalte desselben ergibt sich ferner, dass der den 
beiden Töchterlinien für den Verzicht auf ihre Ansprüche zugewendete 
Entschädigungsbetrag von 200,000 fl. rheinisch auf eine ^ar nicht 
absehbare Zeit fideicommissarisch gebunden, an einem sicheren Orte 
investirt zu bleiben und schliesslich dem fürstl. Esterhazy'dchen Ma- 
jorate, falls es noch bestehen sollte, anheimzufallen hat. Der Betrag 
von 200,000 fl. rheinisch bildet also nur die für die Zwischenzeit 
nach dem inneren Werthe der damals bestandenen Münzen ziffer- 
mässig bestimmte Grundlage für die Berechnung der unwandelbar 
und für beständig den Töchterlinien jährlieh zu leistenden Ent- 
schädigung, welche denselben in Form von Zinsen zuzukommen hat. 
Es ist endlich unter den Parteien gar nicht streitig, dass die mit 
200,000 fl. rheinisch bestimmte Entschädigungssumme dem gleichen 
Betrage in der nachträglich gesetzlich eingeführten C.-Mze. dem in- 
neren Münzwerthe nach gleichkommt. Hiedureh ist die Beurtbeilung 
dieses Beclitsfalles und des Klagebegehrens in Ansehung des Rechts- 
grundes der fraglichen Geldschuld, deren inneren Münzwerths zur Zeit 



Die BerechntMg rheinUeher Währung in österr, Wähttmg, 149 

ihrer Entstehung, endlich bezüglich der Art und des ümfanges der 
dem ftIrstL Esterhazy'schen Majorate obliegenden Geldleistung in 
thatsäehlicher Hinsicht eine feste Grundlage gewonnen und steht 
ausser Zweifel, dass dadurch, dass Sr. Majestät Kaiser Karl VI. die 
den beiden Töchterlinien zuerkannte und sichergestellte EntschftdiguQg 
durch eine eigens zum kfinftigen Schutze ihrer Rechte ausgefertigte 
und allerhöchst signirte Urkunde verbrieft hat, die Berechtigten 
gegen allf&llige künftige Eventualitäten durch einen Akt der Krone 
gesichert und geschützt sein sollten, zumal laut dieser Urkunde auch 
die Verpflichteten fär sich und ihre Nachfolger im Majorate mit der 
Bitte um den königl. Consens zugleich die Erklärung verbunden haben, 
an ihren Verpflichtungen beilig und unwiderruflich zu halten. Es ist 
nnn ein allgemein anerkannter uatärlicher Kechtsgrundsatz , dass 
durch Aenderung der Münze eine Geldverpflichtung nach ihrem in- 
neren Werthe zur Zeit der Entstehung nicht geändert werde« Dieser 
Grundsatz hat auch im §. 988 und 989 B. G. B. und im §. 5 des 
kais. Patentes vom 27. April 1858 Nr. 63, mit welchem die neue 
österr. W. eingeführt worden ist, einen positiv gesetzlichen Ausdruck 
gefunden. Insbesondere wurde mit dem letzteren die Wertbrelation 
der neuen österreichischen Münzwährung zu der ausser Kraft ge- 
setzten C.-Mze. mit 105 : 100 festgesetzt, wornach sich die den 
Gegenstand dieses Recht^treites bildende Summe von 200,000 fl, 
rheinisch, welche als dem Betrage von 200,000 fl. G.-Mze. vollkom- 
men entsprechend durch das Patent vom 17. April 1797 gesetzlich er- 
klärt worden ist, in der österr. W. auf 210,000 fl. berechnet, daher 
das auf Anerkennung dieses Betrages gestellte Klagebegehren ge- 
rechtfertigt erscheint. Die Geklagten wenden aber dagegen ein, 
dass diese Geldschuld durch das Finanzpatent vom 20. Februar 1811 
in eine Geldverpflichtung in dem Betrage von 200,000 fl. der da- 
mals eingeführten Papiergeld- Wiener- Währung bleibend umgewandelt 
worden sei, und daher nur mehr in dem durch den §. 5. des k. Pa- 
tentes vom 27. April 1858 Nr. 68 bestimmten Werthsverbältnisse 
dieser Währung zur österr. W., also in dem Verhältnisse von 100:42 
aufrecht bestehe, indem der Münzwerth der W. W. zur G.-Mze. in 
dem Verhältnisse von 250 : 100 stationär geworden sei und in diesem 
Verhältnisse nach der kais. Verordnung vom 27. April 1858 K. G. B. 
Nr. 64 endgiltig eingelöst und ausser Umlauf gesetzt wurde. In dem 
concreten Falle war aber weder geboten, noch erschien es hier für die 
Judicatur auch nur erspriesslich , auf die Begründung dieser in der 
Theorie und Praxis viel umstrittenen Rechtsauffassung näher einzu- 
gehen, nachdem dem Gerichte in §. 7 b. G. B. die Kichtschnur da- 
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hin gegeben ist, den seiner Judicatur zu unterziehenden speciellen 
Falli wenn derselbe aus dem Gesetze zweifelhaft bleiben sollte, mit 
Hinsicht auf die gesammelten und reichlich erwogenen ümst&nde 
nach den natürlichen somit allgemein anerkannten Bechtsgrunds&tzen 
zu entscheiden. Es wflrde daher genfigen, darauf zu verweisen, dass 
fflr die Umrechnung der ursprünglichen Geldschuld per 200,000 fl. 
rheinisch in die Osterr. W. das Verhftltniss von 100 : 105 das positive 
Gesetz vom 27. April 1858 Nr. 68 §. 5. und der seit jeher allge- 
mein anerkannte Bechtsgrundsatz , dass durch eine Münzändemng 
eine Aenderung des inneren Werthes der Geldschuld, welchen diese 
zur Zeit der Gonstituirung in der bestandenen Münze hatte, nicht 
einzutreten hat. Es ist aber auch die Behauptung der Geklagten, 
dass durch das Patent vom 20. Februar 1811 überhaupt alle damals 
bestandenen Geldschulden ohne weiters in Schulden der Wiener 
Währung umgewandelt und hiedurch allen Eventualitäten dieser 
Papiergeldwährung unterworfen wurden, abgesehen davon, dass die- 
selbe in dem Patente keinen positiven Anhalt findet, durch die dem- 
selben nachgefolgten Thatsachen wenigstens theilweise widerlegt. 
Die Geklagten haben mit Rücksicht auf den Wortlaut dieses Patenies 
selbst zugeben müssen, dass bei dessen Erlassung der Gesetzgeber 
nicht beabsichtigt habe, zum unterschied und im Gegensätze zu der 
damals bestandenen Währung in C.-Mze. eine ganz selbstständige 
neue Währung zu schaffen, dass vielmehr die Absicht desselben 
darauf gerichtet war, das auf die Conventions-Münze lautende neu 
geschaffene Papiergeld, welches die neue W. W. zu bilden hatte, 
in C.-Mze. wieder einzulösen, dass jedoch diese Absicht durch die 
nachträgliche Werthsverschiebnng zwischen der Metallmünze und dem 
W. Wgs.- Papiergelde nicht erfüllt werden konnte. Dem ist jedoch 
entgegen zu halten, dass der Gesetzgeber durch das Patent v. 1. Juni 
1816, also zu einer Zeit, wo die Devalvation des Papiergeldes bereits 
eingetreten und die W. Wgs.- Papiergnlden demonetisirt waren, die 
Einlösung dieses Papiergeldes und die Zurnckführung der Geld- 
circulation auf das in C.-Münze ausgeprägte Metallgeld angeordnet 
hat. Zu diesem Zwecke wurden auch nachträglich eine Reihe von 
Verfügungen getroffen, durch welche Geldzahlungen, die nach dem 
Patente vom 20. Februar 1811 in W. W. geleistet wurden und an- 
genommen werden mussten, selbst während des Bestandes der Wiener 
Währung auf die G.-Mze. zurückgeführt worden sind. Es genügt zu 
diesem Behufe auf das kais. Patent vom 21. März 1818 zu verweisen, 
durch welches zu Gunsten der älteren Staatsgläubiger die Zurück - 
führung der Verzinsung jener Obligationen, welche durch das Patent 
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vom 20. Febroar 1811 aaf die Hälfte des darin bestimmten Zins* 
fasses und auf die Zahlung dieser Zinsen in W. Whrg. reducirt wor- 
den war , im Wege der Verlosung auf die ursprüngliche Verzinsung 
in C.-Mze. rerffigt wurde. Hieraus folgt, dass der Gesetzgeber be- 
reits damals eine bleibende Umwandlung der Geldschuld des Staates 
in eine solche der W. Whrg. perborrescirt und Massregeln getroffen 
hat, um die nachtheiligen Folgen der Einffihrung der W. Whrg, für 
die Staatsgläubiger allmälig zu beheben. Bbenso wurde bereits seit 
dem 1. November 1818 die gleichmässige Bezahlung der Gehalte in 
Metallmünze für die aus dem Gameral- und Bancalfonde und aus 
verschiedenen Gefällskassen bezahlten Beamten im gesammten öster- 
reichischen Eaiserstaate eingeführt. Durch das Hofcanzleidecret vom 
4. November 1821 wurde die Zahlung aller statusmässigon Bezüge, 
als Besoldungen, Pensionen, Congrua, Adjuten u. s. w. , inso- 
weit sie noch in Papiergeld bezahlt wurden, auf gleiche Weise wie 
die Cameralbezüge in ihrem ursprünglichen Ausmasse in Metall- 
münze und nur bezüglich der veränderlichen Auslagen die Umsetzung 
der Metallmünze nach dem Gurse von 250 angeordnet Auch das 
Hofcanzleidecret vom 4. Februar 1821 Z. 2587 verordnete, dass den 
Landgeistlichen, welche ihre Besoldungen aus staatsherrschaftlichen 
Renten beziehen, insoferne dieselben schon vor dem Jahre 1799 oder 
nach den Dominicalpreisen auf unwandelbar für beständige Zeiten 
fixirte Beträge festgesetzt wurden, diese Bezüge in Metallmünze zu 
bezahlen. Ebenso wurde durch andere Verordnungen in Ansehung 
von Geldzahlungen an den Staat oder an Privatpersonen die Zahlung 
der Schuldigkeiten in dem bisherigen in W. Whrg. bezahlten Ausmasa^ 
in der C.-Mze. oder in Banknoten nach ihrem vollen Nennwerthe 
verordnet. Alle diese von dem Gesetzgeber zu einer Zeit getroffenen 
Verfügungen, in der das demonetisirte Papiergeld und die W. Whrg. 
bestand, beweisen, dass die durch das Patent vom 20. Februar 1811 
eingeführte Papiergeld- Wiener-Währung nur eine in den damaligen 
finanziellen Schwierigkeiten begründete , jedoch vorübergehende 
Finanz-Massregel war und dass nicht alle damals bestandenen Geld- 
verpflichtungen in solche der W. Whrg. bleibend umgewandelt und 
hiedurch allen Zufälligkeiten dieser Währung unterworfen wurden. 
Wenn man daher selbst annimmt, dass die Einwendung der Ge- 
klagten bei gewöhnlichen Privatschulden begründet sei, so kann die- 
selbe doch nicht auf den gegebenen Fall ausgedehnt werden, in welchem 
der Schuldbetrag von dem damaligen Staatsoberhaupte in dieser seiner 
Stellnng unwandelbar für beständige Zeiten festgesetzt, durch einen 
Akt der Krone gesichert und geschützt worden ist and auch von den 
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Verpflichteten als unverbrüchlich und unwidermflieh derart anerkannt 
wurde, dass jede Zurückziehung oder Widerruf dieses immerwähren- 
den Vertrages oder Vergleiches die Strafe der ewigen Verläamdnng 
(perpetua calumnia) nach sich ziehen würde. Mit Rücksicht auf 
diese zu erw&genden Umstände und mit Rücksicht darauf, dass das 
von den Töchterlinien für die fragliche Entschädigung oder Ab- 
findung geleistete Aequivalent noch derzeit dem Majorate und dessen 
Besitzer zu Gute kommt, lässt sich eine im Sinne der Geklagten ge- 
fällte Entscheidung, deren Wirkung mit Rücksicht auf die Person 
der Kläger über die <lrenzen dieses Staates hinaus empfunden würde, 
wohl nicht durch den Hinweis auf den §. 3 der kais. Verordnung vom 
27. April 1858 rechtfertigen, weil die blosse Thatsache, dass während 
des Bestandes der W. Whrg. die Zinsen der fragKchen Geldschuld 
in dem auf Vs des Neunwerthes gesunkenen Papiergdde bezahlt wur- 
den , keineswegs den weiteren Schluss gestattet , dass auch die For- 
derung selbst für alle Zukunft auf W. Whrg. laute und daher der 
§. 5. des Patentes vom 27. April 1858 Nr. 63 zur Anwendung kom- 
men, insoweit die Werths- Relation der W. Whrg. zur österr. Whrg. 
mit 100 : 42 bestimmt worden ist Die dieefällige Einwendung der Ge- 
klagten war daher zurückzuweisen und in Stattgebung der Appellation 
der Kläger das erstrichterliche Urtheil dahin abzuändern, dass dem 
Klagebegehren vollinhaltlich entsprochen werde. 

Demzufolge waren gemäss §. 24 und 26 des Gesetzes vom 
16. Mai 1874 Nr. 69 R. G. B. und §. 426 a. G. 0. den Klägern 
die Kosten der beiden Instanzen im vollen Umfange zuzusprechen. 

Wien am 13. April 1892. 

k. k. Landesgericbt in Civilrechtssachen 

Wien. 
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VIII. 
Literatur Ober die ungariseiie Wegtaufenfrage 

besprochen Ton L, Sajö. 

1, T^ekosdsid 00 dkeresztdesi ügyhen. Jrta Dr. Pannonius. 
Esstergom, Buedroviis. 1892. SrÜ. 44 L Ära 30 hr. (Zur 
Orientirung in der WegtaufenangelegenheU. Von Dr. Fan- 
rnnius. Esstergom. 1892. 8. 44 S. Preis 30 hr.J. 

Vorliegende Schrift ist aas der Feder eines tflchtigen Caneni-* 
steti geflossen und bietet aus Anlass der Badgei- Verhandlungen des 
CuUusministeriams eine eingebende Orientirung in dieser vielbe- 
sprochenen Frage. 

Nach einer kareen Einleitung, in welcher die Unhaltbarkeit des 
jetzigen Zustandes mit markanten Zflgen geschildert wird, erörtert 
der Verfasser in §. 1. die Lehre der kath. Kirche über die Ehe, wo 
insbesondere hervorgehoben wird, dass die Ehe ihrem inneren Wesen 
nach ein Gontract ist, aber kein bürgerlicher Contract, sondern 
ein Contractus naturalis und bei den Christen ein Contractus reli-^ 
giosus, welchen der göttliche Heiland zum Sacramente erhoben hat. 

Hierauf wird in §. 2. die kirchliche Lehre von den gemischten 
Eben besprochen, wo einerseits hervorgehoben wird, dass eine Misch- 
ehe, sofern kein canonisches Hinderniss vorliegt, eine wahrhaft christ- 
liche, somit giltige Ehe und wahres Sacrament sei. Andererseits 
wird darauf hingewiesen, dass die Kirche die Mischehen stets ver- 
bot, und nur unter gewissen Bedingungen, welche sich namentlich 
auf die Sicherstellung des Glaubens der kath. Ehehälfte, sonach auf 
die Sicherstellung der kath. Erziehung s&mmtlicher Kinder, endlich 
auf das ernste Bestreben der Bekehrung des nicht kath. Theiles be- 
ziehen. Diejenigen, die diese Bedingungen entweder nicht erfüllen 
wollen oder nicht können, müssen sich mit der assistentia passiva 
begnfigen. 

In §. 3. wird die Geschichte der Mischehen in Ungarn seit dem 
Eindringen des Protestantismus bis zum Jahre 1868 geschildert, wo 
namentlich betont wird, dass die Protestanten auf Grund des Gesetz- 
artikels XX. vom Jahre 1848, in welchem die Gleichheit und Wech- 
selseitigkeit aller Confeesionen ausgesprochen wird, mit Hintansetzung 
der gegentheiligen gesetzlichen Bestimmungen sich das Recht zueig- 
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neteD im Falle, dass der Vater sich zur protestantischen Confession 
bekannte, alle Kinder in der protestantischen Religion zu erziehen. 
Hierauf wird in §. 4. die Gesetzgebung vom Jahr 1868 ein- 
gehend besprochen und namentlich auf die Absurditäten hingewiesen, 
welche der sogenannte Uebertritts- Paragraph (§. 8.) in Bezug auf 
die Giltigkeit und Auflösbarkeit der Ehe hervorgerufen hat. Ed wird 
gewiss stets ein Unicum der Bechtsgeschichte bleiben eine solche 
Institution, wonach eine und dieselbe Ehe für den einen Theil der 
Eheleute f&r giltig, f&r den andern Theil ungiltig, gelöst und nicht 
gelöst betrachtet wird! 

In den §§. 5. und 6. werden das Strafgesetz (§. 53» art. XL. 
1879) in seiner verfehlten Anwendung und die Verordnungen des 
Ministers Trefort vom 11. Juli 1884 Z. 24,727 und des Ministers 
Gr. V. Gs4ky vom 26. Februar 1890 Z. 10,086 sammt ihren un- 
heilvollen Consequenzen erörtert, die Lage des Euratklerus, die 
bischöflichen Conferenzen und die an den verewigten Cardinal und 
Fdrstprimas Simor aus Born ergangenen Decrete besprochen. 

Nach einem Hinweise auf die Unzulänglichkeit und Unzweck- 
roässigkeit der Cs&ky'schen Verordnung, womit es der Regierung 
nicht gelungen ist, die Herausgabe der Taufscheine vom kath. Klerus 
zu erzwingen, schliesst der Verfasser damit, dass das Gesetz vom 
J. 1868 revidirt werden solle und zwar in dem Sinne , wonach es 
dem Gewissen der Eltern anheimgestellt werden aolle, in welcher 
Religion sie ihre Kinder erziehen wollen. 
2. Ae elkeressftdesi ügy, vagyis a Magyarorsangon fdmerüU 
ugyneveaett ^dkeresMtelesi<t kSrdes mikenii hdyes megolddsähojs 
vegetö egyediäi expediens. Irta Dr, Loutran Agoston^ Sa, Agos- 
tanrol nevezeU Kalocsai ee, apdt, nagyvdradi gor. seert. IccUh. 
Kanonok. Nagyvdrad. 1892. 8rH. 14 l (Die WegkLufen- 
angelegenheü oder die einzig richtige Lösung der in Ungarn 
entstandenen sogenannten Wegtaufenfrage. Von Dr. Augustin 
Lauran, tit* Abt S. Augmtini de Colocsa^ griech.'kath. Dom- 
herr in Qrosswardein. Grosswardein. 1893. 8. 14 8J. 
Der Verfasser setzte seine Ansichten über die Lösung der Weg- 
taufenfrage in einem dem königl. Ungar. Gultus- und Unterricbts- 
rainister Gr. v. Csäky unterbreiteten Memorandum auseinander, und 
fand sich bewogen, um denselben auch in weiteren Kreiwen Ver- 
breitung zu verschaffen, das an den Minister gerichtete Memorandum 
in Druck zu legen, und die darin enthaltenen Ideen, wie es eben das 
Bedurfniss eines grösseren. Leserkreises es erheischt, des Weiteren zu 
entwickeln und zu begründen. Dem Memorandum wird somit eine 
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karze Einleitung voraasgeschickt und folgt die ausführlichere Mo- 
tivirung nach. 

Dr. Lauran vertritt auch in diesem Memorandum bezw. in 
dieser Broschüre seine zu mebrenmalen sowohl in der Tagespresse 
als in selbständigen Schriften veröfTentlichte Theorie, wonach der 
ganze soviel Unheil angestiftete Gesetzartikel LIII. vom Jahre 1868 
eigentlich mit der kath. Kirche gar Nichts zu schaffen habe und nur 
Unduldsamkeit einerseits, Unverstand und Sorgenlosigkeit andererseits 
hätten es dahin gebracht, dass die Bestimmungen dieses Qesetzes 
auch auf die kathol. Kirche und deren Glaubensgenossen bezogen 
wurden. 

Die kathol. Religion in Ungarn ist noch immer gesetzlich die 
Staatsreligion des Landes, deren Beziehungen zu den gesetzlich im 
Lande recipirten christlichen Oonfessionen durch den Wiener und 
Linzer Frieden, durch das Gesetz vom Jahre 1790/1, 1844 und an- 
dere Gesetze und gesetzliche Normen geregelt wurden. 

Nachdem diese Gesetze und gesetzliche Normen durch keinen 
gesetzgeberischen Akt abrogirt sind, haben dieselben auch heute 
noch volle Kraft und Geltung. Es war demnach kein Beddrfniss 
vorhanden, die Beziehungen zwischen der kath. Kirche und den ge- 
setzlich recipirten christlichen Oonfessionen zu ordnen, wohl aber war 
es nothwendig, die wechselseitigen Beziehungen zwischen den gesetz- 
lich recipirten christlichen Oonfessionen zu regeln und zwar das umso- 
mehr, da diese Beziehungen nicht nur bis dahin gesetzlich nicht geregelt 
waren, sondern da inzwischen auch neue Oonfessionen recipirt wur- 
den. Diesem Bedürfnisse steuerte die Gesetzgebung vom Jahre 1848, 
indem dieselbe in §. 2. des Gesetzartikels XX. die gegenseitige Gleich- 
heit und Wechselseitigkeit der gesetzlich recipirten Oonfessionen aus- 
sprach. Dieser Paragraph lautet folgendermassen : »In Bezug auf 
alle in diesem Lande recipirten Beligions-Oonfessionen, ohne jegliche 
Ausnahme, wird vollkommene Gleichheit und Wechselseitigkeit fest- 
gestellte Und das Gesetz vom Jahre 1868 basirt eben auf dem Ge- 
setzartikel XX. vom Jahre 1848 und leitet seine Verordnungen aus 
diesem Gesetze ab, so dass eben der Gesetzartikel LIU. vom Jahre 
1868 nichts anderes ist als eine detaillirte Auseinandersetzung und 
Durchführung des in §. 2. des Gesetzartikels XX. vom Jahre 1848 
ausgesprochenen Principes. Dass das Gesetz vom Jahre 1868 auf 
die kath. Kirche nicht bezogen werden kann , leuchtet auch aus der 
Ueberschrift dieses Gesetzes ein. Es lautet nämlich die Ueberschrift 
des Gesetzes folgendermassen : »Gesetzartikel LIII. über die Wechsel- 
seitigkeit der gesetzlich recipirten christlichen Oonfessionen .^ 
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Nachdem der Verfasser zur BegrUndaag seiner mitgetheilten 
Ansichten auch auf einzelne Bestimmungen der genannten Gesetze 
eingeht und mit gificklicher Gombination diese Bestimmungen mit 
seiner Theorie in Harmonie bringt, schliesst er damit, es wäre dem 
Minister ein Leichtes, die Wegtaufenfrage mit einer Bectiflcirung der 
gemeingültigen Auflbssung des nngläckseligen Oesetzartikels zu lösen : 
es bedärfe blos der Erklärung, derselbe beziehe sich gar nicht auf 
die kath. Kirche, nachdem die kathol. Religion noch immer Staats- 
religion ist. 

Das Memorandum und die Broschüre wird för den Kirchen- 
rechtshistoriker auch einen Beitrag liefern zur Beurtheilung der bona 
fides, mit welcher der Minister Graf v. Gs&ky in der Wegtautenfrage 
Torgegangen ist. 
3. Ag dkeresMtelesi Jdrdes megoldAsdril. Irta: Idem. Budapest, 
Aihenamm. 1892. 8. 42 l Ära 40 kr. (üeber die Lö9ung 
der Wegtaufmfrage. Van Idem. Budapest, Athenaeum. 1892. 
8. 42 8. FMs 40 hr.). 

ßine aus liberaler Feder geflossene Schrift, welche den religiösen 
Indiffereittismus in Ungarn nicht nur geschfttzt und gesichert zu sehen 
wünscht, sondern im grossen Ganzen denselben auch iu's Leben ein« 
geführt und verwirklicht sieht zu grosser Ehre der Humanität und 
als einen preiswfirdigen Erfolg der die Geroüther und Geistesrichtungen 
nivellirenden Civilisation ! 

Das interconfessionelle Gesetz aus dem Jahre 1868 hat die in 
Mischehen lebenden Eheleute, so auch die aus diesen Ehen entspros* 
senen Kinder und überhaupt alle interessirten Parteien befriedigt 
Der §. 12. des Gesetzartikels LIIL 1868, wonach die männliche 
Nachkommenschaft in der Religion des Vaters, die weibliche in der 
der Mutter getauft (?) und erzogen werden sollte, war endlich nach 
den heiligen Kämpfen der 30er und 40er Jahre das Palladium des 
häuslichen Friedens und der ehelichen Eintracht geworden. Dieser 
Friede wurde durch die Einmischung der Seelsorger in die tiefsten 
Familienangelegenheiten gefährdet, da sie die Einsegnung der Ehe von 
dem Gelöbnisse der Nupturienten , alle Kinder in der Religion des 
Seelsorgers taufen und erziehen zu lassen, abhängig machten. Man 
verlangte nicht mehr schriftliche Reverse, sondern es genügte das 
mündliche Versprechen vor zwei Zeugen, und die Nupturienten kamen 
in die peinlichste Nothlage, entweder das verlangte Versprechen ab* 
zugeben oder sich mit der sogenannten passiven Assistenz in einer 
mit Tabakrauch gesättigten Stube unter den profansten Verhältnissen 
in dem feierlichsten Momente des Lebens zu begnügen. 
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Mao muss den kathol. Geistlichen nicht glauben , es ständen 
dogmatische, namentlich von einem Ocumenischen. Concile rührenden 
Hindernisse im Wege, welche ihnen die Herausfolge der Taufscheine 
an die zuständigen nicht katholischen Seelsorger unmdgUch machen 
ifürden ; im Oegentheil können sie dem Ministerial-Erlass vom 26. Fe- 
bruar 1890 nur deshalb nicht entsprechen, weil sie sich bei Abnahme 
des Gelöbnisses von Seite der Nupturienten, demzufolge alle Kinder 
in der kath. Kirche getauft und in der kath. Religio^ erzogen wer* 
den sollen, eben für die kath. Erziehung der beiderseitigen Kinder 
engagirt haben und nun ohne inconsequent zu werden, daran fest- 
halten müssen. 

Idem meint, die Kinder seien kein ausschliessliches Eigenthum 
der Eltern und darum hätten die in einer Mischehe lebenden Eltern 
ebensowenig ein ausschliessliches Recht zu bestimmen, in welcher der 
beiden elterlichen Religionen die Kinder erzogen werden sollten, wie 
es ihnen überhaupt nicht eingeräumt werden könne, dass sie ihre 
Kinder in einer Religion erziehen, zu der sich weder die eine noch 
die andere Ehehälfte bekennt. In der Voraussetzung aber, dass auch 
der Staat in die Regelung dieser Frage mit einzusprechen habe , so 
sei die Regelung, wie sie durch §. 12. des Gesetzartikels LIII. vom 
Jahre 1868 vollzogen wurde, die natürlichste, einfachste und ge- 
rechteste, und somit müsse das besagte Gesetz unverändert aufrecht 
erhalten werden. 

Nachdem aber dieses Gesetz eine lex imperfecta ist, so müsse 
die Regierung darüber mit sich selbst einig werden, ob sie ien §. 12. 
einmal vollziehen will, und dann ob sie die Vollstreckung dieses 
Paragraphen durchzusetzen vermag? Ist es ihr nicht möglich, das 
Gesetz in seiner ganzen Ausdehnung zu vollziehen, dann soll sie so- 
viel tliun und die Frage insoweit regeln, als es eben geht. 

Mit Bezugnahme darauf, dass das Princip von dem natürlichen 
Rechte der Eltern über die Erziehung der Kinder frei verfügen zu 
dürfen, in neuester Zeit nnstreitig viel Verbreitung gefunden hat, 
soll es den Nupturienten verschiedener Confessionen freistehen, vor 
Schliessung der Ehe in einer notariellen Urkunde die Religion zu 
bestimmen, in welcher sie ihre Kinder erziehen lassen wollen, für 
diejenigen aber, die eine solche üebereinkunft vor einem kgl. Notar 
nicht getroffen haben, soll die Bestimmung des §. 12. unwandelbar 
und unveränderlich aufrecitt erhalten werden; zugleich müsse jedoch 
gesetzlich bestimmt werden, dass Reverse über die Kindererziehung, 
so dieselben vor den Seelsorgern, welch immer Confessionen abge- 
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geben werden sollen, jeder gesetzlichen Kraft und moralischen Wirk- 
samkeit entbehren. 

Es war ein Fehler, gibt Idero zu, die sogenannte Wegtaufe zu 
einer Uebertretnng zu stempln , welche mit einer zweimonatlichen 
Haft und einer Geldbasse von 800 fl. geahndet wird. Dadurch gab 
man Anlass zu einem wohlfeilen Martyrium ohne das, was man be- 
zweckte, erreicht zu haben oder auf diesem Wege erreichen zu kön- 
nen. Darum mOssen sowohl §. 53. des Strafgesetzbuches fGir üeber- 
tretungen als auch der MinisteriaUErlass vom 26. Februar 1890 
fallen gelassen werden ; sollten aber trotzdem Wegtaufen vorkommen, 
so solle der zuständige Seelsorger das Recht haben, darüber die An- 
zeige bei dem zuständigen Civilgerichte zu machen, und dieses wäre 
verpflichtet, nach summarischem Verfahren in der Angelegenheit ein 
meritorisches Urtheil zu fällen. 

Als letztes Remedium für den Fall, dass die Rathschläge des 
anonymen Idem dennoch nicht ausreichen würden, namentlich im 
Falle einer passiven Renitenz von Seite der Seelsorger, ob den ge- 
mischten Ehen oder den aus gemischten Ehen entsprossenen Kindern 
gegenüber, solle die Gesetzgebung die Civilraatrikel einführen. 

Nachdem der Schreiber dieser Broschüre den dogmatischen und 
moralischen Standpunkt der kath. Kirche in Hinsicht der Mischehen 
und der Erziehung der aas solchen Ehen geborenen Kinder nicht 
kennt, kann die Broschüre weder zur Beruhigung der Gemfither, 
noch zur Lösung der schwebenden Frage erheblich mitwirken. 
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IX. 
lieber kirchliche Umlagen in Preussen. 

(Kirchl. Amtsanzeiger für die Diöcese Trier 1892 Nr. 8.) 

Das preussische Einkommensteuergesetz vom l. Jali 1891, wel- 
ches am 1. April 1892 in Kraft getreten ist, enthält mehrere Vor- 
schriften, welche für die kirchlichen Umlagen von Bedeutung sind. 

1. Zunächst ist der Unterschied der Einkommen- und Klassen- 
Steuer weggefallen. Wenn Umlagebeschlüsse der kirchlichen Organe, 
diese staatliche Steuer zur Grundlage nehmen, so dürfen sie nunmehr 
nur darauf lauten, dass die kirchlichen Umlagen nach dem Massstabe 
der Einkommensteuer erhoben werden sollen. 

2. Gemäss dem bisher geltenden Gesetze vom 25. Mai 1873 
(§. 9, a) konnten zu den kirchlichen Umlagen, wenn diese nach der 
Klassensteuer auf die Gemeindemitglieder vertheilt wurden, auch die- 
jenigen Personen herangezogen werden, deren jährliches Einkommen 
weniger als 1200 ■% betrug, sofern sie nicht durch öffentliche Armen- 
pflege eine fortlaufende Unterstützung erhielten und zwar nach einem 
für Haushaltungs- , wie für Einzelnsteuernde geltenden fingirten 
Klassensteuersatze von 1 i% 50 /^ jährlich. Diese Bestimmung ist 
nunmehr ersetzt durch §. 74. des Einkommensteuergesetzes, welcher 
lautet, wie folgt: 

§, 74. Sind zu den Beiträgen und Lasten, welche communale 
und öffentliche (Schul-, Kirchen- u. s. w.) Verbände nach dem Mass- 
stabe der Einkommensteuer aufzubringen bezw. zu vertheilen haben, 
Personen mit einem Einkommen von nicht mehr als 900 •% heran- 
zuziehen, 80 erfolgt deren Veranlagung auf Grund nachstehender 
fingirter Normalsteuersätze: 

bei einem Jahreseinkommen 
von mehr als bis einschliesslich 

— •% 420 .% '/s <^/o des ermittelten steuerpflich- 

tigen Einkommens bis zum Höchst- 
betrage von 

1,20 ik 

-420 JU^ 600 J^ 2,40 „ 

660 „ 900 „ 4,- „ 

Die vorbezeichneten Personen können, wenn die Deckung des 

Bedarfs des betreffenden Verbandes ohne deren Heranziehung ge- 
sichert ist, von der Beitragspflicht entbunden oder mit einem ge- 
ringeren Procentsatze als das höhere Einkommen herangezogen wer- 
den ; ihre Freilassung mnss erfolgen, sofern sie im Wege der öffent- 
lichen Armenpflege fortlaufende Unterstützung erhalten. 
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X. 
Rechtsgrundsätze der Entscheidungen deutscher Gerichtshöfe. 

Mitgetbeilt ron M. v. Oesfeld, Reg.-Afseasor •. D. tn B«rlin. 

1. Deutsches Reich. 

Entscheidung des Reichsversicherungs-ÄnUes v. 29, Februar 1892, 

(Die Solbttrerwaltang 1892 S. 814 f.) 

Versicherungspflicht eines katholischen Organisten als Oehüfe 
der Kirchengenieinde im Sinne des §. 1. Nr. 1 des Invaliditäts- etc. 
Qesetees. Ein an der katholischen Kirche einer kleinen Stadt mit 
einem Jahreagehalt von 840 ■% einschliesslich aller Nebeneinnahmeu 
angestellter Organist ist als ein Gehilfe der Eirchengemeiude im 
Sinne des §. 1. Nr. 1 des Invaliditftts- nnd AlterSYerticfaernngsge- 
setzes anzusehen und in Folge dessen seine Rentenberechtignng an- 
zuerkennen. 

n. Prenssen. 

A, Entscheidlungen des Ober^VerwaUungsgerichts. 

(PreoM. yerwalt.-Bl. Bd. XIII. S. 118 f.) 

Sddesisehes Elementarschulrecht. Beitragspflicht der Dominien 
und rustiealen Interessenten nach den Schlesischen Schulreglements. 
In Ermanglung der thatsächlichen Voraussetzungen ffir die Anwend« 
barkeit des katholischen Schulreglements auf evangelische Schulen 
in Busammengeseteten Schulverhänden regelt sich deren Unterhaltung 
in Schlf^sien nach dem A. L. R. (§§. 29 ff., II 12), welches dem 
Gutsherrn des Schulorts principale Beiträge zur Lehrerbesoldung nicht 
auferlegt. 

Entseheidang des I. Senats vom 10« September 1891. 
(Die Selbstverwalt. 1892 S. 41 f.) 

Communßder Begräbnissplaiss als öffentliche Gemeindeanstalt. 
Ein communaler Begräbnissplatz ist eine öffentliche Gemeindeanstalt. 
Es hat mithin jedes Gemeindemitglied als solches auf das Begrab- 
niss daselbst Ansprach, der event. aus §. 34. des Preass. Zuständig- 
keitsgesetzes vom 1. August 1888 zur Geltung gebracht werden kann. 
Ein Gemeindebeschluss , die Selbstmörder in einer Reihe für sich zu 
begraben, verstösst ebensowenig wider das Recht, als z. B. die An- 
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Ordnung, die Leichen Erwachsener und Kinder in gesonderten Reihen 
beizusetzen. 

Entscbeidnog des IL Senate Tom 6. Mfirz 1891. 

(Entscheid. Bd. XXI. S. 105 ff.) 

RedUiiche Stellung der römisch-katholischen Kirche im Oett" 
ungsbereiche der Pommerschen Kirchen-Ordnung in Ansehung der 
Pflicht^ CammunaU Realabgaben von den Diensthäusem der Pfarrer^ 
Küster und Lehrer sowie von den für den öffenttichen Unterricht 
bestimmten Crebäuden eu entrichten. Die aber die Besteuerungsf&hig- 
keit des Kirchen- und Pfarrvernnögens handelnden Bestimmungen 
der Pommerschen Kirchen-Ordnung vom Jahre 1535 sind hier ohne 
Bedeutung; sie betreffen die katholische Kirche und deren Güter 
nicht; ihr Inhalt ist auch durch Artikel 16 der Deutschen Bnndes- 
akte oder Artikel 12 ff. der Preussischen Verfassungs- Urkunde oder 
durch das Patent vom 30. März 1887 kein anderer geworden. Da- 
durch, dass in jenen Grundgesetzen den darin genannten Kirchen in 
den Staaten des vormaligen Deutschen Bundes und beeügl. im Preus- 
sischen Staate gewisse Elechte gewährleistet sind, haben die pro- 
vinziellen und localen Ordnungen, soweit sie nicht eine Verküm- 
merung jener Rechte darstellen, keine Aenderuug erfahren. Eine 
solche Verkümmerung ist aber in dem Mangel einer Ausnahmestel- 
lung, wie sie hier bezüglich der Dienstwohnungen der lutherischen 
Geistlichen und Kirchendiener anerkannt worden ist, nicht zu er- 
blicken. 

Entscheidung des IV. Senats rom 29. Mal 1891. 
(Preoss. Verwalt.-Bl. Bd. XIII. S. 282.) 

Anlegung von Kolonien nach dem für die Provinz Hannover 
geltenden Becht, Anforderungen, welche sich auf die Regelung der 
Gemeinde, Kirchen- und Schulverhältnisse der Kolonien beziehen, 
können von den betheiligten Gemeinden nur bei der Autsichtsbehürde 
verfolgt werden. 

Entscheidung des I. Senats vom 19. Deeember 1891. 
(Die Selbstrerwaltang 1892 S. U9.) 

Unterhaltung der Schule von den Hausvätern und nicht von 
der Oemeinde. Ist eine Schule als eine öffentliche erst mit der nach 
Verkündigung des katholischen Scfaulreglements erfolgten Einführung 
des ersten evangelischen Lehrers eingerichtet, so bestimmt sich ihre 
Unterhaltung nicht nach dem katholischen Schulreglement, sondern 
nach den landrechtlichen Bestimmungen, d. h. die Schule war gesetz- 
lich von den Hausvätern und nicht von der Gemeinde zu unterhalten. 

ArehW Ar Kirchenreoht. LXVIII, H 
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Entscheidung des I. Senats Fom 21. November 1891. 
(Prenss. Verwalt-Bl. Bd. XIII. S. 375 ff.) 

Regelung des ReligionsurUerrichts. Zuständigkeit der Behörden. 
Die Regelung des Religionsunterrichts bildet nicht einen Theil der 
staatlichen Ordnung des Unterrichtswesens, sondern einen Theil der 
inneren Ordnung der Kirchen- oder sonstigen Religionsgesellschaften, 
auch derjenigen, welche Eörperschaftsrechte nicht besitzen und als 
Vereine mit dem Zwecice der Einwirkung auf öffentliche Angelegen- 
heiten gelten« — Für den Schutz der äusseren kirchlichen Ordnung 
ist lediglich die Landespolizeibehörde zuständig; ähnlich ist auch die 
Fürsorge für die Erhaltung der Ordnung im Unterrichtswesen aus- 
schliesslich den Schulabtheilungen der Regierungen, in höherer In- 
stanz dem Cnltusmin ister übertragen und es findet nur in den ge- 
setzlich besonders bestimmten Fällen z. B. bei Schnlversäuranissen 
eine Mitwirkung der Polizeibehörden statt, so dass diese (falls sie 
nicht von der Schulaufsichtsbehörde zur Erzwingung der Anordnungen 
und Androhungen dieser requirirt worden sind) zum selbstständigen 
Einschreiten gegen unbefugtes Ertheilen von Privatunterricht nur 
dann berechtigt erscheinen können, wenn mit dieser Verletzung der 
Ordnung des Unterrichtswesens ausnahmsweise zugleich eine allge- 
meine Störung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit verbunden sein 
sollte. 

B. Entscheidungen des Kammergerichts. 

Beschlösse vom 22. November 1890 und 1. April 1891. 
(Zeitschr. f. Franz. Civilrecht Bd. XXII. S. 438.) 

Religiöse Erziehung unehdicher Kinder. §. 642. II. 2. A. L. R's, 
wonach uneheliche Kinder in dem Glaubensbekenntnisse der Mutter 
zu erziehen sind, ist in dem Gebiete des rheinischen Rechts nicht • 
anwendbar, weil diese Vorschrift in der Rheinprovinz nicht einge- 
führt worden ist. Der Code Napoleon enthält keine ausdrückliche 
Vorschrift in der hier fraglichen Richtung und nach der Auffassung 
hervorragender Autoritäten ist die Bestimmung des religiösen Unter- 
richts des Kindes ein keineswegs durch die Religion des Vaters oder 
der Mutter absolut vinculirter Theil des allgemeinen Erziehungs- 
rechts, welches im Falle einer Vormundschaft dem Vormunde unter 
Aufsicht der vormundschaftlichen Behörde obliegt. {Phüippi^ Die Vor- 
mundschaft in d. Pr. Rheinprov. 2. Aufl. S. 16). Die Erziehung un- 
ehelicher Kinder in der Religion ihrer Mutter ist für die Rheinpro- 
vinz auch nicht durch ein sonstiges Gesetz vorgeschrieben oder aus 
einem absolut durchgreifenden Rechtsgrundsatze abzuleiten. Es kommt 
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daher im einzelnen Falle auf die thatsächlichen Verhältnisse an, ob 
die Unterweisung des unehelichen Kindes in der evangelischen oder 
katholischen Religion im wahren Interesse desselben als geboten er- 
scheint. 

m. Bayern« 

Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes. 

Entscheidang des I. Senats vom 23. December 1890. 

(Samml. von Entscheid. Bd. XIL S. 442.) 

Religiöse Ergiehung der ausserehelichen Kinder. Die der aus- 
serehelichen Mutter über ihre Kinder durch das Preussische Land- 
recht eingeräumte Erziehungsgewalt wird durch die Specialbestim- 
mnng im Thl. II. §. 642. dieses Gesetzes dahin eingeschränkt, dass 
diese Kinder bis zum geendigten 14. Lebensjahre in dem Glauben 
der Mutter zu erziehen sind. — Ges. vom 8. August 1878 Art. 8 
Nr. 4; II. BeiL z. Verfassungsurkunde §. 21. 

Entscheidung des I. Senats vom 21. Januar 1891. 
(Samml. von Entscheid. Bd. XIL S. 449 ff.) 

Religiöse Er/riehung der Kinder aus ungemischter Ehe. Im 
Geltungsbereiche des Preussischen Landrechts bleibt die vom Vater 
über die religiöse Erziehung eines aus einer ungemischten Ehe her- 
vorgegangenen Kindes getroffene Anordnung auch nach dessen Tode 
massgebend. — Die Zuständigkeit der Bayerischen Behörden zur 
Entscheidung eines Streitfalles nach Art. 8 Nr. 4 des Gesetzes vom 
8. August über die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes etc. 
erstreckt sich auch auf Kinder, welche dem Bayerischen Staatsver- 
bande nicht angehören, vorausgesetzt, dass dieselben sich in Bayern 
nicht lediglich vorübergehend aufhalten. In einem derartigen Falle 
haben die in Bayern geltenden Gesetze zur Anwendung zu kommen. 
— Preuss. AUg.L. B. IL 2 §§. 74, 75; IL 18 §§. 312, 315, 316; 
IL BeiL z. Verfassungsurkunde §g. 5, 6; Ges. v. 8. August 1878 
Art. 8 Nr. 4. 

Entscheidang des I. Senats vom 28. Januar 189L 
(SammL von Entscheid. Bd. XII. S. 453 ff.) 

ÄbscMiessung von Vereinbarungen über reMgiöse Kinder- 

er/riehung. Im Geltungsbereiche des Bayerischen Landrechts konnten 

Vereinbarungen über religiöse Kindererziehung durch pfarramtliche 

Beurkundungen rechtswirksam nicht abgeschlossen werden. — Ges. 

?. 8. August 1878 Art. 8 Nr. 4, Bayer. Landrecht I. c. 6 §. 29; 

Änm. Nr. 6 zu IV. c. 1 §. 7; Notariatsges. v. 10. November 18C1 

Art. 16. 

11* 
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KntacheidoDg des I. Senats vom 15. October 1890. 
(Samml. von Entsoheid. Bd. XIIL S. 1.) 

Reichnisse der OoUeshansstiftung. Ansprüche auf hergebrachte 
Leistungen aas dem Eircbeneinkommen zam Diensteinkommen eines 
Lehrers an einer Volksschule eignen sich je nach den Umständen des 
Falles entweder unter Nr. 13 oder unter Nr. 19 des Artikel 10 des 
Gesetzes vom 8. August 1878 über die Errichtung eines Verwaltnngs- 
gerichtshofes etc. , können aber nicht als Ansprüche auf den Hit- 
genuss des betreffenden Kirchenstiftungsvermögens (Art. 8 Nr. 35 
a. a.'O.) in Betracht kommen. 

Bei Beartheilung der Zugehörigkeit von dergleichen Ansprüchen 
und bezügl. Leistungen zum Einkommen des Schuldienstes oder zu 
dem hiermit verbundenen niederen Kirchendienste (Art. 10 Nr. 22) 
sind die einschlägigen geschichtlichen Verhältnisse massgebend. 

Insoweit Leistungen der bezeichneten Art zum Einkommen des 
Schuldienstes zur Zeit der Erlassung der Bayerischen Verfassung be- 
reits rechtlich begründet waren, wurden sie weder durch die Bestim- 
mungen des §. 9. Titel IV. der Verfassungsurkunde oder der §§. 46 — 79. 
der II. Verfassnngsbeilage beseitigt, noch dadurch aufgehoben, dass 
im Art. 1 des Schulbedarfsgesetzes vom 10. November 1861 die 
deutschen Schulen als Anstalten der politischen Gemeinden erklärt 
worden sind. — Ges. vom 8. August 1878 Art. 10 Nr. 13; Schul- 
bedarfsgesetz vom 10. November 1861 Art. I ; Bayerische Verfas- 
snngsurknnde Tit. IV. §. 9; 11. Beilage zur Verfassungsnrkunde 

§§. 46-49. 

Entscheidung des I. Senats vom 9. April 1891. 
(SammL von Entscheid. Bd. XIIL S. 60 ff.) 

BemUMung von Schütjrimmem für die kcUhdische Christenlehre. 
Die gemeindliche Verpflichtung zur Aufbringung des Bedarfes ffir die 
Volksschule kann von Staatsaufsichtswegen nicht durch ein Verfahren 
im Sinne des Art. 157 Abs. 3 der diesrheinischen Gemeindeordnung 
vom 29. April 1869, sondern nur auf dem in den Abs. 5 und 6 
a. a. 0. bezeichneten Wege ausgesprochen werden. — Gesetz vom 
8. August 1878 Art. 10 Nr. 2; Ges. vom 10. November 1861, die 
Aufbringung des Bedarfs für die deutschen Schulen betr. Art. 1 ; 
Gemeindeordnung für die Landestheile diesseits des Rheins vom 
29. April 1869 Art. 157 Abs. 3, 5 und 6. 

Entscheidung des I. Senats vom 15. April 1891. 
(Samml. von Entscheid. Bd. XIII. S. 68 ff.) 

Sterbegdäute der Katholiken. Der E. Verwaltungsgerichtshof 
ist zur Bescheidung einer Beschwerde, welche die Wiederherstellung 
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eines von dem zweiten Rechtszage wegen mangelnder Zuständigkeit 
der Verwaltangsbehörden aufgehobenen, in einer kirchlichen Simul- 
tanangelegenheit erlassenen erstinstanzlichen Beschlusses anstrebt, 
dann nicht zuständig, wenn letzterer als eine Provisionalverfügung 
sich darstellt. — Ges. vom 8. August 1878 Art. 10 Nr. 11 und 
Art. 13 Abs. 1 Nr. 2. 

Entscheidung des 1. Senats vom 1. April 1891. 
(Samml. von Entscheid. Bd. XIII. S. 119 ff.) 

Verwefidmig der RentenÜberschüsse der OuÜi^stiftungefi zur 
Schule. Nach den älteren Eurbayerischen Mandaten und Instructionen 
über die Verwaltung des Eirchenvermögens konnte durch die ohne 
Zeitbeschränkung erfolgte Gewährung von Zuschüssen an Volksschulen 
seitens der hierzu zuständigen weltlichen und kirchlichen Organe eine 
Kechtsverbindlichkeit zur dauernden Leistung (Dotation) für die be- 
theiligten Stiftungen begründet werden. — Ges. v. 8. August 1878 
Art 10 Nr. 19; Verordn. v. 22. September 1738 (sogen. Religions- 
patent) Nr. 11. 
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XL 

De bonis ecciesiasticis initio hujus saecuii a gubernio Gallicano 

occupatis. 

(KirehL Anzeiger für die Didcese Trier 1892 Nr. 1). 

Cum de bonis ecciesiasticis initio huius saecuii in regionibiis 
nostris Ecclesiae ablatis variae exortae sint quaestiones et sancta 
Sedes mentem saaro aperuerit, ejus rescripta hac de re data cum 
venerabili clero coramunicamus, ut, si in foro conscientiae quaestiones 
a fidelibns proponantur, sacerdotes responsum in promptu habeant. 
Monerous tarnen, ne nitro qnaestiones ea de re moveant, sed si mo- 
vendas esse credant, prius nobis rem referant. Bonorum enim ec- 
clesiasticorum illo tempore alienatorum in diversis regionibns, quae 
ad dioecesim Trevirensem nunc pertinent, tam varia erat conditio, 
ut in quemque casum accurate inquirendum esse videatur, anteqnam 
cum laicis causa agatur. 

Treviris, die 22. Januarii 1892. 

Vic, in Spir. gen. 

1. Ex conventione inter Summum Pontificem Pium VIL et gtd)emium 

Oaliicanum a, 1801. 

Art. XIII. Sanctitas sua, pro pacis bono felicique rcligionis 
restitutione declarat eos, qui bona ecclesiae alienata acquisiverunt, 
molestiam nuUam habituros, neque a se, neque a Romanis Ponti- 
ficibus successoribus suis ac consequenter proprietas eorumdem bono- 
rum, reditus et iura iis inhaerentia immutabilia penes ipsos erunt 
atque ab ipsis causam habentes. (Blattau, Statuta syn. VII, p. 2). 

ä. Instructio episcopis data sup^ bonis noHonalibus d, 17. Julii 1802. 

Monseigneur. Si vous fites consult^ sur la question de Tacqui- 
sition des biens nationaux comme plusieurs de vos respectables col- 
legnes Tont d^jä ^t^, vous ferez la r^ponse que je vous adresse, et 
que je joins ä la präsente lettre. 

Vous sentez parfaitement, Monseigneur, que la r^ponse que vous 
avez ä faire, repose essentiellement sur Tobligation de ne pas troubler 
la tranquillit^ publique et Tordre social. 

Je suis avec une estime respectueuse, 
Monseigneur, votre trte humble serviteur 
J. B. Card. Caprara^ legat. 
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Paris, 17. Julii 1802. 

Pax publica postalat et ecclesiasticos viron decet, ut neque 
publice neque privatim iis quaestionibus ultro se immisceant , quae 
alienationem respiciunt bonorum nationalium. 

Requisit! vero qnoad bona ad ecclesias et pia loca spectantia, 
respondere debent, quod servetur articulus XIII. concordati. 

Requisiti aulem ädern ecclesiastici viri a possessoribus bonorum 
nationalium , an illa legitime retinere possint ne pax publica et so- 
Cialis ordo perturbetur, respondere tenentur, neminem adversari posse 
vigentibus supremi gubernii legibus quoad ipsa bona latis; et con- 
sequenter ipsos eorumdem bonorum possessionem legitime retinere 
posse. (Blattau, Statuta syn. VII, p. 46). 

3. lAUerae E.mi Cardinalis ConsaHvi a. 1818 datae, 

Illustrissime Domine. 

Litteris tuis, Ill.me D.ne, 5. die Maii datis responsurus, dis- 
simulare certe non possum dolorem meum, quod residua bona ad 
Ecclesias ac Monasteria snb Gubernio Gallico supressa olim per- 
tinentia conservari intacta non possint a<l futuras in bonis stabilibus 
facilius constituendas Ecclesiarum dotationes. Cum tarnen bonorum 
illorum, ut ex iis litteris apparet, iam decreta venditio brevi sit 
exequutioni mandanda, quod Sancta Sedes inipedire non potest, aequum 
est^ ut Summus Pontifex, quemadmodum Ill.ma Dominatio tua po- 
stulat, meutern suam circa bonorum illorum acquisitionem declaret. 
Mens autem Sanctitatis Snae est: bona illa licite emi posse, si a 
Qubernio Gallico, licet non divendita, occupata tamen fuerunt ante 
initam cum Sancta Sede conventionem anni 1801. Quod pertinet ad 
dubium, quod secnndo loco proponis, nempe, quid sentiendum circa 
bona Ecclesiae, quae sub regimine Gallico post concordatum vendita 
et a catholicis viris acquisita fuerunt, mens pariter S. S. est, si bona 
illa ante concordatum acquisita fuerunt, licet venditio post concorda- 
tum facta sit, acquisitoribus condonata censenda esse, et in plenam 
eorum proprietatem transisse, emptoresque hortandos tantuin esse, ut 
ouera, si quae sint, iisdem bonis infixa, pro eorum pietate ac religione 
adimpleant. 

Hisce meis cum satisfactum sit omnibus litterarnm tuarum par- 
tibus, restat ut peculiari cum aestimatione et observantia subscribam. 

Ill.mae D.nis Tuae 

Romae, 10. Junii 1818. 

addictissimus servus 
D.no Vieario Gapitulari tt n ^ ^ ? • 

Aqmsgranum. H. Card. Consalm. 
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4. Rescriphim S, PoenitetUiariae die 21. Decembris 1889 datum. 

B.me Pater. 

Philippus Archiepiscopus Coloniensis ad pedes S. V. provolatns 
exponit sequentia: Quo tempore gl. m. Pins PP. VII. art. XIII. 
concordati cum gubernio Gallicano initi declaravit: >eos qai bona 
Ecclesiae alienata acquisiverunt molestiam nnllam habitaros . . . ac 
coDsequenter proprietas eorumdem bonorum, reditns ac iura iis in- 
haerentia immutabilia penes ipsos erunt atque ab iis causam ha- 
bente8,€ bona ecclesiastica in hac parte sinistrae ripae Rheni, quam 
iam tunc Gubernium Gallicanum occupaverat, sequestrata quidem 
erant, sed nondum alienata nee propriae quoad dominium fisco at- 
tributa. Gonfiscalio locum babuit post initum concordatum anni 1801, 
quam confiscationem secuta est alienatio maioris partis illorum bono- 
rum, parte in possessione fisci remanente. Iam tunc temporis exorta 
sunt dubia, ntrum liceat talia bona emere atque tuta conscientia 
possidere, necno. Extat hie apographum responsi E.mi D. Consalvi 
d. d. 10. Junii 1818 ad Vicarium Capitularem Aqnisgranensem se- 
quentis lenoris: (sequuntur litterae antea num. 3 relatae). 

Quam quidem copiam omnino fidelem existimo: quum tamen 
fide publica non sit probata, litteris quoque illis E.mi D.ni Card. 
Consalvi non omnes prorsus difficultates ac dubia sint sublata, a S. 
V. humiliter expostulo ut declarare dignetur: 

P An authenticae sint litterae illae E.mi Card. ConsaWi d. d. 
10. Junii 1818. 

2^ An locum habeat illa declaratio in hisce regionibus, quam- 
vis bona ecclesiastica tempore concordati anno 1801 sub sequestro 
quidem Gubemii Gallicani missa erant, sed nondum proprio confiscata. 

3^ Utrum hortandi, ut onera iisdem bonis infixa adimpleant, 
sint primi tantum acquisitores, an etiam eorum heredes, aut ab ipsis 
ementes. 

4^ Quum iam tot anni a prima illa sequestratione ac con- 
fiscatione efiluxi sint, bona quoque exinde in diversas saepe manus 
transierint, ideo vix quoque, atque ne vix quidem saepe cognosci pos- 
Sit, quae dictis bonis atque unicuique parti onera forte infixa sint, 
roaxime ad conscientiarum tranquillitatem conduceret, si S. V. benigne 
declarare dignaretur bona ecclesiastica, quae exeunte saeculo decimo 
octavo, vel ineunte saeculo decimo nono usque ad finem anni 1814 
in iis regionibus ripae sinistrae Rheni, quae nunc ad Archidioecesim 
Goloniensem, et Dioeceses Monasteriensem et Trevirensem pertinent, 
a Gubernio Gallicano occupata, et confiscata fuerunt, tuta conscientia 
emi potuisse ac posse et possideri posse. 
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Sacra Poeuitentiaria matara eipositis de speciali et expressa 
Apostolica auctoritate respondit: 

Ad I^"", declarationem de qua quaeritur esse veram; 
Ad n^™, affirmative; 

Ad 111°°^, affirmative pro omnibus quoad sciri potest; 
Ad IV°% provisum in praecedenti : quod si aliqaa supersit dif- 
ficaltas, iterum recurreDdum. 

Datum Romae in Sacra Poenitentiaria die 21. Decembris 1889. 

R. Card. Monaco P. M. 

5. Rescriptum S. Poefiitentiariae die 27. Novembris 1891 datum. 

IlKme ac R.me Domine. 

Litteris ab Amplitadine tua, Ill.me Domine, datis die 19. Mail 
1889, circa bona ecclesiastica a Gabemio Gallico in sinistra Rheni 
parte usurpata sequentia proponebantur dubia: 

1. An authenticae sint litterae E.mi Card. Consaivi datae die 
15. Junii 1818; 

2. An locum habeat illa declaratio in hisce regionibus, quam- 
yis bona ecclesiastica tempore concordati anni 1801 sub sequestro 
quidem Qubernii Qallicani missa essent, sed nondum proprio con- 
fiscata ; 

3. Utrum hortandi, ut onera iisdem bonis infixa adimpleant, 
sint primi tantum acqnisitores, an etiam eorum heredes aut ab ipsis 
ementes ; 

4. Quum iam tot anni a prima illa sequestratione ac con- 
fiscatione effluxerint, bona quoque eiinde in diversas saepe manus 
transierint, ideo vii quoque aut ne vix quidem saepe cognosci possit, 
qnae dictis bonis atque unicuique parti onera forte infixa sint, ma- 
xime ad conscientiarum tranquillitatem conduceret, si Sanctitas Vestra 
declarare dignaretur bona ecclesiastica, quae exeunte saeculo decimo 
octavo vel ineunte saeculo decimo nono usque ad finem anni 1814 in 
iis regionibus ripae sinistrae Rheni, quae nunc ad Archidioecesim 
Coloniensem vel Dioeceses Monasteriensem et Trevirensem pertinent, 
a Gubernio Gallicano occupata et confiscata fuerunt, tuta conscientia 
emi potuisse ac posse et possideri posse. 

Sacra Poenitentiaria mature consideratis expositis de speciali et 
expressa Apostolica auctoritate die 21. Decembris 1889 respondit: 
Ad 1^, declarationem, de qua quaeritur esse veram; 
Ad 2^^ affirmative; 
Ad S"*^, affirmative pro omnibus quoad sciri potest; 
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Ad 4"™, provisam in praecedenti; qood si aliqua sapersit dif- 
ficultas, iterum recurrendam. 

lamvero recentibus litteris datis die 5. Septembris laben tis anoi 
nomine etiam VV. PP. DD. Episcoporum Trevirensis et Monasteriensis 
refers, quod antea minime narraveras, bona ecclesiastica de quibus in 
istis dioecesibus agitur, paene omnia post concordatam a gl. m. Pio 
PP. VII. die 15. Julii 1801 cum Gubernio Gallico initam occupata 
fuisse, ideoqne nomine praedictorum Episcoporam petis, ut Sanctitas 
Sua condoiiationem , quam gl. m. Pius PP. VII. coucordato diei 15. 
meusis Julii 1801 art. XIII concessit, etiam ad occupationes in 
sinistra Rheni ripa usque ad finero anni 1814 continuatas benigne 
eitendere velit. 

His Omnibus, lU.me Domine, ut mei muneris erat, per me re- 
latis, Sanctitas Sua dignata est benigne annuere iuxta preces; atque 
insuper significari mandavit hortatorium ad pia onera, si quae bonis 
ecclesiae abreptis forte inhaereant, quod ad fideles spectat, qui ea 
bona possident, consilium secum forre, non praeceptum. Quod vero 
attinet ad Episcopos, eam specialium inquisitionum non imponere ob- 
ligationem, sed tantum ut hae particularibus in casibus fiant data 
opportunitate. 

Tuiim erit iiaec omnia cum praelaudatis Episcopis commuuicare. 

Fausta tibi ac felicia omnia adprecor a Deo. 

Romae ex aedibus Nostris die 27. Novembris 1891. 

addictissimus in Domino 

B. Card. Monaco P. M. 
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XII. 
Lettre de Uon XIII. aux Cardinaux Fran9ais. 

Ä fios tres chers füs les cardinaux 

Florian^ Cardinal Desprez^ Arch. de Toulouse, 
Charles^ Card, Lavigerie^ Arch. d'Alger et de Carthage, 
Charles Philippe, Card. Place, Arch. de Rennes, 
Joseph, Card» Faulon, Arch de Lyon, 
Benoit Marie, Card. LangSnieux, Arch. de Reims, 
Franfois, Card. Richard, Arch. de Paris. 

Nos tris chers ßs, 

Notre consolation a ^t^ grande en recevant la lettre par laquelle 
Yous adh^riez, d'un concert unanime, avec tout T^piscopat fran9ais, 
ä Notre Encyclique ^Äu müieu des sollieiiudes ,€ et Nous rendiez 
grftces de Tavoir publice, protestant avec les plus nobles accents de 
Vunian intime qm rdie les jßviques de France et en particulier les 
Cardinaux de la Sainte £glise au sihge de Pierre. 

Getto Encyclique a fait ddjä beaucoup de bien et eile en fera, 
Nous l'esp^rons, davantage encore, malgr^ les attaques auxquelles 
eile s'est vne en butte de la part d'hommes passion^: attaques 
contre lesquelles, du reste, Nous airaons ä le dire, eile a trouF^ 
aussi de vaillants d^fenseurs. 

Les attaques, Nous les avions pr^vues. Partout od l'agitation 
des partis politiques remue profond^ment les esprits, comme il arrive 
raaintenant en France, il est difßcile qne tous rendent de suite ä la 
T^rit^ cette pleine justice qni est pourtant son droit. Mais fallait-*il 
pour cela Nous taireP Quoi! la France souffre et Nous n'aurions pas 
ressenti jusqu'au fond de Tarne les doulenrs de cette fille afn^e de 
r%liseP La France qui s'est acquis le titre de nation tres chr&ienne 
et n'entend pour rien Tabdiquer, se d^bat au milieu des angoisses, 
contre la violence de ceux qui voudraient la d^christianiser et la 
rabaisser en face de tous les peuples, et Nous aurions omis de faire 
appel aux catholiques, ä tous les Franfais honnetes, pour conserver 
ä leur patrie cette foi sainte qui en fit la grandeur dans l'histoire? 
A Dien ne plaise. 

Or, Nous le constations mieux de jour en jour; dans la pour- 
suite de ce r^sultat, Taction des hommes de bien ^tait n^cessairemenk 
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paralysde par la division de leurs forces. De lä ce que Nous avons 
dit et redisons ä toQS : »PIqs de partis eotre voiis; au contraire, 
Union compl^te pour soutenir de concert ce qui prinrie tout avantage 
terrestre: la Religion, la cause de J^sus Christ. En ce point comme 
en tout, cherchea cTabord le royaume de Dieu et sa justice^ et le 
teste V0U8 scra donne stw-croU.^ 

Cette idde-m^re, qui domioe toute Notre Encyclique, n^a pas 
^chapp^ aux ennemis de la religion catholique. Nous pourrions dire 
quMls oot 6t6 les plus clairvoyants ä en saisir le seu^, ä en mesurer 
la portee pratique. Aussi, depuis ladite Encyclique, vraie messagere 
de paix pour tout homme de bonue volonte, qu'on en considöre le 
i'ond ou la forme, ces homnies de parti ont redoubl^ d'acharnenient 
impie. Divers faits döplorables räcomment arriv^, qui ont attrist^ 
les catholiques et m§me, Nous le savons, nombre d'hommes peu sus- 
pects de partialitä envers r%lise, sont lä pour le prouver. On a vu 
claireincnt oü veulent aboutir les organisations de ce vasie complot^ 
comme Nous l'appelions dans Notre Encyclique, forme pour aneantir 
en France le Ghristianisme. 

Ces homraes, donc, saisissant, pour en venir ä leurs fins, les 
moindres pr^textes et sachant au besoin les faire surgir, ont profit^ 
de certaios incidents qu'en d'autres temps ils auraient jug^s inof- 
fensifs , pour donner champ libre ä. leurs räcriminations ; moutrant 
par lä leur parti pris de sacrifier ä leurs passions antireligieuses 
rint^rSt g^n^ral de la Nation, dans ce qu'il a de plus digne de 
respect. 

En face de ces tendances, en face des maux qui en d^couleut, 
au grand pröjudice de TEglise de France, et qui vont s'aggravant 
de jour en jour, Notre silence Nous eüt rendu coupable devant Dieu 
et devant les bommes. II eüt sembl^ que Nous contemplious d'un 
ceil impassible les souffrances de Nos fils, les catholiques fran9ais. 
On edt insinu^ que Nous jugions dignes d'approbation , ou pour le 
moins de toUrance, les ruines religieuses, morales, civiles, amoncelöes 
par la tyrannie des sectes antichr^tiennes. On Nous efit reproch^ de 
laisser d^pourvus de direction et d*$pptti tous ces Fran9ais courageux 
qui, dans les präsentes tribulations, ont plus que jamais besoin d'etre 
fortifiis. Nous devions surtout des encouragements au clerg^, auquel 
on voudrait, contre la nature de sa vocation, imposer silence dans 
Texercice mdme de son minist^re, alors qu*il prSche seloo PEvangile 
la fid^lit^ aux devoirs chrätiens et sociaux. Du reste , n'est-ce pas 
toujonrs pour Nous une Obligation pressante de parier, quoiqu'il en 
»dvienne, dte qa'il s'agit d'afBrmer Notre droit divin d'enseigner, 
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d'exhorter, d'avertir, en face de ceux qni, soas pr^texte de distinction 
entre la religion et la politique, pr^tendraient en circonscrire TuDi- 
versaliy ? 

Voilä ce qai Nous a d^terrnin^, de Notre entiere initiative et 
en pleine oonnaissance de cause, k Clever la voix ; et Noiis ne ces- 
serons de I'^lever, chaque fois que Nous le jugerons opportun, avec 
Tespoir que la v^ritd finira par se frayer un chemin jusque dans les 
Coeurs qui lui resistent, peut-§tre avec un reste de bonne foi. Et 
comme le mal que Nous signalons, loin de ce liraiter aux catholiques, 
atteint tous les horomes de sens et de droitnre, c'est ä. enx aussi que 
Nous avons adress^ Notre Encyclique, pour que tous se bätent d'ar- 
reter la France sur la ponte qni la mdne aux abtmes. Or, ces effiorts 
deviendraient radicalement steriles, s'il manqnait aux forces conser- 
vatrices l'unit^ et la concorde dans la poursuite du but final, c'est- 
Si-dtre la conservation de la religion, puisque Ik doit tendre tout 
homme honnete, tout ami sincäre de la soci^t^. Notre Encyclique 
Pa amplement d^montr^. 

Mais le but, une fois pr^cis^, le besoin d'union pour l'atteindre 
une fois adrais, quels seront les moyens d*assurer cette union? 

Nous l'avons dgalement expliqu^ et Nous tenons k le redire, 
pour que personne ne se mepreune sur Notre enseignenient : un de 
ces moyens est d^accepter sans arriere-pens^e , avec cette loyaut^ 
parfaite qui convient au chr^tien, le pouvoir civil dans la forme oü, 
de fait, il existe. Ainsi fut acceptä en France le premier Empire, 
au lendemain d^one effroyable et sanglante anarchie; ainsi furent 
acceptes les autres pouvoirs, seit monarcbiques soit räpublicains, qui 
se succ^dkent jusqu*ä nos jours. 

Et la raison de cette acceptation, c'est que le bien commun 
de la soci^t^ Femporte sur tout autre int^rSt; car il est le principe 
cr^ateur, il est T^l^ment conservateur de la soci^t^ humaine; d*oü 
il snit que tout yrai citoyen doit le vouloir et le procurer k tout 
prix. Or, de cette n^cessitä d'assurer le bien commun d^rive comme 
de sa source propre et imm^diate la n^cessit^ d'un pouvoir civil qui, 
s'orientant vers le but suprSme, y dirige sagement et constamment 
les volont^s multiples des sujets, group^ en faiscean dans sa main. 
Lors donc que, dans une soci^t^, il existe un pouvoir constituä et 
mis k Toeuvre, l'int^rftt commun se trouve li^ k ce pouvoir, et l'on 
doit, pour cette raison, Taccepter tel quMl est. C'eat pour ces motifs 
et dans ce sens que Nous avons dit aux catboliques fran9ais: Ac- 
ceptez la r^publique, c*est-k-dire le pouvoir constitui et existant 
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parmi vous; respectez-Ie ; soyez-lai soumis comme repr&eDtant le 
pouvoir veim le Dien. 

Mais il s'est trouv^ des hommes appartenant ä divers partis 
politiqaes, et mSme sioceremeDt catholiques, qai ne se sont pas 
exactemenl rendu compte de Nos paroles. Elles ^taieiit ponrtant si 
simples et si daires qu'elles ne pouvaieat doimer liea, semblait-il, ä 
de fausses interprätations, 

Qu^on veaille bien y r^fl^chir, si le pouvoir politiqae est toa- 
jours de Dieu, il ne s'ensuit pas que la d^signation divine afFecte 
toujours et imm^diatement les modes de transroission de ce pouvoir, 
ni les formes contingeotes qu'il revSt, ni les personnes qui en sont 
le sujet. La vari^t^ m§me de ces modes dans les diverses nations 
montre h l'^vidence le caract^re humain de leur origine. 

II y a plus, les institutions humaines les roieux fond^es en 
droit et ^tablies dans des vues aussi salutaires qu*on le voudra, ponr 
donner ä la vie sociale une assiette plus stable et lui imprimer nn 
plus puissant essor, ne conservent pas toujours leur vigueur con- 
form^ment aux courtes pr^visions de la sagesse de Thomme. 

En politique plus qu'ailleurs, surviennent des changenients inat- 
tendus. Des monarclües colossales s*^croulent ou se d^membrent, 
comme les antiqnes royant^s d'Orient et TEmpire romain ; les dynas- 
ties supplantent les dynasties, comme Celles des Carlovingiens et des 
Cap^tiens en France ; aux formes politiques adopt^es d'autres formes 
se substituent, comme notre si^cle en montre de nombrenx exemples. 
Ces changements sont loin d*§tre toujours legitimes ä Torigine; il est 
mSme difficile qu'ils le soient Ponrtant le criterium suprSme du 
bien commun et de la tranquillit^ publique impose l'acceptation de 
ces nonveanx gouvernements etablis en fait, ä la place des gouver- 
nemonts ant^rieurs qui, en fait, ne sont plus. Ä.insi se trouvent sus- 
pendues les rdgles ordinaires de la transmission des pouvoirs, et il 
pent se faire mfime qu'avec le temps elles se trouvent abolies. 

Quoi quUl en soit de ces transformations extraordinaires dans 
la vie des peuples, dont il appartient ä Dieu de calculer les lois, 
et ä rhomme d*utiliser les consiSqnences , l'honnenr et la conscience 
r^clament, en tout <tat de choses, une Subordination sincdre aux 
gouvernements constitnäs; il la faut au nom de ce droit souverain, 
indiscntable, inali^nable, qui s'appelle la raison du bien social. Qn'en 
serait-i1, en elFet, de l'honneur et de la conscience, s'il ^tait permis 
au citoyen de sacrifier ä ses vis^es personnelles et ä ses attachements 
de partis, les bienfaits de la tranquillit^ publique P 

Aprte avoir solidement stabil dans Notre Encyclique cette 
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v^rit^, Nous airons formul^ la distinction entre le pouvoir politique 
et la I^gislation ; et Nous avons mootr^ que Pacceptation de Tud 
n'impliqaait nullement Tacceptation de l'aatre; dans les points ou 
le l^gislateur, oublieax de sa mission, se mettrait en Opposition avec 
la loi de Dieu et de r%lise. Et, que tous le remarquent bien, 
d^ployer soii activit^ et user de son iaflaence pour aroener les gou- 
?erneiiients k changer en bien des lois iniqaes on däpoarvues de 
sagesse, c'est faire preiive d'un d^vouement ä la patrie aussi intel- 
ligent que courageux, sans accuser l'ombre d'une hostilit^ aux pon- 
voirs charg^s de r^gir la chose publique. Qui s'aviserait de d^noncer 
les chr^tiens des premiers si^cles comme ad?ersaires de FEropiro ro- 
roain, parce qu'ils ne se courbaient point devant ses presoriptions 
idolfttriqnes, mais s'eflfor9aient d*en obtenir TabolitionP 

Sur le terrain religienx ainsi coinpris, les di?ers partis politiques 
conser?ateurs peuvent et doivent se trouver d'acoord. Mais les hom- 
mes qui subordonneraient tout au triomphe präalable de leur parti 
respectif , föt-ce sous le pr^texte qu'il leur paralt le plus apte ä la 
defense religieuse, seraient dto lors convaincus de faire passer, en 
fait, par un funeste renverseroent des id^es, la politique qui divise 
avant la religion qui unit. Et ce serait leur faute, si nos ennernis, 
exploitant leurs divisions, comme ila ne Tont que trop fait« par- 
venaient finalement ä les ^craser tous. 

On a pr^tendu qu'en enseignant ces doctrines Nous tenions 
envt'rs la France une conduite autre que celle que Nous sui?ons k 
r^gard de ritalie ; de sorte que Nous Nous trouverions en contradiction 
a?ec Nous-mSme. Et cependant il n'en est rien. Notre but, en disant 
aux catholiques fran9ais d'accepter le gouirernement coustitu^, n'a ^t^ 
et u'est autre encore que la sauvegarde des int^rets religieux qui 
Nous sont confi^. Or, ce sont pr^cis^ment ces int^röts religieux qui 
Nous imposent, en Italic , le devoir de r^claroer sans reläche la 
pleine libert^ requise pour Notre sublime fonction de Chef Fisible de 
r^lise catholique, pr^pos^ au gouveriiement des ftmes; libert^ qui 
n'existe pas, lä od le Vicaire de J^sus Christ n'est pas chez lui, vrai 
Souverain, iud^pendant de toute souverain^tä humaine. Que conclure 
de lä, sinon que la question qui Nous concerne en Italic, eile aussi, 
est Eminem ment religieuse, en tant que rattach^e au principe fonda- 
mental de la libert^ de l'^glise? Et c'est ainsi que, dans Notre 
couduite k l'^gard des diverses nations , nous ne cessons de faire 
converger tout au roeme but : la religion et par la religion le salut 
de la soci^t^, le bonheur des peuples. 

Nous avons voulu, Nos trds chers Fils, vous confier toutes ces 
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choses, pour soulager Notre coeur et conforter en mdme temps le 
vötre. Les tribulations de r%lise ne peavent manquer d*etre tres 
amdres pour Tarne des ^veqaes et plus encore pour la NOtre, puisque 
Nous sommes le Vicaire de Geiui qui donna, pour la formation de 
cette Sainte %lise, tout son sang. Ces amertumes, cependant, loin 
de Nous abattre, Nous stimulent ä Nous armer d'un plus grand 
Courage, pour faire face aui difficult^s de Fheure präsente. II en 
r^sulte aussi, pour Nous, un redoubleraent de zdle en faveur de cette 
France catholique, d'autant plus digne de Notre affection paternelle 
qu'elle sollicite de Nous, avec une confianc^ plus filiale, eucourage- 
ment, protection et secours. 

Ces sentiroents sont aussi les vOtres, Nos trfes chers fils: vons 
venez de Nous en donuer la preuve, et Nous avions d^jä pu Nous 
en convaincre quand vous veniez pr&s de Nous, les uns apr^s les 
autres, Nous rendre compte de votre ministire et conffirer des int£- 
rSts sacrds dont Nous avons la garde. Parmi les motifs de confiance 
qui Nous r^jouissent, cette unanimit^ est certes Pun des plus puis- 
sants, et Nous en remercions Dieu du fond de Täme. Nous comptons 
sur la continuation de votre empressement ä seconder Nos paternelles 
sollicitudes pour ce eher pays de France. Et dans cette assurance, 
comme gage de Notre affection, Nous vous donnons, Nos trds chers 
fils, ä vous, ä votre Glerg^ et aux fideles de vos Dioceses, avec toute 
Teffusion de Notre coeur, la B^n^diction Apostolique. 

Donn^ ä Rome, le 3 mai de Tann^e 1892, de Notre Pontificat 
la quinzidme. 

Leo P. P. XIIL 
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XIII. 
Decreta congregationum Romanorum. 

1. S. Congr. R. et ü. Inquis. d. 16. Jan. 1892 circa interpretationem variorain 

articaloram Gonst. Apost. Sedis. 

S. K. et U. Inquisition! seqnentia dubia proposita fuerunt : 

I. Dtrum scienter legen tes publicationes periodicas in fasciculos 
ligatas, habentes auctorem haereticum et haeresim propugnantes ex- 
communicationem incurraat, de qua Bulla Apostclicae Sedis 12. Octo- 
bris 1869, in excom. Romano Pontifici special] roodo reservatis^ art. 2? 

II. ütrum per acta a Saneta Sede profecta designentur tantuni 
acta quae immediate a S. Pontifice proficiscuntur , an etiam quae 
mediate a SS. RK. Congregationibus proveniunt? 

III. Dtrum absokentes eomplicem in re turpi cum ignorantia 
crassa et supina hanc excommunicationem incurrant vel non ? 

IV. Utrum colligenlei eleemosynas majoris pretii pro missis, si 
eas celebrari faciunt in eodem loco ubi collegerunt, pro minori pretio, 
hanc censuram incurrant, necne? 

V. Dtrum clericus in sacris constitutus, vel regularist aut 
monialis, si praeter impedimenti voti solemnis castitatis alia habeat 
irapedimenta, ex. gr. affinitatiSf consanguinitatis hanc censuram in- 
currant, aut non? 

VI. Quod absolutionem censurarum specialiter reservatarum in 
articulo vel periculo mortis dubitatur: utrum infirmus si convalescit 
et onus non adimplet se praesentandi superiori , in eamdem excom- 
municationem reincidat an non? 

Feria IV. die 13. Januarii 1892. 

lo Gongregatione Omerali S. Korn, et Dniv. Inquisitionis, habita 
coram Emis et Rmis DD. S. R. E. Cardinalibus Oenaralibus Inquisi- 
toribns, propositis suprascriptis dubiis, ac praehabito voto DD. Gon- 
snltoram, iidem Emi ac Bmi DD. rescribi mandarunt: 

Ad. I: Affirmative. 

Ad II: Negative ad primam pariem; negative ad secundam. 

Ad III: In casu, incurrere. 

Ad IV : Affirmative ad primam pariem; negative ad secundam. 

Ad V: Incurrere. 

Archiv fUr Kircheiir«cht. XLVIII. 12 
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Ad VI : Ddur Decretum fer. IV, 19. Augusti 1891 , super 
dubiis quae sequtmtur: 

L An obligatio standi mandatis Ecciesiae Ballae Äpostolicae 
Sedis imposita sit sub poena reincidentiae, vel non? 

II. An obligatio standi man^latis Ecciesiae in sensu Bullae 
Äpostolicae Sedis idera sonet ac obligatio se sistendi corara S. Pon- 
tifice, vel an ab illa debeat distinguiP 

Responanm : Ad I: Affirmative ad primam partem; fiegative 
ad secundam. 

Ad II : OUigaiionem standi mandatis Ecciesiae importare onus 
sive per se^ sive per Confessarium ad S. Pontificem recurrendi, 

Feria autem V. die 14. Jaiinarii 1892, facta de bis oronibus 
per R. P. Adsessorem S. 0. Sanctissimo D. N. Leoni PP. XIII. re- 
latione, Sanctitas Sua resolutiones Emorum PP. adprobavit et con- 
firmavit. 

Ex Cancellaria S. 0. die 16. Januarii 1892. 

Jos. Mancini^ S. Rom. et üniv. Inq. Notarius. 

2. S. Congr. Inquis. d. 26. Jalii 1887 de iudice catholico in foro civili de di- 

Yortiis civilibus iudicante. 

(Canoniste contemp. 1892 p. 291 sqq.) 
A. Supplica>tio. 

Beatissime Pater. 

Ad Sanctitatis Tuae pedes humillime provolntus N . . . N . . . 
dioecesis N . . . Episcopus, sequentia ezponit: 

Dominus N . . . judex tribunalis civilis in N . . . civitate, verns 
ac pieutissimus catholicus, admodum anxius fuit, postquam leges di- 
vortii restitutae sunt in Gallis anno 1884. Adivit episcopum suum 
ut certioratus esset an licite posset causas divortii agere sententiaroque 
divortii ferro. Episcopus primum censuit rem esse dubiam et expec- 
tanduro esse Sanctae Sedis Äpostolicae Judicium quod nonnulli Qallia- 
rum Episcopi a R. Pontifice expoposcerant. Postquam autem accepe- 
rit decisionem S. C. U. I. die 25. junii 1885 latam, et decretum 
ejusdem S. C. die 27. maii 1886 editum, Episcopus N . . . censuit non 
licere judici laicali applicare legem civilem atque divortii sententiam 
ferro, quandocumque matrimonium est validum coram Ecciesia, etsi 
judex protestatus fuerit se abstrahere a matrimonio quatenus sacra- 
roento, ad solos eflectus civiles respicere, atque nonnisi civilem con- 
tractum solvere intendere. Multis rationibus ductus fuit Episcopus, 
sed potissime commotus est ex eo quod judex, dum fort divortii 
sentpntiam, non solum matrimonii vinculum civile abrumpit, sed 
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etiam virtute sententiae ac terminis expressis, vim roilitarem con- 
stituit sab facultate conjugum per divortium separatoruro , ita ut 
conjai qui denegat cohabitationem, et alia violat jara quae naturaliter 
ac divinitas ex rnatrimonio valido conseqaantur, valeat, pro libitu, 
mediante tribunnli , illam ?im militarem accersere , et per eam e 
conjugali doroicilio expellere compartem. Ideo vis publica seu mi- 
litaris, qaae suapte natura constituitur ad iniquitatem coercendaiii 
atque retundendaro, fit, per judicis sententiam, iniquitatis tutela et 
propugnaculam. 

Deinde lex civilis gallica recenset inter causas seu motiva di- 
Yortii condemnationem unius conjugis ad aliquam poenara infauoanten], 
cujuslibet generis, etiam reclusionis; quam quidem poenam lex cano* 
nica decernit non esse per se rationem sufficientem separationis fa- 
ciendae, nisi stipetur circumstautiis quae cohabitatiooem gravissime 
onerosara alteri conjugi reddant. Atqui tarnen in hoc casu, si petatur 
divortiuro, nulla suppetit judici via elabendi atque temperandi a 
ferenda divortii sententia, quia, ut adigatur ad illam ferendam, suf* 
ficit quod a petente divortium producatur transumptum autbenticum 
conderonationis judicialis ad poenara infaroantem. 

Non sunt concordes Episcoporum sententiae circa genuinum 
sensum praedictarum S. Officii declarationum ; theologi et canonistae 
pugnant hinc et inde, adeo ut valde arduum sit nosse regulam tutam 
in praxi sequendam. 

Judex N . . ., utpote paratus ad incoromoda sustinenda nagnaque 
detrimenta capienda, potins quam ferre sententiam graviter illicitam, 
statuit id omne quod in ipso est praestare ut a tribunali pro quo 
sedet, causae divortii arceantur, a talis separationis proposito deter- 
rere conjuges, imo seipsum subducere, prout poterit, sub variis 
praetextibus, quando agetur de causa divortii in rnatrimonio coram 
Ecclesia valido. Atque, ut facilius ab isto onere roolestissimo sese 
eximeret jamjam recusavit acceptare dignitatem et rounus praesidis 
tribunalis civilis. Quippe praeses fort sententiam eamque scribit ac 
promulgat; unde licet dederit votum contra divortium, nihilominus 
cogitur sententiam divortii ferre, si pro illo faciendo duo alii judices 
qui pro tribunali sedent cum eo, vota pro divortio dederint. 

Dubiis et angoribus pressus , judex N . . . iterum adiit heri 
Episcopum N . . . eique exposuit quod vix possibile est se semper 
subtrahere a sedendo pro tribunali in causis divortii, vix quoque pos- 
sibile est semper dare votum contra divortium. Deinde infra paucos 
dies, munus ac dignitatem praesidis (non quidem ex favore Oubernii, 
sed| quod testatur iufrascriptus Bpiscopus, ob juris scientiam et in 

12* 
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processQ jndiciali peritiam quam callet) iteram fortasse ipsi of- 
feretur. 

Quapropter suppliciter petit ut sibi tata ageadi norma tradatar, 
et ezpostalat Episcopus: 

1* An judex, dumroodo catholicam doctrinaro de matrimonio 
deque causis matrimonialibus ad solos judices ecclesiasticos pertinen- 
tibus palam profiteatar, atque nihil aliud intendat praeterquaro civile 
roatrimouii vinculum solvere, queat licite ferre sententiam divortiif 
etiam qnando matrimoniuro sit yalidum coram Ecclesia? 

2^ All sententiam divortii possit licite ferre, qnando nulia in- 
tercidit ex eis rationibus qnas jos canonicum requirit pro separatioiie 
quoad torum et habitationem P 

S^ An onus dignitatemque praesidis tribunalis civilis possit ac- 
ceptare, cum perspectum habeat quod inde erit constilutus in strictiori 
necessitate ferendi saepius sententiam divortii? 

Sanctam Sedero Apostolicam enixe deprecor ut tria illa, qui- 
bus molestissime devexor, dubia excutere dignetar. 

Sanctitatis Suae 

Humiilimns . . . 
N . . . , die 26. Aprilis 1887. 

B. Responsum. 

Ilme ac Rme Doe. 

Oblatae sunt Supr. hnic Congni S. 0. litterae Amplit. Tuae 
sab die 26. aprilis curr. an., quibus dubia nonnuUa proponis infaustam 
divortii legem respicientia, Quibus auditis, Emi DD. Gardinales una 
mecum Tnquisitores generales feria IV. die 20 curr. mens, censuerunt 
excitandura esse summopere ab Ampi. Tua iudicem, de quo agitnr, 
ut in officio perseveret, stando resolutionibus iam datis a S. Sede et 
adhibitis cautelis, quae a virtute prudentiae suadentur. 

Die 26. Julii 1887. 

B. Card. Monaco. 

3. 8. Poen. ap. d. 24. Sept. 1887 de eadem cansa^). 

A. SuppliccUio, 

Beatissime Pater I 

N . . . Lucionensis, cujus matrimoninm validum fuit coram Ec- 
clesia, divortium postulavit, juxta nefandam legem quae nunc viget 



1) M. vgl. über diese Frage ausser dem vorstehenden Nr. 2 die früher 
niitgetheilten Entscheidungen im Archiv XLI. 183 f., LYI. 477 (nebst der tref- 
fenden Kritik LVII. 193 f.), LVII. 177. Die an letcterer Stelle mitgetheilte 
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in Gallia, jamque judioes civiles pronuntiarunt locnm esse divortio. 
Conjux N . . . , ut fert art. 264 legis praedictae , mox se sistet cum 
alio conjuge coram Syudico, ut ille pronuntiet divortium. Si autem 
Syndicas pronuntiare recu8a?erit, absque dubio magistratu spoliabitur, 
qnod valde pericnlosum erit rei catholicae, cujus strenuum defensorem 
Syudictts ille se semper probat. 

Quaeritur an, propter gravissimas circumstantias rerum, tem- 
poram ac locorum, ille Syndicus possit pronuntiare divortium civile, 
modo : 

P Catbolicam doctrinam de Matriroonio deque causis matri- 
monialibus ad solos judices ecclesiasticos pertinentibus palam pro* 
fiteatur ; 

20 In ipsa sententia, et tanquam magistratus loquens publice 
declaret se solos effectus civiles soluraque civilem contractum abrum- 
pere volle, alinnde vinculum matrimonii oronino firmum reroanere 
coram Deo et conscientia. 

B. Besponsum. 

Sacra Poenitentiaria Yen. in X'«* Patri Episcopo Lucionen, ad 
praemissa respondet, eumdem in hoc casu particulari, si inspectis 
Omnibus ejus adjunctis ita in Domino expedire judicaverit, tolerare 
posse, ut Syndicus orator ad actum de quo in precibus procedat cum 
declarationibus ab ipso propositis, ita tamen ut loco verborura »$o- 
^lumque civUem contractum abrumpere V€Ue€ ponat i^s6luinqt$e civilem 
contractum spectare posse.€ 

Datum Romae in Sacra Poenitentiaria die 24. septembris 1887. 

R. Card. Monaco P. M. 

4. S. Poen. ap. d. 14. Jan. 1891 

de non petendo divortio coram iadice civili. 

(Canoniste contemp. 1892 p. 226.) 

A. Supplicatio* 

Bminentissime ac Reverendissime Domine. 

Heri et nndiustertius ad me rediit mulier, sequentia exponens : 

Anno 188 .. . in matrimonium rite copulata, cum viro in urbe 

hujus dioecesis N . . . habitavit usque ad annum 188 . ., prolemque 

habuit, hoc ipso anno mortuam. Male a viro tractata, insuper in 

rebus pecuniariis bonisque familiae gravia ex parte viri damna passa 



Antwort der s. Poen. an den Bischof von Marseille vom 4. Jani 1890 besieht 
sieh aasdr&cklieh aaf die hier jetzt erst nachtraglich folgende Entscheidung 
vom 24. September 1887. 
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est. Anno autem 188 . . . clam effugit vir, uxorem filiolamque de- 
serens, neque ab eo tempore qnidqnam ab eo auditum est; creditur 
Americanas regiones petiisse; ubi autem latitet, ipsa uxor, frater 
viri, imo agentes consulares detegere neqnivenint. 

Jamvero misera uxor, ut ruinam vitet, servetqae quae sapersant 
bona a marito non dilapidata, plures Utes sustinere debet; insaper 
quasdam summas in mutuum petore, domos vel terras iocare. Porro 
ex lege civili gallica, etiamsi jam separationem, ut dicunt, bonorum 
obtinuerit, non tarnen potest praedicta omnia peragere absque con- 
sensu mariti, vel saltom absque sententia, in singulis casibus requi- 
sita, jndicum civilium consensum viri absenti snpplentium. Hinc 
sumptus continui mulierem gravantes; hinc etiam dilationes in cau- 
sis apud tribunalia pendentibus, quae ipsi valde nocent. urgent advo- 
cati et procuratores , qui de rebus ejus curant, ut divortium civile 
petat, dictitantque hoc solum esse medium quod ab hujusmodi in- 
convenientibus et damnis eximi queat. 

Hinc quaesitum sequens: 

Dicta mulier expresse profitetur doctrinam Ecciesiae circa ma- 
trimonium et causas matrimoniales ad soIos judices ecclesiasticos per- 
tinentes; expresse promittit se obtento divortio civili nunquam usu- 
ram ut novas intentet nuptias. An possit tuta cooscientia agere apud 
judices civiles ut civile divortium obtiaeat, co fine ut se eximat a 
supramemoratis damnis et de suis bonis ac rebus libere disponat? 

Et Dens . . . 

N . . . die 3. Januarii 1891. 

B. Responsum. 

Sacra Poenitentiaria , mature consideratis expositis, ad propo- 
situm dubium respondet: Negative. 

Datum Komae, in Sacra Poenitentiaria, die 14. Januarii 1891. 

F. Segna, S. P. R. 
V. Luccheiti, S. P. Substitutus. 

5. S. Poen. apost. d. 3. Junii 1891 de simili causa. 
(Canoniste contemp. 1892 p. 227.) 

A. Supplicatio. 

Beatissime Pater. 

Mulier N..,N...N... dioocesis, vi judicii civilis anno 1884 
separata a viro quoad toruin, vellet suae neptis matre orbatae et a 
patre derelictae curam et bona temporalia gerere, ipsiusque educa- 
tioni christianae providere, quin timendum sit ne ab hoc pio munere 
adimplendo mala dicti patris voluntate prohibeatur. Sed hoc eximium 
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opas agere nequit ni petat divortium a judice civili, quod peteret, 
salvo ligamine quo devincitur et quod optime novit ab Ecclesia sc»- 
lummodo frangi posse. Parochus, qui et ipsius est confessarius, a 
Nobis postalat num haec petitio probari possit, vel saltem tolerari? 
Nos autem, attentis gravissimis responsionibus S. Oificii et 
S. Poenitentiariae qnae de divortio civili in Oallia nuper prodierunt, 
casam hunc Nobis propositnm propria auctoritate resolvere niinime 
audemus. 

^ Ideo, huoiiliter et euixe precamur ut Sanctitas Vestra Oratrici 
benigne concedere dignetur licentiao} adeundi judicem laieuni, ab 
eoque divortium civile petendi, eo tantuni fine, ut sublatis matri- 
monii effectibus civilibus, tutelam suae neptis ipsa suscipere possit, 
earnqne a periculis omnis generis quae ipsi impendent, liberale. 
N. .., 16. Aprilis 1891. 

B. Responsum. N . . . N . . . , r. ^. 

Sacra Poenitentiaria, eiposito casu mature perpenso, respondet : 
Petitatn licerUiam concedi non posse, 

Datum Romae, in S. Poenitentiaria, die 3. junii 1891. 

R. Card. Monaco P. M. 

6. Instroctio 8. Congr. Inqnisit. d.d. 29. Dec. 1891 
ad Yicarios apostolicos io imperio Sinarura et finitimis regnis atqae proviDciis 

circa Opium. (Kobi. Past.-BI. 1892 Nr. 10). 

Ex iis quae pluries S. Gongregationi de Propaganda Fide a 
Vicariis apostolicis Sinensium regionum nuntiata sunt, innotuit non- 
nallas quaestiones inter evangelicos operarios, qui ibidem christiano 
noraini dilatando insudant, incidisse in interpretandis S. Sedis decretis 
de opii cultura, commercio atque usu. Ad huiusraodi opiuionum 
discrepantiae finem imponendum, re diu matnreque perpensa, placuit 
Emis PP. una mecam Qeneralibus Inquisitoribus , approbante SSmo 
D. N. Leone PP. XIIL, ut super iis praesens instructio conderetur, 
quae norraa esset memoratis apostolicis Vicariis. 

1. Ex responsis huc usque datis, si probe intelligantur, liquido 
patet: nunquam S. Sedem improbasse earo opii culturam, commercium 
et usnm quae medicinae inservirent. 

2. Patet etiam Sacrarum Congregationum decretis tum quae de 
usu permittendo aut tolerando, tum quae de abusu reprobando lata 
sunt, non absolutam sed relativam vim inesse. Respiciunt scilicet ea 
quae proponebantur ; non sunt proinde inter se indiscriminatim cora- 
miscenda, sed ad casus singulos cum suis peculiaribus circumstantiis 
referri debent. Quod si fiet, facile comperietur ea sibi perpetuo con- 
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Stare. Neque uUam difficultatem facessere poterit quod in actis S. 
Sedis aliqnando opii usus, aliqaando abusas nominatur; nam usus 
qui improbatur, ceu verus abusus liabendus est. 

3. Quum itaque S. Congregatio ohristiano nomini propagando 
iam roentem suain circa abusum, de quo agitur, apernisset, anno 
1830 »ad removenda dubia et animi perplexitates quae oriri possunt 
in casibus particularibus,« iostructionem exaraudam censuit, quae in 
re tanti momenti habendaro esse voluit mctgnam ratianem tum dvüis 
legis opii cammereif0H vetantis, tum gravissimomm maiorum, quae 
ex opii abusu in Ulis regionibus dimanäre consuenerunt 

Quam instructionem anno 1848 Vicariis Apostolicis Tunnanensi 
ac Malacensi transmittendam decrevit, addens, attendo damno generali^ 
omnem curam adhibeudam esse ad opii usum ezHtirpandum. Ubi ?o- 
cabulum usus^ ut quisque facile intelligit, proprie abusutn significare 
dicendum est. Non enim de eo usu agebatur, ad quem aptum a 
natura comparatum est, sed de eo, qui inter Sinenses obtinet, quique 
in eo est situs, ut opiura dentibus mandant, vel alcoolicis potionibus 
immixtum ebibant ?el fumo hauriant. 

4. Idcirco Supreroa haec Gongregatio anno 1852 declaravit 
quidem generatim illicitum commercium et usum opii, sed prout ex- 
ponebatur, iussitque Vicarios Apostolicos, ut omnem curam adbiberent 
ad usum et commercium illud radicitus evellendum. Neque ab lioc 
decreto recedere censuit anno 1858, quamquam a Vicariis Apostolicis 
Xensiensi et Hunnanensi relatum fuisset, civilem legem , opium ve- 
tantem, non amplius existere. 

5. Neque ab hac prohibitione recessisse putanda est, licet non- 
nullis secus visum fuerit, anno 1878. Nam ob peculiares et omnino 
extraordinarias circumstantias , quae exponebantur, atque ob suspen- 
sionem ad decennium civilis legis, opii culturam interdicentis in iis 
locis quae bello ?astata fuerant, quoramque incolae ad extremam 
egestatem fuenint adducti, Suprema Gongregatio id dumtaxat statuit, 
ut sacramenta non denegarentur iis Ghristifidelibus, qui in provincia 
Keuy^Tcheou illo decem annorum spatio a civili lege permisso unice 
ad paupertatem levandam opium exooluissent. Et quum quaesitum 
fuisset, an qtd ex inveterata habitudine opio vdMiicere nequeunt, 
nisi cum mortis pericvio vd gravi detrimento^ admüH possint (ad 
sacramenta) , et an opium sumi possit per modum fnedidnae , quia 
Jutbiitidinus pericuium imminet^ responsum fuit: AfßrmaHve^ düigentia 
et cauielis tarnen posiüs, ut opii abusus malique effedus , ex hums- 
modi abusu promanantes^ evitentur, Huiusmodi responsione, quae 
exceptionem respicit, unusquisque videt minime infirmari generalia 
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decreta, qaibus opii abusus improbatur: idque perspicue declaratum 
est feria IV. 4. lulü 1883. 

6. Ex bis Omnibus sequitar : 1^ opii calturaro noo esse quidem 
per se illicitam, in Sinicis autem regionibus ob abus qoibas obnoxiam 
esse ex dioturna experientia certo constat, fieri illicitani , ac proinde 
Cbristifidelibus generatim esse interdicendam ; 2^ nee secus de com- 
mercio iadicandum, qnod qaamvis per se malam non sit, tnalam 
tarnen evadit ob graves abusus ex eo ut plurimum et fere aniversim 
manantes et ob leges illud vetantes; ideoque prohibendum non so- 
Intn iis, qui illud directe exercent, sed etiam iis, qni eidem favent, 
qui scilicet pecuniam scienter opii mercatoribus foenerantur, yel agros 
in opii culturam locant ; 8^ opii usuno, qui in Sinis obtinere dicitar, 
tamqaam detestabilem abusum ab Ecclesia habitum et illicitum de- 
claratum; 4^ einsdem usum perroitti posse iis, qui eidem sese a-^t- 
suefecerint, quique ab illo abstinere oronino non possint sine mortis 
pericalo vel gravi detrimento; pariter opium sumi posse per 
roodom medicinae, ea tamen lege ut modus et quantitas servetur 
quae medicinalem rationem minime excedat, et debita diligentia, et 
cautelis adbibitis, ut eiusdem abusus malique effectus exinde pro- 
fluentes precaveantur. 

Haud dubitat haec Suprema Gongregatio, quin ad fideles Sinici 
iroperii , ac regnorum .finitimorum ab opii cultu , mercatura et usu 
deterrendos quotquot ibi pro Christo legatione fuuguntur omnem 
daturi sint operam, qua assiduis monitis et hortationibus , qua op- 
portunis in vulgus editis libellis, qua societatibus, ut aiuut, tempe* 
rantiae institutis, aliisqne modis, quos iuxta varia locorum et per- 
sonarum adiuncta roagis efficaces aptosque in Domino existimaverint. 
Cum transgressoribus autem recidivis et habituatis sciant sequendas 
esse regulas a probatis auctoribus datas. 

Datum Bomae die 29. Decembris anno 1891. 

R. Card. Monaco. 

7. 8. CoDgr. 8. OfSeü d. 81. Maii 1892 
de recondliatione eoram catholicorum qni coram roinistro acatholico matri- 

moniam mixtnm oontrazerint. 

Rev. Episcopi Borussiae d. 31. Aug. 1891 interrogarunt : »Quid 
faciendum de iis catholicis, qui secundum veterem Dioecesium no- 
stramm usum, licet coram rainistro acatholico matrimonium contraxerint, 
a confessariis sine speciali facultate absolvendi ad SS. Sacramt'nta 
admis«ii sunt?« S. Congreg. s. OHic. d. 18. Maii 1892 respondit: 
»Qui vero hucusque nulla praevia a censuris absolutione, ab huius- 
modi culpa absolnti sunt, iuxta exposita non esse inquietandos.« 
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XIV. 
Literatur. 

1. Dr, jur. call. Aloys Hertl^ Weltpriesler, k. k, Professor am 
^acUsgymnasitim in Ried: Die Organisation des kirchlichen 
Armenwesens. Ein Beitrag zur Lösung der socialen Frage 
mit vorwaltender Bücksicht auf oherösterreiehische VerhäUnisse. 
Bied 1S92, Im Selbstverläge des Verfassers. FUiaie der Press- 
Vereins- Buchdruckerei in Bied. 14 Seiten. 
Ein neuer Beleg für die Thatsache, dass die Gesetze zumeist 
auf dem Papiere stehen bleibeu. In Oberösterreich steht zwar die 
Verordnung über die Verwaltung des Gotteshaus- und Pfründen?er- 
raögens (Diöoesanblatt 1860 S. 199) in Kraft, welche bekanntlich in 
Böhmen seit 32 Jahren noch nicht Zeit gefunden hat, in Kraft zu 
treten. Dagegen ist der Verfasser genöthigt zu coustatiren , dass in 
manchen Gemeinden in Oberösterreich bis zur Stunde die durch das 
oberösterreichische Armengesetz vom 5. September 1880 eingeführten 
Armenräthe nicht bestehen, sondern das ganze Armenwesen vom Ge« 
meindeausschusse besorgt werde. — Da der. Pfarrer im Gemeinde- 
ausschusse weder Sitz noch Stimme hat, so ist ihm dadurch die ge- 
setzliche Theilnahme an der öffentlichen Armenpflege unmöglich ge* 
macht (S. 6). Die Bestimmung des §. 80. des <(enannten Gesetzes, 
welche den Armenräthen das Recht einräumt, Fabriken, grössere 
Gewerbs- und Bergbauunternehmungen in Hinsicht auf ihre pflicht- 
mässigen Leistungen an die Unterstützungskassen und Bruderladen 
für hilfsbedürftige Arbeiter zu überwachen und pflichtwidrige Vor- 
gänge und Unterlassungen bei der competenten Behörde anzuzeigen, 
scheint gar nicht in das öffentliche Bewusstsein getreten zu sein. 

Unter solchen Umständen sind die praktischen Vorschläge, 
welche der Verfasser anknüpfend an die Rede Seiner Eminenz des 
Cardinais Gruscha bei der Generalversammlung des St. Vincenzver- 
eins in Wien am 6. März 1892 macht, um so mehr zu begrüssen, 
als dieselben zur Verwirklichung zumeist lediglich einer ETntschlies- 
snng der Pfarrvorstände bedürfen. Je mehr die Seelsorgegeistlich- 
keit die Mittel der bestehenden Rechtsordnung benützend, den Kampf 
mit dem Massenelende aufnimmt, desto zahlreicher werden die geist- 
liche Kräfte werden, welche die bestehende Rechtsordnung auf deren 
sittlichen Gehalt prüfen. 
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Ueberraschend erschien die Mittheilung, dass in Oberösterreich 
nur 5 Conferenzen des St. Vincenzvereins und auch nur wenige andere 
kirchliche Wohlthätigkeitsvereine dieser Art thätig sind. 

Der Cardinal-Fürsterzbischof Dr. Grnscha von Wien äusserte 
sich in einem Schreiben von) 28. Mai 1892 an den Verf. sehr aner- 
kennend über dessen Schriftchen. 

Prag. Dr. Karl Scheimpflug, 

2. Des kais. Oberlehrers Dr, K, Albrecht am Lyceum eu Colmar 
^Rappoltsteinisches Urhundenbuch€ Bd. IL (1892, 
bei E. Barth zu Colmar i. E., 680 8. in Gross 8«, 32 M.) 

nmfasst die Jahre 1364-1408. Ohne oberhirtliche Genehmigung 
verpfrfinden Hugo v. Rappoltstein (Dompropst in Strassburg) 1381 
(S. 179) die Pfarrpfrnnde (^Kirehe alle nutze, zehenden & zinsec) 
zu Beichenweier und Bruno v. R. 1396 (S. 418) ausser anderen 
Gütern das dortige Patronat (den Kirchensatz). Im Auftrage des 
Papstes Bonifaz IX. (S. 812) erklärt als Legat der Bischof Pavo 
von Tropea 1393 (S. 314) die mit einem unmündigen Knaben »ge- 
schlossene Ehet für nichtbestehend, weil letzterer sie auch nach er- 
langter Mündigkeit zu konsumiren impotent war. SedgerSAhe S. 123, 
128, 132, 159 ff. Dieser (Arch. f. K.-R. 66 S. 165, C-Bl. f. R.-W. XI 
S. 53) verdienstlichen Ürk.-Sammluug ist ein reichhaltiges Inhalts- 
Verzeichniss beigefügt; die rechts- und kirchengeschichtliche Zusam- 
menstellung (wie Bisthum, Ehe, Messstiftungen, Patronat u. s. w.) 
wird leider erst nach dem Schlussbande (V) eingereiht werden. 

3. Prof. L. R, V. Balis eu Basel: i^Religionsfreiheit in der 
Praxis^ (Mai 1892, 43 S. in 8«, K. J. Wyss in Bern). 

Dieser in der Jurist. Gesellschaft zu Wien am 30. März 1892 
gehaltene Vortrag bespricht in allgemeinen Umrissen die jetzt und 
früher in den Hauptstaaten Europas gehandhabte Glaubensfreiheit 
namentlich in Bezug auf (Jnabhängigkeit der bürg. R. vom Bekennt- 
nisse, Eid, Sonntagsfeier, Kirchen-Umlagen, öffentl. Zuwendungen für 
gewisse Relig.- Verbände, Schule, relig. Erziehung, Schutz und Ein- 
mischung des Staates. Einige Schweiifer-Kiiutone verletzten das Ge- 
setz (S. 20), indem sie vor der Aufnahme in die sog. tkath. Landes- 
kirche« die Anerkennung des al^kath. Bekenntnisses verlangten. Die 
weltliche Behörde (S. 33) ^ging euweiU, als sie den Geistlichen 
tadelte, welcher einer Hebamme, die nicht kirchlich getraut werden 
konnte, das Halten des Kindes bei der Taufe verboten hatte. In der 
Unzulässigkeit der Ehescheidung liegt (S. 42) keine Verletzung der 
Religionsfreiheit, wohl aber darin, dass der Staat OrdensletUe des 
Rechtes der freien Niederlassung verlustig erklärt (S. 40). 
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4. Des 0* ö. Univ,''Prof. und Parlamentsmitgliedes Ä. Brunialti 
zu Turin i^Staio e Chiesa in lialia^ (325 S. in 8*, 6 Fr., 
Aprü 1892 , Unione tipogr. ed. eu Turin , = Voh VIII der 
bibiioieea di Scienae Polüiche) 

empfiehlt statt vielfach i^jakobinisehert (S. 206, 318) Gesetze unent- 
wegt eine gemSiSsxgt'versöhnliche Kulturpolitik (S. 219), wenn auch 
der Vatikan schon aus Rücksicht auf die Haltung Frankreichs (S. 195), 
Oesterreichs (S. 177), Spaniens u. s. w. kaum formell entgegenkom- 
men k()nne. Mit einer Vertröstung auf Palästina (S. 192) wird 
übrigens sich nie der Vatikan abspeisen lassen können. Auch der 
vatic, Palast (S. 161) gehöre zum ital. ^S^ao^^gebiete (dagegen Arch. 
f, E.-R. 58 S. 197, 64 S. 230 ff.); Italien regele (S. 136) in eigener (!) 
Zuständigkeit die internationale Stellung des Papstthums (!). Ander- 
seits wird der Ausschluss der Geistlichen ?on Gemeindeämtern (S. 232), 
die Reschränk ung des Staatszuscbusses für die kath. Missionen (S. 293) 
auf nur 80,000 Fr. jährl, der Pfarrgehälter auf nur 800 Fr. (S. 277, 
statt mindestens 1200 Fr.) getadelt, ebenso der Versuch (S. 228), der 
kath. Kirche die Vorrechte der herrschenden Staatsreligion zu ent- 
ziehen. Im Eingange werden geschichtlich die Hauptbeziehungen 
zwischen Staat und Kirche allgemein (S. 1 — 45), sodann (46 — 97) 
für die vormaligen Einzelstaaten Italiens erörtert , endlich eingehen- 
der auf Grund der ital. Staats-Gesetze, der Parlamentsverhandlungen 
und der jüngsten Wissenschaft wie Rechtsprechung, das Garantie- 
gesetz (98—201), Glaubensfreiheit, äussere Bethätigung des Gottes- 
dienstes, Gemeinde- und Staatszuschuss , Sonnta<;snihe , Eid, Tren- 
nung der Friedhöfe, Schulen und Wohlthätigkeitsaustalten (vgl. Arch. 
f. K.-R. 64 S. 377) nach dem Bekenntnisse, Klöster, Pfründen- 
gut u. 8. w. Stets wird in fortlaufenden Anmerkungen auf die aller- 
neuesten ital., franz., deutschen, engl., span. Werke Bezug genom- 
men. Den Schluss des nie kirchenfeindlichen, vielmehr immer aus- 
gleichenden und vermittelnden Werkes bildet die Inhaltsübersicht 
der 87 §§ (S. 333-335); der gelehrte Verf. sucht gleichzeitig (S. 331) 
>der Religion ihren wohlthätigen Einfluss und dem Vaterlande eine 
wirthschaftliche Aufbesserung, dem Glauben freie Bethätigung und 
der Wissenschaft unbegrenzte Fortschrittec zu wahren. 

5. Des 0. ö. Univ,-Prof. Brusa su Turin ^Staats- R. des 
Kgr. Jtalient (533 8. in Gross 8^, J, C. B, Mohr eu Frei- 
bürg i. B,, 1892) 

behandelt die Beziehungen zwischen Staat und Kirche S. 425 — 442, 
sodann bei den einzelnen Abschnitten, wie S. 35 betreffe der Rechts- 
fähigkeit, S. 65 Unterrichts-, S. 67 Gewissensfreiheit, S. 215 Ver- 
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waltungsgerichtshof ff. S. 433 wird der Vatikan als »nic%^ in 
gleicher Weise, wie d^s sonstige Territorium okkapirtc behandelt, 
doch die Hauptfrage selbst nicht entschieden, ob das Garantie-Ge- 
setz, bezäglich tdes sehr nnbedeatenden Gebiets nebst Gärten und 
9 Annexen, in denen der Pa))st tvie ein K()nig herrscht, lediglich die 
»frQhere (»altec) Souveränität anerkannt oder dem Papste nur einige 
»Attribute einer. solchen zuerkannt liabe.c Das Garantie«Geselz ist 
weniger ein Gesetz, als (S. 427) »ein von der Kirche nieU ange- 
»nommenes Konkordat; für die Kirche bedeuten die Immunitäten, 
»deren sie heute geniesst, nur eigene Rechte. — Das Gesetzgebungs- 
»werk war schwierig, der Gesetzgeber aber iBf\iTunvorbereitet€ (S.426). 
Brusa erachtet (S. 429) den recursus ab abnsu als durch Art. 25 des 
Staatsrathsgesetzes vom 2. Juni 1889 »wiedereingeführt und im 
ganzen Beiche einheitlich geregelte, S. 440 die — äusserst kost- 
spielige (Riv. d. dir. ecci. 1892 p. 633) — Verwaltung des einge- 
zogenen Kirchengutes für »eine wenig glückliche Organisation t, 
S. 428 und 438 »die Lage des niederen Klerus sicher grossentbeils 
T^jämmerlicht und möchte deshalb letzterem die znfolge Art. 70 
des Armengesetzes (Arch. f. K.-R. 64 S. 387) umzuwandelnden 
früheren Kultusstiftungen zuwenden. Der politische Bid der Pfarrer 
blieb trotz des Garantiegesetzes (3. 428) »in denjenigen Provinzen 
»in Kraft, wo derselbe nach, noch nicht aufgehobenen Sondergesetzen 
»gefordert wäre (s. dagegen Tiepolo*s »Leggi eccl.€ p. 56, Dnione 
tipogr.-ed., Turin 1881). Unter den aufrecht erhaltenen juristischen 
Personen sind (S. 432 nnd 436) namentlich auch der hl. Stuhl, das 
Kardinalskollegium und die päpstlichen Kongregationen aufgeführt. 

F. Oeigd. 
6, Le$ prods en nuMiU de mariage rdigieux, pair Ä. Boudinhon, 
prefess. ä V Institut tath. de Parie, (Extraü de ^^VüniversiU 
C(ähol.€ revue menstteüe des facültSs cath. de Ljfon). Lffon. 
Imprim. d Ubrairie Enrnan. Vitte. 1892. 32 pp. gr. ^. 
Seitdem ein Ges. vom J. 1884 in Frankreich wieder die bürger- 
liche Ehetrennung und Wiederheirath gestattete, halten dort manche, 
welche kirchlich die Nichtigkeitserklärung oder Auflösung der nicht 
vollzogenen Ehe durch päpstliche Dispens erlangen könnten, solche 
für unnöthtg. Der hier im Druck vorliegende populär-mstenschaft- 
liche Vortrag des Herrn Prof. Boudinhon wendet sieh daher gegen 
die Auffassung, dass die {»ärgerliche Eheschlieasung die Hauptsache 
und dass die kirchliche fiheschliessung nur etwas accesaorisch zu 
dieser Hinzukommendes sei und zeigt kurz , unter weichen Voraus- 
setzungen eine kirchliche Nichtigkeitserklärung oder Auflösung der 
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Ehe durch Dispens möglich sei, betont dabei auch, dass Unbemit- 
telten aus diesen kirchlichen Nichtigkeitsprocessen und Dispensen 
keine Kosten angerechnet werden. 

7. Wdeer uni Weite's Kirchenlexikon oder Encyclopädie der ha-- 
tfiolisclien T/ieolotj/ie und ihrer Htäfswissenschaflen, 2. Auftage 
von Prof. Dr. Kaulen. 80., 81. und 82. Heft. Sp. 385—960. 
Freiburg, Herder, 1892. 

Das 80. Heft der gediegenen Neubearbeitung des Kirchen lexikons 
enthält den Schluss des Art. Lyon (Neher) und von den sonst kir> 
chenrecbtiich wichtigen Artikeln erwähnen wir den über Mabillon 
(Bänmp.r), Magdalenerinnen (Fehr), Magdeburg (Woker), Magnetis* 
mus (Haas), Mailand (Neher), Mainz (Floss). Heft 81 bringt u. A. 
eine kirchl. Statistik Malta's (Neher), das Leben Mansi's (Hefele), 
des P. V. Marca (Jnngroann), Darlegung der Orden und Congrega- 
tionen u. dem Tit. Maria (Streber), und schliesst mit dem (unvol- 
lendeten) Art. Maria Stuart. Aus Heft 82 sind besonders zu er- 
wähnen die Artt. Maria Laach (de Lorenzi), Mariana (M. Reichraann), 
Marienfeste (Kraus^Schrod), Marien Wallfahrtsorte (Streber), Marini 
(Margott), Marius Mercator (Bardenhewer), Maroniten (Nehr), Mar- 
seille (Neher), Marsilius von Padua (Wurm), Martine (Seböck), 
Martin, Päpste (Knöpder), Martin von Braga (Bardenhewer), Martin 
von Fulda (Streber), Martin von Tours (Schrödl), Martinus Polonas 
(Hipler), Martinsberg (Neher). Vering. 

8. Staatslexikon , hirausg. im Auftrage der Görresgesdlschaß . . . 
V. Dr. A. Bruder. Heft 17 und 18. Freiburg, Herder, 1892. 
Sp. 961—1280. (pro Heft 1 M. 50). 

Diese Hefte enthalten den Schluss des Art. Frankreich ein- 
schliesslich seiner Colonien (Ed. Franz), und hervorzuheben sind hier 
noch Frauenemancipation (Norrenberg) , Freizügigkeit (K. Bachem), 
Qallikanismus (Schwane), Qefängnisswesen (Jul. Bachen), Qehorsam, 
staatsbürgerlicher (Biederlack S. J.). Den Schluss bildet ein längerer 
Artikel Gemeinde. In dem Art. Gemeinde (C. Bachem) ist auch 
ein Abschnitt gewidmet der kirchl. Gemeinde. Hervorzuheben sind 
hier ferner die Artt. Gerichtsbarkeit, kirchliche (Kreutzwald) , Ge- 
sellschaft, worin auch ein Abschnitt von der christlichen Gesell- 
schaft (Haffner) und ein längerer, noch unvollendeter über Gesell- 
schaften geheime, namentlich die der Freimaurer. 

9. Lehrbuch des Kirchenrechis von Dr. Ad. Frants, Prof. der 
Rechte an der Universität Kiel. 2. verm. und verb. Auflage. 
GöUingen, Vanderhoek u. Ruprecht, 1892. XII. u. 342 S. 8^. 

Diese zweite um 20 S. vermehrte Aufl. ist auch in Einzelheiten 
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verbessert und ffir die neueste Zeit, namentlich bezüglich des pro- 
testantischen Kirchenrechts ergänzt. Im Ganzen weist sie dieselben 
Vorzüge, aber auch dieselben Schattenseiten auf wir die erste Auf- 
lage. Den Vorzug bildet die Kürze und Uebersichtliclikeit der Dar- 
stellung; die Schattenseite bilden die theils ungenaue, theils ver- 
wischte Unterscheidung zwischen den Satzungen des kath. Kirchen- 
rechts, wie es die Quellen selbst enthalten, und dem protest. Kirchen- 
recht, ferner einige unbegründete Raisonnements über katholische 
Kirchen Verhältnisse, die in einem Lehrbuch des Kirchenree^ hätten 
überhaupt fortbleiben können, und die öfters insofern einseitige 
Auswahl der Literaturangaben , als zur Orientirung über die katho- 
lischen Kircheneinrichtnngen zwar protestantische und altkatholische 
Streitschriften angeführt werden, aber nicht zugleich die Haupt- 
schriften, in welchen katholischer Seits die Auffassungen jener als 
unrichtig zurückgewiesen werden. Die ganz begründeten Ausstel- 
lungen, welche v. Lassberg in der Innsbrucker Zeitschr. für katho- 
lische Theologie 1888 S. 537 — 545 an der ersten Auflage gemacht 
hatte, scheinen dem Verf. unbekannt geblieben zu sein. 

Dr. Rob. Scheidemantd, 
10. Institutionen des haiholischen Kirchenrechis. Von Dr. Hugo 
Lämmer^ o. ö. Professor an der Universität Breslau. Zweite^ 
vielfach vermehrte und verbesserte Auflage. Freiburg i. Br. 
Herder' sehe Verlagshandlung. 1892. XVI u, 742 S. (8 M.). 
Wir haben keinen Mangel an tüchtigen und brauchbaren Hand- 
buchorn des Kirchenrechtes; wir erinnern nur an Walter, Phillips, 
Veringi Gerlach, Aichner, Silbernagl, Hergenröther — von Scherer 
bietet mehr als ein blosses Handbuch ; aber wenn in kurzer Zeit das 
vorliegende Werk in zweiter Auflage erscheint, so ist dies gewiss 
ein Zeichen, dasa dasselbe bei seinem Leserkreis, und dieser ist bei 
canonistischen Handbüchern ein beschränkter, eine wohlgefällige Auf- 
nahme gefunden und einem gewissen Bedürfniss entsprochen hat. 
Was nämlich das Buch besonders auszeichnet, ist die klare, über- 
sichtliche Darstellung des geltenden Rechtes, die knappe und präcise 
Fassung der einzelnen Rechtssätze, die korrekte, kirchliche Haltung 
des Autors, Vorzüge, welche beim ersten Erscheinen des Buches in 
den Literaturblättern des In- und Auslandes gebührend gewürdigt 
worden sind. Der Verfasser bezeichnet die zweite Auflage als »viel- 
fach vermehrt und verbesserte Wenn kürzlich in einer Recension 
die Anforderung gestellt wurde, dass schon die erste Auflage eines 
Werkes möglichst vollkommen gestaltet sein soll , und wenn es als 
ein Vorzug der zweiten Auflage gerühmt wurde, dass anq Texte 
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nicht viel geändert sei (vgl. Historisch-politische Blätter, Jahrgang 
1892, Bd. 109. S. 629 Qber Pastor's Papstgeschichte), so roass man 
diesen Vorzog dem Lämmer^schen Boche zoerkennen. An dem Texte 
desselben wurde in der zweiten Auflage fast nichts geändert; nur 
einzelne Partien, wie z. B. die kirchlichen Bechtsquellen , worden 
einer th^'il weisen üroarbeitong unterzogen; ebenso ist die Lehre von 
den Concordaten S. 448 etwas erweitert; wir wfinschten jedoch die- 
selbe lieber anter den Bechtsqoellen behandelt, wohin sie thataäch- 
lich als Qoelle des particnlären Rechtes gehört. Dagegen haben die 
Quellenbelege, sowie die zahlreichen Erläoterongen in den Noten eine 
bedeutende Vermehrung erfahren, so dass die Seitenzahl des Boches 
von 553 auf 742 in der zweiten Auflage gewachsen ist. Eine wesent- 
liche Verbesserung gegenüber der ersten Aoflage erkennen wir darin, 
dass diese Noten unmittelbar unter den Text gesetzt sind. Dadurch 
ist das Studium und die Benützung des Buches bedeutend erleichtert, 
und das Ganze übersichtlicher geworden. Sind im Texte die kirch- 
lichen Rechtsprincipien mit sehr grosser Klarheit und Präcision dar- 
gestellt, so enthalten die reichen Materialien, welche in den An- 
merkungen aufgespeichert sind, ausgiebigen StofF zur Erweiterung, 
Erläuterung und Vertiefung des im Text Gesagten. Wir verweisen 
in dieser Beziehong auf das, was S. 116 ff. über die Standespflichten 
der Kleriker, S. 149 über den Primat des Papstes gesagt ist Sehr 
eingehend ist S. 155 N. 3 das unfehlbare Lehramt des Pbpstes be- 
handelt; ebenso heben wir hervor S. 466 ff. die Darstellung der all- 
gemeinen Rechte und Pflichten der Gläubigen, worin einzelne Fragen, 
wie die Verpflichtung zum Besuch der Pfarrmesse, zor Anhörung der 
Predigt in der Pfarrkirche, die Frage über das Alter zum Empfang 
der heiligen Firmung, über den proprius sacerdos als Beichtvater ein- 
gehend besprochen sind, üebcrall gibt Lämmer die Bestimmungen 
des gemeinen Kirchenrechtes; daneben berücksichtigt er vorzüglich 
die preussischen kirchenrechtlichen Verhältnisse und speciell jene der 
Breslauer Diöcese, ohne jedoch die Bestimmongen anderer Diöcesen 
und Länder ganz zu übergehen. 

Einige Bemerkungen mögen ons gestattet sein« Zur Gültigkeit 
des Gewohnheitsrechtes S. 25 ist wohl nicht der conseosos tacitas 
legislatoris erforderlich, sondern es genügt der conaensos legalis sea 
juridicQs; der Gesetzgeber braucht nicht gerade Kenntniss von der 
Gewohnheit zu haben, sondern es genügt, wenn dieselbe im Allge- 
meinen den gesetzlichen Erfordernissen entspricht. Dagegen geht 
die Behauptung S. 251 zu weit, »dass den Trienter Vorschriften 
durch keine Gewohnheit derogirt werden kann,« vgl. Schneider^ die 
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Lehre von den Kirchenrechtsquellen S. 42 N. 3. Es kann allerdings, 
was speciell die Einholung des Rathes oder Consenses des Capitels 
betrifft, in dem einen oder anderen Punkte eine gegentheilige Ge- 
wohnheit Platz greifen, aber eine Gewohnheit, nie den Rath oder die 
Zustimmung des Capitels zu erholen, müsste als irrationabel ver- 
worfen werden, weil sie dem Geiste des Instituts der bisch(^flichen 
Domcapitel und seinem Zwecke, Senat des Bischofs zu sein, wider- 
spräche. — S. 42 ist gesagt: »Clemens V. sandte seine Constitu- 
tionen an die Universität Orleans. Sein Tod unterbrach die übliche 
weitere Debersendung.t Diese Darstellung der Publication und Ceber- 
sendung der Constitutionen Clemens' V. ist nach den neuesten 
Forschungen Ehrle's etwas zu modificiren. Ehrle hat im Archiv für 
Literatur und Kirchengeschichte Bd. 4. S. 449 mit ziemlicher Sicher- 
heit dargethan, dass die anbefohlene üebersendung der im Con- 
sistorium zu Monteaux bei Carpentras publicirten Constitutionen 
nicht stattfand und dass die Angaben des Johannes Andreae über die 
Zurückziehung derselben nicht auf Wahrheit benihen. 

Wenn S. 44 gesagt ist, dass »schon vor Erscheinen der ersten 
Druckansgaben des Decretum Gratiani (Strassburg 1471), der De- 
cretalen Gregorys IX. (Mogunt. s. 1. eta, vor 1473 und dann Rom 
1474), des Liber sextus (Mogunt. 1468) und der Clementinae (Mo- 
gunt. 1460), diese Theile zusammen Corpus juris canonici« genannt 
wurden, so ist zu bemerken, dass wohl diese einzelnen Theile und 
früher schon andere Sammlungen mit dem Namen corpus belegt wur- 
den; so z. B. wurde die CoUectio Anselmo dedicata als corpus ca- 
nonum, das Decret Gratians als corpus decretorum, die Sammlung 
Gregors als corpus juris bezeichnet; allein der Sammelname Corpus 
juris canonici ist erst seit dem 17. Jahrhundert, seit Erscheinen der 
einzelnen Rechtssammlungen ohne Glossen in Einem Bande, allge- 
mein üblich gewordeti. 

Die kirchlichen Elechtssätze über das Verh&ltniss zwischen Staat 
und Kirche und die Elechte Beider sind mit grosser Correctheit und 
Entschiedenheit ausgesprochen; wir erinnern au das, was S. 430 über 
die sogenannten Kirchenhoheitsrechte des Staates gesagt ist, an das 
jus patronatus regium S. 595. Dagegen müssen wir es wenigstens 
als missverst&ndlich bezeichnen, wenn Lämmer S. 446 unter der 
Rubrik: »II. Ausschliessliche Gegenstände der Staatsgesetzgebung 
(causae civiles)« sagt: 

»2) das Kirchengut, soweit Besitz, Erwerb, Eigenthum, Rechte 
und Verbindlichkeiten privatrechtlicher Natur in Frage kommen, 
steht anter dem Staatsgesetz.« 

Archiv fttr KiroheDrecht. LXym, 13 
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In einer Note dazu vertheidigt Lämmer seine Ausdrucksweise, 
resp. seinen Standpunkt gegen eine Bemerkung, welche Lehmkuhl 
bei einer Recension der ersten Auflage in den Stimmen aus Maria- 
Laacb Bd. 31. S. 429 gemacht hatte. Wir geben den correcten 
Standpunkt Lämmer's in dieser Frage vollkommen zu, aber die Aus- 
drncksweise ist zum mindesten anstössig. Allerdings ist die Kirche, 
wie jeder Privatmann, bei privatrechtlichen Fragen, wie Besitz, Er- 
werb , an die Staatsgesetze gebunden ; aber gerade wegen der soge- 
nannten Hoheitsrechte des Staates klingt es unter der allgemeinen 
Rubrik »Ausschliessliche Gegenstände der Staatsgesetzgebnngc son- 
derbar, zu sagen: »Das Kirchengnt, soweit Besitz, Erwerb u. s. w. 
in Frage kommen, steht unter dem Staatsgesetze.« Besser wurde es 
heissen: die Kirche steht in privatrechtlichen Fragen, wie Besitz, 
Erwerb u. s. w. unter dem Staat^sgesetze« 

Die Frage: »an votum castitatis aut sacris ordinibus initiandi 
Sit validum et dirimat sponsalia etiam quoad voventem,« S. 501 ist 
bezüglich des zweiten Theils nicht so bedingungslos zu bejahen, da 
ja auch ein votura in fraudem alterius möglich wäre. Allerdings hat 
die S. Gongreg. Conc. sub die 5. Martio 1701 entschieden: votum 
castitatis aut suscipiendi ordines sacros irritare sponsalia etiam ju- 
rata, sofern der Gelobende zur Erfüllung seines Gelübdes verpflichtet 
ist und nicht zum Halten der Sponsalien. Allein der hl. Liguori, 
homo apostolicus, tract. XVIII. c. I. punct. 3. §. 25. hält es für 
probabilius, dass der Vovent nach erlangter Dispens vom Votum noch 
an die Sponsalien gebunden sei »quia prior obligatio non penitus 
oxtinguitur, sed suspenditur, donec votum servatur.« 

Bezüglich der Controverse über die Uechtsgültigkeit des Trienter 
Decrets Tametsi vermöge allgemeiner Observanz S. 546 N. 5 scheint 
Lämmer in der gegenwärtigen Ausgabe der bejahenden, besonders 
von Dr. Braun im Arch. f. kath. K.-B. 38, 165 ff. und 63, 120 ff. 
vertheidigten Ansicht zuzuneigen, dass eine allgemeine Observanz 
des Trienter Decrets, eine rechtsgültige Gewohnheit, die Publication 
desselben ersetze. Wir können diese Ansicht nur mit einer gewissen 
Restriction gelten lassen, sofern die Publication desselben zweifelhaft; 
ist oder wenigstens die Nichtpublication nicht feststeht. Dr. Braun 
will die Observanz als zweite, selbstständige Bechtsquelle für die 
Gültigkeit des Decrets neben der Publication behaupten. Allein so 
bedingungslos lässt sich diese Ansicht nicht festhalten. Alle Ent- 
scheidungen der S. Congr. Conc. und die Aussprüche der Päpste, 
welche der praxis und observantia in dieser Beziehung eine Rechts- 
wirkung zuerkennen, setzen voraus, dass sich eine Publication nicht 
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stricte beweisen lässt; in solchen Fällen ist nach den päpstlichen 
Entscheidungen mit der ordnungsmässigen Observanz eine praesurotio 
juris et de jure gegeben, ein Präsumptions- Beweis tfir eine zweifel- 
hafte Publication mit der Rechtswirku/ng, dass das Decret in solchem 
Falle Gültigkeit hat, wenn auch die Publication nicht wirklich statt 
hatte. Wo dagegen die Nichtpublication im Vorhinein feststeht, 
vermag selbst eine unvordenkliche Gewohnheit dem Decrete keine 
Gältigkeit zu verschaffen, wie dies auch P. Werne ^ der Consultor 
der 8. C. C. bezuglich Englands und Schottlands in seinem Votum, 
Archiv 63, 145, ausdrücklich hervorhebt. Es kann somit, wie dies 
LeinB in seiner Schrift »Der Ehevorschrift des Goncils von Trient 
Ausdehnung und heutige Geltung« S. 88 und besonders Gerlach^ 
Lehrbuch des kathol. Eirchenrechts 5. Aufl. S. 264 des Weiteren 
nachweisen, die Observanz nicht schlechthin als selbständiger Publi- 
cationsmodus für das Trienter Decret erachtet werden. 

Wir haben diese ausserwesentlichen Punkte, in welchen wir 
mit dem Autor nicht ganz übereinstimmen, hervorgehoben, wollen 
aber damit den gerühmten Vorzügen des Buches keinen Eintrag 
thun ; im Oegentheil wir wünschen, dass es bei den Studirenden der 
Theologie weite Verbreitung finde wegen der Fülle seines Inhaltes 
bei aller Klarheit und Knappheit der Darstellung. 

Regensburg. Prof. Dr. Philipp Schneider. 

IL P. Pie de Langogne des FF, Mineurs Capucins. L'OuveHure 
de Gonsdence, les Gonfessions et Gommunions dans les Gom- 
munatdes. Texte et cammentaire du Decret de la Sacree Gon- 
gregation des ^viques et RSgtdiers du 17, Deeembre 1890. 
Paris, Librairie Gh. Paussielgue rue Gassette 15. 1891. 
pg, 112. 16\ 
Ein Büchlein von geringem umfange, aber reich an Inhalt, an- 
eingehender Belehrung, logisch und lichtvoll. Der Verfasser schreibt 
frisch, kräftig, oratorisch und doch kurz. Das päpstliche Decret ist 
in allen seinen Punkten gründlich erörtert, die gegen dasselbe er- 
hobenen Bedenken und Einwürfe sind gelöst und entkräftet, die sich 
ergebenden praktischen Fragen beantwortet. Ein weiterer Vorzug 
der Broschüre ist der gelungene Nachweis der historischen Ent- 
wicklung der neuesten päpstlichen Verordnungen aus den älteren 
Erlässen des h. Stuhles. Als Anhang gibt der Verfasser, was sehr 
erwünscht ist, den ausführlichen Originaltext der im Laufe der Ab- 
handlung citirton, einschlägigen Documenta. Da das Schriftchen so 
groAse Vorzüge besitzt und wegen seiner praktischen Wichtigkeit eine 
sehr weite Verbreitung erwarten darf, ist es auffallend, dass der 

13* 
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Verleger entgegen dem Gebrauche seiner französischen Collegen so 
kleine Typen zur Verwendung gebracht hat. Das dem Verfasser ein- 
gangs gespendete, vollauf verdiente Lob kann den Becensenten nicht 
hindern, einige kleinere Ausstellungen zu machen, welche den Inhalt 
der Broschfire betreffen. So scheint es ihm unrichtig, wenn P. Pia 
de Langogne meint, es genüge einfachhin, dass der Dntergebene die 
Anzeige von der versuchten Verleitung zur Gewissensrechenschaft dem 
nächst höheren Obern allein erstatte. Wenn nämlich dieser Letztere 
die Anzeige ignorirt, ist dann der Zweck des Decretes erreicht? und 
warum hcisst es denn in dem Decrete: »den höheren Obern?« Der 
Grund hievon kann wohl kein anderer sein, als der, dass der Unter- 
gebene sich verpflichtet erkenne, im Falle des Nichteinschreitens des 
nächst höheren Obern die Anzeige bei dessen übergeordneten Obern 
vorzubringen, damit das Decret nicht um seine Wirkung komme. — 
Ferner nennt der gelehrte Capuziner die verpflichtende Oewissens- 
rechenschafb mehrmals mit dem ironischen Namen »conflance com- 
mand^e.« Es empflehlt sich also nach seinem Dafürhalten eine ver- 
pflichtende Gewissensrechenschaft wohl überhaupt nicht? Und doch 
ist eine solche für verschiedene Orden vom römischen Stuhle be- 
stätigt und diese Bestätigung bleibt auch fernerhin noch in Kraft. 
Und lässt sich denn eine »confiauce command^e« einfachhin missbil- 
ligen ? Ist nicht jeder Christ verpflichtet, seine Sunden dem Priester 
zu bekennen, und ist das nicht etwa auch ein Akt des Vertrauens? 

— Endlich scheint der Verfasser beznglich dessen, was die Unter- 
gebenen den Obern mittheilen dürfen, wenn sie deren Rath in An- 
spruch nehmen wollen, der Ansicht zu sein, dass Sfinden davon aus- 
geschlossen sein müssen. Er schreibt pg. 61 von einem Untergebenen, 
der sich mit seinem Obern über die Kleinigkeiten bespricht, die ihn 
verdriesslich machen, und über die Schwierigkeiten, auf die er stösst, 
und der dann in einem Ergnsse des Vertrauens dem Obern von Ver- 
suchungen sehr delicater Natur oder selbst von Schwächen Mit- 
theilung macht. Hierin erkennt nun der Verfasser die verbotene 
»intima conscientiae manifestatio.« Gegen diese Auffassung läset sich 
wohl ein Zweifel erheben. Wenn der Untergebene seine Schwächen 
dem Obern offenbart, um in Zweifel oder Angst Rath, Trost, Leitung 
zu empfangeo, so ist nicht einzusehen, warum diese Offenbarung als 
die verbotene »intimae conscientiae manifestatioc anzusehen sei; sie 
fällt vielmehr unter die in N. III des Decretes gegebene Goncession. 

— Obige kleine Ausstellungen haben nur den Zweck, in einer Sache 
von grosser Wichtigkeit für das gesammte Ordenswesen nach allen 
Seiten hin möglichste Klarheit zu verbreiten ; sie sollen und können 
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das VerdieDst der vortrefflichen Darlegungen des hochw. Verfassers 
nicht schrnftlern. Diese Letzteren werden gewiss von allen Theologen 
mit hohem Interesse gelesen werden. 

Max Huber S. J. in Klagenfurt. 
12, Ä, V. Seheurl, Die l^atsgesetegebuvg über die religiöse Kinder- 
ersiehung ^ in der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht^ 
3. Folge, Bd. 1. (1891). S. 5-18. 

Der Verfasser nimmt mit Recht an , die im dentschen Reiche 
bestehenden Landesgesetze hätten die religiöse Kinderersiehung >za 
einseitig von staatskirchenrechtlichen Qesichtspunkten aas geregelt 
und zu sehr ausser Acht gelassen, dass es ein wesentlich privat- 
rechtliches Kechtsverhältniss ist, um das es sich hierbei handelt,« 
und es sei »gerade darum Aufgabe einer neuen bürgerlichen Roichs- 
gesetzgebung , üebergrifTe in die Sphäre des bürgerlichen Rechts zu 
beseitigen, welche Landesgesetze sich in jener Beziehung gestattete 
haben. In der That sind solche Cebergriffe in allen landesgesetz- 
lichen Bestimmungen über die Confession der Kinder zu finden. Es 
empfiehlt sich also, die §§. 1508 und 1658 des Entwurfs eines 
bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich zu streichen und 
an ihrer Stelle reichsgesetzlich zu bestimmen : »Die bestehenden 
Landesgesetze über die Confession der Kinder sind aufgehoben.« 

Diesen Schlnss hat aber der Verfasser nicht gezogen. Er hält 
es für nothwendig, das elterliche Erziehungsrecht in Beziehung auf 
die Bestimmung des Religionsbekenntnisses gesetzlich zu beschränken, 
und zwar mit Rücksicht »auf das Staatswohl und insbesondere auch 
auf den dasselbe bedingenden Frieden zwischen den verschiedenen im 
Staate nebeneinander bestehenden Religionsgesellschaften, wie auf die 
Pflicht der Staatsgewalt, für Erhaltung dieses Friedens Sorge zu 
tragen.« Er meint, ein »Dazwischentreten des Staates« sei mit Rück- 
sicht auf die Bestrebungen der katholischen und protestantischen 
Kirche »nothwendig, um den hierdurch bei jeder gemischten Ehe 
veranlassten Streitigkeiten ein Ziel zu setzen.« Eine nähere Be- 
gründung dieser Ansichten hat er leider unterlassen. Indessen kön- 
nen Eingriffe in das elterliche Recht, die Confession der Kinder frei 
zu bestimmen, durch »Rücksichten auf das Staatswohl« überhaupt 
nicht gerechtfertigt werden ; in paritätischen Staaten kann das 
»Staatswohl« nicht davon abhängen, ob ein Kind katholisch oder 
protestantisch erzogen wird. Zudem dienen alle solche Landesge- 
setze, wie die Erfahrung bewiesen hat, nicht dem Frieden, sondern 
dem Unfrieden zwischen den verschiedenen Religionsgesellschaften. 
Schon hieraus folgt, dass dem Gesetzentwürfe, den Herr v. Seheurl 
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an Stelle von §. 1508 des Entwurfg empfiehlt, nicht zugestimmt wer- 
den kann. Es ist daher nicht nöthig, hier auf den Inhalt des vor- 
gelegten Gesetzentwurfs näher einzugehen. Immerhin ist es be- 
merkenswerth , dass von protestantischer Seite schon drei Verbes- 
seruHgsYorschläge an Stelle von §. 1508 des Entwurfs (vou Drache, 
Sehling und v. Scheurl) veröffentlicht sind, die im Einzelnen von 
einander abweichen, jedoch in dem Vorschlage einer reichsgesetz- 
lichen Beschränkung des elterlichen Erziehungsrechtes, in Beziehung 
auf die Bestimmung des Keligionsbekenntnisses, übereinstimmen, ob- 
wohl alle diese Beschränkungen zu Gewissenszwang führen. 

Dr. K. Schmidt. 

13. Deutsche Zeüschr. f. Kirchenr.^ heraiisg. von Prof. Dr, Fried- 
berg und Prof. Dr. Sehling, Freiburg, Mohr, 1892. Bd. i, 
Heft 5. Bd. 2, Heft 1. 

Aus citt. Heft 3 sind hier zu erwähnen: v. Hinüber, Die Kir- 
chenlasten im Fürstenthum Lüneburg und die altdeutsche Dorfmark 
(S. 349—398). Sehlingy Kritik neuerer Lit. über Eherecht {Scherer, 
Esmein, Hörmann) (8. 899—405). Aus Bd. 2. Heft 1 Dr. L. Donle, 
Ueber internationale Eheschliessung mit besonderer Berücksichtigung 
der geltenden Codificationen (S. 1—74). 

14. Die Lehre von den kirchlichen Rechisquellen. Eine Einleitung 
in das Studium des Kirchenrechts. Von Dr, Phil. Schneider, 
Prof. der TheoL am k. Lyc. eu Begensburg. 2. (vollständige) 
Ausgabe. Begensburg, F. Pustet, 1892. XII u. 212 S. 8^. 
(2 M. 60). 

Das Werk zeichnet sich durch übersichtliche, gut markirte 
Darstellung aus, berücksichtigt durchweg den neuesten Stand der 
Forschungen, beschränkt sich nicht auf das corp. iur. canonici, son- 
dern stellt die gesammten Rechtsquellen und deren Geschichte dar. 
In einem Anhange sind auch die hauptsächlichsten neueren kirchen- 
politischen Gesetze und die Kirchenrechtsquellen der Orient. Kirche 
und der Protestanten kurz verzeichnet. Im §. 22. über die Pöni- 
tentialbücher übersah der Verf. aber die Reihe von neueren Publica- 
tionen von Dr. Schmitz in diesem Archiv. Vering. 

15. Ausser der Einen wahren Kirche Christi ist kein Heü. Van 
C. V. Brentano^ vorm. Prof., d. Z. Beneficat in Oberammergau. 
Augsburg, B. Schmid, 1892. XV u, 167 8. 12. {2 Mk.). 

Eine Art Apologetik in populärer anregender, mitunter anekdoten- 
artiger Form. Abschn. VII. behandelt die sociale Frage (S. 128 — 144). 
Abschn. VIIL (S. 145 — 166) die weltliche Herrschaft des Papstes, 
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die zwar nicht absolut nothwendig, aber im Laufe der Zeiten mo- 
ralisch nothwendig, ja immer dringenderes Bedürfniss geworden sei. 

Dr. Rob, ScAeidemaniel. 

16. Dr. Faul FredericqSf Inquisiiio haeretkae pravitaiis neder- 
landicn. Geschiedenis der Inqumtio in de Nederlandet^ tot van 
hare heinricUung under Keiser Kord V. (1025—1520) L Tkl, 
De nederlandsche Inquisäio ßjdens de dfde^ twaalfde en der- 
tiende eemoen. Met 2 Kaarien. Haag. 1892. Nijhoff. XVI 
u, 114 S. gr. 8^. 

17. V. Polacco (ord. Rechtsprof. eu Pädua): contra il di- 
vorzio (leaione ientUa ü 2. V 1892 neüa E. üniversiiä di 
Padava) frai. Drucker in Padua, 1 Fr., 54 S. in 8^, 1892. 

Den, Arch. für K.-R. 66 S. 470 aufgeführten Gegnern des 
(p. 15, 43) Villa*8chen Gesetzentwurfes, wodurch Italien den, bisher 
nur von Tisch und Bett getrennten Gatten die Wiederverbeirathung 
gestatten würde, reihten sich (seitdem p. 54) die Uechtslebrer Fusinato 
(Riv. it. per le scienze giuridiche XI p. 122 — 126), Catellani, Fi- 
hmtisi — Gnelfi (p. 660—669 de Cultnra, Nov. 1891) Chironi und 
insbes. Gianhirco an. Nunmehr tritt ihnen auch der durch seine 
Schriften über »Hingabe an Zaiilungsstattc , »Theilung der Eltern 
zwischen den Kindernc u. s. w. rühmlichst belcannte Lehrer des 
bürg. R. P. als weitere, schirer wiegende Autorität hinzu, indem er 
schrittweise (p. 5, 24, 28 ff.) die Gründe, welche in einer Vorlesung 
sein Amtsbruder Brugi für die Nachahmung der deutsch- und der 
französisch-rechtlichen Ehescheidung entwicicelt hatte, widerlegt. 

Die Widerlegung stützt sich auf allgemeine Vernunftsgründe, 
(p. 12) auf Kohler's »Ideale im Rechte (1891, bei Heymann in 
Berlin), auf A. Comtess »Cours de philosophie positivec (bei Bachelier 
in Paris 1830—42, Vol V p. 441, 685 ff.), auch auf die güfistigeti 
Erfahrungen (p. 33) bei den Katholiken in Oesterreich und Polen 
(Qes. 23 VI 1825) sowie anderen, die Ehescheidung überhaupt nicht 
kennenden Ländern gegenüber Nordamerika (p. 41 u. 52, Wright's 
»marrtage and divorce in the Dnited Statesc 1867 — 1886, Washington 
1889, Regierangsdruckerei) und namentlich (p. 26 u. 52) Frankreich 
{Turquan's »mouvement de la population en Francec 1890 im »Eco- 
nomiste franf.c 31 X 1891 p. 551 — 554, femer Michelle »divorce 
d'aprfes les r^entes statistiquest (im »Economiste fran9.c 3 X 1891 
p. 421—423). Seit der zugelassenen Wiederverbeirathung geschie- 
dener Gatten habe die Zahl der unehdichen Geburten dort nicht ab-, 
sondern zugenommen. Die Zahl der Ehescheidungen in Frankreich 
stieg von 1884 bis 1890 (p. 30), wie folgt: 1657, alsdann (i. J. 1885) 
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4267, dagegen 1888 bereits 4708, 1889 schon 4786 und i. J. 1890 
bereits 5457. Zufolge Wilcox »Probleroa del divorzioc erfolgten im 
J. 1888 in Nordamerika 65<^/o der Ehescheidungen (p. 20) auf An- 
trag der Frauen; auch in anderen Ländern sei in der Mehrzahl der 
Fälle der Ehemann der schuldige Theil. 52<^/o der in Frankreich 
geschiedenen Paare hatten keine Kinder (p. 22) ; in allen anderen 
Ländern herrscht jedoch grösserer Reichthum an Kindern. 

M. Monnier vergleiche zutreffend in seinem Roman »Apr^s le 
divorcec (1885, bei Levy in Paris, p. 173) die Wiederverheirathung 
Geschiedener mit dem »Changez de damec des Gegentanzes, Tempia 
dagegen (p. 26) mit dem »Wiederaustbeilen neu gemischter Spiel- 
karten, c In Zürich habe man früher (p. 48) Gatten, die bei Gericht 
den Antrag auf Trennung gestellt hätten, zunächst 3 Tage ur\d Nächte 
auf Probe eingesperrt; kein Paar habe nach der Probezeit den An- 
trag erneuert. Die Bewegung für Ehescheidung gehe in Italien nicht 
von den breiten Volksschichten, sondern (p. 25) nur vom high life 
aus; hiefür ist (p. 85) eine eigene Zeitschrift (»II divorzioc) thätig. 
Soeben erschienen hierüber in Turin von 0. Secchi unter der lieber- 
Schrift »Separazione o divorzio« volle 366 Seiten (4 Fr.) studiic 
storico-giuridici.« Gegen die Ehescheidung erklärte sich Bonghi noch 
am 4. April 1892 (Atti parlamentari XVII la p. 7725). Gegen den 
Vorwurf, nur Obskurrenten und Priesterfreunde seien Gegner der Ehe- 
Scheidung (p. II, 35), ist der gel. Verfasser seiner ganzen staats- 
bürgerlichen und religiösen Stellung nach vor allen anderen ge- 
schützt; er achtet — wie der von ihm p. 25 angeführte Renan — 
die Ceberzeugung (p. 5, 11, 39) aller Andersdenkenden, verwerthet 
auch gerne die für seine Auffassung sprechenden ethischen Gründe 
lind selbst nicht juristische Schriftsteller, namentlich Giraud-Teulon 
p. 15, auch politische Zeitschriften (p. 52). Was aber seiner Schrift 
gerade in Italien bei massgebenden Kreisen eher Eingang verschafft, 
ist ihre von Gabba (p. 11), Fiore (p. 21) und anderen Gegnern des 
Regierungs- bezw. Parlamentsentwurfs durchaus unabhängige, jeden- 
falls kirchlich in keiner Weise angehauchte Begründung. 

F, Oeigel. 
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XV. 

Observanz auch fUr die Pfarrbaulast und fUr Forensen giltige 

Rechtsquelle. 

Preussisch landrechtlicher Bechtsfall 
mitgetheilt von Bechtsanwalt und Consistorialrath Dr. FeL Forsch in Breslau. 

Preuss. AUg. Landrecht Th. II. Tit. 11. 

§. 710. Wo in Ansehnng der Kosten zum Baue nnd zur Unterhaltung der 
/iTtrc/iengeh&nde durch Verträge, rechtskraftige Erkenntnisse, ununter- 
hrochene Gewohnheiten oder besondere Provinzialgesetze gewisse Be- 
geln bestimmt sind, da hat es auch ferner dabei sein Bewenden. 

§. 788. Woher die übrigen Kosten (bei P/arrgebäuden) in Ermangelung eines 
eigenen dazu bestimmten Fonds zu nehmen sind, ist nach den yor- 
handenen yerschiedenen Proyinzialgesetzen zu bestimmen. 

§. 789. Wo darüber keine besondere gesetzliche Bestimmung vorhanden ist, 
da müssen diese Kosten gleich den Bau- und Beparaturkosten der 
Kirche selbst, aus dem Kirchenvermögen genommen; bei dessen Unzu- 
länglichkeit aber, von dem Patron und den Eingepfarrten getragen 
werden. 

In der Processsache der Kirchengemeinde J. wider ihren Patron 
Qr. G. hat das Reichsgericht unter dem 12. Februar 1891 nachstehende 
Grundsätze ausgesprochen : 

»Der Beklagte hält die Observanz als Rechtsquelle zur Be- 
grändung der f/arr baulast für ausgeschlossen und will dies aus dem 
Gegensatze zwischeu den Vorschriften des §. 710. und der §§. 788 
und 789. Theil IL Titel 11 des Allgemeinen Landrecbts gefolgert 
wissen, indem nach §. 710. bei Kirchenhauten in erster Reihe — 
neben Verträgen und rechtskräftigen Erkenntnissen — ununter" 
brochene Gewohnheiten oder besondere Privatgesetae entscheiden sol- 
len, die §§. 788 und 789 Jagegen in Ansehung der P/arrbauten nur 
auf Promneiolgeaetze verweisen und bei deren Mangel eigene Be- 
stimmungen treffen. Nach der Ausfuhrung des Beklagten ist damit 
der Kreis der Verpflichteten hinsichtlich der lyarrbaulast gesetzlich 
genau begrenzt, so dass sich eine dem entgegenstehende Observanz 
nicht bilden könne. Der Berufungsrichter ist diesen Annahmen ent- 
gegengetreten und seine Auffassung ist den Bemängelungen der Re- 
vision gegenüber aufrecht zu erhalten. 

Wenn der §. 788 a. a. 0. verordnet, 
dass es sich nach den vorhandenen verschiedenen Ptovineialr 
gesetzen bestimme, woher die . . . Pfarrbaukosten ... zu 
nehmen seien, 
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und der §. 789. besagt, 

dass , wo in dieser Hinsicht keine besondere gesetdiche Be- 
stimmung vorhanden sei, die Pfarrbaukosten, gleich den Bau- 
und Keparaturkosten der Eirclie selbst, aus dem Kirchenver- 
mögen, bei dessen Unzulänglichkeit aber von dem Patron oder 
den Eingepfarrten getragen werden müssen, 
so umfassen die Ausdrucke: »Provinzialgesetze« und »besondere ge- 
setzliche Bestimmungc auch die i^ununterbrochefien Oewohnheiten,€ 
wie solche im §. 710. in Ansehung der JTircA^nbaulast ausdrück- 
liche Erwähnung gefunden haben. 

Es sind gemeint die provinziellen und particularen Rechts- 
normen im Qegensatze zum allgemeinen Rechte, und das Landrecbt 
hat das particulare Qewohnheitsrecbt, die Gewohnheiten und Ob- 
servanzen der Provinzen und einzelnen Gemeinheiten, nicht beseitigt, 
sondern ihre Giltigkeit nur von gewissen, hier nicht weiter in- 
teressirenden Voraussetzungen abhängig gemacht (§§. 3 ff. der Ein> 
leitung, §§. I, III, IV, VII des Publicationspatents zum Allgemeinen 
Landrecht). Dass der Ausdruck i^Prov\nz\9\gesetze€ gebraucht i<^t, 
steht nicht entgegen, denn das Landrecht identificirt Recht im ob- 
jectiven Sinne mit Oeseüf^ sodass unter den Begriff des letzteren 
auch das ungeschriebene Recht fällt. Es würde auch an einem er- 
sichtlichen Grunde fehlen, welcher dazu geführt habe, in Abweichung 
von den Bestimmungen hinsichtlich der JTircAenbaulast für die Be- 
gründung der lyarrbaulast die Gewohnheit als Rechtsquelle auszu- 
schliessen. Dass dies im Gegentheil nicht in der Absicht des Ge- 
setzes liegt, ergibt sich, worauf der Berufungsrichter zutreffend hin- 
weist, daraus, dass das Landrecht, soweit es für den Fall des Mangels 
particularer Rechtsnormen eigene Bestimmungen trifft, die Kirchen- 
und die iyarrbaulast völlig übereinstimmend regelt. In dieser Hin- 
sicht genügt es, auf den seinem Inhalte nach oben wiedergegebenen 
§. 789. und ferner auf §. 790. ebenda zu verweisen, welcher aus- 
drücklich bestimmt, dass wegen Aufbringung und Vertheilung der 
Beiträge zu den Pfarrbauten eben die Grundsätze wie bei Kirchen- 
gebäuden stattfinden. Wenn die Revision geltend macht, dass der §. 790. 
nur auf die Vertheilung der Beiträge innerhalb des Rahmens der be- 
sonderen Vorschriften der §§. 788 und 789. Anwendung finde, so ist 
dem nicht beizutreten. Der §. 790. stellt einen allgemeinen Grund- 
satz auf, was auch daraus erhellt, dass er nicht allein von der Ver- 
theüung^ sondern aucii von der Aufbringung der Pfarrbanbeiträge 
spricht. Durch die bezeichneten Gesetzesstellen ist hiernach die 
Bildung der streitigen Observanz nicht ausgeschlossen. In gleicher 
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Weise hat sich das Preussische Obertribunal in zahlreichen Ent- 
scheidungen ausgesprochen, so u. a. in dem Präjudiz.-Nr. 208 (Prä- 
jttdizen-Sammlung Bd. 1. S. 209), in den ürtheilen vom 14. Juni 
1850 und 22. September 1854 {Sirietharsfs Archiv Bd. 7, Seite 1, 
Bd. 15. S. 21). Dieselbe AuflFassung liegt den ürtheilen vom 4. No- 
vember 1872 und 23. Februar 1874 {Striethorst's Archiv Bd. 8(5. 
S. 326, Bd. 91. S. 118) zu Orunde. Ebenso hat das Reichsgericht 
den im §. 710. für Eirchengebäude aufgestellten Grundsatz auch be- 
züglich anderer iiirchlicher Anlagen für massgebend erachtet (ver- 
gleiche Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen Bd. 25. 
Seite 812). 

Der Beklagte hat ferner verneint, dass die behauptete Observanz 
sich ihm gegenüber habe bilden können, weil er mit der Eirchen- 
gemeinde und den Eingepfarrten nichfc in einem bestimmten , durch 
gemeinsame Zustände hervorgerufenen Verbände stehe, vielmehr, da 
er der einzige Forense sei, nur als Einzelner in Betracht komme. 
Diesen Einwand hat der Berufungsrichter gleichfalls mit Recht ver- 
worfen, sodass auch hier die Beschwerde versagen muss. Wie das 
Preussische Obertribunal (vergl. Entscheidungen Bd. 45. S. 289) und 
in üebereinstimmung mit ihm das Reichsgericht (vgl. Oruchofs Bei- 
träge Bd. 26. S. 1016) — auf die Begründung der fraglichen ür- 
theile wird hierdurch erwiesen — ausgesprochen haben, sind die in 
einem bestimmten Eirchenspiele wohnhaften Personen und die mit 
Qrundstücken in diesem Districte angesessenen auswärts wohnenden 
Personen, die Forensen dieses Districts, als eine durch einen gemein- 
samen Zustand zusammengehaltene Elasse oder als ein Inbegriff von 
Personen aufzufassen, welche hinsichtlich der auf diese Gemeinschaft 
bezüglichen Angelegenheiten unter einander durch Observanz ver- 
pflichtet werden können. Es bildet daher für die im Pfarrbezirke 
wohnenden Personen und die Forensen dieses Bezirks die Observanz 
auch hinsichtlich der Eirchen- und Pfarrbaulast eine giltige Rechts- 
quelle. Dass im gegebenen Falle der Beklagte als einzelner in Be- 
tracht kommt, hindert die Anwendung jenes Rechtssatzes nicht, da 
der Beklagte, wie er selbst angibt, der einzige Forense und deshalb 
der Ereis von Interessenten, wie er zur Bildung einer Observanz als 
vorhanden vorausgesetzt wird, geschlossen ist.c 
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XVI. 

Störung in dem Besitz des Rechts, bei Begräbnissen die Glocken 
des Thurms einer Kirche zu läuten und in dem Glocicenthurm 
Begräbnissgeräthe aufzubewahren und dazu den Glocicenthurm 

zu Offnen und zu verschliessen. 

Bechtsfall ans dem Gebiete des Preassischen Landrechts 
mitgetheilt yon Rechtsanwalt nod Consistorialrath Dr. FeL Forsch in Breslau. 

Die BesitzstöruDgsklage der politischen Qeiueinde und der 
Schalgemeinde Qross-SchÖQwald , über deren Abweisung gegenüber 
dem passiv nicht legitimirten staatlichen Commissar zur Kirchen- 
Vermögensverwaltung wir in Bd. 57. des Archivs (1887) S. 470 — 474 
referirt haben, wurde demnächst gegen die kathol. Kirchengemeinde 
Gr.-Schönwald angestrengt mit dem Erfolge, dass die Beklagte durch 
gleichlautendes Urtheil der Civilkammer des Landgerichts Oels vom 
22. Sept. 1887 und des Oberlandesgerichts III. Civilsenat zu Breslau 
vom 25. October 1888 rechtskräftig verurtheilt wurde: 

»die klagenden Gemeinden in den Besitz des Rechts, bei Be- 
gräbnissen die Glocken des Thurms der katholischen Kirche in Gross- 
Schönwald zu läuten und in dem Glockenthurm Begräbnissgeräthe 
aufzubewahren und zu den gedachten Zwecken den Glockenthurm zu 
öflfhen und zu verschliessen, wieder einzusetzen und sich jeder ferneren 
Störung der klagenden Gemeinden und ihrer Beamten in dem Besitz 
des gedachten Rechts bei Strafe von 100 Mark für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung zu enthalten, das frühere Schloss am Glockenthurm 
wieder anzubringen und das neue Schloss abzunehmen oder den 
klagenden Gemeinden den Schlüssel zu dem neuen Schloss auszu- 
händigen. c ^ 

I. Die EfUscheidungsgründe der ersten Instanz lauten : »Die 
angestellte Klage ist die Besi^^rschutzklage , gerichtet auf Wieder- 
erlangung des gewaUsam entzogenen Besitzes des Rechts, bei Be- 
gräbnissen der evangelischen Einwohner des Dorfes Gross-Schönwald 
die Glocken des Thurmes der katholischen Kirche daselbst zu läuten 
und in dem Glockenthurm Begräbnissgeräthe aufzubewahren. 

Die Voraussetzungen und Erfordernisse dieser Klage sind in 
§§. 146, 154 I. 7 Allg. Landrecht und in §§. 1, 3 I. 31 Allgemeinen 
Gerichtsordnung bestimmt, und sind die letzteren Vorschriften, so- 
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weit sie materielles Becht enthalten, durch die Einführung der Civil* 
Process-Ordnung nicht berührt worden. 

Dass die Abnahme des alten Schlosses des Glockenthurmes und 
die Anbringung eines neuen Schlosses als eine gewaUsame und eigen* 
mächtige Entziehung des Besitzes des gedachten Rechtes sich dar- 
stellt, folgt aus der gedachten Handlungsweise von selbst und ergibt 
sich daraus, dass der im Besitze der klagenden Gemeinde befind- 
liche Schlüssel des alten Schlosses nicht mehr verwendbar und da* 
durch die Besitzausübung unmöglich gemacht ist. Auch ist an dem 
in §.1. I. 31 Allg. Gerichtsordnung vorgeschriebenen Erforderniss 
einer »neuerlich ,c d. h. von Austeilung der Klage zurückgerechnet, 
stattgehabten Besitzentsetzung nicht zu zweifeln, da die Besitzent- 
setzung durch Abnahme des Schlosses im Februar 1885 stattge- 
funden hat und die zwischen diesem Zeitpunkt und der Einreichung 
der ersten Besitzstörungsklage im September 1885 liegende Frist im 
vorliegenden Falle nach den besonderen Umständen des Falles der 
Bezeichnung »neuerliche entspricht. Entscheid, des Ober-Tribunals 
Bd. XIV. S. 159. Ist sonach die Possessorienklage noch zuzulassen, 
so kann die Streitfrage unerörtert bleiben, ob das im §. 1 a. a. 0. 
für das possessorische Verfahren vorgeschriebene Erforderniss »neuer- 
lichere Besitzstörung bezw. Besitzentsetzung als eine lediglich jpro- 
cesstialische Voraussetzung des possessorium suramarissimum mit dem 
Wegfall dieser besonderen Processart die Geltung verloren hat, oder 
als dem materiellen Recht angehörig noch fortbesteht. 

Aber auch das hauptsächliche Erforderniss der Besitzklage, 
dass sich die klagenden Gemeinden mdetet^ d. h. unmittelbar vor 
der erfolgten Entsetzung bezw. Störung im r%Mgen und ungestörten 
Besitze, in dem jüngsten Besitze befunden haben, ist dargethan. 

Nach allgemeinen Grundsätzen über die Beweislast kann nur 
verlangt werden, dass der jüngste Besitz nicht als ein gewaltthätig, 
heimlich oder bittweise ausgeübter sich darstellt, dergestalt, dass 
der Beweis des Vorhandenseins dieser Besitzfehler vom Gegner im 
Gegen- oder Einredebeweise zu erbringen ist. 

Nun steht fest, dass der jetzige evangelische Lehrer Sobirei in 
Gross-Schönwald den Schlüssel zu dem Thurm der katholischen 
Kirche daselbst bis zum Februar 1885 und unmittelbar bis zu der 
zu dieser Zeit auf V^eranlassung des zum Commissarius für die Ver- 
waltung des Vermögens der Beklagten bestellten Vorschussvereins- 
Director Erbert erfolgten Abnahme des Schlosses thatsächlich be- 
sessen hat und noch besitzt , wie auch seine Vorgänger , die Lehrer 
Schauder und Hippe, letzterer seit 1822 bis zu seinem im Jahre 1867 
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erfolgten Tode, also während 45 Jahren, sich im thatsäcKlichen 
Besitze des Schlüssels befanden haben. 

Dies hängt mit der ebenfalls feststehenden Thatsache zusam- 
men, dass die Beerdigung der evangelischen Bewohner in Gross- 
SchOnwald auf dem die katholische Kirche umgebenden Kirchhof 
(Begräbnissplatz) erfolgt, dass hierbei die Glocken des Thurmes 
dieser Kirche geläutet und auch die Begräbnissutensilien in dem 
Thurme untergebracht werden. 

Es ist in hohem Grade unwahrscheinlich und wird durch den 
bestehenden Zusammenhang und den Grund des Besitzes des Schlüs- 
sels in den Händen der evangelischen Lehrer geradezu ausgeschlossen, 
dass ihnen der Besitz desselben nur biUweise und aus Gefälligkeit, 
also jeder Zeit widerruflich, oder als Beauftragter der Pfarrer der 
katholischen Kirche in Budelsdorf überlassen worden ist. 

Ausserdem hat diese Behauptung der Beklagten durch die 
Aussagen der Ton ihr vorgeschlagenen und vernommenen Zeugen 
Stellenbesitzer Krämer und Organist Bistry nicht die geringste Be- 
stätigung gefunden, und es fehlt nach den von den Zeugen ausführ- 
lich geschilderten und seit Jahren bestehenden Verhältnissen jeder 
Anhalt für die Richtigkeit der Behauptung der Beklagten. 

Es war umsoweniger eine Veranlassung geboten, auf den von 
der Beklagten nach Erhebung des gedachten Beweises durch Benen- 
nung des Pfarrers Gyran und des Erzpriesters Przybilla angebotenen 
Beweis einzugehen, als nicht bei bestimmten Punkten die Aussagen 
der völlig glaubwürdigen und einwandsfreien Zeugen Krämer und 
Bistry als unrichtig angefochten und nicht angegeben ist, dass über 
solche Punkte die Vernehmung der neuen Zeugen, die weniger un- 
betheiligt als Krämer und Bistry erscheinen, erfolgen soll. 

Wenn die Beklagte sich auf Briefe verschiedener Personen 
(des Grafen Reichenbach, Pfarrers Kulawy und Lehrers Hippe) be- 
ruft, welche sich in den Akten, betreffend den Kirchhof von Gross- 
Schönwald, befinden sollen, so kann auch dieser Beweis durch Vor- 
legung der Akten nicht erhoben werden, weil ohne Beibringung von 
Abschriften der Briefe die Erheblichkeit ihres Inhaltes nicht geprüft 
werden kann. 

Es kann ferner keinem Zweifel unterliegen, dass der Besitz 
der Schlüssel seitens der evangelischen Lehrer, insbesondere seitens 
des Sobirei für die Kläger ausgeübt ist, da Zweck und Veranlassung, 
weshalb der Besitz ausgeübt wurde, auf das öffentliche Interesse der 
Kläger hinweisen. 

Durch den Besitz des Schlüssels, welcher bei Begräbnissen der 
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evangelischen Bewohner von Gross-Schönwald zur Eröffnung des 
Thurmes behufs Läuten der Glocken und Unterbringung der Be- 
gräbnissgeräthe in demselben unmittelbar bis zu der erfolgten Ab- 
nahme des Schlosses benutzt worden ist, wird der Besitz, d. h. die 
fadische Ausübung des gedachten Rechts, vermittelt und bedingt. 

Hiernach konnte den klagenden Gemeinden der gesetzliche 
Schutz ihres Besitzes gegen die gewaltsame Entziehung desselben 
nicht versagt werden. 

Die Beklagte ist in Folge dessen nicht blos verpflichtet, die 
klagenden Gemeinden in den Besitz wieder einzusetzen, sondern 
auch den früheren Zustand vor der Besitzentsetzung wiederherzu* 
stellen und sich jeder ferneren Besitzstörung bezw. wiederholten Be- 
sitzentziehung bei Strafe für jeden Fall der Zuwiderhandlung zu 
enthalten.« 

II. Die Entscheidungsgründe der zweiten Instanz lauten: »Die 
Sachlegitimation der Klägerinnen erscheint begründet, die der po- 
litischen Gemeinde von Gross-Schönwald ohne Zweifel insoweit die 
Beerdigung von Gemeindemitgliedern in Frage steht, und die der 
Schulgemeinde, insoweit dem evangelischen Lehrer durch die Ent- 
ziehung des Läutens bei Begräbnissen, für welches er seither, gleich- 
viel ob vokations- oder usancemässig, Gebühren bezogen hat, sein 
Einkommen in — wie aus der vom Zeugen Krämer bekundeten Aeus- 
serung des Patrons , des Grafen von Reichenbacb : dass beim Weg- 
falle der Läutegebuhren kein evangelischer Lehrer zu erhalten sein 
würde, — erheblicher Weise geschmälert werden wurde. 

Die Vorschrift des §. 1. Titel 31. Theil L der Allgemeinen 
Gerichtsordnung-: dass das Possessorium Summariissimum stattfindet, 
wenn Jemand in dem Besitze einer Sache oder eines Rechts beun- 
ruhigt, oder dieses Besitzes neuerlich heimlicher oder gewaltsamer 
Weise entsetzt wor«len ist, muss als durch die Civil-Processordnung 
aufgehoben erachtet werden, weil diese eine derartige einschränkende 
Vorschrift für die ßesitzschutzklagen nicht enthält, und daher nur 
die den Schutz des Besitzes betreffenden Vorschriften des materiellen 
Rechts Anwendung finden, in dem Allgemeinen Landreoht aber — 
speciell in dem 7. Tit^l Theil I. desselben — eine der des §. l. 
Titel 31. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung entsprechende 
Betimmung sich niclit vorHndet. 

Es würde indessen, auch wenn man jene Vorschrift als noch 
zu Recht bestehend ansieht, mit dem ersten Richter anzunehmen 
sein, dass dem Erfordernisse der neuerlichen Besitzentsetzung nach 
den Umständen des vorliei^enden Falles genügt ist (cfr. Plenar- 
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Beschluss des Obertribanals vom 2. März 1847 Entscheidaagen 
Bd. 14. S. 59), da wenngleich zwischen der, im Febraar 1885 er- 
folgton Besitzentsetzung und der Anstellung der, irriger Weise gegen 
die Person des damaligen Commissarius für die VermOgensverwaltnng 
der Beklagten gerichteten Klage im Vorprocesse (September 1885) 
ein Zeitraum von 7—8 Monaten liegt, dabei doch dem Umstände 
Rechnung zu tragen ist, dass bei Gemeinden die Vorbereitungen für 
die Anstellung eines Processes bekannter Weise erheblich mehr Zeit 
in Anspruch nehme, als bei physischen Personen, und wenn die 
gegenwärtige Klage erst Ende des Jahres 1886 eingereicht ist, nicht 
ausser Acht gelassen werden darf, dass der mit der Abweisung der 
Klage endigende Vorprocess zwei Instanzen durchlaufen hat, also 
von einer mit dem Begriffe »neuerliche im Widerspruche stehenden 
Verzögerung der Anstellung der Besitzschutzklage nicht mehr die 
Bede sein kann. 

In der Sache selbst musste der Klageantrag für begründet er- 
achtet werden. 

Es wird im vorliegenden Rechtsstreit die Wiedereinräumung des 
Besitzes des Rechts der klagenden Gemeinden erstrebt, bei Begräb- 
nissen die Glocken des Thurmes der katholischen Kirche zu läuten, 
in dem Thurme die Begräbnissutensilien aufzubewahren und zu 
diesem Behufe den Thurm durch ihre Organe zu öffnen und wieder 
zu verschliessen. 

Zur Begründung haben Kläger nur nachzuweisen, dass sie sich 
unmittelbar vor der Besitzentsetzung im Februar 1885 im ruhigen 
Besitze jeoes Rechts befunden, dass sie dasselbe bis dahin unge- 
stört, frei und öffentlich ausgeübt haben (cfr. §. 154. Tit. 7. Tbl. I. 
des AUgem. Landrechts Entscheidungen des Obertribunals Bd. 44. 
S. 261, Entscheidungen des Reichsgerichts Bd. 1. S. 103), sowie dass 
sie dieses Besitzes, wie sie behaupten, von der Beklagten durch Ge- 
walt entsetzt worden sind (§. 146. Titel 7 a. a. 0.). 

Sache der Beklagten ist es dagegen, nachzuweisen, dass der Be- 
sitz der Kläger ein fehlerhafter gewesen ist, also dass sie ihn entweder 
durch Gewalt, heimlich, mit List oder bittweise überkommen haben. 

Dass Kläger nicht nur unmittelbar vor der Besitzentsetzung, 
sondern seit langen Jahren, sich im ruhigen Besitze des streitigen 
Rechts befunden haben, ist durch die Aussagen der in der Vorinstanz 
gehörten Zeugen Krämer und Bistry in Verbindung mit den eigenen 
Angaben der Kläger unzweifelhaft erwiesen und hat auch die in 
dieser Instanz veranlasste Beweisaufnahme nichts ergeben, was dieser 
Annahme entgegenstände. 
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Der Lehrer Sobirei hat danach thatsächlich zur Zeit der Be- 
sitzentsetzung und solange er sich im Amte befand, gleich seinen 
Amtsvorgängern den Schlüssel zum Glockenthurme, in welchem auch 
die bei Begräbnissen nöthigen Geräthschaften aufbewahrt wurden, 
hinter sich gehabt, den Glockentburm je nach Bedürfniss geöffnet 
und geschlossen und das Läuten der Glocken bei Begräbnissen be- 
sorgt, ohne dass er oder seine Amts Vorgänger hierbei jemals eine 
Beunruhigung oder Störung erfahren hätten. 

Wenn nach dem Tode des Lehrers Hippe, in dessen Nach- 
lasse der Schlüssel zum Glockenthurme sich nicht vorfand , der da- 
malige Pfarrer Gyran einseitig einen neuen anfertigen Hess, und den 
katholischen Stellenbesitzer Krämer beauftragte, denselben an sich 
zu nehmen, so hatte dies keine rechtliche Bedeutung, weil Krämer 
sofort einen zweiten Schlüssel anfertigen Hess und diesen dem Todten- 
gräber Sattler aushändigte, der Anfangs im Nachlasse des Hippe 
vermisste Schlüssel sich überdies nachträglich vorgefunden hat und 
im Besitze des Nachfolgers geblieben ist, so dass das Vorhaben des 
p. Cyran, die Kläger aus dem Besitze des fraglichen Rechts zu 
entsetzen, einen Erfolg nicht gehabt hat. Es kann übrigens keinem 
Bedenken unterliegen, dass der Einwand der Beklagten, Kläger hätten 
durch den Lehrer, bezw. den Todtengräber den Besitz des prätendirten 
Rechts nicht erlangen können, weil diese Personen nicht Beauftragte 
der Kläger seien, der Begründung entbehrt. Für eine Gemeinde 
wird der Besitz einer Sache oder eines Rechts durch die von der- 
selben angestellten Beamten erworben, bezw. erhalten, unter der 
hier nicht zu bezweifelnden Voraussetzung, dass sie die Besitzhand- 
lungen Namens der Gemeinde und für dieselbe vornehmen. In der 
Anstellung liegt die Anweisung zur Ausübung der Rechte der an- 
stellenden Gemeinde; ausserdem bedarf es weder eines besonderen 
Auftrags noch der nachträglichen Genehmigung, (cfr. Entscheidungen 
des Obertribunals Bd. 22. S. 521). Einen besonderen Beweis dafür, 
dass die Besitzhandlungen in der Absicht vorgenommen worden, ein 
Recht auszuüben, bezw. zu erwerben, bedarf es nicht, da die freie und 
öffentliche Vornahme der Besitzhandlungen die Vermuthung des Vor- 
handenseins der Meinung des Rechts bis zum Beweise des Gegen- 
theils begründet (cfr. Entscheidungen Bd. 44. S. 26). 

Das zweite von den Klägern zu erweisende Erfordemiss, die ge- 
waltsame Besitzentsetzung ist ebenfalls festgestellt, unstreitig hat 
im Februar 1885 der damalige Vertreter der Beklagten, Erbert, wel- 
cher zum Coromissarius für die Verwaltung des Kirchenvermögens 
von Gross-Schönwald bestellt war, das bisher am Glockentburm be- 
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findliche Schloss abreissen, ein neues anfertigen lassen, und den dazu 
gehörigen Schlüssel nicht dem evangelischen Lehrer, sondern einem 
katholischen Gemeindemitgliede übergeben, auch dem Gemeindevor- 
stand von Gross-Schönwald davon schriftlich Kenntniss gegeben, 
dass er das Läuten der Glocken dem Krämer übertragen habe, durch 
welchen auch das Oeffnen und Verschliessen des Glockenthurmes 
allein zu bewirken sei. Durch dieses Vorgehen sind die Kläger an 
der Ausübung des bis dahin von ihnen besessenen Rechts entsetzt 
worden, und zwar durch Gewalt; denn Gewalt in diesem Sinne ist 
jeder eigenmächtige, unbefugte gegen den Besitz gerichtete Eingriff, 
auch ohne physische Gewalt im eigentlichen Sinne, (cfr. Präj. Samm- 
lung S. 24, 252; Entscheidungen des Obertribunals Bd. 44. S. 33). 

Der von der Beklagten für ihre Behauptungen : dass der jedes- 
malige evangelische Lehrer lediglich im Auftrage des katholischen 
Pfarrers den Schlüssel zum Glockenthurme erhalten und autbewahrt, 
und das Läuten der Glocken besorgt habe, sowie dass die Aufbe- 
wahrung der Begräbnissutensilien im Glockenthurme vom katho- 
lischen Pfarrer nur bitt weise gestattet worden sei , schon in voriger 
Instanz durch Berufung auf das Zeugniss des Pfarrers Cyran und des 
Erzpriesters Przybilla angetretene Beweis ist in dieser Instanz er- 
hoben worden, er hat indessen kein zur Abänderung der Vorent- 
scheidung berechtigendes Brgebniss gehabt. 

Der Erzpriester Przybilla hat vor dem Jahre 1884, um 
welche Zeit ihm die Tradition der bisher (fem Archipresbyteriat 
Gross-Wartenberg unterstellt gewesenen Kirche in Gross-Schönwald 
an das Archipresbyterat Festenberg übertragen worden, den in Rede 
stehenden Verhältnissen gänzlich fern gestanden und daher aus 
eigener Wahrnehmung darüber nicht zu bekunden vermocht. Seine 
Angaben beruhen lediglich auf, aus den damals aufgenommenen üeber- 
gabeprotocollen gezogenen Schlussfolgerungen, deren Berechtigung 
nicht anzuerkennen ist. So folgert er namentlich aus dem Umstände, 
dass im Inventar zwei Glocken verzeichnet und nacli dem Ueber- 
gabeprotocoU dem Pfarrer Letzel die Schlüssel der Kirche übergeben 
worden sind, dass darunter auch die des Glockenthurms inbegriffen 
sein müssten, und dass daher wenn später der — bei der Debergabe 
nicht zugezogene — evangelische Lehrer sie in Besitz gehabt haben 
sollte, dieser sie nur im Auftrage des Pfarrers zur Verwahrung er- 
halten und das Läuten besorgt haben könne. 

Auch in Betreff der Aufbewahrung der Bogräbnissutensilien 
folgert dieser Zeuge gleich unberechtigter Weise, dass, weil diese 
Utensilien sonst regelmässig Kircheninventar seien, ihre Aufbewahrung 
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im Glockentharme wohl auch mit stillschweigender Genehmigang 
des Pfarrers erfolgt sei, diese also auch jederzeit widerrufen werden 
kann. — Auch der Pfarrer Cyran leitet seine bezw. seiner Amts- 
vorgänger Berechtigung ausschliesslich über den Glockenthurm und 
das Geläut Verfügung zu treffen, allein aus der Thatsache der üeber- 
gabe der Thurmglocken an ihn bezw. seine Aratsvorgänger her. Deber 
die Anordnungen der Letzteren vermag er keine Auskunft zu geben. 
Bei seinem Amtsautritte sei das Läuten durch Hippe besorgt wor- 
den, und habe er bei Besprechung der hierauf bezüglichen Verhält- 
nisse diesem erklärt : er solle nach wie vor Alles weiter führen, ins- 
besondere das Läuten besorgen, und die Rechnungen über die daraus 
sich ergebenden Einnahmen einreichen. Ob und welche Schliessvor- 
richtung damals am Glockenthurme vorhanden war, namentlich ob 
ein Schlüssel sich im Besitze, des Hippe befand, weiss Zeuge nicht 
mehr bestimmt zu sagen. Nach Hippels Tode hat p. Cyran seiner 
weiteren Aussa<^e nach alU^rdings für p. Krämer einen Schlüssel an- 
fertigen lassen und diesen mit dem Läuten beauftragt. Der damalige 
Kirchenpatron, Graf Reichenbach, hat indessen die Herausgabe des 
Schlüssels an den damaligen evangelischen Lehrer Schander gefordert 
und Cyran sich damit einverstanden erklärt, so dass Schander nach 
wie vor das Läuten besorgte, eine Aenderung des bestehenden Zu- 
standes also thatsächlich nicht eingetreten war. Auch hinsichtlich 
der Aufbewahrung der Begräbnissutensilien hat Cyran die Behauptung 
der Beklagten nicht zu bestätigen vermocht; er hat nur bei einer 
Revision des Iimeren des Glockenthurmes dem Kirchendiener Krämer 
erklärt, dass er gegen die Aufbewahrung der dort vorgefundenen 
Bretter, Leiter etc., welche nach der Angabe des Krämer bei der 
Herstellung der Gräber gebraucht würden, nichts einzuwenden habe. 
— Das von der Beklagten in Abschrift überreichte Schreiben des 
Pfarrers Kulawy vom 8. Juli 1847 an den Lehrer Hippe ist für die 
vorliegende Entscheidung unerheblich. Aus der ganz selbstverständ- 
lichen Thatsache, dass die evangelischen Lehrer über die von ihnen 
für das Läuten der Glocken der katholischen Kirche erhobenen, 
theils ihnen, theils der katholischen Kirche zufliessenden Gebühren 
dem Verwalter der letzteren Rechnung zu legen hatten, folgt doch 
keineswegs, dass die evangelischen Lehrer das Läuten nur im Auf- 
trage der Pfarrer besorgt haben, und kann die am Schlüsse 
dieses Schreibens ausgesprochene Drohung, dass dem Lehrer bei 
fernerer ordnungswidriger Führung der Rechnung das Amt als 
Glöckner abgenommen werden würde, nur als eine zur Erreichung 
jenes Zweckes in Anwendung gebrachte Pression angesehen werden. 
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In der von der Beklagten weiter in Bezug genommenen Uebergabe- 
Yerhandlung vom 21. September 1853 , beziehungsweise in der 
speciell Qross-Schönwald betreifend citirten Stelle ist die Thatsache, 
dass der evangelische Schnllehrer, der den Olöcknerdienst versehe, 
den Schlüssel zum Glockentburm besitze , ausdrücklich anerkannt 
und es nur als toünschenswerth bezeichnet, dass einem qualificirten 
Katholiken der Glöcknerdienst übertragen würde. Es ist endlich 
auch aus dem beklagterseits abschriftlich beigebrachten Protocolle 
vom 14. Mai 1847, betreffend die von den betheiligten Gemeinden 
gepflogenen Verhandlungen über den projectirten Neubau des Schul- 
bauses in Gross-Schönwald nicht nur nichts für die Behauptungen der 
Beklagten zu entnehmen, sondern es ist im Gegentheil darin aus- 
drücklich hervorgehoben , dass der jedesmalige Lehrer in Gross- 
Schönwald das Amt des Läntens versehe, und »die Lehrergenüsse zu 
Begräbniss- und kirchlichen Verrichtungen c beziehe. Hiernach war 
die von der Beklagten eingelegte Berufung wie geschehen zurück- 
zuweisen. € 
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XVII. 

Die Kosten des Religionsunterrichts Oberhaupt und insbeson- 
dere im Geltungsbereiche des Schlesischen Schulreglements 

vom 18. Mai 1801. 

Mitgetheilt von Rechtsanwalt nnd Consistorialrath Dr. Fei. Porach in Breslau. 

§. 7. des Schulreglements fnr die niedern katholischen Schulen 
in den Städten und auf dem platten Lande von Schlesien und der 
Grafschaft Glatz vom 18. Mai 1801 (Neue Komische Edictensamm- 
lung Bd. VII. S. 266) bestimmt: 

»In der Religion ertheilt der Schullehrer aber nur den Kindern 
seines Glaubens Unterricht; die Kinder der anderen Partei bleiben 
in den dazu bestimmten Tagen oder Stunden weg. Für den Unter- 
richt dieser Kinder muss der Pfarrer und Seelsorger ihrer eigenen 
Religion, wo sie eingepfarrt sind, oder sich als Gäste hin halten, 
sorgen. Seine Pflicht als Volkslebrer verbindet ihn dazu, und diese 
Pflicht ist nicht auf den Unterricht der Erwachsenen von der Kanzel 
eingeschränkt. Er selbst oder sein Caplan müssen daher wöchent- 
lich wenigstens drei Stunden entweder im Schul- oder Pfarrhause 
Religionsunterricht ertheilen, und zwar so, dass die ganz kleinen von 
denen, die schon erwachsener sind, getrennt werden. € 

»Es wird hierin (wie das Erkenntnis» des Oberverwaltungs- 
gerichts zu Berlin vom 22. Mai 1889 Bd. 18. der Entscheidungen 
S. 185 sagt) eine Rechtsverpflichtung des evangelischen bezw. des 
katholischen Parochus zum unentgeltlichen Unterricht der Kinder 
der Parochianen in der Religion, — falls dieselben zur Schule der 
anderen Religionspartei gehören — der Art begründet, dass dadurch 
ausgeschlossen wird , jegliche Verbindlichkeit der Unterhaltungs- 
pflichtigen der katholischen bezw. evangelischen Gemeindeschule in 
Dörfern vermischter Religion, für die Kosten des Religionsunterrichts 
der der Religion des Lehrers nicht angehörenden Kinder aufzu- 
kommen ^). 



1) In einer Entscheidung vom 24. Nov. (Entscheidungen Bd. 3. S. 117 ff.) 
erklarte das Oberverwaltnngsgericht, dass falls eine katholische Gemeindesehale 
vorhanden ist, die Evangelischen nicht verlangen können, dass anf Kosten der 
Gemeinde eine evangelische Schale errichtet wird and dies auch nicht in der 
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Zu dieser Entscheidung liat das Oherverwaltungsgericht neuer- 
dings eine bemerkenswerthe Erläuterung gegeben. 

In der Landgemeinde Kleinburg bei Breslau besteht eine evan- 
gelische Gemeindeschule. Den dieselbe besuchenden katholischen 
Kindern hat bisher auf Anordnung der Schulaufsichtsbehörde der 
Lehrer H. aus Lehmgruben (Herdain) Religionsunterricht ertheilt, 
wofür ihm die Gemeinde jährlich 00 Mark zahlte. Da die Letztere 
jedoch der Ansicht ist, dass zur Ertheilung des Religionsunterrichtes 
der katholische Ortspfarrer — in diesem Falle der Pfarrer der 
St. Corpus Christi und St. Nicolai-Gemeinde zu Breslau — und zwar 
unentgeltlich verpflichtet sei, wurde im Gemeinde- Etat für 1890/91 
die Remuneration für den Lehrer H. nur noch bis zum 1. Juli 1890 
bewilligt, von da ab dagegen abgesetzt. Nachdem jedoch die König- 
liche Regierung zu Breslau unter dem 7. Juli 1890 angeordnet hat, 
dass der katholische Eleligionsunterricht an der evangelischen Schule 
zu Kleinburg nach wie vor von dem Lehrer H. gegen eine jährliche 
Remuneration von 90 •% ertheilt werde, hat der Landrath des Kreises 
Breslau unter dem 12. October 1890 auf Grund des §. 35. des Zu- 
ständigkeitsgesetzes verfugt, dass der im Gemeindehaushaltsetat von 
Kleinburg für 1890/91 unberücksichtigt gebliebene Theil der Re- 
muneration mit 67 «1% 50 /^ nachträglich in diesen Etat einge- 
tragen werde. 

Gegen diese Verfügung hat die Gemeinde rechtzeitig mit dem 
Antrage auf Aufhebung derselben unter Bezugnahme auf §. 7. des 
katholischen Schulreglements vom 18. Mai 1801 sowie auf die oben 



Gestalt, dais ein eyangeliseher Lehrer bei der kathol. Schale angestellt wird. 
Dies besieht sich selbstverständlich nicht auf den den evangel. Kindern zu er- 
theilenden Religionsanterricht ; denn dieser kann nur von einem Religionsver- 
wandten and darf nicht Ton einem katholischen Lehrer gegeben werden. 

Ein Erkenntniss des Oberrerwaltangsgerichts vom 2. December 1876 be- 
trifft die Kosten der Ertheilang des Unterrichts in Handarbeiten für die weib- 
liche Jagend, welcher früher facaltatiy war, jedoch darch die Allgemeine Ver- 
fügnug des Caltasministers vom 15. October 1872 lam oh(i(/ntor lachen Lehr- 
gegenstande erhoben ist, and erklart die ünterhaltongspflichtigen der katho- 
lischen Gemeindeschalen zar Tragang der dadurch entstehenden Kosten für ver- 
pflichtet, nachdem in rechtsgültiger Weise dieser Indastrieanterricht in den 
Lehrplan der katholischen Gemeindeschale eingefügt worden. Mit letzterem 
aber kann der Religionsanterricht der einer kath. Schale angehdrigen evangeli- 
schen Kinder nicht gleichgestellt werden, denn dieser Religionsunterricht ist 
nicht etwa erst nach Erlass des Schalreglements von 1801 als obligatorischer 
Ünterrichtsgegenstand eingeführt worden. "Er ist vielmehr stets ein solcher ge- 
gewesen. (Entsch. Bd. 18. S. 185). 
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angezogene Entecheidang des Königl. Oberverwaltungsgerichts vom 

22. Mai 1889 geklagt. 

Der Beklagte beantragte Abweisung der Klage wegen Unan- 
wendbarkeit des katholischen Schulreglements und nahm insbesondere 
Bezug auf den behördlich bestätigten Beschluss der klägerischen Ge- 
meinde vom 27. Januar 1886, wonach die Gemeinde Kleinburg die 
Einrichtung einer evangelischen Schule daselbst und Uebernahme 
sämmtlicher Kosten einschliessHch derjenigen für den besonderen Be* 
ligionsunterficht für die katholischen Kinder, insoweit sie gesetzlich 
den Hausvätern des Ortes zur Last fallen, beschlossen habe. 

Der Bezirksausschuss zu Breslau hat unter dem 2. April 1891 
die Klage kostenpflichtig aus folgenden Granden abgewiesen: 

»Die Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchen- und 
Schulwesen , hierselbst hat zweifellos innerhalb ihrer Zuständigkeit 
die Weiterertheilnng des katholischen Schulunterrichts in der Ge- 
meindeschule zu Kleinburg durch den Lehrer Haselbach angeordnet, 
da den Königl. Regierungen gemäss §. 18^ der Instruction vom 

23. October 1817 die Leitung d^s gesammten Elementarschulwesens 
obliegt. Da aber die klagende Landgemeinde unstreitig die alleinige 
Trägerin der Schullasten für die dortige Schule ist, so war der Be- 
klagte auf Grund des §. 85. des Zusi Gesetzes berechtigt, der 
Klägerin im Weigerungsfalle die Aufnahme des Seitens der Schul- 
aufsichtsbehörde als Vergütung für den genannten Lehrer festge- 
setzten Betrages in den Gemeindehaushaltsetat aufzugeben. 

Die Bezugnahme auf das katholische Schulreglement von 1801, 
sowie auf die darauf beruhende Entscheidung des Oberverwaltnngs* 
gerichts (Bd. 18. S. 188) ist hinfällig, weil es sich um eine evan- 
gelische Schnle handelt und nicht einmal behauptet worden ist, dasa 
die Geltung dieses Schulreglements auf Grund einer besonderen 
Schul Verfassung für die Kleinburger Schule Anwendung finde. Ebenso 
wenig steht aber der §. 49. II. 12 A. L. R. der Anordnung der 
Schulaufsichtsbehörde entgegen, da für die dort vorgesehene sub- 
sidiäre Mitwirkung des Ortsgeistlichen am Schulunterricht jeden- 
falls nur insoweit Raum bleibt, als nicht mit Genehmigung der 
Schulaufsichtsbehörde anderweitig für den Religionsunterricht ge- 
sorgt ist.« 

Das Oberverwaltungsgericht hat unier dem 17. October 1891 
diese Entscheidung mit folgender Begründung bestätigt: 

»Die Entscheidung über die nach §. 35. des Zuständigkeitsge- 
setzes an sich zulässige Klage hängt lediglich davon ab, ob die der 
Klägerin in der Verfügung des Beklagten auferlegte Leistung vou 
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der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuständigkeit festgestellt 
worden ist und ob sie der Klägerin gesetzlich obliegt (vgl. Ent- 
scheidungen des Oberverwaltnngsgerichts Bd. XIII. S. 60, Bd. XIV. 
S. 107). 

In ersterer Beziehung kann, da es sich nicht um eine neue 
oder erhöhte, sondern um die Fortgewährung einer bereits bisher 
aufgewendeten Leistung handelt, somit das Gesetz, betreifend die 
Feststellung von Anforderungen für Tolksschulen, vom 26. Mai 1887 
(Ges.-Samml. S. 175) nicht Platz greift, Angesichts des §. 18. der 
Regierungsinstruction vom 23. October 1817 (Ges.-Samml. S. 248) 
in Verbindung mit der Allerhöchsten Ordre vom 31. Deceraber 1825 
(Ges.-Samml. 1826 S. 5) kein Bedenken obwalten. 

Anderseits ist nach den Seitens der Unterrichts Verwaltung von 
jeher festgehaltenen und auch hier massgebenden Grundsätzen in 
Fällen , wo zu einer Volksschule Kinder beider christlichen Confes- 
sionen gewiesen sind, in der Regel der entsprechende confessionelle 
Religionsunterricht nicht blos für die der einen, sondern auch für die 
der anderen Confession angehörend^ Kinder eine Aufgabe der be- 
treffenden Volksschule, und also die Hergabe der für diesen obliga- 
torischen Lehrgegenstand aufzuwendenden Kosten eine Pflicht des 
Trägers der Schulunterhaltungslast {Schneider und v, Brehmen^ Das 
Volksschulwesen im Preussischen Staate, Bd. II. S. 188 Nr. Ic). 
Die Anwendung dieses Grundsatzes im vorliegenden Falle wird durch 
keine provinzielle oder locale Norm ausgeschlossen. Verfehlt ist 
insbesondere die Bezugnahme der Klägerin auf §. 7. des Schlesischen, 
katholischen Schulreglemeuts vom 18. Mai 1801, wonach dem Orts- 
geistlichen die Verpflichtung obliegt, den zu einer Schule der an- 
deren Confession gewiesenen Kindern seines Glaubens den Religions- 
unterricht zu ertheilen. Denn diese Bestimmung, — aus welcher 
von dem unterzeichneten Gerichtshofe (vergl. die veröffentlichten 
Entscheidungen Bd. XVIII. S. 183 ff.) die NichtVerbindlichkeit der 
in Dörfern vermischter Religion zur Unterhaltung der Schule Ver- 
pflichteten (Gutsherren und Gemeinde) zur Bestreitung der Kosten 
für den Religionsunterricht derjenigen Kinder hergeleitet ist, deren 
Confessionsstand dem der Schule nicht entspricht — gilt nach der zu- 
treffenden Darlegung des Vorderrichters nur unter der Herrschaft des 
Schulreglements, sonach für evangelische Schulen nur unter der Vor- 
aussetzung, dass dieselben in Dörfern vermischter Religion am Tage 
der Publication des Reglements, d. i. am 18. Juli 1801 schon be- 
standen haben. Sie bleibt daher im vorliegenden Falle ausgeschlos- 
sen, da die evangelische Schule zu Kleinburg erst im Jahre 1886 
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errichtet ist und deren Unterhaltung sich demzufolge — vorbehalt- 
lich der Seitens der Klägerin beschlossenen üebernahme der daraus 
erwachsenden Kosten auf den Etat der bürgerlichen Gemeinde ~ 
nach §§. 29 ff. Titel 12. Theil II. des Allgemeinen Landrechts 
regelt. Wenn auch der letzlgedachte , unter dem 27. Januar 1886 
gefasste Beschluss der Klägerin erst nach deren Weigerung, die 
streitige Remuneration ferner zu gewähren, nämlich am 15. Juli 
1890 von dem Kreisausschusse ausdrücklich genehmigt worden ist, 
so kommt es hierauf doch nicht an, da unbestritten feststeht, dass 
Klägerin schon vor jenem Zeitpunkte Jahre lang die gesammte 
Unterhaltung der Schule thatsächlich getragen hat, die hierzu er- 
forderliche Aufsichtsgenehmigung aber auch durch concludente Hand- 
hmgen ertheilt werden konnte und schon in der Nichtbeanstandung 
des von der Klägerin eingeschlagenen, der Aufsichtsbehörde zweifel- 
los bekannt gewordenen Verfahrens zu erblicken ist.« 
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XVIII. 

Ein kurhessischer Rechtsstreit Über die Confession von Kindern 

aus einer gemischten Ehe. 

Mitgetheilt and besprochen von Dr. K, Schmidt, O.-L.-G.-Rath zu Colmar i. E. 

Die drei älteren Kinder des ara 9. Februar 1890 zu Fulda ge- 
storbenen katholisclien Gastwirths G. und seiner lutherischen Wittwe, 
nämlich Anna (geb. 2. Juni 1879), Georg (geh. 8. April 1881) und 
Friedrich (geb. 12. April 1883), wurden während des Sommerhalb- 
jahres 1890 von der katholischen Schule, die sie bisher besuchten, 
durch die Mutter ferngehalten und auf Wunsch der Mutter in eine 
protestantische Schule aufgenommen. Daraus entstand ein Streit 
dber die religiöse Erziehung der Kinder. Nach §. 4. Nr. 2. der kur- 
fürstlichen Verordnung vom 13. April 1853 musste die kirchliche 
Erziehung der drei genannten Kinder, bis sie vierzehn Jahre alt 
wurden, in der Confession des Vaters erfolgen, weil nicht bewiesen 
war, dass der Vater eine andere Bestimmung über die kirchliche Er- 
ziehung seiner Kinder ausdrücklich getroffen hatte. 

In der That wurde die Mutter- Vormünderin schliesslich für ver- 
pflichtet erklärt, die drei genannten Kinder katholisch zu erziehen. 
Doch wurden im Laufe des Rechtsstreites mancherlei Kechtsirrthümer 
begangen. 

Zunächst betrat der katholische Stadtpfarrer und Localschul- 
inspector R. einen unrichtigen Weg, indem er eine Anzei^^e bei dem 
Landrathsamte machte und die Bestrafung der Mutter wegen Schul- 
versäumniss ihrer Kinder beantragte. Der Landrath hatte sich nicht 
darum zu kümmern, in welcher Confession die Kinder erzogen wur- 
den. Auch konnte eine Schulversänmnissstrafe nicht verfugt werden,- 
wenn die Kinder die Schule, worin sie nach Bestimmung der Mutter 
aufgenommen waren, regelmäs^icr besucht hatten. Es mussten daher 
die ersten Schritte des R. ohne Erfolg bleiben. 

Dann wendete sich R. an das Vormundschaftsgericht, nämlich 
das Königl. Amtsgericht zu Fulda, mit dem Antrage, Sorge dafür 
zu tragen, dass die drei genannten Kinder »der katholischen stadt- 
pfarrlichen Schule wieder zugeführt würden.c Statt dessen hätte 
der Antrag lauten sollen, das Amtsgericht möge darüber wachen, 
dass did genannten Kinder katholisch erzogen würden, und es möge 
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die dazu erforderlichen Auordnangea treffen, namentlich uöthigen- 
falls verfugen, dass die Kinder einer katholischen Schule zugeführt 
würden. Der Antrag, die katholische Erziehung der Kinder zu nber- 
waciien, rechtfertigte sich durch das Verhalten der Mutter-Yor- 
raünderin, woraus sich ihr Entschluss ergab, die Kinder lutherisch 
zu erziehen. Dagegen konnte die Mutter nicht ohne Weiteres ge- 
nAthigt werden, die Kinder in die katholische stadtpfarrliche Schule 
zu schicken. Es stand ihr die Wahl der Schule frei. Nur wenn 
mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse der Stadt Fulda oder 
der Familie Q. der Besuch der bezeichneten katholischen Schule 
noth wendig war, um die katholische Erziehung der drei Kinder zu 
ermöglichen, so konnte und musste das Vormundschaftsgericht die 
Mutter- Vormünderin nach §. 28. der Vormundschaftsordnung an- 
halten, die Kinder in jene Schule zurückzuschicken. 

Das Amtsgericht in Fulda erforderte von der Mutter-Vor- 
niünderin eine Erklärung, theilte dieselbe dem. Antragsteller mit 
und lehnte es ab, »auf die Vormünderin einen Zwang in der im An- 
trag bezeichneten Weise auszuüben.c Die Gründe dieser Entscheidung 
sind nicht bekannt, weshalb hier nicht geprüft werden kann, wieweit 
sie dem Gesetz entsprachen. Dem Anscheine nach waren sie rechts- 
irrthümlich. 

Der katholische Stadtpfarrer R. erhob Beschwerde mit dem An- 
trage, »die ergangene Entscheidung des Amtsgerichts für ungültig 
zu erklären und die Vormünderin durch das Amtsgericht anzuhalten, 
die drei Kinder wieder der katholischen Schule zu überweisen.« Dieser 
Beschwerdeantrag litt an ähnlichen Mängeln, wie der in erster In- 
stanz gestellte. Eigentlich war die Beschwerde auch unzulässig, weil 
nach richtiger Auslegung der Vormundschaftsordnung dem Pfarrer 
oder Schulinspector ein Beschwerderecht nicht zusteht. Docli er- 
füllte der Pfarrer eine Pflicht seines Amtes, indem er die Beschwerde 
einlegte, weil in zahlreichen Entscheidungen des Kammergerichts den 
Pfarrern ein Beschwerderecht zugestanden wird. Der Erfolg bestätigte 
auch in diesem Falle, dass die Zulässigkeit der Beschwerde keinen 
Anstand fand. 

Das Landgericht zu Hanau stellte Ermittlungen darüber an, ob 
der Vater über die kirchliche Erziehung seiner Kinder eine ausdrück- 
liche Bestimmung getroffen hatte. Die Mutter und der katholische 
Stadtcaplan M. wurden gehört. Hierauf wies das Landgericht die 
Beschwerde zurück. In rechtlicher Hinsicht bemerkte es, eine auch 
nur mündlich, gegenüber der Ehefrau, abgegebene ausdrückliche Er- 
klärung des Vaters, »die Kinder sollten nach seinem Tode evangelisch 

15* 
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werdende sei rechtswirksam. Dieser Satz ist nach der kurfürstlichen 
Verordnung richtig. Stillschweigende Willenserklärungen des Vaters 
können die aasdrückliche Bestimmung nicht ersetzen. Ebenso uner- 
heblich sind etwaige ausdrückliche Bestimmungen des Vaters für die 
Zeit bis das Eind sieben Jahre alt wird. Nur für die Zeit von sieben 
bis vierzehn Jahren ist die vom Vater einmal getroffene atisdrück" 
liehe Bestimmung massgebend und sogar unabänderlich. Es war 
nicht behauptet, dass der Vater eine Bestimmung, wonach seine Kinder 
katholisch erzogen werden sollten, ausdrücklich getroffen hatte. Wohl 
aber mussten die Kinder beim Mangel einer ausdrücklichen Bestim- 
mung des Vaters in seiner Confession erzogen werden. Mithin kam 
es nur noch darauf an, ob der Vater, wie die Mutter behauptete, 
ausdrücklich bestimmt hatte, »die Kinder sollten nach seinem Tode 
evangelisch erzogen werden.« Hierfür hatte die Mutter die Beweis- 
last. Das Landgericht sprach sich nicht darüber aus, ob die Mutter 
den Beweis, der ihr oblag, erbracht habe, sondern bemerkte nur, die 
bestimmte Angabe der Mutter sei »nicht unglaubhaft« und werde 
durch die Aussage des Stadtpfarrers M. nicht widerlegt. In dieser 
Begründung der Entscheidung ist eine Gesetzesverletzung zu finden. 
Es fragte sich nicht, ob die Behauptung der Mutter glaubhaft, son- 
dern ob sie bewiesen war. Fehlte ein überzeugender Beweis, so 
musste nach der kurfürstlichen Verordnung von 1853 die kirchliche 
Erziehung der Kinder bis zum Alter von 14 Jahren »in der Con- 
fession des Vaters erfolgen.« 

R. erhob weitere Beschwerde, mit einer Beschwerdeschrift, die 
er allein unterzeichnet hatte. Nach richtiger Auslegung des Gesetzes 
war die Beschwerde aus zwei Gründen unzulässig, erstens weil die 
Unterschrift eines Rechtsanwalts fehlte, zweitens weil dem Pfarrer 
ein Beschwerderecht nicht zusteht. Das Kammergericht erachtete je- 
doch die Beschwerde stillschweigend für zulässig, indem sie dieselbe 
durch Beschluss am 1. December 1890, auf Grund von §. 56. des 
Gesetzes vom 24. April 1878, dem Oberlandesgerichte in Gassei über- 
wies. Auch letzteres erachtete die Beschwerde für zulässig. 

In der Sache selbst wurde dem Amtsgerichte zu Fulda aufge- 
geben, die Vormünderin Wittwe G. anzuhalten, dass dieselbe ihre 
drei ältesten Kinder, Anna, Georg und Friedrich, bis zu deren vol- 
lendetem vierzehnten Lebensjahre in der katholischen Religion er- 
ziehen lasse, und die Ausführung dieser Anordnung zu überwachen. 
Im Uebrigen wurde die weitere Beschwerde zurückgewiesen^). 

1) Beschluss des Oberlandesgerichts zu Cassel vom 12. Janaar 1891, im 
Jahrbach für Entscheidungen des Kammergerichts, Bd. 11. S. 355 — 859. 



Kurhesn. RechUstreii über die Confession von Kindern, 221 

Die Bntscheidungsgrüode lauten: »Dadurch, dass der ver- 
storbene 6. seine drei ältesten Kinder jedesmal nach Beginn der 
Schulpflicht der katholischen stadtpfarrlichen Schule zu Fulda und 
damit dem katholischen Keligionsunterrichte zuführte, obwohl er Ge- 
legenheit hatte, die Kinder in der gleichfalls an seinem Wohnorte 
bestehenden protestantischen Schule unterrichten zu lassen, hat der- 
selbe den bestimmten Willen zum klaren Ausdruck gebracht, dass 
die Kinder, wenn auch nur zunächst, in der katholischen Religion 
erzogen werden sollten. Wollte Q. diese Deutung seiner Handlungs- 
weise ausschliessen , so genügte dazu nicht ein etwa seiner Ehefrau 
gegenüber geäusserter Vorbehalt, dass durch die Zuführung der 
Kinder zur katholischen Schule eine Bestimmung dahin, dass die- 
selben katholisch erzogen werden sollten, nicht getroffen werden 
solle. Da vielmehr in Gemässheit des so geäusserten väterlichen 
Willens die drei Kinder nach ihrer durch ihren Vater geschehenen 
Zuführung zur kathoIiv<chen Schule daselbst ununterbrochen und 
ohne dass der Vater eine andere Bestimmung über die religiöse 
Erziehung traf und zum Ausdruck brachte, bis zum Mai 1890 
katholisch erzogen worden sind, einem Zeitpunkt, in welchem die 
Kinder das siebente Lebensjahr überschritten hatten, so muss nun- 
mehr die katholische Erziehung derselben nach der Bestimmung des 
§. 4. der kurhessischen Verordnung vom 13. April 1853 bis zu ihrem 
vollendeten vierzehnten Lebensjahr fortgesetzt werden. Erst nach 
diesem Zeitpunkt hört die Wirkung der zuerst getroffenen Bestim- 
mung des Vaters auf. Bis dahin kann aber eine neue Willensäus- 
serung des Vaters, dass die Kinder evangelisch werden sollen, keine 
Wirksamkeit haben. Es besteht hiernach für die Vormünderin die 
gesetzliche Verpflichtung, ihre drei ältesten Kinder bis zu deren 
vollendetem vierzehnten Lebensjahr katholisch erziehen zu lassen. 
Zur Erfüllung dieser Verpflichtung hat das Vormundschaftsgericht 
die Vormünderin nöthigenfalls durch Strafe anzuhalten. Im üebrigen 
bleibt die Art der Ausführung der Verpflichtung der Vormünderin 
überlassen. Das Vormuudschaftsgericht kauu insbesondere nicht ver- 
langen, dass die Vormünderin ihre Kinder eine bestimmte Schule 
besuchen lässtc 

Die beiden letzten Sätze dienten zur Rechtfertigung der Entscheid- 
ung, dass die Beschwerde »im Uebrigenc zurückgewiesen wurde. Es 
verblieb danach bei Abweisung des Antrages, die drei Kinder der katho- 
lischen stadtpfarrlichen Schule zu Fulda wieder zuzuführen. Rich- 
tiger wäre es gewesen, wenn das Oberlandesgericht in dieser Be- 
ziehung dem Amtsgerichte die weitere Entscheidung überlassen hätte. 
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In der Regel kann das Amtsgericht nicht verlangen, dass die Vor- 
münderin ihre Kinder eine bestimmte Schule besuchen lässL Doch 
kann im vorliegenden Falle eine derartige Anordnung des Vormund- 
schaftsgerichts zul&ssig und nöthig werden, wenn etwa nach der 
besonderen Sachlage bei fortdauerndem Besuche der protestantischen 
Schule in Fulda die katholische Erziehung der drei Geschwister 6. 
nicht zu ermöglichen ist. Einer solchen neuen Anordnung steht die 
Rechtskraft der vom Oberlandesgerichte erlassenen Entscheidung 
nicht entgegen. 

Im Uebrigen hat das Oberlandesgericht übersehen, dass nach 
§. 4. der kurfürstlichen Verordnung vom 13. April 1853 die Be- 
stimmung des Vaters nur dann massgebend und unabänderlich ist, 
wenn sie atisdrücklich getroffen wurde. 

Die Entscheidung rechtfertigt sich daher nicht aus den dafnr 
angegebenen, wohl aber aus den oben bezeiclmeten Gründen. 
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XIX. 

Aus der Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichts in 

bürgerlichen Sachen 1891/92. 

(ForteetzuDg zu Archiv f. K.-R. 66 S. 253—262.) 
Zusamineugestellt vom kais. Reg.-Rath a. D. F. Gtigtl za Colmar i. E. 

Die Urtheile sind entnommen aus der *jur, Wochenschrift^ (= jur. W.), 
Organ des I). Anwalt- Vereins 1891 und (bis einschlüssig Nr. 29) 1892 sowie den 
Entscheidungen (= E.) des R.-G. in Civilsachen Bd. XXVII und XXVIII ; die- 
selben betreffen unter Buchstaben: 

a) die Vertretung der Pfarrer, 

b) mit e) das Patronat, 

f)— w) Verlöbnisa, Ehe-Anfechtung und -Trennung, 
endlich x) unstatthafte Bedingungen letztwilliger Zuwendungen. 

a) 29. Juni 1891, VI. S., jur. W. 1891 S. 425. Nach ge- 
meinem wie preuss. R. hat nicht der Staat, sondern der Pfarrer 
selbst, wenn er an der Ausäbung des Amtes verbindert ist, die 
Kosten der Vertretung zu zahlen. 

b) 8. Febr. 1892, IV. S., jur. W. 1892 S. 187. Die Rechte 
des Patr(ms werden aufgehoben, wenn sie ein Dritter durch Ersitzung 
(Arch. f. K.-R. 57 S. 125, 66 S. 254) erwirbt; dagegen geht die 
Gemeinde ihrer Rechte gegen den Patron durch blossen Nickt- 
gehrauch nicht verlustig. §. 610 u. 611 A. L. R. II 11. 

c) 26. März 1892, V. S., jur. W. 1892 S. 229. Die Patronats- 
lasten sind laufende Lasten (§. 36 des preuss. Ges., betr. Zwangs- 
vollstreckung, V. 13. Juli 1883). 

d) 3. Febr. 1892, V. S., jur. W. 1892 S. 224. Nicht nur zur 
Vermsserung von Kirchm''Orund8tücken und ihnen gleichstehenden 
Gerechtigkeiten, sondern auch zu einem Vergleiche betreffend Ent- 
schädigung für Authebung von Lasten ist die Zustimmung des 
Pairons (§. 662 ff. A. L. R. II 11) erforderlich. Auch wurde nicht 
durch Gesetz v. 20. Juni 1875 (vgl. §. 21 u. 40, Arch. f. K.-R. 57 
S. 121, 129 u. 130, R.-G. 29. Mai 1886, V. S.) die rechtliche Stel- 
lung des Patrons insofern geändert, als jetzt für Rechtsgeschäfte zur 
üiltigkeit derselben gegenüber Dritten nur die Genehmigung des 
Kircheni;or^^an(2e5 bezw. der Gemeindevertretung nöthig wäre. 

e) 21. Okt. 1890, IIL S., E. XXVII S. 147. »Da das Pa- 
»tronatrecht dem GhUe als solchem zusteht, nicht auf den einzelnen^ 
»den Gutskomplex bildenden Grundstücken ruht und ein uniheitbares 
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»Recht ist, da ferner ein Gut nicht ein bis auf. den kleinsten Theil 
»herab unveränderliches Ganze bildet, so bleibt, trotz der Veräus- 
»serung und Abtrennung eineeiner Bestandtheile des Gutes, das 
»Patronatrecht bei dem Gute, solange das Gut in seinem wesent- 
Teilchen Bestand, als Gut fortbesteht. Wird dagegen das Gut durclt 
T^Dismembration auf^^elöst, so erlischt das Patronatrecht^ weil das 
»Gut, das Träger des Patronates ist, zu existiren aufgehört hat. Die 
»Ansicht (des O.-L.-G. Celle), dass in dem letzteren Falle das Pa- 
»tronat mit Rechten und Pflichten fortdauere und auf die einzelnen 
»Trennstücke übergehe, findet in den allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
»keine Stütze. (Das O.-L.-G. hielt S. 145 den Satz, »dass man von 
»einer Verpflichtung sich nicht einseitig^ ohne Zustimmung des Be- 
»rechtigten, frei machen könne,« für »so ausschlaggebend, dass, wenn 
»die Unzerreissbarkeit des Zusammenhanges von Recht und Pflicht 
»bestände, man sich dafür entscheiden müsse, das Recht um der 
* Pflicht willen an den abverkauften Parzellen für fortbestehend zu 
»erklären«). »Die für sie leitend gewordene Rücksichtnahme auf die 
»Interessen der Kirchengemeinde mag immerhin der Gesetzgebung 
»Veranlassung bieten, der aus der Zerstückelungsfähigkeit der Güter 
»Tür die Kirchengemeinden entspringenden Gefährdung ihrer In- 
»teressen durch entsprechende positive Bestimmungen zu begegnen, 
»darf aber den Richter nicht dahin fähren, einer rechtlich unhalt* 
»baren Ansicht zu folgen« (ebenso Arch. f. K.-R. 66 S. 256, s. übri- 
gens R.-G. 5. Febr. 1885 und 20. Mai 1886 IV. S., Arch. f. K-R. 
57 S. 124). 

U. Jan. 1892, VI. S. , jur. W. 1892 S. 99. Jedes von 
einem Ehegatten mit einer, diese seine Eigenschaft kennenden dritten 
Person auf den Fall der Auflösung seiner Ehe eingegangene Ver- 
löbniss ist rechtlich unverbindlich. (Arch. f. K.-R. 63 S. 423). 

g) 16. Okt. 1891, II. S., jur. W. 1891 S. 520. Nach franz. 
B. G.-B. 146 kann die Erfüllung des Eheversprechens weder durch 
Klage verfolgt werden, noch die Nichterfüllung sich in eine Ver- 
bindlichkeit zur Schadloshaltung (1142) auflösen. 

h) 26. Febr. 1891, IV. S., E. XXVII S. 100. (Arch. f. K.-R. 
66 S. 258). Die kirchliche Eheschliessung stellt sich bei den , in 
der IHirkei lebenden Christen als die Debung aus der Heimath mit- 
gebrachter Rechtsanschauung dar; auch ist dieselbe nicht auf die 
fremden Christen in der Türkei beschränkt, sondern auch für die 
christliclien Unierthanen der Türkei die vom Gesetze anerkannte 
Form der Eheschliessung. Nach der Bescheinigung des nordaraerik. 
Konsuls v. 13 VIII 1884 sind die Parteien, de facto deutsche Unter* 
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Ihanen, von einem ordinirten Seelsorger bei der englischen Proseliten- 
gemeinde za Jerusalem getraut ; allerdings ist nicht festgestellt, da$s 
•lie Parteien zu der Gemeinde gehörten, bei welcher der Seelsorger 
angestellt war. Indessen ist hieraus ein wesentliches Bedenken gegen 
die GüUigkeü der Ehe nicht abzuleiten. Nach dem prot. Eherechto 
(Arch. f. K.-R. 60 S. 302) wird die Zuständigkeit des Geistlichen 
nicht als wesentliches Erforderniss der Eheschliessung angesehen. 
Dadurch , dass dem kais. Konsul zu Jerusalem auf Grund des Ges. 
4 V 1870 (G. 10 VII 1879 §. 31) standesamtliche Befugnisse ver- 
liehen wurden, waren die Parteien nicht gehindert, die Ehe in den, 
am Orte der Eheschliessung gesetzlich anerkannten Formen einzu- 
gehen. 

i) 10. März 1892, IV. S. , jur. W. S. 223. Zur Begründung 
einer, auf Käserei oder Wahnsinn bezw. Blödsinn gestutzten Ehe- 
scheidungsklage ist die vargängige Feststellung dieses Zustandes 
(§. 698 A. L.-R. II 1, Obertrib. 8. Mai 1843, vgl. 18. Nov. 1872, 
Arch. f. K.-R. 60 S. 305) durch ein ürtheil, welches den Verklagten 
(leshalb entmündigt, nach der nunmehrigen freien Beweiswürdigung 
niciit mehr erforderlich. 

k) 17. Dec. 1891, VI. S., jur. W. 1892 S. 63. »Die Pflicht der 
Ehefrau, die Wohnung des Mannes (vgl. Arch. f. K.-R. 66 S. 2G0, 
60 S. 303, 304, 63 S. 424—426) zu theilen, schliesst weder nach 
gem., noch nach preuss. Land-R. (§. 177 II 1) Unterbrechungen 
aus, wenn die Abwesenheit zur Erfüllung eines mit Genehmigung 
des Ehemannes eingegangenen Vertrags erforderlich ist.t (Die Frau 
hatte sich als Opernsängerin auf nur U/s Jsihr gebunden). Auch 
darf (8. Mai 1891, III. S.. jur. W. 1891 S. 340, vgl. S. 347, 305, 
477, 531) »der klagende Ehegatte nicht durch eigenes Verschulden 
(Misshandlungen) gerechte Veranlassung zur thatsächlicheu Trennung 
gegeben haben. c 

1) 22. April 1892, III. S., jur. W. 1892 S. 248. Verzeihung 
§. 720 A. L.-R. II 1 erfordert nicht eine in bestimmter Form abge- 
gebene Erklärung, sondern nur eine Aeusserung, welche den Ver- 
zeihungswillen genügend darstellt. 

m) 10. Dec. 1891, IV. S., jur. W. 1892 S. 70. Die thatsäch- 
liebe Trennung der Eheleute bindert nicht den Lauf der einjährigen 
Frist, innerhalb deren das Ehevergehen nach §. 721 A. L.-R. II 1 
gerügt werden muss, wenn es nicht als verziehen gelten soll (Arch. 
f. K.-R. 68 S. 424). 

n) 24. Nov. 1891, IL S., jur. W. 1891 S. 582 u. E. XXVIII 
S. 384. Dem Wesen der Ehe widerspricht es, jede Verzeihung eines 
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Rhevergehens (franz. B. G.-B. 273) als an die stillschweigende auf- 
lösende Bedingung geknüpft zu erachten, dass der Beleidiger sich in 
aller Zukunft keiner als Scheidungsgrund geltenden Unbill wieder 
schuldig mache. Dem verzeihenden Ehegatten sollte nur das Recht 
gewährt werden, die grössere Bedeutung der neuen Kränkungen als 
llückfuU geltend zu machen und zur Unterstützung des neuepi 
Scheidegrundes auch die durcii Verzeihung ausgeschlossenen That- 
Sachen dem Richter zu unterbreiten. (Arch. f. K.-R. 66 S. 259, 
jur. W. 1884 S. 228, E, XXV S. 340). Die Verzeihung des Ehe- 
hruchs durfte aber nicht mit der Wirkung als beseitigt erachtet wer- 
den, um trotzdem auf jenen Ehebruch hin (R.-G. 6 II 75 §. 33 
Ziff. 5 und R.-Str.-6.-B. 172) die Scheidung aussprechen zu können. 

o) 30. Nov. 1891, IV. S., jur. W. 1892 S. 104. Die Ge- 
fährdung des Gewerbes ist nicht zu den schweren £%evergehen 
(§. 748 A. L,-R. II 1) zu rechnen. 

p) 11. Jan. 1892, IV. S., jur. W. 1892 S. 128. Die Anwend- 
barkeit des §. 699 A. L.-R. II 1 ist von den Folgen der von dem 
einen Ehegatten dem anderen zugefugten Misshandlungen nicht ab- 
hängig. 

q) 11. Mai 1890, VI. S., jur. W. 1891 S. 333. Ist auch eine 
genauere Bezeichnung der mitschuldigen Person im Eide nicht er- 
forderlich, so würde doch der Umgang mit fremden Frauenspersonen 
nicht schlechthin^ sondern nur der Ehebruch mit Bertha oder N. N. 
abzuschwören sein. (Dagegen Arch. f. E.-R. 66 S. 259). 

r) 24. Sept. 1891, VI. S, jur. W. 1891 S. 477. Gemeinrecht- 
lich kommt es bei der Kompensation gleichartiger Verfehlungen von 
Eiiegatten nicht auf die Zahl der einzelnen Ehebrüche an ; auch 
dem Gatten, der möglicher Weise nur einmal die Treue gebrochen 
hat, wird die Klageberechtigung ebenso abgesprochen, wie dem- 
jenigen, der sich in gleicher Weise öfter verfehlt hat. (Anders nach 
preuss. L.-R,, Arch. f. K.-R. 60 S. 304, 63 S. 423, vgl. 66 S. 259, 
auch nach jüd. Eherechte, 9. Nov. 1891, VI. S., jur. W. 1891 S. 575). 

8) 9. Nov. 1891, VI. S., jur. W. 1891 S. 575. Das Reichs- 
gesetz 6 II 1875 steht der Anwendung des landesgesetzlich sanktio- 
nirten jüdischen Eherechts (Schulchan- Aruch) nicht entgegen. 

t) 13. Jan. 1891, III. S., E. XXVII S. 158. Langwierige ent- 
ehrende Freiheitsstrafen sind Scheidungsgrund für Protestanten und 
Israeliten, nicht aber auch für Katholiken (E. in Civ.-S. 16 S. 313, 
15 S. 196, 9 S, 189 ff., Arch. f. K.-R. 57 S. 132, 60 S, 307). 
(Im Uebrigen bereits Arch. f. K.-R. 66 S. 258 unter Ziff. 25 mit- 
getbeilt). 
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11) 13. Jan. 1891, III. S., E. XXVII S. 158. Nach prot Ehe-R. 
gibt ein Irrthum (Arch. f. K.-R. 57 S. 131, 60 S. 303 u. 306, vgl. 63 
S. 425, 66 S. 259) über solche persönliche Eigenschaften eines Ehe- 
gatten, die gewöhnlich bei Schliessung einer Ehe vorausgesetzt z^i 
werden pflegen, dem anderen Theil regelmässig die Befugniss zur 
Anfechtung der Ehe. Auch mag es sein (s. übrigens Arch. f. K.-U. 
60 S. 305 und 57 S. 131), dass die Geisteskrankheit eines Elie- 
gatten, die vor dem Eheschlusse vorübergehend sich zeigte, als Ehe- 
nichtigkeitsgrund dann angesehen werden kann, wenn solche während 
der Ehe in Stumpfsinn ^ Blödsinn oder auch in unheilbaren Wahn- 
sinn ausartet. Niemals ist man aber soweit gegangen , dass man 
eine, vor Eingehung der Ehe vorhanden gewesene, dem anderen 
Theil unbekannt gebliebene, vorübergehende Geistes- und Gemüths- 
Störung eines Gatten für sich allein oder in Verbindung mit späteren 
ähnlichen Störungen als ausreichend zur Ehetrennung erachtet oder 
gar eine Ehe für ungültig erklärt hätte, bei welcher ein Ehegatte 
mit der Anlage zur Geisteskrankheit erhehlich belastet war und in- 
folge besonderer Veranlassung vor und nach Eingehung der Ehe 
zeitweise geistig erkrankte. 

V) 9. Dec. 1890, III. S., B. XXVII S. 228. Als nicht fort- 
gesetzt §. 41 A. L.-B. II 1 gilt die Ehe nicht schon dann , wenn 
der eine Ehegatte nach Entdeckung des Irrtbums oder Betrugs sich 
eigenmächtig von dem anderen faktisch trennt; vielmehr muss er 
Klage auf Ungültigkeitserklärung der Ehe anmelden. 

w) 1. Dec. 1890, IV. S., E. XXVII S. 372. »Die vom Ver- 
treter der Beklagten bei der laudgerichtlichen Verhandlung abgegebene 
Erklärung, er trete dem vom Anwalte des Klägers gestellten An- 
trage bei, die Ehe der Parteien zu trennen, keinen Theil für über- 
wiegend schuldig zu erklären und die Kosten jeder Partei zur Hälfte 
aufzulegen, hinderte die Beklagte nicht, das jenem Antrage gemäss 
ergangene Urtheil mit der Berufung anzufechten. Der Gegenstand 
des Ehescheidungsprocesses ist der Verfügung der Partei insoweit 
entzogen, dass die Scheidung nur beim Vorliegen eines gesetzlichen 
Grundes ausgesprochen werden kann ; das Vorhandensein des Grundes 
ist in einem, bes. strengen, die Hilfsmittel (C.-Pr.-O. §. 577) der Be- 
weisführung beschränkenden Beweisverfahren zur Ueberzeugung des 
Ehegerichtes zu bringen. Das landgerichtl. [Jrtheil beruhte auf der 
Annahme, dass die im §. 716 A. L.-B. II 1 angegebenen Voraus- 
setzungen des Scheidungsgrundes der gegenseitigen Einwilligung ge- 
geben seien. Wenn nun aber die vom Vertreter der Partei erklärte 
Einwilligung dem wahren Willen der Partei nicht entspricht, so 
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würde der Richter seiner Aufgabe nicht gerecht wärden, wenn er 
trotzdem auf Grund gegenseitiger Einwilligung die Ehe trennen wollte, 
x) 22. Sept. 1891, IL S., E. XXVIII S. 376. »Das (franz. u.) 
»badische Gesetz ist von dem Grundsatze der Ferkehrsfreiheit 
»(C. c. = L.-R. 815, 896, 1660) auf dem Gebiete der vermögens- 
»rechtlichen Bewegung beherrscht; die Testamentsbestimmung aber: 
^(a) »»Die Liegenschaft darf während fünf und dreissig Jahren nach 
»meinem Ableben weder veräussert^ noch verpfändet, noch vermiethet 
»werden . . ., b) Andererseits geht sie sofort auf meine Universal- 
»Erben über, c) Diese Bestimmung ist alsbald nach meinem Ab- 
»leben zum Qrundbuche einzutragentt) würde während eines 
*Mcnschenalters die von ihr getroffene Liegenschaft (in Baden-Baden) 
»der vermögensrechtlichen Bewegung entziehen. Eine solche Ge- 
»bnndenheit hinsichtlich der Verfügbarkeit über eine Liegenschaft 
»erscheint nicht etwa blos als der Rechtsordnung nicht entsprechend, 
»sondern als ihr in der Weise widersprechend^ dass sie als einem 
^absoluten Verbote zuwiderlaufend sich darstellLt Ebenso unwirk- 
sam wäre »auch die Festsetzung einer blos obligatorisch — nicht 
»(c) dinglich — wirkenden Verpflichtung . . Gegenüber einem ab- 
»soluten Vorbotsgesetze darf der Richter einem Rechtsvorgange auch 
»nicht in der Weise zur Wirksamkeit verhelfen, dass er die an eine 
»Zuwiderhandlung gegen das Verbotsgesetz vom Erblasser geknüpfte 
»Bestimmung (b) des Verlustes eines Rechtes sanktionirt.« — Ebenso: 
Kass. Paris 7 VII 1868, Dalloz 1868 l 446, Kass. Brüssel 26 II 
1874, Pasicrisie beige 1874 I 83, Lenz dons et legs II 6, 18 u. 23, 
35, Geigel franz. St.-K.-R. 61 Anm. 1 u. 74 Anm. 5. — Entgegen- 
gesetzt urtheilten Kass. Paris 3 VI 1863 (Dalloz 1863 I 429) und 
10 IV 1883; der Testator könne für den Fall, dass seinem Verbote 
zuwider veräussert werde, das Vermächtniss für haduc erklären; 
allerdings könne nicht für immer^ wohl aber für eine gewisse Zeit 
die Veräusserung verboten werden. App. Nimes 10 IV 1883, Journ. 
d. Cons. d. Fabr. 1884 p. 18, 1886 p. 224, vgl. p. 21 u. 348, 1887 
p. 278 u. 322, 1890 p. 29 u. 98, Palais 1884 I 769 u. 1887 I. 593. 
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XX. 

Aus der Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichts in 

Strafsachen 1891/92. 

(Fortsetzung zu Archiv für K.-R. 66 S. 262—267). 
Zusammengefitellt vom kais. Reg.-Bath a. D. F. Geigel zu Colmar i. £. 

Die Urtheile sind entnommen aus der »jur. Worhenschrift* (= jur. W.), 
Organ des D. Anwalt- Vereins 1891 und (bis einschlüssig Nr. 27) 1892 sowie den 
Entscheidungen (= E.) des B.-G. in Strafsachen XXI. 

a) 28. Sept. 1891, IIL S., jur. W. 1891 S. 539. /»ooteein- 
richtangen (B.*Str.-6.-B. 131) sind nicht schon allgemein mensch- 
liche Kultureinrichtungen, wie Ehe und Familie, sondern nur die- 
jenigen bleibenden Bestandtheile der Verfassung und Verwaltung, 
mit welchen der betreffende Staat »sich einrichtete, wie Civile\\e^ 
väterliche Gewalt u. s. w. (vgl. Arch. f. E.-R. 64 S. 270). 

b) 4. Juni 1891, I. S., jur. W. 1891 8. 371. Bei einer Be- 
schimpfung der Kirche hat die Unterscheidung zwischen einer heuti- 
gen und einer früheren Kirche keine Berechtigung; denn die Kirche 
hat nicht zu be.stehen aufgehört, wenn in ihr irgend welche, ihr 
Wesen und ihren eigentlichen Zweck nicht betreffende Aenderungen 
vorgenommen werden. 

c) 4. Mai 1891, I. S., jur. W. 1891 S. 871. Der kath. Pfarrer 
(von Thanweiler i. Elsass) hat in der Predigt die Ehe einer Kath. 
mit einer Prot., weil nicht zugleich vom kath. Qeistlichen, sondern 
nur vom evang. eingesegnet, als Konkubinat bezeichnet. »Entschuld- 
bar wäre er nur dann gewesen, wenn er über die beschimpfende Be- 
deutung seiner Worte (K.-Str.-G.-B. §. 166) selbst im Unklaren ge- 
wesen wäre.« 

d) 26. Okt. 1891, III. S., jur. W. 1891 S. 539. Der Glaube 
an Oott ist nicht identisch mit den verschiedenen theologischen und 
philosophischen Beweisführungen vom Dasein Gottes. Dass A bei 
seinem Vortrage den kosmdogischen Beweis völlig missverstanden 
oder geflissentlich verzerrt hat, änderte daran nichts, dass der be- 
schimpfende Angriff nach der massgebenden Auslegung des Vorder- 
richters eben nicht gegen Gott und die Kirche, sondern nur gegen 
jene wissenschaftliche Beweisführung sich gerichtet hat — (vgl. Arcli. 
f. K.-R. 68 S. 70 = R.-Gericht 2. März 1882, II. S.). 
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e) 17. März 1892, III. S„ jur. W. 1892 S, 256. R.-Str.-Ö.-B. 
166 schützt nicht die Bibel als solche; denn diese ist weder iden- 
tisch mit der christlichen Kirche^ noch eine ^Einrirktunga oder ein 
»Gebrauchs letzterer. Mit Rücksicht darauf, dass sie die Grund- 
lage der Glaubenslehre der christlichen Kirche und als solche Gegen- 
stund der Verehrung innerhalb dieser ist, kann (aber muss nicht) 
ein beschimpfender Angriff gegen die Bibel (»die Bibel ist ein Lügen- 
bucht) mittelbar eine Beschimpfung der christlichen Kirche ent- 
halten. Entscheidend dafür ist der Sinn und die Bedeutung, in 
denen der Angeklagte die Aeusserung getban hat. (vgl. Arch. f. 
K.-It. 66 S. 264 u. 68 S. 75). 

f) 1. Okt. 1891, III. S., jur. W. 1891 S. 499. GottesVBisienxng 
und Majestätsbeleidignng kann auch durch die Verwendung der 
geistigen Erzeugnisse anderer mit eigenem Dolus verübt werden. 
Die Strafkammer hat in dem G. Heine'schen Gedichte »die Weberc, 
welches A. in seiner (socialdemokratischen) Zeitung abgedruckt hatte, 
eine Lästerung von Oott^ König und Vaterland erblickt und festge- 
stellt, dass A. bei der Veröffentlichung mit dem Bewnsstsein und 
der Absicht der Gotteslästerung u. s. w. gehandelt habe. 

g) 24. Nov. 1891, IV. S., jur, W, 1892 S. 5. Die Strafkam- 
mer hat als erwiesen angenommen, dass der Angeklagte nicht blos 
die Ausstellung des »Aee7. Rockest von Trier, sondern, indem er 
diese als »Humbuge bezeichnete (§. 166), den Kultus der Reliquien^ 
Verehrung überhaupt, also den Gebrauch der kathol. Kirche zum 
Gegenstande seines Angriffs gemacht habe. Belanglos ist also die 
Frage der objektiven Echtheit des hl. Rockes , auch wurde das siA- 
jective Schuldmoment nicht dadurch ausgeschlossen, dass es sich 
nach der Ueberzeugung des Angeklagten um eine unechte oder zwei- 
felhafte Reliquie handelte. Das Bewnsstsein des Angeklagten, dass 
der von ihm angegriffene ßeliquienkultus zu den Gebräuchen der 
kath. Kirche gehöre, war von der Strafkammer ausdrücklich festge- 
stellt worden, (vgl. Arch. f. K.-R. 64 S. 272). 

h) 17. Juni 1890, IV. S., E. XXI S. 13. »Die OeffenUichkeÜ 
»des Ortes richtet sich nicht nach den Bestimmungen des öff. oder 
»des Privat- R. , sie ist auch für einen , an sich privaten Platz ge- 
»geben, wenn und solange dieser dem öffentlichen Verkehr freige- 
»geben und dem PiMikum als solchem ohne Beschränkung auf be- 
»stimmte individuell abgegrenzte Personenkreise zum freien Zutritte 
»überlassen ist.c R..Str.-G.-B. §. 116 (vgl. 19. Febr. 1891, III. S. 
und 6. April 1891, I. S., E. XXI S. 870 und 417, ferner 23. Nov. 
1891, I. S., jur. W. 1802 S. 5). 
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i) 5. Januar 1891, III. S., E. XXI S. 254. Eine Aeusserung 
in einer, nur von Vereinsmitgliedern besuchten Versammlung könnte 
gleichwohl als öffentliche (R.-Str.-G.-B. §. 166) gölten, wenn der 
Angeklagte »das Bewusstsein der Oeffentlichkeit seiner Aeusserung 
bezw. Kenntniss von dem Vereinsbeschlusse hatte, nach dem der Zu- 
tritt zu den Vereinsversammlungen auch Nichtimtgliedevn gestattet 
sein soIlte.€ vgl. Arch. f. K.-R. 61 S. 317. 

k) 28. Nov. 1890, IL S., E. XXI S. 178. Lose auf ein Grab 
gelegte Kränee bilden (Rdchtspr. d. R.-G. IX S. 399) keinen Be- 
standtheil des Grabes^ somit kann R.-Str.-G.-B. 168 nicht schon 
dadurcii verletzt werden, dass solche Kränze vom Grabe enffernt 
wurden ; der beschimpfende Unfug musste »aw dem Grabe« selbst 
verübt sein. (Arch. f. K.-R. 61 S. 319, 68 S. 81 u. 86). 

I) 13. Juni 1890, IV. S., E. XXI S. 21. Wegen Ehebruchs 
geschieden im Sinne des R.-Str.-G.-B. §. 172 ist die Ehe nicht blos 
dann, wenn dies auf Grund des, den Ehebruch als Bhescheidungs- 
grund bezeichnenden §. 670 A. L.*R. II 1 geschehen, sondern auch, 
wenn die Trennung wegen des in §. 673 dem Ehebruch gleichge- 
stellten, eine dringende VermiUhung der verletzten ehelichen Treue 
begründenden unerlaubten Umgangs (Arch. f. K.-R. 63 S. 424, 61 
S. 317) ausgesprochen ist. Doch ist erforderlich, dass der Straf- 
richter nicht blos den Verdacht^ sondern die wirkliche Begehung des 
Ehebruchs feststellt. 

m) 22. Jan. 1892, IV. S., jur. W. 1892 S. 137. A. hat sich 
von M. für die Unterlassung der Anzeige des Ehebrtu:hs des M. mit 
der Frau des A. 60 <% versprechen lassen und dieselbe unter An- 
drohung der Strafanzeige (von der Mutter des M.) verlaugt. Die 
Verurtheilung wegen Erpressung wurde aufgehoben. »Das Vergleichs- 
abkommen des A. mit M. war mit Rücksicht auf die Antragsbe" 
rechtigung^ des A nach R.-Str.-G.-B. 172 und §§. 349 u. 415 A. L.-R. 
I 16 jgtdäs8ig.€ 

n) 7. Januar 1891, IL S., E. XXI S. 257. Zwischen dem 
Ehemann und der unehelichen Tochter der Ehefrau besteht ein 
Schwägerschaftsv^rhhltnm ^ welches im Sinne des §. 181 Nr. 2 des 
R.-Str.-G.-B. (Verkuppelung) dem Verhältnisse von Eltern zu Kindern 
gleich zu achten ist. (vgl. Arch. f. K.-R. 66 S, 265 und 295, 
61 S. 322). 

o) 19. Febr. 1891, IIL S., E. XXI S. 411. Gemäss R.-Str.-G.-B. 
169 u. 271 ist (auch nach rhein. R.) strafbar, wer unwahrerwei.se 
die Vaterschaft zu einem unehelichen Kinde anerkennt und diese An- 
erkennung in das Geburtsregister eintragen lässt. Doch könnte (§. 59) 
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die Meinung des Anerkennenden, zu der Anerkennung nach dem be- 
treifenden bürgerl. Rechte betagt zu sein, die Strafbarkeit ausschliessen, 
da der Irrthum das Bewasstsein der Rechtswidrigkeit ausschliesst. 
(vgl. Arch. f. K.-R. 64 S. 272). 

p) 4. Juni 1891, HL S., jur. W. 1891 S. 377. Für R.-Str.-O.-B. 
360 Nr. 8 steht in Frage lediglich die formal richtige äussere Na- 
^n^n^führung im Verkehr mit den staatlichen Organen. (Die Braut 
hatte behufs des Eheaufgebots ftlscblich angegeben, in B. zu wohnen^ 
während sie zu K. in Diensten stand). 

q) 4. Dec. 1890, III. S., E. XXI S. 192. i^KoUehtiren bedeutet 
lüinsamraeln treiwilliger Qeldbeiträge. Derartige Sammlungen sind 
Gegenstand landespolizeilicher Beaufsichtigung (Instr. f. d. preuss. 
Oberpräs. 31 XU 1825), sobald sie einen öffentlichen Charakter an- 
nehmen und nicht auf kirchliche Gemeinschaften beschränkt bleiben. 
Der Begriff der Kollekte ist durch den materiellen Zweck der Samm- 
lung nicht begrenzte ; (es fällt daher auch darunter eine Teller- 
sammlung zur blossen Deckung der Unkosten der Versammlung, 
vgl. Arch. f. K.-R. 66 S. 26G). 

r) Ihrem ganzen Wortlaute nach sind im XXI. Bande der 
»Entscheidungenc abgedruckt die Arch. f. K.-R. 66 S. 263 ff. nur 
auf Grund der Wochenschr. angeführten reichsgerichtlichen Urtlieile 

a») vom 24. Nov. 1890 E. XXI S. 168 
und b) vom 2. März 1891 E. XXI S. 395. 
Das Urth. 30. Juni 1891 betr. die Kirchenbucher als öff. Urkunden 
steht schon Arch. f. K.-R. 66 S. 196 — (vgl. 61 S. 321 Buchst, W, 
58 S. 86), 
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XXI. 
Württemb. Ges. v. 13. Juni 189t betr. die OrtsschulbebOrden. 

Art. 1. Die nach Art. 72 des Volksschnlgesetzes vom 29. Sep- 
tember 1836 (Reg.-Bl. S. 491) zur Schulaufsicbt berufene Ortsschul- 
hehörde, Ortsschulrath , besteht aus den Ortsgeistlichen, dem Orts- 
vorsteher, den in der Schulgemeinde angestellten Lehrern der Volks- 
Hohule und einer Anzahl gewählter Mitglieder. 

Die Zahl der in die Ortsschulbehörde berufeneu Qeistlichen soll 
einschliesslich der ein Pfarramt bekleidenden Ortsschulaufseher nie- 
mals drei übersteigen. Dasselbe gilt für die in die Ortsschulbehörde 
berufenen Schullehrer. 

Wenn mehr als drei Qeistliche einschliesslich der ein Pfarramt 
bekleidenden Ortsschulaufseher in einer Gemeinde angestellt sind, so 
sind zunächst die letzteren, die weiteren Geistlichen nach dem 
Dienstrang und bei gleichem Dienstrang nach dem Dienstalter in 
die Ortsschnlbehörde zu berufen. 

Von den Schullehrern sind zunächst die mit Dienstaufsichts- 
rechten betrauten Lehrer berufen. Wo eine Mittelschule besteht, ist 
ein Lehrer derselben Mitglied der Ortsschulbehörde. Im übrigen ent- 
scheidet das Dienstalter über die Berufung in den Ortsschulrath. 

Art. 2. Dio Zahl der aus der Schulgemeinde zu wählenden Mit- 
glieder kommt der Zahl der in die Ortsschulbehörde berufenen Geist- 
lichen und Schullehrer gleich. 

Wählbar sind mit Ausschluss der Geistlichen und der im Dienste 
der Volksschule stehenden Lehrer alle in der Schulgemeinde wohnen- 
den Männer, welche gemäss Art. 12, 14 und 18 des Gesetzes, be- 
treifend die Gemeindeangehörigkeit, vom 16. Juni 1885 (Reg.- Blatt 
S. 257) die gemeindebürgerlichen Wählbarkeitsrechte besitzen. 

Die Wahl geschieht auf die Dauer von drei Jahren. 

Sie erfolgt durch den Gemeinderath und Bürgerausschuss. 

Hinsichtlich der Verpflichtung zur Annahme der Wahl in die 
Ortschulbehörde, sowie hinsichtlich des Austritts der gewählten Mit- 
glieder finden die Bestimmungen in Art. 15 bis 18, Art. 19 des 
Gesetzes, betreffend die Gemeindeangehörigkeit, vom 16. Juni 1885 
entsprechende Anwendung. Im Falle des angeführten Art. 18 Abs. 1 
Satz 2 hat die Ortsschulbehörde bei dem Gemeinderath die ent- 
sprechende Verfügung zu beantragen. 

Archiv für Kirchenrecht. LXVIII. 16 
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Art. 3. In Gemeinden, in welchen Volksschulen verschiedener 
Confession bestehen (Art. 13 des Volksschalgesetzes), wird für die 
Schulen jeder Confession eine besondere Ortsschulbehörde gebildet. 
In dieselbe sind die Qeistlichen der Confession der Schale, die Lehrer 
derselben, der Ortsvorsteher und die entsprechende Anzahl weiterer 
Mitglieder zu berufen, welche nur aus den Mitgliedern der Confessions- 
schulgemeinde gewählt werden können. Im übrigen finden die Vor- 
schriften der Art. 1 und 2 Anwendung. 

Für jede Confession besteht ein besonderer Schulfonds mit einem 
besonderen Rechner. 

Art. 4. Bei freiwilligen Confessionsschulen (Art. 14 des Volks- 
schulgesetzes) wird die Ortsschulbehörde aus dem geistlichen Vor- 
stand der Ortskirchengemeinde, den Schullehrern der Confessions- 
schule und der entsprechenden Zahl gewählter Confessionsgenossen 
gebildet. 

Die Wahl der letzteren erfolgt durch die kirchliche Gemeinde- 
vertretung. 

Im übrigen werden die näheren Vorschriften über die Bildung 
der Ortsschulbehörde unter entsprechender Anwendung des Art. 1 
dieses Gesetzes durch das Statut festgestellt, welches der Genehmig- 
ung durch die Oberschulbehörde bedarf. 

Art. 5. Wenn die Schule einer zusammengesetzten Gemeinde 
(Art. 1 des Gesetzes vom 17. September 1853, betreffend die Ver- 
hältnisse der zusammengesetzten Gemeinden, Beg.-Blatt S. 389) sich 
nicht in dem Orte befindet, in welchem der Sitz des Schultheissen- 
amts ist, so kann von der Bezirksschulbehörde der Anwalt am Sitze 
der Schule statt des Vorstehers der Gesammtgeraeinde in die Orts- 
schulbehörde berufen werden. 

Wenn für einen eine Theilgemeinde bildenden Nebenort mit 
Theilgemeinderath (Art. 8 Abs. 2 des genannten Gesetzes) eine 
eigene Schule besteht, so erfolgt die Wahl der Mitglieder in die 
Ortsschulbehörde durch den Theilgemeinderath und den örtlichen 
Bürgerausschuss. An Stelle des Ortsvorstehers (Art. 1 Abs. 1) tritt 
der Anwalt in dieselbe ein. 

Wenn ausser dem Falle in Abs. 1 eine Volksschule für mehrere 
Orte (Gemeinden oder Theilgemeinden) besteht (Art. 12 Abs. 1 und 
Art. 15 des Volksschulgesetzes), so ist durch ein von den Gemeinde- 
räthen der betheiligten Orte zu vereinbarendes Statut unter Berück- 
sichtigung der besonderen Verhältnisse der Schule festzustellen, welche 
Mitglieder ausser den Geistlichen und Schullehrern (Art. 1) in die 
Ortschulbehörde zu berufen sind. Insbesondere ist über die Zahl der 
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gewählten Mitglieder und über die Art und Weise ihrer Wahl Be- 
stimmung zu treffen. Das Statut bedarf der Qenehroigang der Ober* 
schulbehörde. Wenn ein solches nicht rechtzeitig zu Stande kommt, 
werden die erforderlichen Bestimmungen von der OberschulbehOrde 
gegeben, bis die Vereinbarung eines Statuts erfolgt ist. 

Wenn für einen Theil eines Gemeindebezirks eine eigene Schule 
besteht, so kann unter entsprechender Anwendung des Art. 1. dieses 
Gesetzes durch Ortsstatut für diese Schule eine besondere Ortsschul- 
behörde gebildet werden. Das Ortsstatut, welches insbesondere über 
die Zahl der gewählten Mitglieder und die Art und Weise ihrer Wahl 
Bestimmung zu treffen hat, wird vom Gemeinderath mit Zustimmung 
des Bürgerausschusses erlassen und bedarf der Genehmigung der Ober- 
snhulbehörde. 

Art. 6. Die Leitung der Geschäfte der OrtsschulbehOrde steht 
dem Ortsschnlaufseher und dem Orts Vorsteher bezw. Anwalt (Art. 5) 
gemeinschaftlich zu. Wenn mehrere Ortsschulaufseher bestellt sind, 
wird einer derselben von der OberschuIbehOrde mit der Leitung be* 
auftragt. Im Falle des Art. 4 werden die Geschäfte von dem geist- 
lichen Vorstand der Ortskirchengemeinde geleitet. 

Zur Boschlussfähigkeit ist die Anwesenheit von mehr als der 
Hälfte sämmtlicher Mitglieder mit Einschluss der Vorsitzenden er- 
forderlich. 

Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefasst. 

Dem mitvorsitzenden Ortsvorsteher gebührt die erste Stimme. 

Bei Stimmengleichheit hat der mitvorsitzende Ortsschulaufseher 
die entscheidende Stimme. 

Im übrigen bestimmt sich diese Abstimmungsordnung nach dem 
Dienstalter mit der Massgabe, dass zuerst die nichtvorsitzenden Orts- 
schulaufseher, hierauf die nicht mit der Ortsschulaufsicht betrauten 
Geistlichen, sodann die Lehrer, nach denselben die übrigen Mit- 
glieder abstimmen. 

Im Falle eines Anstands bezüglich der Abstimmungsordnung 
entscheidet die OberschnlbehOrde endgültig. 

Der Schulfondsrechner (Art. 3 Abs. 2) nimmt auf besondere 
Aufforderung der Ortsschulbehörde an den Verhandlungen derselben 
mit berathender Stimme Theil. 

Art. 7. Deber die Verhandlungen der Ortsschulbehörde wird 
ein fortlaufendes Protocoll geführt, in welches die gefassten Beschlüsse 
vollständig aufzunehmen sind. 

Dasselbe ist sofort oder in der nächstfolgenden Sitzung zu ver- 
lesen oder zur Einsicht für die Mitglieder des CoUegiums aufzulegen 

16* 
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und, wenn sich hiebe! kein Anstand ergibt, von dem Vorsitzenden 
und den Mitgliedern, welche bei der betreffenden Verhandlung mit- 
gewirkt haben, zu unterzeichnen. 

Das ProtocoU hat der Vorsitzende Ortsschulaufseher zu fuhren, 
doch kann die Ortsschulbehörde auch ein anderes Mitglied aus der 
Zahl der Geistlichen oder Lehrer oder einen Qemeindebeamten mit der 
Fuhrung des Protocolls für immer oder im einzelnen Fall beauftragen. 

Art. 8. Wenn der Gegenstand der Verhandlung die persön- 
lichen Rechte oder Interessen eines Mitglieds der Ortsschulbehörde 
oder seiner Verwandten oder Verschwägerten in gerader Linie oder 
bis zum zweiten Grad in der Seitenlinie berührt, so ist dasselbe von 
der Theilnahme an der Berathung und Beschlussfassung über diesen 
Gegenstand ausgeschlossen. * 

Art. 9. Die Handhabung der Disciplin in den die Schulaufsicht 
betreffenden Angelegenheiten gegenüber den in die Ortsscbulbehörde 
berufenen Ortsscbulaufsehern , Geistlichen und Lehrern kommt den 
Schulaufsichtsbehörden zn. 

Auf die übrigen Mitglieder der Ortsschulbehörde finden die Vor- 
schriften des IV. Capitels des Gesetzes, betreffend die Verwaltung der 
Gemeinden, Stiftungen und Amtskörperschaften, vom 21. Mai 1891 
(Reg.-Blatt S. 103) »Von der Handhabung der Disciplin (Art. 56—71) 
mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass zur Verhängung 
der gesetzlich zugelassenen Ordnungsstrafen an Stelle der Kreis- 
regierungen und des Ministeriums des Innern die Oberschulbehörde 
bezw. das Ministerium des Kirchen* und Schulwesens befugt ist. 

Art. 10. An den bestehenden Befugnissen und Obliegenheiten 
der Ortsschulbehörde wird durch dieses Gesetz nichts geändert. 

Art. 11. Durch das gegenwärtige Gesetz werden die Art. 15—17 
des Gesetzes vom 25. Mai 1865, betr. die Abänderung einiger Be- 
stimmungen der Gesetze über die Volksschulen vom 29. Sept 1836 
und vom 6. Nov. 1858, (Reg.-Blatt S. 103) ausser Wirkung gesetzt 
und Art. 72 des Volksschulgesetzes vom 29. Sept. 1836 abgeändert. 

Art. 12. Das gegenwärtige Gesetz tritt gleichzeitig mit dem 
Gesetze, betr. die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und Amts- 
körperschaften, vom 21. Mai 1891 (Reg.-Bl. S. 103) in Kraft. 

Jedoch bleibt die bisherige Ortsschulbehörde so lange in Thätig- 
keit, bis die neue Ortsschulbehörde nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes gebildet ist. 

Unser Ministerium des Kirchen- und Schulwesens ist mit der 
Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 
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XXII. 

Incompetenz der österreichischen Finanzproeuraturen zur 
Vertretung geistlieher Stifter und Klöster. 

Das k. k. Finanzministerium hat mit dem Erlasse v. 29. Mai 
1892 Z. 14090 ex 1891 in Betreff der von dem Prager Provinzialate 
des Franziskanerordens begehrten Vertretung in einer Kechtsaage- 
legenheit durch die Finanzprocuratur eröffnet, dass die Finanzpro- 
euraturen weder nach der prov. Dienstesinstruction vom 16. Februar 
1855 R.-G.*B. 34, noch nach der allgemeinen Instruction für die 
Fiscalämter vom 10. März 1783 Nr. 124 J. G.-S. zur Vertretung 
von geistlichen Stiften und Klöstern berufen erscheinen und dass 
solche klösterliche Genossenschaften nur dann von einer Finanzpro- 
curatur zu vertreten sind, wenn diese Genossenschaften aufgelöst wur- 
den und deren Vermögen unter landesfärstlicher Verwaltung steht. 

Dieser Entscheidung durften nachstehende Erwägungen zu 
Grunde liegen. 

In der prov. Dienstesinstruction für die österreichischen Finanz- 
proeuraturen vom 16. Februar 1855 R.-G.-B. 34 wird der Klöster 
und Orden mit keinem Worte gedacht. In §. 2. Abs. 5 wird der 
Vertretung der k. k. Finanzproeuraturen zugewiesen: »Das Kirchen- 
vermögen und das Vermögen geistlicher Beneficien.c Würde in dieser 
Bestimmung das » Kirchen vermögenc auch das Vermögen der Klöster 
und Orden umfassen, so würde wohl das Beneficialveniiögen dem 
Kirchenvermögen nicht als gleichartig zur Seite gestellt worden sein. 
Denn ebenso wie das Vermögen der klösterlichen Genossenschaften 
in einem allgemeinen, nicht präcis juristischen Sinne zum Zweck- 
vermögen der katholischen Kirche gehört und dennoch einen kirch- 
lichen Charakter an sich trägt, ebenso und in noch höherem Masse 
gilt dies vom Pfründenvermögen, welches ja mittelbar den Zwecken 
der Kirche, bei welchen die Pfründe errichtet ist, dient. Indem also 
die Dienstesinstruction das Vermögen geistlicher Beneficien den k. k. 
Finanzproeuraturen selbstständig und abgesondert vom Kirchenver- 
mögen überträgt, gibt sie zu erkennen, dass sie den letzteren Terminus 
im strikten, buchstäblichen, juristischen Sinne aufgefasst wissen will. 
Die Richtigkeit dieser Auffassung geht a contrario auch aus dem 
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Motivenberichte zu §. 38. des Gesetzes vom 7. Mai 1874 Nr. 50 
R.-Q.-B. hervor, wo es heisst: »In den Bestimmungen des §. 38. 
wird der principielle Standpunkt der Staatsgewalt gegenüber dem 
äusseren Bechtsbestande der Kirche [zu welchem die Gesammtheil 
der kirchlichen Vermögensverhältnisse gehört] gewährte Hienach 
gilt die Bestimmung des §. 38, wonach das »kirchliche Vermögen« 
den für gemeinnützige Stiftungen bestehenden staatlichen Schutz ge- 
niesst, für die Gesammtheit der kirchlichen Vermögensverhältnissc, 
also nicht blos für die Vermögensverhältnisse der Kirchen selbst, 
sondern auch für jene der kirchlichen Pfründen und der im §. 38. 
überdies erwähnten kirchlichen Anstalten. Das Wort »kirchliches 
Vermögenc hat somit im §. 38. eine andere allgemeinere Bedeutung 
als das Wort »Kirchenvermögenc im §. 2. al 5. der Dienstesinstruction. 
Ob übrigens im §. 38. auch das klösterliche Vermögen unter dem 
Ausdrucke »kirchliches Vermögenc verstanden werden darf, kann 
wohl als zweifelhaft hingestellt werden, da §. 31. des Gesetzes vom 
7. Mai 1877 Nr. 50 R.-G.-B. rücksichtlich der klösterlichen Ge- 
nossenschaften auf die diesfalls geltenden besonderen Bestimmungen 
verweist. 

Der Annahme, dass die Vertretung durch die k. k. Finanz- 
procuraturen stattzufinden habe, weil das Interesse des Religions- 
fonds berührt werde, da den Mendicantcn der Abgang an dem eigenen 
Binkommen zur Höhe der bestimmten Kopfdotation aus dem Reli- 
gionsfonde angewiesen werde, steht entgegen, dass die k. k. Finanz- 
procuraturen keineswegs die »Interessent des Religionsfonds vor Ge- 
richt zu vertreten habe, sondern nur dessen »Rechte.« Die Ver- 
tretuugsbefugniss der k. k. Finanzprocuraturen ist nicht schon dann 
gegeben, wenn der Staatsschatz oder ein demselben gleichgehaltener 
Fond ein Interesse an dem Ausgange irgend eines Rechtsstreites 
hat, sondern erst dann, wenn ein »Recht« des Aerars oder Fondes 
selbst in Frage steht. Anderenfalls wäre die Wirkungssphäre der 
k. k. Finanzprocuraturen nicht nur eine völlig unbestimmte und un- 
klare, sondern sie ginge auch geradezu in das Ungemessene. Denn 
bei der Stellung des Staatsschatzes in der Volkswirthschaft sind ja 
die Interessen des Aerars mit jenen der Privatpersonen oder Cor- 
porationen derart verknüpft und durcheinander bedingt, dass viel- 
leicht jede Rechtsangelegenheit eines Privaten auch eine fiscalische 
Seite hat und der Fiscus daher an der Art der Schlichtung dieser 
Rechtsangelegenheit ein Interesse hat. Es hiesse den realen Boden 
der Rechtsverhältnisse verlassen, wollte man die legitimatio ad 
causam für irgend eine Person daher auch für die k. k. Finanz- 
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procuratarea Tom Standpunkte des Interesses and nicht ?on jenem 
des subjectiven Rechts ableiten. 

Von dem letzteren Standpunkte aus betrachtet, ist aber die 
Kechtssphäre des Religionsfondes yon jener der Mendicantenorden 
völlig getrennt. Daraus, dass die k. k. Finanzprocuraturen ver- 
pflichtet sind, den Religionsfond vor Gericht zu vertreten , kann da- 
her auf die analoge Verpflichtung gegenüber den Mendicantenorden 
nicht geschlossen werden. 

Aus der provisorischen Dienstesinstruction folgt diese Ver- 
pflichtung also nicht. Allerdings müssen aber ausser dieser In- 
struction noch andere Vorschriften bei der Entscheidung der in Rede 
stehenden Frage herangezogen werden. Bei Beurtheilung der Frage, 
inwieferne in vermögensrechtlichen Angelegenheiten von katholischen 
Kirchen und Pfründen eine Amtshandlung der Finanzprocuraturen 
einzutreten habe, ist nämlich zu Folge des Erlasses des Finanz- 
ministeriums vom 28. October 1875 Z. 18876 (Nr. 53 des Verord- 
nungsblattes für den Dienstbereich des Ministeriums für Cultus und 
Unterricht) zunächst auf den Wortlaut des §. 2. Abs. 5 der prov. 
Dienstesinstruction zurückzugehen und ist sich weiters der Aller- 
höchste Befehl vom 14. April und 30. October 1855, wonach den 
Finanzprocuraturen ausser den in der Dienstesinstruction enthaltenen 
Agenden auch noch alle übrigen, den früheren Eammerprocuraturen 
und Fiscalämtern obgelegenen Amtsgeschäfte wieder übertragen wur- 
den, insofeme dieselben den Procuraturen nicht etwa durch nachge- 
folgte gesetzliche Bestimmungen ausdrücklich abgenommen worden 
sind, gegenwärtig zu halten. 

In Folge dieses Erlasses muss auf die früheren Bestimmungen 
über den Wirkungskreis der Fiscalämter zurückgegangen werden. — 
Die Norm hiefür ist in der mit Hofdecret vom 10. März 1783 Nr. 124 
J. Q.-S. kundgemachten allgemeinen Instruction für sämmtliche 
Fiscalämter und in den Novellen zu dieser Instruction zu suchen. 

Im §. 2. der Fiscalamtsinstrnction wird blos bestimmt, dass 
das Fiscalamt alle aus dem Majestätsrechte, der Territorialhoheit 
oder den eigenen Privatrechten des Landesfttrsten fliessenden Oe- 
rechtsame zu vertreten hat. Es ist zwar richtig, dass der öster- 
reichische Staat für sich das oberste Schutzrecht aller Klöster in 
Anspruch genommen hat und dass dieses Schutzrecht sich als Ma- 
jestätsrecht des Landesffirsten auffassen lässt. Allein hieraus folgt 
keineswegs, dass es sich bei jeder einzelnen Vermögensfrage eines 
Ordens um ein Majestätsrecht selbst handeln würde. Das Fiscalamt 
hatte die Majestätsrechte zu vertreten, wenn dieselben irgendwie in 
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Präge standen, keineswegs aber überall dann einzutreten, wenn es 
sich um eine Vermögenssphäre handelte, die erst mittelbar zu einem 
Majestätsrechte in Beziehung stand. 

Ebensowenig scheint die Berufung auf §. 5. der Piscalamts- 
instruction gegründet zu sein. Denn dieser Paragraph handelt bios 
von der Vertretung der milden Stiftungen. Es soll nicht geläugnet 
werden , dass vielleicht einige oder viele Klöster auf Stiftungsaktc 
zurückzuführen , daher gestiftete Anstalten sind Allein jene Klöster, 
die keine Stiftungen sind, konnte die Instruction unmöglich als 
solche bezeichnen wollen, zumal der juristische Begriff der Stiftung.' 
im Jahre 1783 bereits vollkommen ausgebildet und der Vorgang bei 
Activirung der Stiftungen bis in das kleinste Detail geregelt war, 
wie ein Blick auf die unter den Schlagworten »Stiftsbriefe, Stift- 
tungen« im 9. Bande des Hempel Kürsingerschen Gesetzrepertoriuros 
citirten Vorschriften lehrt. Jedenfalls aber hätte gegenwärtig di<^ 
Vertretungsbeütgniss der k. k. Finaneprocuraturen rücksichtlich der 
Klöster nicht weiter zu reichen als rücksichtlich der Stiftungen. 
Die constituirten , nicht in der landesfürstlichen Verwaltung stehen > 
den Stiftungen, werden, obwohl sie unter staatlicher Aufsicht stehen, 
und mit ihrem Vermögen ohne staatsbehördliche Qenehmigung kein«' 
Veränderung vornehmen dürfen, von den k. k. Finanzprocuraturen 
gleichwohl nicht vertreten, ein Beweis, dass staatliche Aufsicht und 
Rechtsvertretung durch die k. k. Finanzprocuratnren keineswegs zu- 
sammenfallen. 

Massgebend für die vorliegende Frage ist dagegen §. 6. der 
Fiscalamtsinstruction , welche dem Fiscalamte die Vertretung, in 
Rücksicht der landesfürstlichen Pfarreien und Beueficien, dann in 
Anbetracht der von auseinander gelassenen Stiftern, Klöstern und 
sonstigen Gemeinschafben entstandenen Vermögenschaften, so lange 
dieselben unter der AerarialverwaUung stehen, zuweist. Angesichts 
dieser Bestimmung kann wohl gar kein Zweifel darüber bestehen, 
dass die »nicht auseinander gelassenen,« also die bestehenden Stifte 
und Klöster nicht von dem Fiscalamte zu vertreten waren. — Diess 
wurde übrigens ausdrücklich auch ausgesprochen im Hofdecrete vom 
27. Juli 1786, Eloth'sche Gesetzsammlung 3. Band S. 312, wo ge- 
sagt wird, dass die noch bestehenden Stifte in vorkommenden Fällen 
sich um ihre Vertreter selbst umsehen müssen. Dass hier nur von 
den bestehenden Stiften und nicht auch von Klöstern die Rede ist, 
kann unmöglich in der Weise gedeutet werden, dass die Klöster, 
welche keine Stifte sind (die niederen oder Mendicantenorden) vom 
Fiscalamte zu vertreten wären. Eine derartige dem §. 6. der Fiscal- 
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amtsiiistraction geradeza widerstreitende Bestimmung hätte wohl 
ausdrücklich festgestellt werden müssen Aber abgesehen hievoa 
würde sie auch dem Principe zuwiderlaufen, welches sowohl dem 
mehrcitirten §. 6. als auch dem obenangeföhrten Hofdecrete zn 
Grunde liegt. Im §. 6. wurde dem Fiscalamte namentlich lediglicli 
die Vertretung solcher Institute übertragen, welche unter landes- 
fürstlicher Verwaltung stehen, mag es sich um Pfarren, Beneficien 
oder Klöster (bei diesen kann blos von aufgehobenen die Rede sein, 
da die bestehenden sich selbst verwalten) handeln. — Dieses Princif) 
findet seine nähere Durchführung im Hofdecrete vom 27. Juni 1786, 
wo den landesfürstlichen Pfarren und Beneficien die Privatpatronats- 
pfarren, den auseinander gelassenen Stiftern, KK^stern und sonstigen 
Uemeinschaften die bestehenden Stifte gegenübergestellt und von der 
fiscalämtlichen Vertretung ausgenommen werden. — Ebenso wie die 
Privatpatronatspfarren nur als Specialfall der Privatpatronatsbene- 
ficien anzusehen sind, sind die noch bestehenden Stifte als Special- 
fall der geistlichen Coromnnitäten, also der Stifte, Klöster und son- 
stigen Gemeinschaften aufzufassen. 

Das Hofdecret vom 27. Juli 1789 (Roth, 3. Bd. S. 310 f.) 
regelt den Vorgang des Fiscalamts in ConcursfäUen in Folge einer 
Anfrage, »wie das Fiscalamt bei Vertretung der milden Orte, dann 
der Kirchen und Kloster sich zu benehmen habe?c Aus diesem 
Hofdecrete kann nicht gefolgert werden , dass die Klöster vom 
Fiscalamte zu vertreten waren. — Einerseits ist der Wortlaut der 
Anfrage gänzlich unverbindlich , andererseits können unter den 
Klöstern die »auseinander gelassenenc Klöster zu verstehen sein. 

Auf die Verordnung vom 29. December 1784 (Kropatscheksche 
Sammlung l. Bd. S. 916), wonach die geistlichen Klöster, Stifte und 
Kirchenvorsteher bei Ausbruch einer Crida, ihre an die Cridamasse 
zu habende Forderung dem Fiscalamte nebst Beibringung der Ur- 
kunden anzuzeigen haben, kann deshalb nicht näher eingegangen 
werden, weil diese Verordnung thatsächlich nur ein Kreisschreibeu 
in Galizien ist. 

Ebensowenig dürfte auf die Vorschriften, welche vor der Fiscal- 
amtsinstruction vom Jahre 1783 galten, zurückzugehen sein, weil der 
Eingang der Fiscalamtsinstruction (J. G.-S. anno 1786 Nr. 124 
S. 207) deutlich erkennen lässt, dass diese Instruction an die Stelle 
der früheren Vorschriften zu treten bestimmt sind. 

Das a. h. Rescript vom 13. Juli 1628 und vom 22. August 
1628 (Joksch IV p. 10) kann daher schon aus diesem Grunde als 
nicht mehr in Recht bestehend angesehen werden. — Es wäre aber 
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auch, abgesehen hievon, seines Inhalts wegen veraltet. Dieses 
a. h. Rescript gewährt nämlich dem geistlichen Stande auf Qrund 
der erneuerten Landesordnung die Landtafeifähigkeit, gestattet dem- 
nach die Eintragung der geistlichen Güter in die Landtafel und 
fährt fort: »Wenn im Kloster kein Abt oder Rechtsconvent ist, so 
sollen diese Klöster, damit sie nicht hulflos gelassen werden, durch 
den k. Kammerprocurator vertheidigt und damit es nicht das An- 
sehen habe, als ob ihre Güter für Kammergüter gehalten würden, 
von dem Erzbischofe als Ordinario loci oder von jedem Ordenspro- 
vincial dem Kammerprocurator eine Person zugegeben werden. 
Gegenwärtig, wo die völlige Gleichheit aller Staatsbürger vor dem 
Gesetze staatsgrundgesetzlich gewährleistet, wo die Landtafeifähig- 
keit ein nicht mehr zu Recht bestehendes Institut ist, kann von 
einer Hülflosigkeit der Klöster, wenn sie gerade zeitweilig keinen 
Abt haben, nicht gesprochen werden, und es hätte die Rechtsver- 
tretung dieser Klöster durch die k. k. Finanzprocuraturen keinen 
anderen Charakter als jene durch einen Privatadvocaten , da die 
k. k. Finanzprocuraturen keine andere processuale Stellung geniessen, 
als jeder andere Elechtsfreund. -> Ferner ist das a. h. Rescript zu 
einer Zeit erflosseu, wo das Fiscalamt als Behörde noch nicht be- 
stand, wo der k. Kammerprocurator vielmehr noch als persönliches 
Organ des Fiscus fungirte. Endlich ist die in dem allerhöchsten 
Rescripte getroffene Bestimmung der Beigabe einer Person zur 
Unterstützung des Kammerprocurators bei der heutigen Behörden- 
organisation undurchführbar. Es kann deshalb nicht für richtig ge- 
halten werden, wenn Helfert in seinem »Kirchenrechtc vom Jahre 
1845 S. 214 dieses Rescript als noch geltend anführt. Ebensowenig 
kann aber zugegeben werden, dass das mehrerwähnte a. h. Rescript 
einen Unterschied machen wollte, zwischen Klöstern, welche einen 
Abt und solchen, welche einen anders benannten Vorstand haben. — 
Es wäre nicht einzusehen, warum gerade die letzteren Klöster hälf- 
los sein sollten, wenn sie nicht vom Fiscalamte vertreten würden, 
die ersteren nicht. Vielmehr wollte das a. h. Rescript eine Ver- 
fügung treffen für den Fall, wenn die Vorstandsstelle vacant war. — 
Hierauf deutet auch der Umstand , dass von der Zumuthung ge- 
sprochen wird, die Klöster könnten als Kammergüter angesehen wer- 
den, was bei einer »dauerndenc Vertretung durch das Fiscalamt un- 
verständlich wäre. 
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XXIII. 
Die Ungültigkeit der sog. siebenbOrg. Ehen in Oesterrelch. 

Rechtsfall mit den Entscheid, des Landger. and Oberland.-Ger. Gratz and des 

österr. obersten 6.-H. vom 24. NoYember 1891. 

(Vgl. Archiv, Bd. 64. S. 468 f.) 

Moriz A. aus Leoben vermählte sich am 8. Februar 1875 zu 
Qraz mit Gisela B. Beide Tbeile waren katholisch. Das Land» 
gericht zu Graz bewilligte durch Beschluss vom 23. Dec. 1887 die 
einverstandliche gerichtliche Scheidung dieser Eheleute von Tisch 
und Bett. Moriz A. , dem 1889 die Entlassung aus dem öster- 
reichischen Staatsverbande bewilligt wurde , hat die ungarische 
Staatsbürgerschaft erworben und ist zur unitarischen Religion über- 
getreten, lieber sein einseitiges Einschreiten hat das Central- und 
Kolozs-Dobokaer unitarische geistliche Untergericht mit dem vom 
nnitarischen Kirchenrathe als geistlichem Obergerichte bestätigten 
Ortheile vom 28. Januar 1890 die Ehe des Moriz A. mit Gisela B. 
in Bezug auf den ersteren aufgelöst und ihm die Eingehung einer 
neuen Ehe gestattet. A. wurde am 9. März 1890 nach unitarischem 
Ritus in Klausenburg mit der italienischen Staatsangehörigen Rosa C, 
evangelischer Gonfession, vermählt. Gisela B. ist noch am Leben 
und Moriz A. hat sowohl vor, als nach der zweiten Ehe mit Rosa C. 
seinen ordentlichen Wohnsitz in Graz innegehabt. 

Auf Grund dieser bewiesenen Thatsachen haben nun in der 
von amtswegen gepflogenen Untersuchung das Landgericht und das 
Oberlandesgericht in Oraz die von A. mit Rosa C. am 9. März 1890 
geschlossene Ehe im Geltungsgebiete des österreichischen allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches als ungiltig erklärt, und zwar ans nach- 
stehenden im Wesentlichen übereinstimmenden Oründen: 

Der gegenständlichen Eheschliessung steht das Hinderniss der 
zweifachen Ehe (§§. 62 und 111 a. bürgl. Gesetzb.) entgegen, da die 
erste Ehe des Moriz A. mit Hinblick auf die Bestimmung des §.111 
a. bürgl. Gesetzb. in einer nach österreichischem Rechte giltigen und 
wirksamen Weise bisher nicht gelöst worden ist und nicht gelöst 
werden konnte. Die bewilligte Scheidung von Tisch und Bett konnte 
eine Lösung des Ehebandes nicht begründen, und mit dem Urtheile 
der unitarischen geistlichen Gerichte wurde zwar die fragliche Ehe 
in Bezug auf Moriz A. aufgelöst, jedoch blieb das durch dieselbe 
zwischen Moriz A. und Gisela B. begründete Eheband in Ansehung 
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der letzteren unberührt, und kann dasselbe folgerichtig nach dem 
Begriffe und Zwecke der Ehe auch für Moriz A. nicht ohne recht- 
liche Wirkung sein. Dasselbe muss vielmehr in privat* und öffent- 
lich-rechtlicher Beziehung noch als zu Recht bestehend angesehen 
werden. Die §§. 116 und 119 a. bürgl. Gesetzb. setzen voraus, 
dass beide Ehetheile zur Zeit der Eingehung der Ehe nicht katho- 
lischen Bekenntnisses waren, was hier nicht zutrifft, und gehen offen- 
bar von dem Grundsätze aus, dass durch einseitige Handlungen eines 
Khetheils an den Rechten des anderen nichts geändert werden kann 
und soll. Uebrigens wäre auch nach §. 1. des ungarischen Gesetz- 
artikels XL VIII vom Jahre 1868 die Entscheidung hinsichtlich der 
Teunung mit Rechtswirkung für Gisela B. den unitarischen geist- 
lichen Gerichten nicht zugestanden. Abgesehen von dem Allem ist 
aber die Zuständigkeit der erwähnten Gerichte zur Entscheidung 
über die Trennung schon deshalb nicht für begründet zu halten, weil 
weder Moriz A., noch Gisela B. je in Ungarn ihren ordentlichen 
Wohnsitz gehabt haben und Moriz A. seinen Wohnsitz in Graz nie 
geändert hat (§§. 18 und 14 J. N.). Ist demnach das Eheband 
zwischen Moriz A. und Gisela B. nicht gelöst und als noch zu Recht 
bestehend anzusehen, so kann auch die von dem ersteren am 9. März 
1890 mit Rosa G. geschlossene Ehe wegen des entgegenstehenden 
Hindernisses des Ehebandes nicht als zu Recht bestehend und giltig 
anerkannt werden. Die von Ausländern im Auslände eingegangenen 
Rechtsgeschäfte sind zwar nach §§. 34 und 37 allg. bürgl. Gesetzb. 
hinsichtlich der persönlichen Fähigkeit der Contrahenten sowohl, als 
hinsichtlich des Inhaltes und der Form nach den ausländischen Ge- 
setzen zu beurtheilen, und trifft dieses hier insofern zu, als bei Ehe- 
werber zur Zeit der Eingehung der Ehe nicht österreichische Staats- 
bürger waren, und die Ehe in Ungarn, somit im Auslande, ge- 
schlossen worden ist. Deraungeachtet kann die Giltigkeit dieser Ehe 
im österreichischen Staatsgebiete nicht anerkannt und musste auf 
Ungiltigkeit derselben erkannt werden. Denn, nachdem die beiden 
Ehetheile ihren Wohnsitz in Graz haben, musste auch ihre Ehe in 
Ansehung der Wirksamkeit, welche derselben im hiesigen Staatsge- 
biete zukommen soll, mit Rücksicht auf die hierlands geltenden Ge- 
setze beurtheilt werden. Hiebei ergibt sich aber unzweifelhaft eine 
unlösbare Collision mit dem zwischen Moriz A. und Gisela B. noch 
bestehenden ehemaligen Verhältnisse, sowie mit dem in Gestenreich 
sowohl als auch in Ungarn geltenden Principe der Monogamie, 
speciell aber mit den Bestimmungen der §§. 62 und 111 a. bürgl. 
Gesetzb. Es kann nicht zweifelhaft sein, dass auch der Gisela B., 
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welche ihre Staatsbürgerschaft uod ihr Religionsbekenntaiss nicht 
geändert hat, aas der mit Moriz A. geschlossenen Ehe noch Rechte 
and Verbindlichkeiten zustehen oder erwachsen können, deren Aner- 
kennnng ihr von Seite der Gerichte im hierläudischen Staatsgebiete 
nicht versagt werden durfte. Gleiches würde aber hinsichtlich der 
Ehe zwischen Moritz A. und Rosa C. gelten, wenn dieselbe hierorts 
als giltig anerkannt würde. Die Anerkennung beider Ehen ist aber 
unvereinbar mit dem in Oesterreich bestehenden Eherechte und war 
dalier die ohne Auflösung der ersten von Moriz A. eingegangene 
zweite Ehe we^^on des Hindernisses des bestehenden Ehebandes als 
ungiltig zu erklären. Was die wechselseitige Anerkennung und Voll- 
streckbarkeit der [Jrtheile der österreichischen and ungarischen Ge- 
richte betrifft, so ist dieselbe in den betreffenden Bestimmungen und 
insbesondere im Justizminiaterialerlasse vom 30. August 1863, Z. 9627, 
wohl hinsichtlich der Ezecutionsfähigkeit der beiderseitigen Erkennt- 
nisse auf das in der anderen Reicbshälfte befindliche Vermögen an- 
erkannt und geregelt. Hieduich erscheint aber die Frage der An- 
erkennung der Rechtsgiltigkeit und Vollstreckbarkeit von Erkennt- 
nissen, welche Standesrechte betreffen, insofern sie in der anderen 
Reichshälfte von rechtlichen Folgen sein sollen, nicht berührt, und 
es kann insbesondere daraus nicht gefolgert werden, dass diese An- 
erkennung auch dann einzutreten habe, wenn dieselbe mit dem ßhe- 
rechte des betreffenden Staatsgebietes im directen Widerspruche 
stehen und dadurch in die unveräusserlichen, pers(kulichen Rechte 
Dritter eingegriffen wurde. Die Verordnung des Ministers des In- 
nern vom 22. October 1879, Z. 9482, auf welche sich die Parteien 
wiederholt beziehen, kann für die gerichtliche Entscheidung im vor- 
liegenden Falle ebenso wenig massgebend sein, als die in anderen 
Fällen erflossenen richterlichen Erkenntnisse. Es ist aber auch nicht 
richtig, dass der erwähnte Ministerialerlass nur auf solche Fälle be- 
zogen werden könne, in welchen ein Ebetheil zur Zeit der zweiten 
Verehelichung österreichischer Staatsbürger ist; denn der Erlass 
spricht ganz allgemein von Ebeschliessungen österreichischer Staats- 
bürger und anderer Staatsangehöriger, welche bereits verehelicht 
waren, und deren Ehe nach österreichischem Rechte nicht als ge- 
trennt anzusehen ist, und schliesst insbesondere Fälle, in welchen, 
wie vorliegend, ein Theil früher österreichischer Staatsbürger war 
und die Aufnahme in den fremden Staatsverband erst vor der neuer- 
lichen Verehelichung erwirkt hat, nicht aus. Die mit dem Hof- 
decrete vom 23. October 1801, J. G.-S. Nr. 542, publicirten Be- 
stimmungen hinsichtlich der sujets mixtes können vorliegend schon 
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aus dem Grande keine Anwendung finden, weil es sich hier nicht 
um Streitigkeiten zwischen sujets mixtes handelt. 

Der Oberste Gerichtshof hat in Bestätigung der angefochtenen 
untergerichtlichea Urtheile die Ungiltigkeit der zweiten Ehe des A. 
mit der C. im Gebiete der im österreichischen Keichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder, für welche das a. bflrgl. Gesetzb. v. 1. Juni 
181 L in Wirksamkeit steht, die Entscheidung vom 24. November 
1891, Z. 12451, ausgesprochen. 

Gründe: Die hierländischen Gerichte haben im vorliegenden 
Falle die Aufgabe, zu untersuchen und zu erkennen, ob die von 
Moriz A. mit Rosa G. am 9. März 1890 zu Klausenburg nach uni- 
tarischem Ritus geschlossene eheliche Verbindung auch in den König- 
reichen und Ländern, welche im österreichischen Reichsrathe ver- 
treten sind, und für welche das a. bürgl. Gesetzb. in Kraft steht, 
Geltung beanspruchen könne, da die Genannten in dem Gebiete 
dieser Länder (Graz) ihren ordentlichen Wohnsitz haben, und das 
mit dieser ehelichen Verbindung angestrebte Rechtsverhältniss eben- 
daselbst seine rechtliche Wirkung äussern soll. Diese zur Arbeit ge- 
stellte Untersuchung fällt keineswegs mit der Erörterung zusammen, 
ob diese eheliche Verbindung nach den in Ungarn bestehenden Ge- 
setzen giltig zu Stande gekommen sei, weil nicht jedes im Auslände 
und von Ausländern rechtswirksam geschlossene Reciitsgeschäft schon 
an und für sich nothwendig auch hierlands Anerkennung und Schutz 
finden, beides vielmehr dann versagt werden muss, wenn der Bestand 
eines solchen Rechtsgeschäftes einem hierlands aus ethischen Gründen 
erlassenen zwingenden Verbotsgesetze wi<terstreitet ; deshalb ist im 
vorliegenden Falle nicht die Frage nach der Anwendbarkeit des 
§. 34 a. bürgl. Getetzb. zum Ausgangspunkte der Untersuchung zu 
nehmen. Denn dieser Paragraph trifft nur Bestimmungen rücksicht- 
lich der persönlichen (Handlungs-) Fähigkeit von fremden Staats- 
angehörigen zum Abschlüsse von Rechtsgeschäften und legt den aus- 
ländischen Gesetzen insofern Geltang bei» als es sich um jene Er- 
fordernisse handelt, welche bei den vertragschliessenden Theilen ver- 
möge ihrer persönlichen Eigenschaften vorhanden sein müssen, da- 
mit dieselben als rechtlich vermögend erscheinen, durch ihre Wil- 
lenserklärung ein Rechtsgeschäft mit der Wirkung zu unternehmen, 
dass daraus die beabsichtigten Rechtsfolgen hervorgehen. Diese per- 
sönliche Handlungsfähigkeit und als Ausfluss derselben auch die 
rechtliche Willensfähigkeit zum Abschlüsse von Rechtsgeschäften 
überhaupt und einer Ehe insbesondere ist bei Moriz A und Rosa C. 
ebenso wenig in Frage gestellt, als die Gesetzlichkeit der Form, in 
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welcher der Abschlass der Ehe zwischen Beiden stattfand, ange- 
zweifelt wird. Vielmehr handelt es sich bei Beurtheiiung der Rechts- 
wirksamkeit dieser Ehe im hierländischen Qehiete nar daram, ob der 
Anerkennung ihrer Giltigkeit in der Tbatsache, dass Moriz A. be- 
reits giltig ^erheirathet und dessen rechtmässige Ehegattin Gisela B. 
zur Zeit des Abschlusses der fraglichen zweiten Ehe nocli am Leben 
war und es auch gegenwärtig noch ist, nicht ein Hinderniss ent- 
gegenstehe, welches nach österreichischem Rechte diese Anerkennung 
ausschliesst. Dieses Hinderniss berührt nicht die persönliche Hand- 
lungsfähigkeit des Moriz A., wie solche im §. 34 a. bürgl. Gesetzb. 
zur Regelung gelangt, sondern betrifft ein von der persönlichen Hand- 
lungsßhigkeit der Eheschliessungswerber ganz unabhängiges Erfor- 
derniss, dessen Vorhandensein im §. 62 a. bürgl. Geaetzb. aus ethi- 
schen Rücksichten (Margtnalnote zu §§. 60 und 61 ff. a. b. Gesetzb.) 
zu einer unerlässlichen Voraussetzung der Giltigkeit einer Ehe ge- 
macht ist, indem derselbe die den Charakter eines zwingenden Ver- 
botsgesetzes tragende Norm enthält: »dass Ein Mann nur mit Einem 
Weibe und Ein Weib nur mit Einem Manne zu gleicher Zeit ver- 
mählt sein darf, das daher Derjenige, der schon verehelicht war und 
sich wieder verehelichen will, die erfolgte Trennung, dass ist die 
gänzliche Auflösung des Ehebandes rechtmässig beweisen muss.« 
Da nach den Ergebnissen der gepflogenen Untersuchung vorliegt, 
dass Moriz A., welcher früher österreichischer Staatsbürger war und 
der katholischen Kirche angehörte, sich im Jahre 1875 nach dem 
Ritus eben dieser Kirche mit der gleichfalls katholischen Gisela B. 
verheirathet hat, und dass letztere auch gegenwärtig noch lebt, käme 
die von demselben im Jahre 1890 neuerlich geschlossene Ehe mit 
Rosa C. mit dem gedachten Verbotsgesetze nur dann nicht in Wider- 
streit, wenn nachgewiesen wäre, dass das zwischen ihm und Gisela 
B. zu Stande gekommene eheliche Verhältniss durch Trennung gänz- 
lich aufgelöst worden sei. Dieser Nachweis ist jedoch nicht geliefert 
worden. Dass eine Auflösung des ehelichen Bandes durch die im 
Jahre 1887 einverständlich erfolgte Scheidung der Ehegatten von 
Tisch und Bett zufolge des bezüglichen Gerichtsbeschlusses nicht 
stattgefunden hat, bedarf keiner weiteren Erörterung. Aber auch 
durch die Erkenntnisse der unitarisciien Ehegerichte vom 28. Januar, 
beziehungsweise 12. Februar 1890 ist nicht eine gänzliche Auflösung 
der Ehe zwischen den genannten Ehegatten bewirkt worden. Inhalts 
dieser Urkunden haben die genannten Ehegerichte diese Ehe aus- 
drucklich nur in Bezug auf den Ehemann Moriz A. aufgelöst und 
demselben die Eingehung einer neuen Ehe gestattet, dagegen das 
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eheliche Band bezüglich der Ehefraa Qisela B. unberöhrt gelassen, 
und wären diese Ehegerichte zu einem gleichen Ausspruche gegen- 
über der letzteren auch nach ungarischem Rechte gar nicht zuständig 
gewesen. Wenn also auch nach ungarischem Rechto die Auflösung 
des Ehebandes bezüglich des Moriz A. stattgefunden hat, so war 
dies nicht auch in Anselmng seiner Ehefrau Gisela B. der Fall. 
Dieselbe rauss vielmehr noch immer als die rechtmässige Gattin des 
Moriz A. angesehen werden , welche nicht blos dessen Namen trägt 
und dessen Standesrechte geniesst, sondern auch aller anderen bürger- 
lichen Rechte theilhafbig ist , welche der Ehegattin eines Mannes 
zukommen, und von denen sie nicht durch besondere Bestimmung 
des Gesetzes (§. 796 a. bürgl. Gesetzb.) wegen der im Mittel liegen- 
den Scheidung von Tisch und Bett ausgeschlossen ist. Ihre Rechts- 
lage ist durchaus nicht (wie die Beschwerdeführer meinen) analog 
derjenigen einer Frau, auf welche die Bestimmungen der §§. 116 
und 119 a. bürgl. Gesetzb. Anwendung haben. Bezüglich solcher 
Frauen wird auch nach österreichischem Rechte die Trennung, also 
die gänzliche Auflösung des ehelichen Bundes aasgesprochen, und 
wenn sich auch eine solche Frau nicht mehr verehelichen darf, so 
ist sie doch keinesfalls mehr die Ehegattin des Mannes, von dem sie 
getrennt wurde. Es ist daher nicht richtig, dass es auch nach öster- 
reichischem Rechte Fälle gibt, in welchen eine Ehetrennung derart 
geschehen kann, dass dieselbe nur für einen Bhetbeil und nicht auch 
für den anderen wirkt Mögen daher Moriz A. und Rosa C. zur Zeit 
der Abschliessung ihrer Ehe Angehörige fremder Staaten gewesen und 
diese Ehe auch im Auslande eingegangen sein, und mag narli dem 
Gesetze des Staates, in welchem diese Eheschliessung stattfand, der 
oben erörterte Umstand, dass nach österreichischem Gesetze eine recht- 
mässige Gattin des ersteren noch am Leben war, kein Hinderniss 
der Eheschliessung gebildet haben, somit diese Ehe dort als voll- 
kommen giltig anerkannt sein, muss diese Anerkennung doch hier- 
lands verweigert werden. Neben jener rechtmässigen Ehegattin kann 
hierlands nicht auch noch eine andere Frau als solche anerkannt, 
sondern es muss dem zwischen Moriz A. und Rosa G. in Klausen- 
burg begründeten ehelichen Verhältnisse hierlands die Anerkennung 
ebenso versagt werden, als dies geschehen rafisste, wenn Angehörige 
auswärtiger Staaten, in denen die Vielweiberei oder die Sclaverei 
gesetzlich statthaft ist, diese Verhältnisse bei ihrem Aufenthalte in 
den hierseitigen Ländern zur rechtlichen Geltung bringen wollten. 
Dass durch die Verweigerung dieser Anerkennung die bestehenden 
Vorschriften über die gegenseitige Rechtshilfe bei Vollstreckung von 
österreichischen und beziehungsweise ungarischen Urtheilen nicht be- 
rührt werden, ist schon in den Gründen des oberlandesgerichtlichen 
Urtheils sachgemäss ausgeführt worden. 
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XXIV. 

Die Ungiltigkeit einer von einem icatliolisclien österreichischen 
Staatsangehörigen zu Lebzeiten des anderen Ehegatten im 

Auslande geschlossenen zweiten Ehe. 

EnUch. des österr. ob. G.-H. vom 1. Dec. 1891 Z. 13789. 

Der österreichische Staatsangehörige A. , römisch-katholischer 
Religion hat am 22. November 1870 in Leipzig die Dorothea B. 
aus Leipzig, evangelisch*lutherischer Confession, geehelicht. 

Das königlich s&chsische Appellationsgericht in Leipzig hat mit 
dem Erkenntnisse vom 17. Septembet^l879 die Scheidung der vor- 
erwähnten ersten Ehe des A. mit der B. rechtskräftig ausgesprochen. 

Am 5. September 1881 ist A. vor dem Standesamte in Stöt- 
teritz in Sachsen mit Sophie C. aus Königssee, evangelisch-lutheri- 
scher Confession, eine zweite Ehe eingegangen. Die dem A. am 
22. November 1870 angetraute Gattin B. ist noch am Leben. 

In der von Amtswegen eingeleiteten Rechtssache wegen Un- 
giltigkeit der zweiten Ehe haben nun das k. k. Ereisgericht in Brüx 
und das k. k. Oberlandesgericht in Prag auf Grund der vorstehen- 
den bewiesenen Thatsachen die vom A. mit Sophie C. abgeschlossene 
Ehe in dem Gebiete der im österreichischen Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder t&v ungiltig erklärt aus nachstehenden, im 
Wesentlichen fibereinstimmenden Gründen: 

Nach §. 4 a. b. G. B. bleiben die österr. Staatsburger auch in 
Handlungen and Geschäften, die sie ausser dem Staatsgebiete vor- 
nehmen , an die Gesetze gebunden , insoweit als ihre persönliche 
Fähigkeit, sie zu unternehmen, dadurch eingeschränkt wird, und als 
diese Handlungen und Geschäfte zugleich in diesen Ländern recht- 
liche Folgen hervorbringen sollen. Nach §. 111 a. b. G. B. kann 
das Band einer giltigen Ehe, wenn auch nur ein Theil schon zur 
Zeit der geschlossenen Ehe der katholischen Religion zugethan war, 
nur durch den Tod des einen Ehegatten getrennt werden. Diesem 
gemäss musste die Ehe des A. mit Sophie G. nach §§. 62 und 94 
a. b. G. B. vom Standpunkte des österreichischen Rechtes als un- 
giltig erklärt werden , da A. bei Lebzeiten seiner ersten Gattin B. 
mit Rficksicht auf §§. 4, 111 und 62 a. b. G. B. die rechtliche 
Fähigkeit nicht hatte, eine zweite Ehe einzugehen. Die Ansicht, dass 
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die erste Ehe des A. mit B. als gänzlich getrenut infolge der er- 
folgten Scheidung anzusehen und B. zur Schliessung der zweiten Ehe 
berechtigt gewesen sei, ist durch §. 4 a. b. 0. B., welchen den ka- 
tholischen Oesterreicher auch im Auslande bindet, mit Beziehung auf 
§. 111 a. b. 6. B. widerlegt. 

Der oberste Gerichtshof hat mit Plenarentscheidung vom 1. De- 
cember 1891, Z. 18.739, in Uebereinstiromnng mit den untergericht- 
lichen Urtheilen die fragliche Ehe als ungiltig erkannt. — Qründe: 

Nach §. 111 a. b. 0. B. kann das Band einer giltigen Ehe 
zwischen katholischen Personen nur durch den Tod des einen Ehe- 
gatten getrennt werden. Ebenso unauflöslich ist das Band der Ehe, 
wenn auch nur ein Theil schon zur Zeit der geschlossenen Ehe der 
katholischen Religion zugethan war. Es fehlt an jedem berechtigten 
Grunde, diese dem katholischen Rechtsbegriffe der Ehe entnommene 
allgemeine Bestimmung, wie der Vertheidiger des Ehebandes ver- 
sucht, mit dem durch das Gesetz vom 31. December 1868, R. G. Bl. 
Nr. 4 ex 1869, aufgehobenen §. 77. a. b. G. B. in Verbindung zu 
bringen und an die Vorausset^ng zu knüpfen, dass die feierliche 
Erklärung der Einwilligung zur Ehe vor dem katholischen Seelsorger 
erklärt worden sein müsse. 

Nach §. 4. a. b. G. B. bleibt der katholische österreichische 
Staatsbürger an das Verbot, bei Lebzeiten des anderen Ehegatten 
zu einer neuen Ehe zu schreiten, auch dann gebunden, wenn er die 
Ehe ausser seinem Staatsgebiete geschlossen hat, weil durch das 
Eheband zugleich im Inlande in Beziehung auf das Heimaths-, Fa- 
milien- und Erbrecht wirksame Folgen hervorgebracht werden. Aus 
Art. 14. des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 143, lässt sich die Aufhebung der auf den verschiedenen Reli- 
gionsbekenntnissen beruhenden, von einander abweichenden Bestim- 
mungen des österreichischen Ehorechtes, insbesondere der Grund- 
sätze der §§. 62 und 111 a. b. 0. B. offenbar nicht ableiten. Diese 
haben mit der Gewährleistung der vollen Glaubens- und Gewissens- 
freiheit, des von dem Religionsbekenntnisse unabhängigen Genusses 
der bürgerlichen und politischen Rechte nichts gemein. Durch das 
Religionsbekenntniss darf den staatsbürgerlichen Pflichten kein Ab- 
bruch geschehen. Diese wurden daher durch das Staatsgrundgesetz 
ausdrücklich unberührt gelassen. Hiezu gehört aber gewiss auch die 
Beobachtung des den Inlän<Ier auch im Auslände bindenden Heimaths- 
gesetzes, insbesondere der §§. 62 und 111 a. b. G. B. 

Auch A. war und bliei) als katholischer österreichischer Staats- 
bürger bei der Schliessung seiner ersten Ehe an die Einschränkung 
gebunden, dass diese Elie nur durch den Tod getrennt werden kann. 
Für ihn und für seine Heimath wurde das Band dieser Ehe durch 
das Scheidungsurtheil des Appellationsgerichtes in Leipzig v. 17. Sept. 
1879 nicht aufgelöst. Ihm war daher verboten am 15. Sept. 1881 zu 
Lebzeiten seiner Ehegattin eine neue in Oesterreich giltige Ehe ein- 
zugehen. Dieser zweiten Ehe steht das Hinderniss des noch bestehen- 
den Ehebandes nach §. 62 a. b. G. B. im Wege. 
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XXV. 

Entscheidungen des ttsterr. Verwaltungsgerichtshofs 

1. vom 8. Juli 1891 Z. 2397 (Budwimky's Samralang XV. Nr. 6085). 

Eine Gemeinde ist zu Reparatursauslagen für pfarrliche Wirth- 
scliaftsgebäude, deren Nothwendigkcit festgestellt ist, conourrenz- 
pHichtig, auch wenn dieselben ursprünglich nicht im Concurrenz- 
wege errichtet wurden und es sich um Gebäude handelt, welche in 
der Pfarrerrichtungsurkunde nicht angeführt erscheinen. 

2. vom 25. September 1891 Z. 8044 (Budw. XY. Nr. 6130). 

Zur Ergänzung der Congrua können auch Einkünfte des Kir- 
chenvermögens herangezogen werden, wenn dieses von den zur Dis- 
position mit dem Kirchenvermögen berufenen Auctoritäten und 
unter Wahrung der anderen bewidmeten Zwecke erfolgt. 

8. vom 13. October 1891 Z. 3225 (liudw. XV. Nr. 6169). 

Ist zur Gültigkeit des Vertrags die staatliche (kirchenbehörd- 
liche) Genehmigung erforderlich, dann kann als der Terminus ad quem 
in Absicht auf den Gebührennachlass nur der Tag der Ratification 
des Kechtsgeschäftes gelten. 

4. vom 13. November 1891 Z. 3586 {Budw. XV. Nr. 6244). 

Das Verfügungsrecht über die zu Eirchenzwecken gewidmeten 
Objecte (Kirchenglocken) steht ausschliesslich den zur Besorgung 
der Kirchenangelegenheiten berufenen Organen zu. (Vergl. Archiv 
LXVII. 330 f.). 

5. vom 25. November 1891 Z. 541 (Budw. XV. Nr. 6264). 

Die Einziehung eines Kirchenvermögens zum Religionsfonde 
zieht nicht die Erlöschung der darauf haftenden Lasten nach sich. 
(Die Kirche San Michele war dem Augustinerconvente incorporirt 
worden und seither ihr früheres Vermögen nicht besonders ver- 
waltet worden. Alle Besitzer des anfgehobenen Conventes hatten 
seitdem die Kirchenbedürfnisse ohne Inanspruchnahme der Einge- 
pfarrten bestritten. Im J. 1878 ging das gesammte Vermögen des 
aufgehobenen Conventes an den Religionsfond. Das Cultusministerium 
hatte entschieden, der Religionsfond habe keine Verpflichtung, für 
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die Bedürfnisse der Kirche aufzukoramen. Der Verwaltungsgerichts- 
hof rectificirte diese Entscheidung. Tn einem ähnlichen Falle hatte 
ein Hofdecret vom 27. März 1786 entschieden, dass, da der Reli- 
gionsfond das ganze Vermögen von dem aufgehobenen Kloster über- 
nommen habe, derselbe auch die auf demselben haftenden Ausgaben 
zu bestreiten, somit die Pfarrkirche mit ihren Erfordernissen zu 
versehen und deren sarta tecta zu erhalten habe, dagegen ihm auch 
das ius patronatus zufalle, welches das vormals bestandene Stift ge- 
habt hatte. 

6. vom 26. November 1891 Z. 3780 {BuJw. XV. Nr. 6270). 

Die Einkünfte einer kirchlichen Stiftung haben lediglich nur 
den im Stiftsbrief angeordneten Zwecken zu dienen und kann ein 
aus einer Stiftung berechtigter Interessent durch eine zwischen der 
Pfarre und einem Dritten abgeschlossene Vereinbarung hinsichtlich 
der Verwendung der Einkünfte nicht des ihm durch die Stiftung zu- 
gewendeten Vortheiles verlustig werden. 

7. vom 26. November 1891 Z. 8779 (Budw. XV. Nr. 6269). 

Der für die Verleihung einer Stiftung Präsentirte erwirkt auf 
die Stiftung einen Rechtsanspruch, welcher von den zur Bestätigung 
der Präsentation berufenen Behörden nur insoweit in Frage gestellt 
werden kann, als die Präsentation dem Stiftsbriefe nicht entspricht, 
oder ihr nur die Bedeutung eines nicht bindenden Vorschlags zu- 
kommt. 
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XXVI. 

Entscheidungen der Ssterr. Verwaltungsbehörden Über die 

Religion der Kinder. 

Eine Anzahl die Religion der Kinder betreff. Entscheiduvgen 
des österr. VerwaUungsgerichtshofs sind im Archiv vollständig mit- 
getheilt, nämlich die Entscheidungen vom 26. April 1877 im Bd. 39. 
S. 450 ff., die vom 27. September 1879 im Bd. 43. S. 223 ff., die 
vom 22. April 1882 im Bd. 49. S. 122 ff. und die vom 26. Juni 
1883 im Bd. 51. S. 295 ff. Ebenso ein Cult.-Min -Erl. vom 18. Oc- 
tober 1872 im Bd. 28. S. 274. In diesem Min.-Erlasse wurde er- 
kannt, im Falle des Ablebens eines Ehegatten stehe dem überleben- 
den Ehegatten das Recht zu, das Religionsbekenntniss von Kindern, 
welche noch nicht das siebente Lebensjahr zurückgelegt haben, zu 
ändern. Im entgegengesetzten Sinne entschied ein Erlass desselben 
Minist, vom 3. December 1882, der einzelne überlebende Ehegatte 
habe nicht jenes Recht. Die hiergegen gerichtete Beschwerde wurde 
durch Erkenntniss des Verw.-Qer.-Hofs vom 2. April 1884 Z. 537 
{Budwinsky's Samml. Bd. 8. Nr. 2079) mit der Begründung abge- 
wiesen, dass der erste Satz des Art. 2 des Interconfess. Gesetzes 
vom 25. Mai 1868 (Archiv Bd. 20. S. 164) eine allgemeine Regel 
aufstelle, die weiteren Sätze jenes Ges.-Artikels nur stricte zu inter- 
pretirende Ausnahmsbestimmungen enthalten (welchen Grundsatz auch 
das Erkenntniss des Verw.-Ger.-Hofs vom 18. April 1884 Z. 668, 
Budw. Bd. 8. Nr. 2094 bekräftigte) ; die nachträgliche Aenderung des 
Religionsbekenntnisses könne also im Gegensatze zur ursprünglichen 
Bestimmung desselben (Art. 1 AI. 4 des Interconfess. Gesetzes) nur 
durch Vertrag der Eltern erfolgen, ein solcher sei aber durch den 
Tod des einen Ehegatten unmöglich geworden, der Überlebende Ehe- 
gatte also eu einer Aenderung des Religionsbekenntnisses der Kinder 
nicht berechtigt. (Ebenso entschied ein Erk. des Verw.-Ger.-Hofs 
vom 11. April 1888 {Budwinsky, Bd. 12. Nr. 4036). 

Ein Erkenntniss des Verw.-Ger.-Hofs vom 20. Februar 1884 
Z. 390 {Budw. Bd. 8. Nr. 2028) entschied, aus einem über das Reli- 
gionsbekenntniss der Kinder zwischen Ehegatten gemischter Ehe ge- 
schlossenen Vertrage erwerben nur diese Rechte. Ohne Antrag der 
interessirten Ehegatten und gegen deren Willen können die Vertrags- 
stipulationen nicht in Vollzug gesetzt werden. Von den aus einem 
Vertrage über das Religionsbekenntniss der Kinder erworbenen Rechten 
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können die Ehegatten rücksicbtiich der nicht sieben Jahre alten 
Kinder jederzeit abgehen. 

Das cit. Erkenntnis» des Verw.-Qer.-Hofs vom 18. April 1884 
entschied ferner, die Vornahme der Tauf handlang sei wohl eine Con- 
sequenz, nicht aber die Voraiissct'/,ung der Zugehörigkeit zu der 
christlichen Beligionsgesellschnft ; die Gonfessionserklärung eines 
Elterntheils sei kein gesetzliclior Anlass, um in dem bereits gesetz- 
lich bestimmten Religionsbekenntniss der Kinder eine Aenderung ein- 
treten zu lassen, indem der blosse Austritt aus einer Religionsge- 
sellschaft ohne Eintritt in eine andere kein Religionswechsel im 
Sinne des AI. 2 Art. 2 des Interconf. Gesetzes sei (vergl. auch die 
cit. Erk. vom 26. April 1877 und 27. September 1879 und das 
dieses wiederholende Erkenutniss vom 22. Mai 1890 Z. 1669 (bei 
Budw. Bd. 14. Nr. 5831); eine vertragsmässige Bestimmung des 
Religionsbekenntnisses der Kinder sei nur insoweit zulässig ^ als für 
dieselben ein bestimmtes^ gesetzlich anerkanntes Religionsbekenntniss 
festgestellt werde; wenn die Eltern oder der massgebende Eltern- 
theil zur Zeit der Geburt des Kindes einem anerkannten Bekennt- 
nisse nicht oder nicht mehr angehören, so könne auch für das Kind 
kein solches in Anspruch genommen werden. 

Das cit. Erkenntniss des Verw.-Ger.-Hofs vom 11. April 1888 
Z. 1185 (Budw. Bd. 12 Nr. 4086) entschied weiter: in Fragen des 
Religionsbekenntnisses eines Kindes sind die Behörden durch die 
Farmulirung des Petites in keiner Weise gebunden^ sondern ge- 
halten, ohne Rücksicht darauf die in dem Gesetze entsprechende 
Verfügung im concreten Falle zu treffen ; da eine Ehe Confessions- 
loser keine gemischte Ehe ist, so ist bei einer solchen eine Bestim- 
mung des Religionsbekenntnisses der Kinder durch Vertrag nicht 
zulässig; auch der Eintritt bezw. Wiedereintritt eines Confessions- 
losen in eine Religionsgesellschaft ist kein Religionswechsel im Sinne 
des AI. 2. Art. 2 des Interconf. Gesetzes (s. das oben bezügl das 
Erk. des Verw.-G.-H. vom 18. April 1884 bemerkte); hat die Mutter 
zur Zeit der Geburt der Tochter dem katholischen oder einem anderen 
anerkannten Bekenntnisse nicht angehört und tritt sie in die katho- 
lische Kirche wieder ein^ so hat sie durch diesen Wiedereintritt einen 
für das Religionsbekenntniss des Kindes massgebenden Wechsel des 
Religionsbekenntnisses nicht vollzogen, vielmehr war die Religion des 
Kindes Confessionsloser bis zum Eintritt des betreffenden Elterntheiles 
in eine anerkannte Religionsgesellschaft noch nicht bestimmt, es 
kann daher auch von einer Aenderung des Bekenntnisses des Kindes 
im Sinne des Art. 2 des Interconf. Gesetzes keine Rede sein, son- 
dern es ist in einem solchen Falle das Bekenntniss für das noch 
nicht sieben Jahre alte Kind nach Art. 1 des Interconf. Gesetzes 
erst zu bestimmen. 

Einen Cult.-Min.-Erl. vom 31. März 1881 betr. die religiöse 
Erziehung der Kinder von Ausländern findet man in diesem Archiv 
Bd. 47. S. 90 f., eine Entsch. desselben Min. vom 12. Nov. 1887 
betr. den Vertrag minderjähriger Brautleute über religiöse Kinder- 
erziehung im Archiv Bd. 65. S. 251. 
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XXVII. 

Entscheidung der böhm. Statthalterei bezüglich der Frage des 
Begräbnisses eines Selbstmörders auf einem confessionellen 

Friedhofe. 

Die k. k. Statthalterei in Böhmen hat unter dem 8. September 
1891, Z. 97328, die Bntscheiduiig eines k. k. Bezirksbauptmannes, 
welche einem Pfarramte das Recht einem Selbstmörder das Orab 
anweisen zu können , absprach , aufgehoben mit nachstehender Be- 
gründung: 

üeber die Berufung des Pfarramtes in S. findet die Statthalterei 
den dortämtlichen Bescheid vom 29. April 1890, Z. 6584, mit wel- 
chem die Beschwerde des genannten Pfarramtes wegen angeblicher 
UebergriSe des Bürgermeisteramtes in S. in Angelegenheit der Ver- 
waltung des Friedhofes daselbst abgewiesen und dem genannten 
Pfarramte das Recht der Anweisung eines Grabes für eine Selbst- 
mörderin auf diesem Friedhofe abgesprochen wurde zu bebeben und 
zu erkennen, dass dem Pfarramte in S. mit Bücksicht auf den um- 
stand, dass nach der Aktenlage der Friedhof in S. ein katholiscb- 
confessioneller Pfarrgemeinde-Friedhof ist, und daher rücksichtlicb 
der Verwaltung desselben die für derlei Friedhöfe geltenden Bestim- 
mungen in Anwendung kommen, nach Art. 15 des Staatsgrundge- 
setzes vom 21. Dec. 1867, R.-G.-B1. Nr. 142, und §. 41 des Ge- 
setzes vom 7. Mai 1874, R.-G.-B1. Nr. 50, das Recht zusteht, alle 
confessionellen und kirchlichen Verwaltungsfragen, somit auch die 
Anweisung eines Grabes für eine Selbstmörderin, als eine Frage rein 
ritueller Natur selbständig zu entscheiden. Der Pfarrgemeinde ob- 
liegt lediglich die Sorge für die Beistellung der Mittel zur Er- 
haltung des Friedhofes und der politischen Gemeinde des Friedhofis- 
ortes die Aufsicht in sanitätspolizeilicher Hinsicht. Gegen diese Ent- 
scheidung kann die Berufung an das hohe k. k. Ministerium für Cultus 
und Unterriciit binnen vier Wochen eingebracht werden. Bezüglich der 
den Akten beiliegenden Friedhofsordnung für den Friedhof in S. wird 
bemerkt, dass dieselbe, insofern sie Normen enthält, die den obigen 
gesetzlichen Anordnungen widerstreiten, gar nicht berufen werden 
konnte und rücksichtlich dieser Normen gar nicht zu bestätigen war, 
überhaupt der ämtlichen Bestätigung nur unter der Voraussetzung 
ein verständlicher Feststellung durch die Pfarrgemeinde und den Orts- 
seelsorger hätte unter2;ogen werden sollen. 
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XXVIII. 

Entscheidung des 6sterr. Ministeriums des Innern v. 5 October 
1891 Z. 20331 und 3. Mai 1892 Z. 9199. 

betr, die JJnterhringuug und Aufbewahrung von Leichenaschen. 

Anlässlich des Ansuchens einer Wittwe W. zu Tr. , dass ihr 
gestattet werde, die in einer Urne eingeschlossenen Aschenreste der 
ira Auslande der Feuerbestattung zugeführten Leiche ihres Gatten in 
ihrer Privatwohnung aufzubewahren, gelangte durch Brlass des Min. des 
Innern unter Berufung auf das mit den Ministerien der Justiz und für 
Cult. und ünterr. gepflogene Einvernehmen unter dem 5. Oct. 1891 
Z. 20331 die Frage der Unterbringung von Leichenaschen zur prin- 
cipiellen Entscheidung. Dem gedachten Ansuchen wurde vom k. k. 
Ministerium des Innern ira Einvernehmen mit den k. k. Ministerien 
für Cultus und Unterricht und der Justiz keine Folge gegeben und 
es waren hiefur die nachstehenden Erwägungen massgebend : Vom 
sanitätspolizeilichen Standpunkte Hesse sich dem vom Obersten Sani- 
tätsrathe über dieses Ansuchen erstatteten Gutachten zufolge gegen 
die Aufbewahrung von nach regelrecht durchgeführten Leichenver- 
brennungen zurückbleibenden, in Urnen eingeschlossenen Leichen- 
aschen in Privatwohnungen zwar nichts einwenden ; doch konnte 
auch dieser Fachrath, dessen Gutachten sich selbstverständlich nur 
auf die Beurtheikng der sanitären Seite der Angelegenheit be- 
schränken musste, nicht umhin, gegen die Ertheilung piner solchen 
Bewilligung insofern ernste Bedenken zu äussern, als die Gebahrung 
mit diesen unschädlichen Leichenaschen durch die Unterbringung 
derselben in Privatwohnungen dem öffentlichen sanitätspolizeilichen 
Schutze und der Ueberwachung entzogen wird. Vom Standpunkte 
der Wahrung der Cultusinteressen wurde gelteud gemacht, dass die 
Beisetzung von Leichen und Leichenresten eine Angelegenheit von 
öffentlichem Charakter ist und den hierüber bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften nicht lediglich nur sanitätspolizeiliche Gesichtspunkte 
zu Grunde liegen. Für diese Vorschriften sind vor Allem auch die 
religiösen Anschauungen massgebend gewesen, nach denen die Be- 
erdigung der Leichen und Leichenreste in geweihter Erde stattfinden 



Oesi. Min. d. Inn. gegen Unterbring, v, Leichenaschen in Privatwohn, 257 

soll ^). Die christlichen Confessionen wärdeo in der Bewilligung, 
Leichenresle in einer Privatwohnung, anstatt in geweihter Erde 
unterzubringen, eine schwere Verletzung des christlichen Todten- 
cultus und eine Kränkung der religiösen Anschauungen erblicken. 
Die Orte, wo Leichen beigesetzt werden, stehen unter behördlicher 
Ueberwachung, müssen daher dieser Deberwachung stets zugänglich 
sein und geniessen in Folge strafrechtlicher Bestin^mungen besonderen 
Schutz. Dieser Schutz wie die behördliche Ueberwachung würden 
jedoch illusorisch, wenn die Leichen, bezw. deren Ueberreste in Pri- 
vatwohnungen untergebracht sind. Endlich wäre nicht abzusehen, 
welche Nahrung Aberglaube^ religiöse Ueberspanntheit oder andere 
Excentricitäten aus einem solchen Privatbesitze ziehen könnten. 

Dem gegen jenen Erlass von der genannten Wittwe überreichten 
MajestcUsgesuche^ — in welchem sich dieselbe verpflichtete, dafür zu 
sorgen, dass nach ihrem Tode die Aschenreste des Mannes bestattet 
werden — wurde im Grunde der a. h. Entschliessung vom 29. April 
1892 mit Erlass des Min. des Innern vom 3. Mai 1892 Z 9199 
ebenfalls keine Folge gegeben. 



1) Entsprecbeud der WeUang der s. Congr. Inqnis. vom 19. Mai 1886 
{Archiv j Bd. 66. S. 476) haben die Österr. Bischöfe in ihrer Plenarversaniro- 
Ittng im November 1891 beschlossen, »es sei durchaas anzalassig, die Leichen 
vor der Verbrennung oder die Asche der Verbrannten kirchlich cinzasegnen 
und es sei daher in solchen Fällen jede kirchliche Feier za versagen. 
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XXIX. 

Ueber die Ehen der Ungetauften, welche zur katholischen 

Kirche Übertreten. 

InterpellcUio conjugis inßdelis, 
(Wiener Diöcesan-Blatt 1890 Nr. 21.) 

Der hochgelehrte Papst Benedict XZK., ein Meister des canoni- 
schen Rechtes, und zugleich ein ausgezeichneter Praktiker, macht 
in seinem berühmten Werke : »Ueber die Diöcesansynode« (Buch 6 
Cap. 4 num. 6) die Bischöfe seiner Zeit aufmerksam, dass sie ihren 
Klerus genau über die Giltigkeit der Judenehen und über die Vor- 
gänge, welche zu beobachten seien, wenn verheirathete Juden zum 
Christenthurae übertreten und dann als Christen eine neue Ehe ein- 
gehen wollten , unterrichten möchten. Er begründet seine Anord- 
nung mit dem Hinweis, dass gegenüber den alten päpstlichen Con- 
stitutionen, welche den Verkehr der Christen mit Juden beschränkten, 
nun die Christen mit den Juden in einen näheren Verkehr getreten 
seien und daher auf diese Vorkommnisse ein strengeres Augenmerk 
zu richten war. 

Die Berechtigung, ja die Nothwendigkeit, die Verordnungen der 
Kirche in dieser Materie dem Klerus heute wieder in Erinnerung zu 
bringen, geht aus dem Umstände hervor, dass im Sinne der Staats- 
grundgesetze Christen und Juden im Staate gleiche Bürgerrechte 
besitzen und durch die Wiedereinführung der Bestimmungen des 
bürgerlichen Gesetzbuches über die Ehe und die Nichtbeobachtung 
der kirchlichen Vorschriften auf diesem Rechtsgebiete die Möglich- 
keit sich sehr leicht ergibt, dass katholische Pfarrer bei Abschlies- 
sung von kirchlich ungiltigen Ehen mitwirken könnten. 

Es gilt als Grundgesetz im kirchlichen Rechte, dass die Ehen 
der Ungläubigen und Juden, die diese im Unglauben und in der 
mosaischen Religion eingegangen haben, vollkommen giltig sind, 
wenn denselben kein im natürlichen oder göttlichen Rechte begrün- 
detes Bhehinderniss entgegensteht. Die positiven kirchlichen Ehe- 
hindernisse kommen bei einer solchen Ehe nicht in Betrachtung. 
Diese Ehen sind wahre, giltige Ehen, sie sind contractus naturales 
indissolubiles. 

Diese Ehen sind monogame und lebenslängliche Verbindungen 
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and jede zweite Ehe des einen Theiles ist bei den Lebzeiten des 
anderen Theiles propter impedimentum naturale ügaminis ungiltig. 
Dieser Grundsatz gilt auch bei den Ehen der Israeliten, obgleich 
diesen zugestanden war, unter gewissen Umständen die Gattin zu 
entlassen und eine andere zu ehelichen. Dieses Zugeständniss ist von 
Christus dem Herrn ausdrücklich abgeschafft worden. (Matth. 19. 8). 

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch und mithin das vor der 
Staatsgewalt giltige Eherecht steht aber auf dem Standpunkte der 
Trennbarkeit der Ehen der Juden. Ueber die Trennbarkeit und den 
Vorgang bei der Trennung der Ehen der Juden handeln die §§. 133 
—136 des a. b. G. B. Eine solche im Geltungsgebiete des bürger- 
lichen Gesetzbuches getrennte Jadenehe wird und muss von der 
Kirche als nicht getrennt angesehen werden , ausgenommen es steht 
derselben ein Ehehinderniss entgegen, das auf den Principien des 
natürlichen Sittengesetzes beruht. 

Dieses Grundgesetz gilt auch für den Fall, wenn entweder beide 
Ehetheile oder nur ein Ehetheil durch die heilige Taufe in die katho- 
lische Kirche aufgenommen werden. Der Empfang des heiligen Sa- 
cramentes der Taufe löst eine im Unglauben oder in der mosaischen 
Religion geschlossene Ehe nicht auf. Diese kirchliche Lehre bekennt 
selbst das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch im §. 136. »Durch 
den Uebertritt eines jüdischen Ehegatten zur christlichen Religion 
wird die Ehe nicht aufgelöset.t Die Anweisung für die geistlichen 
Gerichte Oesterreichs drückt sich hierüber im §. 23. in folgender 
Weise aus: »Da durch das Sacrameiit der Taufe nicht die Ehen auf- 
gelöst, sondern die Sünden nachgelassen werden, so bleibt eine von 
Ungläubigen geschlossene Ehe nach Bekehrung der Gatten in Kraft, 
und Hindernisse, welche das Kirchengesetz aufgestellt hat, stehen 
ihr nicht im Wege.c 

Es kann aber von zwei ungläubigen jüdischen Gatten nur einer 
sich taufen lassen und der andere Gatte im Judenthume verbleiben. 
In diesem Falle ist die Ehe durch den Empfang der heiligen Taufe 
wohl nicht gelöst, aber es besteht auch für den gläubig gewordenen 
Theil nicht die Verpflichtung, die Ehe mit dem ungläubig verhar- 
renden Theil noch fortzusetzen. Der gläubig gewordene Theil kann 
die Ehe mit dem im Unglauben verharrenden Theil fortsetzen, wenn, 
wie Benedict XIV. (De Synod. dioec. lib. 13, cap. 21, num. 1) lehrt, 
es Umstände and Verhältnisse gestatten. Für diesen Fall gelten die 
Worte des Apostels Paulus 1. Corinth. 7. 

Der gläubig gewordene Theil aber kann zu einer neuen Ehe 
schreiten und von dem Privilegium, das der Apostel Paulus im 
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Corintherbrief cap. 7 verkündigt, Gebrauch machen, wenn der im 
Unglauben verharrende Theil entweder jede Fortsetzung der Ehe 
verweigert oder dieselbe nur unter contumelia creatoris und cum 
periculo pertractionis fidelis ad peccatura mortale fortsetzen wollte. 
Bei diesen Verhältnissen ist es dem gläubig gewordenen Theil ge- 
stattet, zur Eingehung einer neuen Ehe mit einem gläubigen Gatten 
zu schreiten. Die Anweisung für die geistlichen Gerichte Oesterreichs 
sagt darüber im §. 23: »Wenn aber nur ein Theil sich bekehret 
und der andere ungläubig verbleibende, ungeachtet der an ihn er- 
gangenen Aufforderung sich durchaus weigert mit demselben zusam- 
menzuleben, oder mit ihm nicht ohne Beschimpfung des Cliristen- 
thums zusammenleben will, so soll diesem auf sein Ansuchen ge- 
stattet werden, zu einer neuen Ehe zu schreiten.c 

Damit der gläubig gewordene Theil und die kirchliche Behörde 
über die Gesinnungen des im Unglauben verharrenden Theiles Ge- 
wissheit haben , erscheint es nothwendig, den ungläubigen Gatten 
über die Wiliensmeinung zu erforschen. Es muss daher zu diesem 
Zwecke in glaubhafter Weise eine diesbezügliche Anfrage oder Auf- 
forderung an den nicht getauften Gatten gerichtet werden, welche 
die interpellatio conjugis infidelis genannt wird. Die Verweigerung 
j|er Fortsetzung der ehelichen Gemeinschaft oder die Nichtbeant- 
wortung der Aufforderung gestattet dem gläubigen Theil die Ein- 
gehung einer neuen Ehe. Die Interpellation soll im Sinne Bene- 
dict XIV. gleichsam als eine richterliche erfolgen und daher als er- 
folgt authentisch sichergestellt erscheinen. 

Wenn auch die Anweisung für die geistlichen Gerichte Oester- 
reichs über die Art und Weise der Vornahme der Interpellation keine 
Vorschriften enthält, so werden doch diejenigen, welche mit diesen 
Angelegenheiten sich zu befassen haben, sicher gehen, wenn sie in 
dieser Beziehung die Sachlage und die Verhältnisse dem fürsterz- 
bischöflichen Ordinariate berichten und sich darüber Weisungen er- 
bitten. • 

Die Interpellation des ungläubigen Theiles hat aber übrigens 
auch dann noch immer zu erfolgen , wenngleich die Ehe schon im 
Kechtsbereiche des bürgerliehen Gesetzbuches ohne oder mit Ueber- 
gabe des Scheidebriefes für aufgelöst erklärt worden wäre. 

Es kann mitunter sehr schwierig, ja unmöglich werden, die 
Willenserklärung des ungläubig gebliebenen Theiles einzuholen. Für 
einen solchen Fall ist nach den klaren und ausführlichen Darstel- 
lungen im 13. Buche Benedict XIV. De Sjnodo dioecesana bei dem 
apostolischen Stuhle um Dispensation von dem Erfordernisse der In- 
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terpellation nachzasuchen. Da der apostolische Stuhl diese Dispens 
erst nach genauer Prüfung und Feststellung der Umstände ertheilt, 
80 sind in dem Ansuchen um diese Dispens jene Gründe festzu- 
stellen, welche die Interpellation wegen Unauffindbarkeit des Ehe- 
gatten, weiter Entfernung oder anderer Ursachen sehr erschweren, 
ja unmöglich machen, oder aus coucludenten Gründen die Erfolg- 
losigkeit der Interpellation oder die Verneinung derselben voraus- 
sehen lassen. Das Ansuchen um die Nachsicht von der Interpel- 
lation soll im Wege des fürst erzbischöflichen Ordinariates an den 
apostolischen Stuhl gerichtet werden. 

Die Ehe der beiden Ehegatten, des gläubig gewordenen und 
des im Unglauben verharrenden, wird aber erst durch die Eingehung 
einer neuen Ehe gelöst. Die Anweisung sagt im §. 23: »Durch die 
rechtmässige Eingehung derselben (neuen Ehe) wird das Band der 
im Stande des Unglaubens geschlossenen Ehe aufgelöste 

Aus dieser gedrängten Darstellung wird dem ehrwürdigen 
Klerus klar werden , wie er sich bei dem Abschlüsse einer neuen 
Ehe eines Ehegatten, der vor dem Empfange des heiligen Tauf- 
sacraroentes nach mosaischem Ritus schon eine rechtsgiltige Ehe ge- 
schlossen hatte, welche durch die Uebergabe des Scheidebriefes als 
aufgelöst erklärt wurde, zu verhalten habe. Vor allem bleibt immer 
die indissolubilitas matrimonii infidelium und daher die Rechtsun- 
giltigkeit der Auflösung der Ehe durch Uebergabe des Scheidebriefes 
im Auge zu behalten und die Unerlässlichkeit der interpellatio con- 
jugis infidelis bei dem Eingehen einer neuen Ehe von Seite eines 
gläubig gewordenen Ehetheiles zn beobachten. 
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XXX. 
Zur Geschichte der Pfarr-Eintheilung in den Städten. 

Von Dr. Falk zu Klein- Winternheim. 

»In den ersten Jahrhunderten war die bischöfliche CathedrcUe 
die Pfarrkirche der ganzen Diöcese. Bei der Zunahme der Christen 
auf dem Lande, und zwar schon seit dem vierten Jahrhunderte, 
gründete man in entfernteren Theilen der Diöcese TaufJcirchen ec- 
clesiae baptismales ^) , denen man chorepiscopi , seit dem neunten 
Jahrhundert aber einfache presbyteri (de plebe), plebani (abgeleitet 
von plebs = Volk) vorsetzte. So entstanden auf dem Lande mit 
einem gesetzlich streng vorgesciiriebenen Pfarrzwange die ältesten 
Pfarreien neben der bischöflichen Kirche, in den Städten dagegen 
nicht vor dem elften Jahrhundert. Seit dem 14. Jahrhundert führen 
die Taufkirchen regelmäs.sig den Namen parochia (Pfarrei).€ 

So gibt Vering^ Lehrbuch des Kirchenrecbts, 3. Aufl. §. 150. I. 
die Entwickelung der Landdecanate und Pfarrein an, unter Angabe 
der Literatur, welch letztere dem Auslande, zumeist Italien angehört, 
nämlich Thomassin, Marangoni, Lupi, Muratori, Nardi. 

Was sagt nun die einheimische Kirchengeschichte über die 
Pfarreintheilung ? So dürftig und spärlich werden doch unsere 
Quellen diesseits der Alpen nicht fliessen, dass wir nicht über eine 
oder die andere Gegend einen Beleg für obige richtige Aufstellung 
zu finden vermöchten ! 

unter den rheinischen Bisthümern tritt vor allem Worms mit 
sehr bestimmten Daten auf, so dass die allgemeine Geschichte des 
Kirchenrechts mit Fug und Recht sich darauf stützen kann. 

Im Jahre 1080 erklärt der Bischof Adelbert von Worms ur- 
kundlich, er habe die Stadt Worms, von seinen Vorgängern (gemeint 
und genannt sind in derselben Urkunde Burchard 1000 — 1025 und 
Arnold 1044—1065) in vier Pfarreien eingetheilt übernommen civi- 
tatem nostram ab ipsis divisam in quatuor parrochias accepimus. Das 
Jahr der Pfarreintheilung lässt sich aber noch genauer bestimmen. 



1) Diese nannte man spater sedes christianitatis. Es wäre interessant, 
alle derartigen Sitze eines Bisthums zusammenzustellen. Vielfach ist es nicht 
mehr möglich. Ein solcher Sitz im alten Bisthnm Mainz war Partenfaeim 
(Rheinhessen), Oestrich (Rheingau). 
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Von oder wenigstens über Barchard besitzen wir ein Akten- 
stück zum Jahre 1016 ^), in welchem kund gethan wird, dass er 
die in der Stadt Worms gestandene Burg des Herzogs Otto erworben, 
in ein Stift für 20 Stiftsherren umgewandelt und dasselbe dotirt 
habe; ferner, dass er dem Stiftscustos Eberhard und seinen Amts- 
nachfolgern gegeben habe den Zehnten der Kirche zu Adenesbach, 
damit die Familie St. Pauli keinen anderen Vogt habe ausser ihm, 
und damit die vierte Pfarrei der Stadt zu ihm gehöre ut quarta 
parrochia civitatis ad eum respiciat, dass er per vicarios suos Om- 
nibus in ea commorantibus de baptismate, et sepultura et universis 
animae necessaviis respondeat ^). Wir haben also eine Stiftspfarrei, 
die unter dem Stiftscustos stand. 

Name und Begriff von parrochia civitatis liegen also für das 
Jahr 1016 bezeugt vor. Derselbe Akt gibt auch die Grenze der 
Pfarrei an, was uns weiter hier nicht interessirt. 

Wir sehen in der Folge auf dem Gebiete der Immunität von 
St. Paul eine Kirche in der Ehre des M. Bupertns erbaut und in 
ihr den Pfarrgottesdienst durch den Stiftspfarrer besorgt, denn in 
ein und derselben Kirche den Stifts- und Pfarrgottesdienst abzu- 
halten, war unmöglich. Die Pfarrei nannte sich nun nicht mehr 
parochia s. Pauli (1180), sondern St. Rupertuspfarrei. Der Stifts- 
custos Heinrich überträgt 1239 das Patronat der Pfarrkirche St. Ru- 
perti an die Stiftskirche St. Paul. 

In Betreff der drei übrigen Parochien erfahren wir nichts 
Näheres; sie kommen später vor unter der Bezeichnung St, Johann 
dioht an der Südseite des Doms '), St, Magnus nahe bei dem Stifte 
St. Andreas*), St. Lambert nahe bei dem Stifte St. Martin ^). Ihren 
Gottesdienst werden eben dieselben Stifte besorgt haben, und zwar 
schon zu Burchards Zeiten. 



1) es ist nach Einigen nicht acht, jedoch liegt hier nicht eine Urknnde 
Burchards vor, sondern eine Aufzeichnung aus dem Anfang des 12. Jahrhunderts, 
ürknndenbuch der Stadt Worms. Ed. Boos I, 34. 35. 49. 50. 

2) ut omnes infra hunc ambitnm commorantes de baptismate, de infirmo- 
mm visitatione et unctione, de viatico & sepultura et aliis animarum suarum 
necessitatibus ad custodem s. Pauli et ejus parochianum presbyterum respiciant, 
sagt Adelbert in der Bestätigung 1080. 

3) auch hier stand die Parochie unter dem Domcnstos, denn 1264 über- 
trägt er sie an das Domcapitel. 

4) hier stand das Patronat bei dem Propste von St. Andreas, er trat es 
12)8 an das Stift ab. 

5) 1210 wird diese Parochie mit dem Decanate des St. Martinsstiftes 
vereinigt. 
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Für die Metropole Maine können wir, obgleich hier christ- 
liches Leben früher und reicher sich entfaltete, ein Gleiches wie für 
Worms nicht feststellen. Erheblich später treten hier die Pfarreien 
als solche in Urkunden auf, nämlich erst gegen Ende des 12. Jahr- 
hunderts. Ihre Errichtung mag einige Decennien vor ihrem ersten 
Auftreten in Urkunden erfolgt sein, aber auch unter dieser Annahme 
folgt die Pfarrtheilung ein Jahrhundert später als in Worms. 

Zunächst begegnet uns urkundlich ein Qodefridus pastor ec- 
clesiae s. QuirUini^ und zwar als Zeuge in einer Verkaufurkunde der 
Aebtissin Sophie von Altenmünster 1191 August 23; letztere nennt 
ihn (nebst Dlricus) decanus pastor eccl. s. Quint. , qui et ecclesiae 
nostrae ministri et hebdomadarii ^). Die Kirche St. Quintin selbst 
kommt schon im 8. Jahrhundert vor. 

In einer Processsache des Klosters Kavengiersburg um 1190 
figuriren mehrere Rechtssprecher, darunter Gerhard Erzpriester zu 
Bekkelenheim und derselbe Godfridus plebanus s. Quintini *). 

Die übrigen Pfarreien der Stadt kommen erst im dritten und 
folgfenden Decennium des 13. Jahrhunderts vor, so St. Emmeran 1220 
mit dem Pfarrer Günther, 1226 mit Pfarrer Alexander, die Pfarrei 
St. Christoph 1252 mit Pfarrer Hermann, der zugleich Stiftsschola- 
sticus von St. Peter war; St. Ignae erst 1259*). 

1) Stumpf, Acta Mog. saec. XII. p. 118. 

2) Würdtwein. Sabsidia V, 411, daraus in Ifittelrhein. Regesten 655 
des 2. Bandes. 

3) Severus, Parochiae p. 75. 179; Joannis, Ber. mog. II, 601. 
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XXXI. 
Die kirchlichen Bestimmungen Ober die Messstipendien. 

(Nach dem Kölner Pastoralblatte Nr. 5 vom Jahre 1875 mit Nachträgen). 

In den ersten Jahrhunderten der Kirche war es Qebraach, dai^s 
alle Gläubigen, welche der heiligen Messe beiwohnten, ihre Opfer- 
gaben darbrachten. So lange die Agapen mit der Feier der heiligen 
Eucharistie verbunden waren, bestanden diese Opfergaben aus Brod, 
Wein und andern Nahrungsmitteln, und zwar oft in grosser Quan- 
tität. Von diesen Opfergaben wurde durch Diaconen so viel Brod 
und Wein ausgeschieden und auf den Altar gebracht, als zur Gom- 
munion des Celebranten, des Klerus und des Volkes nöthig war. 
Das Debrige war zum Kirchendienste, zum Unterhalte des Klerus 
und zur Unterstützung der Armen bestimmt. 

Als die Agapen aus triftigen QrQnden von der Feier der hei- 
ligen Eucharistie getrennt, sodann seltener abgehalten, und endlich 
ganz abgeschafft wurden, blieb die Darbringung der Opfergaben den- 
noch als Pflicht bestehen; es galt als Regel und Qesetz; >non ap- 
parebis in conspectu meo vacuus.« (Exod. 23, 15.) Vor dem Of- 
fertorium wurden die Gläubigen von dem Diacon zur Darbringung 
ihrer Gaben aufgefordert. 

Die am Altare dargebrachten und auf einem Seitentische nie- 
dergelegten Gaben durften nur aus Brod und Wein bestehen ; andere 
Gaben, wie Honig, Milch, Wachs, Oel, Trauben, Getreide, Weihrauch 
und Aehnliches wurden entweder in der Wohnung des Bischofs oder 
des hiermit betrauten Diacon abgegeben, oder an einem besondern 
Orte in der Kirche, nicht am Altare, und zwar schon vor dem 
Evangelium niedergelegt. 

Diejenigen Gläubigen, welche nicht in der heiligen Messe com- 
municirten, glaubten nicht Brod und Wein opfern zu sollen, wie die 
commnnicirenden, sondern brachten Nahrungsmittel, oder legten auch 
zuweilen Geld in das sogenannte gazophylacium , damit der Klerus 
beides nach Belieben und Bedarf unter sich und die Armen ver- 
theile. 

Als der alte Oblationsritus vom 11. Jahrhunderte an allmälig 
verschwand, wurde die Beiscbaffung des Brodes zur Consecration 
ausschliesslich dem Klerus übertragen , und die Opfergaben des 
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Volkes hatten nur noch die Bestimmung, als Beiträge zum Unter- 
halte der Kirchendiener und der Armen za dienen. Benedict XIV. 
hält (de Synod. dioec. lib. V. cap. 8 u. 5) die Ansicht des Tho- 
massinas, dass man in den ersten Zeiten der Kirche neben den 
pflichtinässigen Oblationen wohl der Geistlichkeit im Allgemeinen, 
nicht aber einem bestimmten Priester noch freiwillig Gaben darge- 
bracht habe zu dem Zwecke, dass derselbe die heilige Messe speciell 
für den Geber oder nach dessen Meinung celebrire, für unbestreitbar. 

Mabillon glaubt (Praef. I. in saec. III. Benedictinum n. 62), 
dies sei überhaupt vor dem 8. Jahrhundeiie nicht vorgekommen, und 
vor dem 13. Jahrhunderte nicht allgemein in üebung gewesen. Man 
kann jedoch aus dem 4. , 5. , 6. und 7. Jahrhunderte geschichtliche 
Thatsachen anführen, aus denen klar hervorgeht, dass man den ein- 
zelnen Priestern Qeldopfer darbrachte, um sie zu bestimmen, das 
heilige Messopfer zu besondern Intentionen zu celebriren ^). Rück- 
sichtlich der Grösse dieser Opfergaben, die der Priester, wie der 
hl. Thomas von Aquin (II. II. q. 100. art. 2.) sagt, nicht als pretium 
consecrationis Eucharistiae aut Missae decantandae, sondern als Sti- 
pendium suae sustentationis empfängt (eleemosyna Missae, honorarium 
Missae, und später Stipendium Missae genannt), bildete sich allmälig 
ein mehr oder weniger bestimmtes Herkommen und Gewohnheits- 
recht, welches später durch die kirchliche Gesetzgebung normirt 
wurde. 

Um möglichen Missbräuchen und Unordnungen, die sich bei 
Annahme und Persolvirung dieser Messstipendien einschleichen 
könnten, vorzubeugen und wirklichen abzuhelfen, hat die Kirche eine 
Menge positiver Bestimmungen erlassen, die wir im Nachstehenden 
zusammenstellen wollen. 

1. Die Diöcesanbischöfe sind strenge verpflichtet, alles zu ver- 
bieten und fern zu halten, was entweder die Habsucht oder die ün- 
ehrerbietigkeit oder der Aberglaube eingeführt hat. Vor allem müssen 
sie jeder Art von Bedingungen auf Entgelt, Verträge und was im- 
mer für Abhaltung neuer Messen gegeben wird, sowie auch die zu- 
dringlichen und unanständigen Einforderungen , vielmehr Erpres- 
sungen von Almosen und anderes dergleichen, was von dem Schaud- 
flecken der Simonie oder doch von verwerflicher Gewinnsucht nicht 
weit entfernt ist, durchweg verbieten. Ordinarii locorum Episcopi 
ea omnia prohibere atque e medio tollere sedulo curent ac teneantur, 
quae vel avaritia, idolorum servitus, vel irreverentia , quae ab im- 



1) Vgl. Benediet XIV. 1. c. und MUnst. Pastoralblatt 1865, S« 4 und 5. 
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pietate vix seiancta esse potest, vel saperstitio, verae pietatis iraita- 
trix, indoxit .... qaod ad avaritiam pertinet, cuiusyis generis 
mercedam conditiones, pacta et quidquid pro Missis novis celebrandis 
datur, nee non importunas atque illiberales eleemosynarum exactiones 
potius quam postalationes, aliaque haiasmodi, quae a simouiaca labe, 
vel certe a turpi quaesta non longe absunt, omnino prohibeant. 
(Gonc. Trid. sess. 22. decretum de observandis et evitandis in ce- 
lebratione Missae.) 

2. Die Fixirung des Stipendiums steht dem Bischöfe zu. Der 
Regel nach geschieht dieselbe auf der Diöcesansynode ; nach dem 
ius commune kann jedoch der Bischof die Taxation auch ausserhalb 
der Diöcesansynode vornehmen. (S. C. C. 15. November 1698; Suarez, 
disput. 86. de Euch. Sect. 2). Nur wegen besonderer Sehwierigkeiien^ 
die mit der Persolvirung verbunden sind (z. B. entlegene Kirche, 
sehr späte oder sehr frühe Stunde, Hochamt) kann ein Priester ein 
höheres Stipendium fordern, als in der Diöcese üblich ist. S. G. G. 
17. September 1791, 12. Mai 1792, 22. August 1795). 

Der Bischof kann den Gläubigen nicht verbieten, höhere Sti- 
pendien £fu geben j als in der Diöcese üblich sind, und die Priester 
können solche Stipendien, die man ihnen freiwillig anbietet, an- 
nehmen. (S. G. G. 16. Januar 1749, 2. März 1861). 

Der Bischof kann seinen Priestern verbieten, geringere 8H~ 
pendien amsunehmen^ als in seiner Diöcese üblich sind, falls die- 
selben dadurch Anlass geben, dass andere Priester keine gewöhn- 
lichen Stipendien mehr erhalten. (S. G. G. 26. Juli 1689 , 16. Juli 
1698, 26. Januar 1743). Die Regularen müssen sich an dieses Ver- 
bot halten ; (S. G. G. 15. Januarius 1639 S. Lig. theol. moral. IIb. VI. 
n. 319) auch die exempten. (Pasqualigo de sacrificio novae legis, 
edit. Lugdun. 1662 tom. II. pag. 151 qu. 930). 

3. Wenn Jemandem für mehrere Messen derselben Art Sti- 
pendien gegeben werden, so muss dieser genau so viele Messen 
lesen^ als der Stipendiengeber verlangte, auch wenn die Stipendien 
ungenügend wären, übi pro pluribus Missis einsdem qnalitatis 
celebrandis stipendia quantumcunque incongrua et exigua sive ab 
una, sive a pluribus personis collata fuerunt, aut conferuntur in fu- 
turum sacerdotibus .... sacra Gongregatio snb obtestatione divini 
indicii mandat ac praecipit, ut absolute tot missae celebrentar, quot 
ad rationem attributae eleemosynae praescriptae fuerint, ita ut 
alioquin ii, ad quos pertinet, suae Obligation i non satisfaciant , qui- 
nimo graviter peccent et ad restitutionem teneantur. (S. G. G. 21. Juni 
1625 n. 3). 

18* 
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Hat der Stipendiengeber die Anzahl der zu lesenden Messen 
nicht angegeben, so müssen so viele gelesen werden, als der Bischof 
nach dem Oebraache der Diöcese vorschreiben würde (S. C. G. decla- 
ratio II. ad decret. d. d. 21. Janii 1625); also mnss ein solcher 
Priester so oftmals die heilige Messe lesen und appliciren , als die 
Stimme nach der Diöcesantaxe Stipendien enthalt. 

Wenn ein Priester von verschiedenen Personen mehrere kleine 
Almosen empfangen hat, um dafür Messen zu lesen, so ist er ver- 
bunden, so viele Messen eu lesen, als nach der festgeseteten Taxe 
für das übergebene Geld gelesen toerden müssen, (Hl. Liguori II. 
Anhang zum Katechet. S. 261 und Benedict XIV. Institutio 56 
n. 6 und 7). 

Wenn ein Priester unssenüich ein niederes Stipendium an- 
nimmt, als der Bischof vorgeschrieben hat, so mnss er die Messe 
lesen. (S. C. C. declaratio III. ad decret. d. d. 21. Junii 1625). Auf 
die Frage nämlich: An, cum Ordinarius praescripserit eleemosynam 
congruam iuxta qualitatem loci, personarum ac temporum, sacerdotes 
accipientes Stipendium minus congruum, teneantur Missas illas ab 
offerente praescriptas celebrare ? antwortete die S. C. G. am 23. No- 
vember 1697: Teneri. 

Wenn einem Priester mehrere Stipendien in einem verschlos- 
senen Papiere übergeben werden, und der Priester sie in dem Glau- 
ben annimmt, dass für jede heilige Messe das ortsübliche Stipendium 
beigefügt sei, beim Oeffnen aber findet, dass dieses nicht der Fall 
sei, so ist er nur verpflichtet, so viele heilige Messen zu appliciren, 
als die ihm übergebene Summe Stipendien nach der Diöcesantaxe 
enthält. (Pasqualigo, I. c. pag. 166 qu. 945). 

4. Wenn ein Priester ein Stipendium durch einen Andern per- 
solviren lassen will, was abgesehen von einer ausdrücklichen persön- 
lichen Zusage erlaubt ist, so muss er diesem den ganeen Betrag un- 
verhürgi übergeben, auch wenn er höher als die Diöcesantaxe ist 
(ürban VIII. Gonst. Gum saepe contingat §. 4, BuUar. Rom. tom. V. 
P. 5 p. 335. Bened. XIV. De synodo dioec. lib. 5 cap. 9. nr. 5). 

Orone damnabile lucrum ab ecclesia removere volens (S. G. G.) 
prohibet sacerdoti, qui Missam snscepit celebrandam cum certa eleemo- 
syna, ne eandem Missam alteri, parte ejusdem eleemosynae sibi re- 
tenta, celebrandam committat. (S. G. C. 21. Junii 1625 n. 5 und 
declaratio IX Gongr. Gonc. d. 31. Jan. 1880 im Archiv XL VI. 18). 

Wer gegen diese Vorschrift handelt, begeht eine Todsünde, ge- 
nügt seiner Verpflichtung nicht, und ist zur Bestitution verpflichtet 
(S. G. G, 5. Julii 1664); auch wenn er dem betreffenden Priester 
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ausdrücklich bemerkt hätte, dass das Stipeneiam hoher gewesen sei, 
und dieser einverstanden gewesen. (Benedict XIV. Quanta cura 
d. d. 30. Junii 1741). 

Wenn einem Priester ein grösseres Stipendium offenbar nicht 
in Rücksicht auf die Celebration der heiligen Messe ^ sondern in 
Rücksicht auf seine Ferson (intuitu personae) , z. B. ans Erkennt- 
lichkeit für geleistete Dienste, aus Freundschaft, aus dem Wunsche 
seiner Armuth abzuhelfen, gegeben wird, so kann er die Application 
gegen ein gewöhnliches Manualstipendium vollziehen lassen, und den 
Mehrbetrag für sich behalten. (Pasqualigo, 1. c. p. 197 q. 976 
S. Poenit. 6. April 1742, bei Mühlbauer Decr. auth. tom. II. part. 11. 
p. 222, Congr. Concil. 31. Jan. 1880 im Archiv XL VI, 18). Auch 
wenn der Stipendiengeber mit Rücksicht auf die ausserordentliche 
Arbeit und Beschwerde (ob maiorem laborem et incommodum mit 
der die Celebration der h. Messe verbunden ist, ein grösseres Sti- 
pendium gegeben hätte, braucht man blos den ortsüblichen Stipen- 
dienbetrag herauszugeben und den üeberschuss (Missamm eleemo- 
synae excessum) für sich behalten (Cit. Entsch. der Congr. Conc. 
vom 31. Januar 1880). 

Auf die Frage, ob die erwähnte Bestimmung vom 21. Juni 
auch auf die Beneficiaten Anwendung finde, welche die ihnen ob- 
liegenden Messen auch von Andern celebriren lassen können, ant- 
wortete die S. C. C. : Non habere locum, sed satis esse, ut rector 
beneficii, qui potest Missam per alium celebrare, tribuat sacerdoti 
celebranti eleemosynam congruam secundum morem civitatis vel 
provinciae, nisi in fundatione beneficii aliud cautum fuerit. (Decla- 
ratio VIII. ad decreta d. d. 21. Junii 1625). 

Ein Beneficiat, der an einem Tage verhindert ist, die ihm vi 
beneficii obliegende Messe zu celebriren, und dieselbe von einem an- 
dern Priester celebriren lässt, braucht diesem nur das ortsübliche 
Manualstipendium zu geben. (S. C. C. 14. April 1725). 

Wenn ein Priester bei üebernahme vollkommen freiuriUig (ex 
mero motivo liberalitatis absque ullo praevio pacto seu couventione 
sive expressa sive tacita, et absque timore, quod si non donet par- 
tem stipendii, non sint amplius subministrandae eleemosynae pro 
Missis, et qni dat stipendia, non sit revera denegaturus ulteriora 
stipendia, nisi portionem aliquam accepti stipendii daret) einen Theil 
des Betrages demjenigen schenkt, der ihm die Celebration überträgt, 
so kann letzterer diesen Betrag mit gutem Gewissen behalten. 
(Pasqualigo 1. c. p. 195 u. 975 S. Lig. n. 321). Jede Einwirkung 
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aber, um eine derartige Schenkung oder Verzichtleistang herbeiza- 
führen, und jeder Vertrag, sie festzusetzen, ist unerlaubt. 

Wenn gestiftete Messen, für welche ein höheres Stipendium 
ausgeworfen ist, von demjenigen nicht persolvirt werden können, 
dem sie übergeben wurden, so muss das ganze Stipendium demjeni- 
gen übergeben werden, welcher sie von diesem übernimmt. (S. C. C. 
11. Junii 1855 und 18. Julii 1868)0- Anders verhält es sich bei 
Messstiftungen, wenn diese das ganze oder einen Theil des Amtsein- 
kommens des Geistlichen bilden: hier braucht der Beneficiat, wenn 
er die ihm obliegenden gestifteten Messen durch einen anderen 
Geistlichen persolviren lässt, blos soviel dem Stellvertreter abzu- 
geben, als das, vom Diöcesangesetz bestimmte Minimum des Mess- 
stipendiums beträgt und darf er den Rest für sich behalten. (Vgl. 
Wiener Provinc.-Concil vom J. 1858 Tit. IV. cap. 5 und die wei- 
teren Belege im Archiv XXIX. 285 ff.). 

Laien, welche Messstipendien von höherem Betrage sammeln^ 
und die Messen mit Zurückhaltung eines Theiles des Betrages gegen 
einen geringern Betrag celebriren lassen, verfallen der dem Papste 
vorbehaltenen Excommunication ; Oeistliche, die solches thun, ver- 
fallen ipso facto der Stispetision. (Benedict. XIV. Quanta cura d. d. 
30. Junii 1741; Pius IX. Apostolicae sedis d. d. 12. October 1869). 

Die Administratoren von Kirchen und Kapellen können, wenn 
sie Priestern, die daselbst celebriren, Manualstipendien übergeben, 
für die Aaslagen an Wein, Hostien, Wachs und Gebrauch der Pa- 
ramente nur dann einen kleinen, die wirklichen Auslagen nicht über- 
schreitenden Abzug machen, wenn ihre Kirche oder Capelle gar 
keine Einkünfte zu diesem Zwecke hat. Permittendum non est, ut 
ecclesiae ac pia loca seu illorum administratores ex eleemosynis Mis- 
sarum celebrandarum ullam, utcunque minimam portionem retineant 
ratione expensarum, quas subeunt in Missarum celebratione, nisi cum 
eccläsia et loca pia alios non habeant reditus, quos in usum earun- 
dem expensarum erogare licite possint, et tunc quam portionem re- 
tinebunt, nullatenus debet exedere valorem expensarum, quae pro 
ipsomet tantum Missae sacrificio necessario sunt subeundae, et ni- 
hilominus eo etiam casu curandum est, ut ex pecuniis, quae super- 
sunt expensis ut supra deductis, absolute tot Missae celebrentur, qnot 
praescriptae fueriut ab offerentibus eleemosynas. (S. C. C. declaratio 
Vn. ad decreta d. d. 21. Junii 1625). 

1) Archiy XXXIII. 454, XLVI. 18 und hinsichtlich der Wiener Kirchen- 
provinz die Bestimmung des Provincial-Conciliums Tit. IV, cap. V. de Sacro- 
sancto Missae Sacrificio. 
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Auf die Frage: Potestne sacerdos curare, ut Missae manuales, 
quas a iidelibus andique celebrandas accipit, per alios celebrentar, 
retenta parte stipendii pro bona opere ? Semper intelligitur, Sacer- 
dotes sabstitntos certiores fieri de partis retentione et consensnm 
libere dedisse, antwortete die S. G. C. am 20. Augast 1860: Con- 
sulat theologos, praesertirn S. Alphonsum Tractatu 13, de Sacra- 
niento Eucharistiae cap. 7 et Benedict XIV. de Syn. dioeces. lib. V. 
cap. 9 et eius Constit. Quanta cura eorumque senteutiis se con- 
formet. Dieser Fall ist ausführlich mitgetheilt und besprochen in 
den Acta S. Sedis ?ol. III. pag. 555—560. 

Der Abt und Oeneralprocurator der Trappisten, Franciscus 
Begis hate der S. C. C. folgenden Fall vorgelegt : Quaeritur saepis- 
sime ab Oratore, an Sacerdos, qui accepit numerum Missarum ce- 
lebrandarum cura eleemosyna viginti obolorum pro qualibet Missa, 
easque omnes nequit celebrare, possit tuta conscientia aliqnas Missas 
sie acceptas retrocedere aliis Sacerdotibus celebrandas, ipsis solyendo 
tantummodo obolos quindecira pro qualibet Missa, alios vere quinque 
obolos in bonum et utüitatem ecclesicie^ cuius rectar est^ erogare P 
Darauf erfolgte am 19. Januar die Antwort : S. Congregatio Emi- 
nentissimorum S. R. E. Cardinaliura Concilii Tridentini Interpretum, 
inhaerendo resolutionibus alias in siroilibus editis snprascripto dubio 
censuit respondendum : Negative. (Cfr. Acta S. Sedis vol. IV. pag. 537). 

Es ist den Bischöfen nur dann erlaubt, von den Messstipendien, 
welche die Qläubigen berühmten Kirchen (Wallfahrtsorten) zu geben 
pflegen, einen Theil abzuziehen, um diesen jmr Ausschmückung 
dieser Kirchen zu verwenden, die kein eigenes Einkommen haben, 
falls die Stipendiengeber hierzu ihre Einwilligung gegeben haben. 

5. Man muss bei Annahme von Stipendien darauf bedacht sein, 
dass man sie in nicht gar eu langer Zeit persolviren könne. Eleemo- 
synas manuales et quotidianas pro Missis celebrandis ita accipere 
possint, si oneribus ante impositis ita satisfecerint , ut nova quoque 
onera suscipere valeant, alioquin omnino abstineant ab huiusmodi 
eleemosynis etiam sponte oblatis in futurum recipiendis. (S. C. G. 
21; Junii 1625 n. 9). 

Auf die Anfrage, ob durch dieses Decret absolut die Annahme 
neuer Stipendien so lange verboten sei, als man die alten noch nicht 
persolvirt habe, antwortete die S. C. C. in der declaratio X. ad de- 
creta d. d. 21. Junii 1625 : Non prohiberi absolute : ac propterea, 
etsi oneribus iam susceptis non satisfecerint, posse tamen nova etiam 
onera suscipere Missarum celebrandarum , dummodo infra modicum 
tempus possint omnibus satisfacere, 
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Wenn jedoch der Stipendiengeber um das Hindemiss weiss und 
damit einverstanden ist, dass man die Messe erst später lese, sobald 
mao könne, so bietet das infra modicum teropos keine Schwierig- 
keit. (S. C. C. declaratio XI. ad decreta d. d. 21. Junii 1625). 

Auf die Anfrage, wie der Ausdruck infra modieum tempus zu 
verstehen sei, erklärte die S. C. C. am 17. Juli 1655, dass derselbe 
nicht einen Zeitraum von zwei oder drei Monaten, sondern nur von 
einem Monate bezeichne. Die Sententia communis theologomm 
(de Lugo, S. Lig. Gury, Scavini, Qousset) hält jedoch fest, dass die 
Frist bis zu ewei Monaten ausgedehnt werden dürfe, so dass also 
Manualstipendien zwei Monate nach Empfang, d. h. zwei Monate 
nachdem der Stipendiengeber (nicht der Priester, der sie einem an- 
dern überlässt) sie übergeben hat, persolvirt sein müssen. 

Messen pro recenier defwicHs dürfen, abgesehen von einer aus* 
drücklichen Zustimmung des Stipendiengebers nicht über einen Monat 
hinaus verschoben werden. (Pasqualigo 1. c. pag. 187 qu. 965 Gury, 
cas. cousc. tom. II. n. 352). 

6. Wenn man ein Stipendium annimmt, das an einem be- 
siimmten Tage, oder für eine dringende Noth persolvirt werden soll, 
z. B. wegen eines demnächst zur Entscheidung kommenden Pro- 
cesses, wegen einer bevorstehenden Niederkunft, für einen Sterbenden 
u. dgl., so muss man es in der beabsichtigten oder verabredeten Zeit 
persolviren; thut man es nicht, so ist man zur Restitution verpflichtet, 
(Pasqualigo 1. c. pag. 187 qu. 965 S. Lig. theol. moral. lib. VI. 
n. 317). 

7. Durch eine und dieselbe Messe kann man nicht zwei oder 
mehreren Verpflichtungen genügen , mögen diese Verpflichtungen 
durch das Seelsorgeramt, durch üebernahme eines Beneficiums, durch 
Eintritt in eine Bruderschaft, durch Befehl der Obern, durch An- 
nahme eines Stipendiums, durch ein Versprechen, oder wie immer 
entstanden sein. 

Die Frage, ob derjenige, welcher lioss imr CdAratum der hei- 
ligen Messe verpflichtet ist, noch ein Stipendium für die Application 
derselben annehmen dürfe, wird verschieden beantwortet. Der P. Pas- 
serinus, ein Dominicaner, ist der Ansicht, ein solcher könne zwei 
Stipendien annehmen. Die S. G. G. hatte erklärt: Sacerdotes, qni- 
bus diebus tenentur Missas celebrare ratione beneficii seu capellae, 
legati aut salarii, si eleemosynas etiam pro aliis Missis celebrandis 
susceperint, non possunt eadem Missa utrique Obligation! satisfacere. 
(S. G. G. declaratio IV. ad decreta d. d. 21. Junii 1625). 

NuUi sacerdoti licitum est, aliam eleemosynam accipere praeter 
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illam, quam acceperit ab eo, pro qao Missam offere teoetur, ac 
proiade prohibetur, ne duplex stipeudiam pro una Missa recipiatur. 
(S. C. C. 25. Jan. 1659). 

Capellani divisi per hebdomadas ferialibas diebus Missas canunt 
conveatuales, diebus festivis et ordinatis ia tabella Canonici, ex qui- 
bus aliqui dabitant, utrum Missae onas tale sit, ut pro ea eleemo- 
sina ab aliqno benefactore recipi non liceat. S. G. C. 10. Jan. 1660 
censuit, non licere. 

Auch der Cardinal de Lngo glaubt, dass ein Priester, der nur 
zur Celebration verpflichtet ist, ein besonderes Stipendium für die 
Application annehmen dürfe , und der berühmte Bubricist Gavantus 
führt ein Decret der S. C. C. vom 13. Juli 1630 an, in welchem es 
heisst: quando in fundatione beneficii seu capellae expresse cautum 
est, non teneri celebrantem ad applicationem sacrificii, eo casu po- 
terit celebrans accipere novum Stipendium et unica Missa satisfacere 
obligationi beneficii seu capellae et item danti novum Stipendium. 
Der P. Diana dagegen führt für die entgegengesetzte Ansicht fol- 
gendes Decret derselben S. C. C. an: An sacerdotes, qui nulla alia 
obligatione in Confraternitatibus vaI monasteriis monialium celebrant, 
quam pro ornatu ecclesiae, vel ut Confratres vel Moniales satisfa- 
ciant praecepto audiendi Missam, possint ultra Stipendium, quod re- 
cipiunt a Confraternitatibus vel Monialibus, aliud Stipendium reci- 
pere? S. C. C. 9. Januarii et 6. Febr. 1627 in Traguriensi respondit: 
Non posse. Am 18. März 1719 gab die S. C. C. dieselbe Ent- 
scheidung: Sacerdos obligatus ad celebrandaro Missam pro com- 
roodo Monialium vel Confratrum, non potest aliud Stipendium reci- 
pere applicando alteri eamdem Missam. 

Benedict XIV. , der diesen Punkt in seiner Institutio 56 
n. 7 — 9 bespricht, fügt hinzu: »Da wir aus Erfahrung wissen, wie 
oft diejenigen sich irren, welche Aussprüche der heiligen Congre- 
gationen anführen, und da wir auch diejenigen wohl kennen, welche 
in diesem Punkte Glauben verdienen, so meinen wir, man müsse 
diese Frage, bis sichere Beweise vorgebracht werden, unentschieden 
lassen, zumal uns während der vielen Jahre, die wir als Secretär der 
S. C. G. fungirten, nicht eine einzige von den Entscheidungen, die 
für beide Ansichten vorgebracht werden, durch die Hände gegangen 
ist, obgleich wir doch die Decrete mit grossem Fleisse und unsäg- 
licher Mühe gesammelt haben. Das gilt um so mehr, als dieser 
Punkt durchaus nicht leicht zu entscheiden ist; denn um sich die 
Application der heiligen Messe zu sichern, genügt es, zu sagen, dass 
mau eine heilige Messe lesen lassen wolle. Wenn aber Jemand be- 
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hauptet, dass er durchaus uicht zur Applicatiou verpflichtet sei, so 
muss er klar beweisen, dass der Stifter nur das Messeiesen verlangt, 
und es dem Celebranten überlassen habe, die Messe nach Belieben 
zu appliciren. So entschied die S. C. C. am 18. März 1668 in 
causa Atinen., und an diese Entscheidung hielt sie sich beständig in 
ähnlichen Fällen : Ex dispositione testamentaria antiquitus facta a 
pio testatore reperitur fundata quaedam capellania cum onere capel- 
lani pro tempore sacrum faciendi singulis Domiiiicis aliisque festivis 
diebus, nulla adiecta declaratione , ad cuius suffragium applicandum 
esset sacrificium: ideo Episcopus Atinen. supplicat per Sacram Cod- 
gregationem declarari, an huiusmodi sacrificium applicandum sit pro 
aniraa ipsius testatoris, an vero ad libitum capellani, uti hactenus 
factum esse comperit. S. C. G. respondit, applicandum esse sacrificium 
pro anima testatoris.c 

Ferraris führt (s. v. Missae sacrificium art. III. n. 12) viele 
Entscheidungen der S. G. C. an, aus denen hervorgeht, dass Bene- 
ficiatus seu Gapellanus tenetur applicare sacrificium pro beneficii 
fundatore^ licet non reperiatur expliclte expressum, quoties fundator 
non declaravit, relinquere sacrificii applicationem in liberate ce- 
lebrantis. 

Auf die Frage: An sacerdos, qui unum Stipendium accipit pro 
celebratione Missae v. g. pro defuncto, et sie cum obligatione ap- 
plicandi fructum satisfactorium, et alind Stipendium pro celebratione 
Missae, v. g. pro infirmo, et sie cum obligatione applicandi fructum 
impetraloriumj possit unica Missa utrique obligationi satisfacere, ap- 
plicando pro defuncto satisfactorium et pro infirmo impetratorium ? 
antwortete die S. C. C. am 13. December 1659: Non posse satisfacere. 

Papst Alexander VII. verwarf am 14. September 1665 folgen- 
den Satz: »Non est contra iustitiam pro pluribus sacrificium unum 
offerre, neque etiam est contra fidelitatem, etiamsi promittam pro- 
missione etiam iuramento coofirmata danti Stipendium, quod pro 
nuUo alio offeram.c 

Ein Ordensgeistlicher kann nicht durch eine und dieselbe heilige 
Messe seiner doppelten Verpflichtung genügen, für denjenigen, der 
ihm ein Stipendium gegeben, und für einen Verstorbenen Ordens- 
genossen zu appliciren. (Alexander VII. 29. Januar 1659), 

8. Es ist nicht erlaubt, den dem Celebranten zufliessenden, und 
Andern überhaupt nicht zuwendbaren fructus specialissimus Andern 
gegen ein Stipendium zuzuwenden , nachdem man für den fructus 
medius schon ein Stipendium angenommen hat. Papst Alexander VII. 
verwarf am 14. September 1665 folgenden Satz : ^Duplicatum sH- 
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pendium potest sacerdos pro eadem Missa licite accipere applioando, 
petendi partem etiam specialissitnara fructos ipsimet celebranti cor- 
respondentem, idque post decretum ürbani VIII.c 

9. Wenn Jemand einem Priester Geld gibt mit der ausdrück- 
lichen Erklärung, es möge dieser in der heiligen Messe seiner bloss 
gedenken^ so ist dieser nicht verpflichtet, für ihn zu appliciren, und 
kann daher ein wirkliches Stipendium annehmen und persolvireu. 
(S. C. C. 31. Januar 1682). 

10. Ein Beneficiat^ der vi beneficii zur täglichen Application 
pro fundatore verpflichtet ist, kann einige Male die heilige Messe für 
sich selbst oder für Andere appliciren, darf aber, wenn er für Andere 
celebrirt, dafür kein Stipendium annehmen. (S. C. C. 18. Sept. 1682). 

11. Es ist verboten, in Kirchen und anderswo Büchsen oder 
Opferstöcke mit der Inschrift »Eleemosyna pro Missis,€ oder einer 
ähnlichen anzubringen. (S. C. C. 21. Junii 1625, n. 9). 

12. Wenn ein Priester von 10 verschiedenen Personen je ein 
Stipendium empfängt und jede dieser zehn Messen nach der Mein- 
ung aller zehn Stipendiengeber applicirt, so dass dem Einzelnen jedes 
Mal der zehnte Theil der Frucht zukommt, so genügt er nicht voll- 
kommen seiner Verpflichtung; licet satisfaciat quoad substantiam, 
non tamen satisfacit quoad modum. (Pasqnaligo 1. c. pag. 178 qu. 951. 
[Diese Ansicht ist jedoch nicht massgebend. D. R.]. 

13. Es ist nicht erlaubt, im voraitö nach der Meinung des- 
jenigen die heilige Messe gu celebriren und zu appliciren , der das 
nächste Stipendium geben werde, (S. C. C. 15. Nov. 1605 bei 
Bened. XIV. Instit. 92 n. 1). 

14. Ein Priester ladet den Schein niedriger Gewinnsucht auf 
sich, wenn er die Gläubigen auffordert, durch ihn eine oder mehrere 
Messen celebriren zu lassen und namentlich wenn er als Beichtvater 
den Pönitenten eur Busse aufgäbe^ dass sie ihm oder seiner Kirche 
Stipendien bringen sollen. (Bened. XIV. Instit. 92; Gonc. prov. 
Colon. 1860, pag. 114). 

15. Durch Decret der S. C. C. vom 19. September 1874 ist es 
verboten, dass Buchhändler oder Kaufleute MesssHpendien sammeln, 
und die Intentionen durch Priester gegen Darangabe von Büchern 
oder andern Waaren persolviren lassen^ auch wenn von den Sti- 
pendien nichts abgezogen , auch wenn dadurch arme Priester , die 
sonst keine Stipendien hätten, unterstützt, oder der^Gewinn aus sol- 
chem Verfahren frommen Zwecken zugewendet würde; (I. II. III.); 
ferner wird es als Mitwirkung zu solch unerlaubtem Handel erklärt 
und verboten, solchen Sammlern eingegangene Stipendien mit oder 
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ohne Belohnang zu übergeben, oder von ihnen für Persolvirung von 
Messen mit oder ohne Abzug von dem Stipendien- Betrage Bücher 
oder Waaren in Empfang zu nehmen (IV. V.), während es im All- 
gemeinen unverwehrt ist, dass Priester statt der für gelesene heili- 
gen Messe zu reichenden Stipendien mit Ausschluss alles Anscheines 
von Handel oder Gewinnmacherei Bücher oder andere Waaren sich 
geben lassen. (Vergl. Archiv XLIII. 464 (.)• ^^f ^^^ Bittgesuch, es 
möge kirchlichen Männern (ecclesiasticis viris) im Wege einer Decla- 
ration des vorstehenden Decretes oder im Gnadenwege gestattet wer- 
den, gute und nützliche Bücher oder Zeitschriften durch Debernahme 
von Messstipendien zu erwerben, wurde durch Decret der Congr. 
Conc. vom 24. April 1875 (Archiv a. a. 0.) für erlaubt erklärt, 
dass kirchliche Männer, wenn sie keine Buchhändler, Eaufleute oder 
sonstige Sammler von Messstipendien seien , wenn ihnen freiwillig 
von den Gläubigen Messstipendien übergeben werden, zur Verbreitung 
guter Bücher oder religiöser Zeitschriften solche Priestern an Stelle von 
Messstipendien anbieten und dass die Priester in solchen Fällen Bücher 
oder Zeitschriften dann an Stelle von Messstipendien erbitten und 
annehmen dürften, wenn sie anderswoher wüssten oder sich über- 
zeugten, es würde ihnen sonst die Celebration der Messen gegen ef- 
fective Gabe (pro eifectiva eleemosyna) nicht übertragen werden. 

16. Wenn Jemand einem Priester ein Stipendium gibt, mit 
der ausdrücMichen Bestimmung^ dass er dafür an einem bestimmten 
Tage, welcher eine Votivmesse nicht zulässt, eine Votivmesse lesen 
solle, so kann dieser das Stipendium nicht ohne weiteres annehmen, 
sondern muss erklären, dass er an jenem Tage eine Votivmesse nicht 
lesen könne, aber die Messe des Tages nach jener Intention lesen 
wolle. (S. R. a I. September 1612 und 19. Mai 1614). 

17. Wer ein Stipendium annimmt, damit er eine heilige Messe 
lese jsu Ehren eines Heiligen oder eines Geheimnisses^ muss die be- 
treffende Votivmesse nehmen, und genügt seiner Verpflichtung nicht, 
wenn er die Tagesmesse nimmt; es sei denn, dass der Stipendien- 
geber damit einverstanden oder ein entsprechendes Messformular 
nicht vorhanden ist, oder der Ritus eine Votivmesse nicht zulässt, 
und die Messe nicht länger verschoben werden darf. (S. R. C. 3. März 
1761, 12. September 1840). Das £inverständniss des Gebers lässt 
äich jedoch leicht präsumiren, wenn keine Verständigung möglich. 

18. Wer ein Stipendium annimmt, damit er ad intentianem 
dantis eine heilige Messe lese, genügt seiner Verpflichtung durch 
eine Missa de Requiem, wenn er die Meinung des Stipendiengebers 
gar nicht kennt. (S. R. C. 29. November 1856). 
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19. Wer ein Stipendiam annimmt, damit er eine Missa can^ 
lata de Requiem celebrire, genügt seiner Verpflichtung nicht durch 
die Missa de die. (S. B. C. 12. September 1840). 

20. Wer ein Stipendium annimmt, damit er eine Privatmesse 
für einen Verstorbenen lese, genügt seiner Verpflichtung durch eine 
Missa de die, obgleich er die Missa de Requiem nehmen könnte, 
wofern nur der Stipendiengeber nicht ausdrücklich die Missa de Re- 
quiem verlangte. (S. R. C. 12. September 1840, S. Congreg. Indulg. 
14. April 1840). 

21. Wenn in einer Kirche der Missbrauch besteht, an semi- 
duplicibus nur schwarze Paramente herauszulegen, so genügt man 
durch eine Missa de Requiem seiner Verpflichtung ^ pro vivis eu 
celebriren, wofern nicht der Stipendiengeber ausdrücklich eine Messe 
in der Tagesfarbe verlangt hat. (S. R. G. 29. November 1856). 

22. Wer ein Stipendium annimmt, damit er eine heilige Messe 
an einem privilegirten Altare lese^ genügt seiner Verpflichtung nicht, 
wenn er an einem nicht privilegirten Altare liest, es sei denn, dass 
er das Privilegium altaris personale habe (S. C. Indulg. 16. Februar 
1852); man darf wegen des Privilegium altaris kein höheres Sti- 
pendium nehmen. (S. C. Indulg. 9. Mai 1761). 

23. Wer die facultas binandi hat , darf für die zweite heilige 
Messe kein Stipendium annehmen. (S. G. G. 25. September 1858). 
(Vergl. die Entscheidungen der Gongr. Gonc. im Archiv VIII. 32 fl"., 
335 f., IX. 445 ff.). Wird aber einem Pfarrer propter necessitatem 
populi die Bination in der Pfarrkirche vom Ordinarius gestattet und 
von den Parochianen wegen den ihm daraus erwachsenden grösseren 
Mühen und Beschwerden eine jährliche Remuneration gegeben, so 
ist er um dieser Remuneration willen nicht verpflichtet, die zweite 
Messe wie die Pfarrmesse für die Pfarrei oder die, welche die Re- 
muneration geben zu appliciren (S. Gongr. Rit. 11. Jan. 1845 n. 5014, 
ad 1. Analecta ius. pontif. IL 1343 sq. Langer^ Pastoraltheol. II. 
427. Cfr. s. Gongr. Gonc. d. 24. Martii 1863 im Archiv IX. 445 sq. 
und d. 5. Mart. 1887 im Nuntius Roman. VI. 78 8q.)i). 



1) Auf das Gesuch des Breslauer Fürstbischofs Georg Kopp am Er- 
theiinng der facultas »concedendi sacerdotibas quibas ex indalto licet iterare 
diebns dominicis yel festis de praecepto SS. Missae sacrificiam, nt sQscipere 
possint eleemosynam pro secnnda Missa Oratori tradendam et erogandam in 
aaxilinm adolescentinm , qni ad sacerdotiam aspirant, yel ad aedificandas ec- 
clesias et scholas catholicas in diaspora suae dioecesis« erging nnter dem 
27. April 1891 das Rescript: »SSmas Dmnns Noster, audita relatione Secretarii 
S. Congr. Concilii, Episcopo Wratislawiensi Oratori facaltatem benigne Imper- 
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24. Am Weihnachtsfeste kann man, falls man nicht zur ap- 
plicatio pro populo verpflichtet ist, für jede heilige Messe ein Sti-- 
pendium nehmen, sonst nur für zwei. (Bened. XIY. Bulla Quod ex- 
pensis d. d. 26. August 1748. §. Seimus autem ; Pasqualigo 1. c. 
pag. 130 qu. 906). 



titas est, qua per qüinquennium proximum tantnm indnlgere possit, ut Missam 
iterantes eleemosjnam pro secunda Missa percipere queant, ad effectura, de quo 
in precibaSy et sab lege, ut quatenns binantes duabus paroeciis sint praepositi, 
unica missa applicetar pro popnlo ntriusqae paroeciae. (Breslaner kirchl. Amtl. 
Verordnangen 272 I). Lämmer^ Eirchenr. 2. Aufl. S. 687 Note 8. — Unter 
dem 1. Febmar 1892 erhielt auch der Erzbbchof von Freiburg aaf seine 
Bitten Ton der Congr. Concilii ad quinquenninm das doppelte Priiileg: 1. dass 
die Priester seiner Erzdiöcese im Falle der Bination für die zweite h. Messe 
ein Stipendium nehmen dürfen, um dasselbe zur Unterstützung von Theologen 
au die Diöcesanbehörde abzuliefern, und 2. die Vollmacht zur Förderung 
desselben guten Zweckes die Pfarrer von der Applicationspflicht an abrogirten 
Festtagen zu dispensiren. Den Wortlaut des erzbischdflichen G-esuchs und der 
Antwort der Congr. Gonc. s. im Kölner Past-Bl. 1892 Nr. 13 S. 261. 
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XXXII. 
Decreta congregationum Romanorum. 

1. S. CongT. Concilii d. d. 14. Ang, 1863. 

Aturen. (Aire). Juriam parochialium. 

[Revue eccl^siastique de Metz (f^vrier 1892)]. 

Beatissime Pater, 

Lndovicas Maria Oliverios Epivent, Episcopns Ecciesiae Atarensis 
et Aqaensis in Qallia, ad SaDctitatis Vestrae pedes provolutus, res 
sequentes, ad bonnra suae dioecesis exponit: 

Parochus quidam Dioecesis Atarensis in nrbe qnae habet 5574 
habitantes, non nameratis militibus et extraneis, jamdndum conque- 
ritnr de credita jariom saomm laesione in tribas Commanitatibns 
sitis in civitate sna. Insuper inqnietat Capellanos ab Episcopo Com- 
rounitatibas praepositos ipsasqne malieres religiosas, qnae duabus 
comrannitatibus inserviunt. 

Porro hae snnt tres commnnitates: 

1^ Colleginm adolescentiam hnmanitatis stndiis incnmbentinm. 
Capellanus quidem ad Episcopo nominatnr et approbatnr, sed a Gn- 
bernio sen ab* Universitate accipitur. Solus, jnxta legem civilem jus 
habet providendi bono spiritnali magistrornm et alnmnorum. 

2^ Conservatorinm in qno plurimas puellas erndinnt mnlieres 
religiosae vi^entes sab regnla, qnam tranquilliter seqaantnr in variis 
aliis dioecesibus, probantibus Episcopis et non reclamantibns aliis 
parochis. 

3^ Hospitale roilitare et civile, ubi recipiuntur infirmi variarnm 
paroeciarum, cujus Oapellanum eligit, cum concursu Episcopi, potes- 
tas civilis, nee agnoscit alium ministrum cultus, ne parochum qui- 
dem, praeter ipsum Capellanum. 

Functiones ecclesiasticae quas exercent presbyteri in dictis cora- 
mnnitatibns similiter fiunt in aliis Oalliae dioecesibus. Hinc pa- 
rochus queritur de Episcopo quasi sua abutatnr potestate, dum tarnen 
plus aequo parochialem jurisdictionem voce ac Scripte provehere 
conatur. Asserit capellas publicas in dioecesi Aturensi gandere pri- 
vilegiis ecciesiae parochialis, omnia parochialia et quae regularibus 
competunt, usurpari a Capellanis. Haec omnia ex industria com- 
menta sunt. 
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üt aatem aliqnid darum, distinctam, definiatur a S. Gongre- 
gatione, Episcopus, qui mentem saam aperit in epistola particulari 
utile censnit propouere quaedam dubia, quae clare patefaciant 
opinioues et scopum parochi et ingenue explanent, quae ab Episcopo 
permissa sunt et a Capellanis adimpleta in capellis communitaturo. 
Omnia quae in bis dubiis referuntur probare paratus est Episcopus 
instrumentis authenticis, quae penes illuro sunt. Pndet quidein 
Episcopum, inter alia vere seria et gravia, exponere quaedani tarn 
absona, quaedam toties jam resolnta; sed hoc illi tribuendum est, 
qui omnia ista sicut inconcussas veritates Episcopo indesinenter ob- 
jicit. His praelibatis, ab Episcopo humiliter proponuntur sequentia 
dubia. 

I. An presbyt^r titularis cujusdam beneficii, non amplius pendeat 
ab Episcopo, utpote titularis, ex eo quod professio fidei Pii IV, quam 
legit die institutionis , promissionem obedientiae Summo Pontifici 
tantnm includat, nulla facta mentione obedientiae Episcopo. 

II. Nemo negat quod jurisdictio parochi sit ordinaria. At 
quando Brevia S. Poenitentiariae simpliciter ferant, nt recurrat 
Orator ad proprium Ordinarium, an intelligenda sint haec de pa- 
rocho recipiente responsum, vel Episcopo dioecesis. 

III. An potestates ab Episcopo concessae Vicariis et Gapellanis 
quoad Sacramentorum administrationem sint nullae, aut saltem dubiae, 
nisi veniant a parocho, aut eas ratas habeat. 

IV. An possit Episcopus cogere parochum ad assiimendum sibi 
unum aut plures vicarios, prout id necessarium judicaverit. 

V. An nominatio vicariorum, a fortiori capellanorum, prout res 
nunc se habent in Gallia, et eorum stipendia componuntur, excln- 
sive pertineat ad parochum. 

VI. An invaliduro sit matrimonium contractum coram presbytero 
ab Episcopo specialiter deputato, ob congruentem causam, verbi gra- 
tia, quia ille presbyter est amicus aut propinquus alterutrius spon- 
sorum, morose renuente parocho. 

VII An liceat Episcopo con ferro Sacramentom Gonfirmationis 
in capella publica, nulla ratione habita petentis quo jure id faciat. 

VIII. An parocho liceat inqoietare capellanos, imo et mulieres 
in communitate religiosa viventes, ex eo quod illi impleant et hae 
recipiant ministeriura ab Episcopo demaudatum sine approbatione et 
contra voluntatem parochi. 

IX. An audienda sit ab Episcopo conquestio parochi de pro- 
miscuitate in petitione et administratione sacramentorum, quia con- 
fessiones audiuntur et sacra Gommunio datur in capellis publicis, 
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servata tanißn communione paschali, qnsiesita parorhinnis in eccle.sia 
parochiali. 

X. An in dictis capellis celebrare liceat unam aut altoram 
missam, sive lectam, sive cantatam , de consensn Episcopi, diehiis 
dominicis et festivis. Porro Episcopus licentiam concedit, ut serveiur 
regula cujusque communitatis, et ne tardius jejnni reraaneant infirmi, 
senes, adolescentes, mulieres religiosae ad sacram synaxim accedentes. 

XI. An pro his missis — N® X — convocationem facere liceat, 
pnlsatione campanae, invito parocho et approbante Episcopo. 

XII. Ad cogendi sunt ab Episcopo parochiani, at peccata con- 
fiteantur parocho, vel ejus vicariis, nuUamque audiant missam, nul- 
lam faciant coofimunionena, nisi in ecciesia parochiali. 

XIII. An dies Natalis Domini, expositio XL. Horaruni, hebdo- 
mada sancta sint tarn stricte de juribns parochiali bns, ut nihil valeat 
Episcopus statuere circa ea in favorem coromunitatum. 

XIV. An jus habeat parochus curare de brevitate aut de so* 
lemnitate officioraro, quae fiunt ex ordinatione Episcopi in capellis 
publicis. 

XV. An diminutio, si qua fiiat, laboris, etiam oblationura, de 
qua queritur parochus, ratione frequentationis capellarum publicarum, 
necessitatem imponat Episcopo eas interdicendi parochianis. 

XVI. An Episcopus cogere possit parocbuni, quando id facile 
posse fieri videt, ut recipiat in presbyterio et nutriat, aequo pretio 
soluto, vicarios suos, ne obligentur hi pensionem snam sumere in 
doraibus et farailiis, ubi sunt puellae, domesticae juniores, mulieres, 
et alia varia pericula. 

XVII. An liceat Episcopo restituere in capella publica Missam 
suppressaro a parocho, quam fideles ab Episcopo repetunt, utpote valde 
utilem pro adimpletione praecepti, quando urget, audiendi missam. 

XVIII. An nnitas et adunatio moralis parochiae in eo consistat, 
ut omnes fideles adeant nuUam praeter parochialem ecciesiam, pro 
recipiendis sacramentis et adimplendis actibus pietatis, qui non sunt 
de juribus mere parochialibus. 

XIX. Baptismata sine dubio pertinent ad parochum, et revera 
omnes parochianorum infantes baptizantur a parocho in ecciesia pa- 
rochiali. Quo concesso et non obstante, an expediat abrogare usum 
jamdin usurpatum, quo infantes expositi baptizantur in xenodochiis. 
Is autem mos ab Omnibus Episcopis approbatur. 

XX. An in communitatibus mulierum religiosarum possit Episco- 
pus permittere capellano ministrare Viaticum et Extremam Unctio- 
nem personis internis, quae eum habent in vita confessorem et 

Archiv ftir Kirchenrecht. XLVIII. 19 
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capiunt eum habere solatorem in articulo mortis. Is mos abique in 
Gallia viget. 

XXI. An diversi parochi jus habeant reclaroare suos quisque 
parochianos, qui decedant in hospitali ubi est capellanas licentiam 
habens ab Episcopo tumulandi ibi defanctos. — Ea licentia gene- 
raliter ab Episcopis conceditar ad bonum regimen hospitaliam, ut. 
patetf nallo, nisi uno parocho reclamante, et approbantibos admini- 
stratoribus hospitalium, qni aliud fieri probabiliter non sinerent. 

XXII. An funeralia exsequiarum, quae fiunt a capellano per- 
tineant ad parochum loci, ubi situm est Hospitale, sive defnncti sint 
sui parochiani, sive aliorura. 

XXIII. An jus habeat parochus exigendi taxam exsequiarum, 
quibus fnnctus est capellanus hospitalis quasi peractae fuerint ab 
ipso in ecclesia parochiali. 

XXIV. An oblationes et eleemosynae quae de more antiquo fiunt 
in capellis communitatum debeantur parocho. Et quatenus negative : 

XXV. An parochus habeat jus sese ingerendi in adroinistratione 
harum pecuniae collectaruro. — Sincere exposita est ordinatio dioe- 
cesis Aturensis ad normam aliarum Galliae dioeceseon. . . — Nunc: 

XXVI. An talis ordinatio sit ratio sufficiens ut parochus inces- 
santer praedicet, doceat se esse extra omne jus, suam parochiam op- 
primi, nullam executionem esse datam decretis S. Tridentinae Synodi. 

XXVII. An querimonias parochi circa ficta incommoda audire 
debet Episcopus, quum praevidet alia vera et gravia incommoda, si 
faveret reclamationibus insanis, videlicet, oppressio capellanorum et 
roansuetarum monialium, cura neglecta et insutficiens animarum in 
communitatibus degentium, turbatio fidelium iniquo jugo onustoram, 
derelictio religionis, sacramentoram ^ missae, divinorum officiorum a 
Christianis indifferentibus, quos videmus tarn numerosos in his miseris 
teroporibus, etc., etc. 

XXVin. An possint parochi tuta conscientia se pacifice subjicere 
ordinationi praesenti , donec aliud Sancta Sedes statuere judicayerit 

XXIX. An vituperandus, imo puniendus sit ab Episcopo pa- 
rochus, qui ad potestatem civilero recurrit, ut vi claudantur populo 
forcs capellarum publicarum et decreto Ministri reformentur decisiones 
Episcopi, ut sola parochi voluntas praevaleat. 

XXX. An confessarius possit absolvere parochum nolentem se 
subjicere huic ordinationi generali, omni modo conantem incitare 
alios ad inobedientiam, denique resistentem monitis, precibus, lacrj- 
rais Episcopi filium errantem et induratum lugentis. 

XXXI. An exhaustis omnibas roodis suavioribus, incumbat Epis* 
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copo necessitas gravans conscientiam, adigendi parochum ab obedien- 
dum saspensione, excomraunicatione, privatione beneficii. 

Die 14. Aagusti 1863, Sacra Congregatio Emorura S. R. E. Car- 
dinaliam Goncilii Tridentini Interpretam , inhaerens resolationibus 
alias in siroilibus editis, perpensisque pecaliaribus rerum adjanctis, 
propositis quaestionibas taliter respondendum censet: 

Ad. I: Quemlibet presbyterum^ etiamsi titülarem seu passes- 
Sorem beneßcii cum cura animarum^ pendere a proprio Episcopo 
tamquam sibi subdüum^ idque virttUe hierarchiae ecclesiasticae di- 
vina ordinatione instüutae^ juxta captä IV et cän. VI et VlI^ 
sess. 23 Concilii Tridentini et fonmtis promissionis obedientiae ac 
reverentiae in ctctu sacrae ordinationis editae. 

Ad II: InteUigi de Episcopo dioecesis^ vel ejus Vicario gene- 
rali, nunquam vero de parocho. 

Ad III: Negative in omnibus. 

Ad lY: Affirmative^ ad tramites tarnen cap. /F, sess. 31, de 
ref.j Conc. Trid. 

kd Y: De jure spectare ad parochum cum approbatione Epis- 
copi: attentis vero peculiaribus circumstantiiSf servandum esset4sum 
in caeteris GäUiarum dioecesibus obtinentem, usque dum äliter fuerit 
a 8. Bede declaratum. 

Ad VI: Esse vcdidum: caeterum curandum ne ob leves quas- 
libet causas hujusmodi deputationes fiant; salvis semper favore pa- 
rochi emolumentis, si quae occasione matrimonii dari söleant. 

Ad VII: Affirmative. 

Ad VIII: Negative. 

Ad IX: Negative. 

Ad X: Affirmative, 

Ad XI: Affirmative. 

Ad XII: Negative. 

Ad XIII: Negative in omnibus. 

Ad XIV: Negative. 

Ad XV: Negative: 

Ad XVI : De jure hortari tantum posse. 

Ad XVII: Affirmative. 

Ad XVIII : Prout jacet^ negative. 

Ad XIX : Negative^ dummodo adsint in Xenodochiis Capdlani 
ad id specicditer deputati. 

Ad XX: De jure non posse ^ nisi prius legitime declarata 
exemptione communitatis a jurisdictione parochi. Attentis vero pe- 
cüliaribus circumstantiis ^ servandum esse usum in aliis Gdlliarum 

19* 
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dioecesibus obiineniem , asque dum a S. Sede alüer fuerü sta- 
tutum. 

Ad XXT : Negative^ qtuUentiS hospitälis eocempUis fuerit legitime 
deelaratus a jurisdictiane parochiali. . 

Ad XXII: Spectare ad proprium cujusque defuncti parochum^ 
nisi constet de exemptiomy ut supra^ hospüalis. 

Ad XXIII: Affirmative i nisi constet^ ut supra^ de exempiiane 
hospitälis. 

Ad XXIV : Negative. 

Ad XXV: Negative. 

Ad XXVI usque ad XXXI: Providebiturincasibusparticularibus. 

Factaqne de praemissis per infrascriptum Sub-Secretarium prae- 
fatae S. Congregationis relatione SSrao Dno Nostro die 17 ejusdem 
roensis et anni, ipsas Sanctitas Sua suprarelatas resolutiones S. Con- 
gregationis benigne approbare et confirraare dignata est. 

2. S. C. Epp. et Begnlariam. 

Besponsum ad episcopnm Malavensem de confessariis extraordinariis et de cora- 

munionibus religiosoram. 

(CSanoniste contemp. 1892 p. 378 sq.) 

Beatissime Pater, 

In Decreto a S. Congregatione Episcoporum et Regalarium die 
17. Decembris praeteriti anni 1890 edicto (Archiv LXV. 448 sqq.), 
haec verba leguntur: »Sanctitas sna Praesules Superioresque ad- 
monet, ne extraordinarinm denegent Confessarium qnoties ut propriae 
conscientiae consulant ad id subditi adigantur, quin iidem Saperiores 
ullo modo petitionis rationem inquirant, aut aegre ferre demonstrent.« 
Quibus verbis haec subsequuntur : > At ne evanida tarn provida dispo- 
sitio fiat, Ordinarios exhortatur, ut in locis propriae Dioeceseos, in 
quibus mulierum Communitates existunt, idoneos Sacerdotes facul- 
tatibus instructos designent, ad quos pro sacramento Poenitentiae 
recurrere eae facile queantc Omnibus perpensis, necnon sanctae 
Apostolicae Sedis patefacto proposito nullum infligendi vulnus disci- 
pHnae de Confessariis ordinario et extraordinario, Episcopo Malacitano 
sequentia eveniunt dubia, quae ipse sacrae Congregationi solvenda 
subroittit. 

I. Quis sub nomine Praesulis yel Superioris, cujus est subditis 
concedere vel denegare Confessarium extraordinarinm, intelligitur? 
An ipse, qui ordinarium Confessarium deputavit, yel potius, qui domui 
praeest, sive vir sit, sive femina? 

II. Cum ex Decreto Superior, quicumque sit, nequeat Confes- 
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sariuin extraordinarium denegare, immo oec aegre se ferre petitioDem 
demonstrare, tenetanie subditi precibus semper indulgere, quainvis 
plane videat necessitatem esse fictatn, et vel scrapulis, vel alio inen- 
tis defectu, ut veram ab ipso petenti apprehensam? 

III. Praesul, qui ex dictis Gonfessarium extraordinarium subdito 
(^oncedit, designare debel in unoquoque casa nominatim personam 
ipsius Confessarii, vel idem Religiosus cllgere poterit, inter diverses 
ab Ordiuario deputatos, qai hoc sibi raunus iinpleatP 

In eodem allato Decreto hoc praeceptura iavenitar : »Qaoties 
ob fervorem et spiritaalenn alicujus profectum Confessarius expedire 
judicaverit, ut frequeutius quam diebus statulis in propriis regulis 
accedat Religiosus ad sacram Synaxin, id ei ab ipso Confessario per- 
nfiitti poterit.« 

Cum vero in plnribus Constitutionibus , ApostoHca Sede appro- 
batis, non tantum certae statuantur dies, ut Religiös! ad sacram 
mensara accedant, verum explicite vetetur, ne ultra praefatas dies 
ipsi Religiosi Comunionem accipiant, veluti de Monialibus Discal- 
ceatis Sanctae Mariae de Monte Carmelo constat, sequens oritur 
dubiuro : 

ütrum Constitutiones quarumdam Familiarum religiosarum, 
quibus vetatur, ne Moniales sive Religiosi Sacram Eucharistiam re- 
cipiant ultra certos et Statutes dies, abrogatae fuerint in hoc capite 
Decreto 17 Dec. 1890, ita ut eis non obstantibus liceat Confessario 
frequentiorem accessum suis Religiosis poenitentibus concedere, vel 
adhuc post meraoratum Decretum in vigore maneantP 

Et Dens, etc. 

Sacra Congregatio Emorum Rmorum S. R. E. Cardinalium ne- 
gotiis et consultationibus Episcoporum et Regularium praeposita, pro- 
positis dubiis respondendum censuit prout respondet: 

Ad I : Negative ad primam partem^ affirmative ad secundam. 

Ad II: Affirmative; sed stU>diti moneantur non posse extra- 
ordinarios Confessarios petere^ nisi ad id adigantur^ ut propriae 
conscientiae consulant. 

Ad III: Negative ad primam partem^ affirmative ad secundam. 

Quo vero ad postremum dubiura, quod frequentiorem ad S. Syna- 
xin accessum quam diebus statutis in propriis regulis respicit, abro- 
gatas censendas esse ConstäiUiones^ quibus vetatur , ne Moniales sive 
Religiosi Sacram Eucharistiam recipiant ultra certos et statutos dies, 

Romae, 17. Angusti 1891. 

I. Card. Verga, Praefectus. 
FV. AloysitiSj Ep. Gallinicen,^ Secret. 
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3. S. C. Bitaam. 

a) Sanatio invalidae consecrationis ecclesiae. 

(Noavelle Revae theologiqae 1891 p. 605). 

Engolismen. (Angoaleme). 

Reverendissime Domine uti frater, 

Per supplicem libellum huic Sanctae Apostolicae Sedi exposuit 
Aroplitudo Tua quod, postquam rescivit ecciesiam snb titalo saocti 
Jacobi Apostoli in ista civitate Engolismeusi fuisse ab uno ex prae- 
decessoribus consecratam quin simal consecraretur in ea Altare, ut 
ejusmodi defectui suppleret, anno superiore Ipsamet Altare roajus 
consecravit. Yerurn ex resolutione Sacrae Rituum Gongregationis in 
Lucionen, diei 28. Junii 1890 comperiens invalide ecciesiam adhuc 
esse consecratam, a Sanctissiroo Domino Nostro Leone Papa XIIL 
benignam defectus ejusmodi sanationem humillime efIBagitavit, prop- 
terea quod difficile foret absque Fideliam admiratione ad novam 
consecrationem devenire. Sanctitas porro Sua, referente subscripto 
ejusdem S. Gongregationis Secretario, petitam defectus sanationem 
benigne indulgere dignata est. 

Quae dum pro mei muneris ratione Aroplitudini Tuae com- 
munico, diuturnam ex animo felicitatem adprecor. 

Amplitudinis Tuae, 

Romae, die 22. Aprilis 1891. 
üti frater. 

Caj. Gard. Aloisi-Masdla^ S. R. C. Praef. 

Vinc. Nt4ssi-^ Secr. 

b) Siroplibus presbyteris non licet annolam deferre in sacris functionibas. 

Eme et Rme Dne Mi Obserme, 

Huic Sacrae Rituum Gongregationi exhibita nuper fuerunt dubia 
quae in adnexo continentur. Quum yero Sacerdotibus laureatis haud- 
quaquam licitum sit annulum deferre in Sacro peragendo aliisque 
sacris functionibus, uti Eminentiae Vrae probe compertum est, Sacra 
eadem Gongregatio opportunum censuit ejusmodi dubia Eminentiae 
Vrae remittere, ut ipsa quemvis in re abusum, si vere irrepserit, in 
ista Archidioecesi Neapolitana, prorsus tollere satagat. — Quod dum 
Eminentiae Vrae significo, Eidem manus humillime deosculor. — 
Romae, die 12. Pebruarii 1892. — Em. V, — Hum. obseq. famulus. 

Gard. Ahisi-Masella^ Praef. 
Vincenlius Nussi^ Secret. 
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Emo et Brno DfM Quüdmo Card. Sanfelice Ärch, Neap, 
Dubia proposita haec fuerunt: 

Eme Dne, 

Sacerdos N . . . , ad genua Bminentiae Vestrae provolatus, dabia, 
quae seqauntur exponit, et responsura, tamquam a Deo, expectat: 

I. Laureat! in Sacra Theologia , Jure cauonico et Philosophia, 
in Academia Romana S. Thomae Aquinatis, possuntne annulum 
deferre in sacris f unctionibus , et praesertim in celebratione sacro- 
sancti Sacrificii Missae? Vel hie mos fere communis abusus potius 
est dicendus? 

II. Beneficiati, canonici, et parochi fere omnes in sacris functio- 
nibns et in celebratione sacrosancti Missae sacrificii annulum de- 
ferunt. Possuntne? Vel abusus est hie mos, ideoque delendus? 

4. Decr. b. Congr. Conc. d. 15. Sept. 1888. 
(Acta 8. Sedis 1889. Vol. XXI. &8C 7. p. 422—29). 
SeccoYien. Sen Ordinis S. Benedict! ünionis. 

(Sess. 24. cap. 13 De reform.) 

Compendium Facti. Abbas monasterii Seccoviensis congrega- 
tionis Beuronensis 0. S. B. supplic! libello S. Sedi haec referebat ac 
deprecabatur, nempe: »Parochia Seccoviensis, in dioecesi Seccoviensi 
Styriae superioris sita, anno 1143 sub titulo S. Jacob! Apostoli a 
canonicis regularibns sub regula S. Augustini militantibus , qui ex 
fano S. Mariae in yalle Feistricensi hnc transierant, erecta et ab 
iisdem possessa et administrata est, usque ad annum 1782; quo anno 
ipsorum Conventus, capituli cathedralis iuribus et privilegiis decoratus, 
ab imperatore Josephe II. dispersns est. Creata nova Graecii (Gratz) 
Ecciesia Cathedrali et antiqua S. Jacobi ecclesia parochali extincta, 
antiqua Ecclesia Cathedralis sub titulo B. M. V. Assumptae abhinc 
in parochialem mutata in possessione et sub cura presbyterorum 
saecularium fuit. 

»Anno 1883 vocati, a nunc regnante Beyerendissimo Domino 
Episcopo Seccoviensi, celsissimo Principe Joanne Zwerger, monachi 
aliquot Congregationis Beuronensis, ingressi sunt in vetus et dere- 
lictum monasterium, ibique prioratnm constituerunt , qui assentiente 
sua c. r. Maiestate die 3. Julii 1887, a Sanctitate Tua ad Abbatiam 
Congregationis Beuronensis evectus est.c 

»Anno post erectionem praedicti prioratus, parochia quoque 
Seccoviensis, cum parochus, qui tnnc eam administrabat, ob aetatem 
provectam a cura muneris sui removeri petiiset, a Beverendissimo 



288 Congr. Coric» de unione ecch Seccov, cum ahbatia ord. S. Bened, 

Domino Episcopo ptulribus Benedictinis monasterii Seecovieusis ad- 
iDiDistranda tradita est. Rebus spiritualibus parochiae hucusque a 
daobus patribus Benedictinis providetur, pro qua cura monasteriura, 
quatenus oeconomus seu administrator parochiae, accipit temporalia 
beneficii, quae partim ex parochialibus proveniunt. Sed quoniam 
monasterium Seccovieuse iam ad Abbatiam evectum firmam stabi- 
lemque quandam conditionem nactam est, tempus esse videtnr, at 
etiam quae intercedit inter monasterium parochiamque relatio ex eo 
statu, qui ad tempus erat constitutus, iam in stabilem fixumque or- 
dincm transeat. Quod ut perficiatur, Optimum facta abbas supra- 
dictus consentiente Reverendissimo Domino Episcopo esse putat, si 
parochia Seecovieusis pleno iure monasterio Seccoviensi incorporetur. 

»Quapropter abbas suprascriptus Sanctitatem Tuam humillime 
rogat, ut Oratoris precibus beniguissime annuens concedat, ut dicta 
parochia Abbatiae Seccoviensi pleno iure, id est quoad officium et 
beneficium incorporetur et ut potestas perficiendi hanc incorporatio- 
nem, in quantum ad ipsum pertinet Episcopo nunc regnanti Re- 
verendissimo Domino Joanni Zwerger tribuatur.c 

Episcopus has preces transmittens supplicationem suam facere 
profitebatur ob causas, quas ita enumerat: 

»P Parochia Seccoviensis fundata fuerat a canonicis regulari- 
bus, qui parochiam administrabant, usque ad annum 1782, quo mo- 
nasterium per Qubernium deletum est. Incorporatio petita ergo sta- 
tum restituet.« 

»2^ Basilica Seccoviensis nunc de facto parochialis ecclesia est. 
Congruit, ut presbyteri reguläres qui officiis divinis funguntur, curam 
quoque animarum in parochia gerant.c 

»3® Incorporatio exoptata differentiis occurrit, illasque ab initio 
procul fert, quae facile inter saeculares et reguläres sacerdotes oriri 
possent, si in una eademque ecclesia officiis diversis operam dare 
deberent.« 

»4® Incorporatio petita etiam Episcopo Seccoviensi Oratori per- 
grata eveniret ; laborat enim diocesis iam per multos annos haud 
parva penuriä sacerdotum saecularium.c 

»5® Denique ab anno 1884 curam parochialem provisorio modo 
imposui sacerdotibus monasterii. Testor, illos officio iraposito lau- 
dabilitor satisfecisse et cum omni salutari eflfectu.c 

Demum canonicus Karion, qui parochialis ecclesiae Seccoviensis 
patronus se dicit, syngraphum transmittit, qua declarat se consentire, 
ut petita unionis gratia fiat. 
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Diäceptatio Synoptica. 

Tridentina Syuodus sess. 24 cap. 12 de refonn. cavet, ut >iu 
unionibus quibuslibet seu ex supradictis, sea aliiä de causis faciendis 
ecclesiae parochiales monasteriis quibascumqae , aut abbatiis seu 
dignitatibus sive praebendis ecclesiae cathedralis . . . non uaiantur.« 

Imo parochialis anio ita est a Concilio prohibita, ut quaelibet 
licet parva pars fractuum distrahi a paroecia, et monasterio aut alii 
cau^ae piae adnecti probibeatur, prout referunt decisum fuisse a S. 
C. C. Garcias cap. 2 part. 12 n. 87 et Barbosa alleg. 66 n. 30. 

Et merito quidem, nam uniones odiosae in iure censentur, et 
peue instar alienationum habentur, De Luca De parochiis discep. 35 
n. 6, Beiffenstuel ad tit. 5 lib. 3 n. 68. 

Quod si in quolibet nnionis casu procedit, potissimum valere 
debet in casu uuionis perfectae, quoad beneficium scilicet et officium, 
seu extinctive ac trauslative tituli , quae in tbemate exquiritur. 
ünde S. C. C. aliquando, licet recognita iusta unionis causa, uniones 
perfectas haud voluit sancire, sed quod minimum potuit concessit, 
veluti in Cracovien. 30. Junii 1740, et in Corapostellana 20. Sep- 
tembris 1692: primo collegio Societatis Jesu inopia laboranti, et in 
altera conventu P. P. Dominicanorum ex simili causa, parochiam 
uniri permisit quidem, ita tarnen, ut ad paroeciam regendain vicarius 
perpetuus saecularis deputaretur. 

Quin dicatur in casu de quo quaerimus magis quam unionem 
haberi restitutionem ad antiquum statum ex imperiali Joseph i II. 
decreto violenter turbatura. Responderi enitn potest, quidquid sit de 
antiquo statu ecclesiae S. Jacobi, et de illegitime procedendi modo 
Josephi II., circa quae non quaeriraus et elemento iudicandi desunt; 
videtur tarnen supremam S. Sedis potestatem in hoc intervenisse. 
Attente enim legenti supplicem monachorum libeilum , licet in hac 
parte paululum obscurum, haec tarnen ibi asseverata esse videntur, 
nimirum ecclesiam S. Jacobi ab Augustinianis antiquitus possessum 
cathedralis inribns et privilegiis decoratam extitisse: Josephum II. 
monasterinm evertisse: Graecium sedem episcopalem coustituisse : et 
exinde cathedralem S. Jacobi ecclesiam titulnm et gradum mutavisse, 
id est parocbialem sab titulo B. M. V. Assumptae, factam fuisse, 
Porro si haec ita sint, dnbitari non potest, quominus in conversione 
ecclesiae S. Jacobi in novam inferioremque hanc conditionem non 
intercesserit S. Sedis teneplacitum : sine eo enim cathedrales destrui 
novaeque constitni non possunt: quapropter concludendum quoque vi- 
detur novara inferioremque hanc conditionem ecclesiae S. Jacobi legi- 
timam modo esse. 
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Quo stante, inutile videtur de antiqao haius ecclesiae statu 
quaerere; sed potius videndam est, utram iustae causae adsint, 
qaibus possit a lege conciliari derogari, et id pecagi, quod odiosum 
et pene instar alienationis habetur. 

üniones enim ex magna et evidenti utilitate fieri posse, ob via 
doctrina est, quam illustrare supervacaueum est, et constat ex cap. 33 
De praet., nee non ex cit. Tridentini cap. 13 sess. 24. 

Recolere pariter omitto, quod conditio ad legitimam unionem 
facieudam requisita est consensus capituli, prout cavet textus ex- 
pressus in Clement. Si una 2 De reb. eccl. non alien« 

Verum haec regula viget in unionibus per Episcopos faciendis, 
et ne in omnibus quidem casibus , e. g. si adsit alicnbi legitima 
consuetudo dictam unionem sine requisito capituli consensu faciendi, 
prout tradit Ferraris v. ünio n, 39 seqq. : adeoque non videtur urgeri 
posse in themate ; quia agitur de unione privilegiata, quae a S. Sede 
unice fieri potest. 

Totius necessitas cathedralis capituli interrogandi posset desumi 
ex alio Tridentini capite sess. 7 de reform. cap. 6, nbi cautnm legi- 
tur uniones viribus carere, »nisi eas ex legitimis cauais coram loci 
Ordinario, vocatis quorum interest, verificandis, factas fuisse con- 
stiterit.« Atqui dubitari posset, num capituli in themate intersit, 
antiquam hanc cathedralem ecclesiam monasterio uniri. 

At vero cum sedes translata sit, et ecclesia S. Jacobi in sim- 
plicem parochialem redacta reperiatur, credi verisimiliter potest, 
nullum speciale Interesse erga ipsam capitulum posse proferre. 

Hisce perpensis propositum fuit diluendum. 

Diibium. 

An petita unio concedi possit in casu. Resolutio. Sacra C. C. 
recognita sub die 15. Septembris 1888 censuit respondere: Affirma- 
tive, facto verbo cum SSmo. 

Ex quibus coUiges. I. Etsi beneficiorum seu piarum fudationum 
uniones in iure reputari soleant odiosae, quia immutatur Status 
eorumdem beneficiorum, subvertuntur fundatorum dispositiones , im- 
minuuntur sacra patrimonia, tamen si adsit necessitas aut evidens 
utilitas, Apostolica Sedes indulgere solet, ut huiusmodi uniones fiunt. 

II. Unioni in themate favere utilitatem Ecclesiae et quamdam 
necessitatera ex penuria Sacerdotum Saecularium ortam, qua laborat 
Dioecesis illa, Episcopo testante. 
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5. S. C. Concilii quoad Serritium chorL 

Haud raro hisce postremis aanis ad S. C. Concilii qaerelae de- 
latae sunt super choralis servitii negligentia, quae in collegiatis ac 
receptitiis ecclesiis post pseudolegern civilem, quam süppressionis 
vocant, sensim obrepserat. Plerique enim inde ab eo tempore inventi 
erant a clero, qui canonicatus, hebdomadariatus , aut etiam partici- 
pationes, quamvis praebenda aut portione spoliata, nihilominus 
propter ecciesiasticos honores et modica lucra hisce gradibus adbuc 
adnexa, instantibus precibus expeterent, nitro adjecta apertissima 
sponsione choralibus oneribns ad amussim satisfaciendi : at voti com- 
potes facti, pauUatim contra datam fidem chorale servitium, licet ex 
S. Sedis indulgentia plerumqne yalde reductum, parvipendere ipsumque 
residentiae locum pro libitu relinquere, non dubitarent. Et haec 
probrosa agendi ratio, cum magno divini cultus et ecclesiasticae 
disciplinae detrimento ac fidelium offensione inolita, eo securius in- 
valuit, quia plane deficiebant in hoc speciali casu consueta remedia 
ad negligentes cohibendos, scilicet per punctaturas fructuumque 
subtractionem. 

Huic itaque occurendo incommodo, censuit eadem S. C. sup- 
plicandum SSmo, ut generale conficeretur decretum, quo normarum 
alias in particularibus casibus saepe saepius statutarum ad omnes 
ecclesias coUegialas et receptitias extensio fieret ; ita videlicet ut qui 
per provisionem canonicatus vel hebdomadariatus aut participationis 
choralis officiaturae onus snsceperint, sedulo adimplere hoc debeant; 
et usquedum ob respectivae praebendae defectum, cujusque negligentia 
mulctari nequeat ad formam juris, ipso facto quisque a proprio bene- 
ficio decidisse intelligatur, si quidem per sex menses sive interpolatos 
sive continuos in singulis annis sine legitima causa a chori ser- 
vitio abfuerit: id quod SSmus D. N. approbare ratumque habere 
dignatus est. 

Quapropter in posterum in Italia quisquis juxta praemissa pro- 
Visus de canonicatu vel hebdomadariatu in collegiatis, aut de par- 
ticipatione in ecclesiis receptitiis, per sex menses sive interpolatos 
sive continuos in singulis annis sine legitima causa chorale servitium 
omiserit, ipso facto, praevia durataxat sententia ipsius facti declara- 
toria, a suo respectivo beneficio et participatione se decidisse sciat, 
contrariis quibuscuraque minime obstantibus. 

Datum Romae ex aedibus S. 0. Concilii die 9. Septembris 
1891. 
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6. Bescriptum s. Congr. Conc. quo fit facultas per delegatos accipiendi profes- 
sionem fidei a parochis occasione promotionis emittendam. 

(Cfr. Archiv LXVII. 180 sq.). 

Beatissime Pater, 

Episcopus Argentinensis humiliter exponit in hac dioecesi ad 
hunc usque diem parochos de inamovibili beneficio provisos, profes- 
sionem fidei, non coram Episcopo, vel, eo irapedito, coram Vicario 
generali ennisisse, sed coram presbytero ab Episcopo delegato; pa- 
rochos vero amovibiles, seu succarsalistas , hujusmodi professionem 
fidei nuUimode emisisse. 

Cum autem ex variis resolutionibas S. C. C. non tantum pro- 
visi de praebenda canonicali ant titalo, ut aiunt, inamovibili, verum 
etiam parochi quoquoque amovibiles teneantur emittere fidei profes- 
sionem a Concilio Trid. praescriptam coram ipso Episcopo, vel ejus 
Vicario generali, cumque ob dioecesis amplitudinem haud facile pos- 
Sit adiri civitas episcopalis ad hocce praescriptum a beneficiatis 
adimplendum, humiliter postulat tum sanationes quoad praeteritum, 
tum Apostolicum Indultum, vi cujus ad hujusmodi professionem 
fidei recipiendam tum Decanos habitnaliter , tum etiam in casibus 
particularibus, si suadeat utilitas, alios sacerdotes sibi benevisos de- 
putare possit et valeat. 

Die 9. Martii 1892. 

S. C. Emorum S. R. E. Cardinaliura C. T. Interpretam, vigore 
facultatum sibi a SSmo Dno Nostro tributarum, praevia sanatione 
quoad praeteritum ac condonatione fructuum perceptorum, benigne 
indulsit Episcopo Oratori, ut per decennium tantum in posterum 
delegare queat Vicariis foraneaos seu decanos vel alios in aliqua 
dignitate constitutos ad excipiendam professionem parochorum, qui 
absque gravi incommodo Episcopum vel, eo impedito, ejus Vicarium 
generalem adire nequeunt. 

L. S. A. Card. Episc. Sab. Praef. 

Zf. SalvcUi^ Secretarius. 

7. S. Cougr. Ritaum. Qaebecen. Marianopositana et Ottavien. (Quebec, 
Montreal et Ottawa). Circa Calendaria festorum. 

Emus et Rmus Dnus Alexander Taschereau, Archiepiscopus 
Quebecen., una cum Rmis Antistitibus Marianopolitano et Ottaviensi 
ab Apostolica Sede humillime postulant : P üt juxta Calendarium 
pro tribus suis ecciesiasticis provinciis nuper approbatum, ac juxta 
recentiores Rubricas liceat sibi reformare Calendaria particularia 
Ecclesiarum et publicorum Oratoriorum intra fines suarum Archi- 
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dioecesiura respective existentium ; 2® üt festis propriis Ecclesiarum 
atque Oratorioriim publicorum, non excepto festo Titulari, eaedem 
dies assignari valeant, quibus inscriptae sunt in respectivo Calendario 
dioecesano, servato jure ad integrara Octavae celebrationem. 

Sacra porro Congregatio ad relationera infrascripti Secretarii, 
exquisitoque Yoto alterius ex Apostolicarum Caeremoniarum Magis- 
tris, ita propositis postalatis rescribendum censuit, videlicet: 

Ad l: AfjßrmcUive. 

Ad II: Non expedire. 

Atque ita rescripsit die 2. Mail 1892. 

Caj, Card. Aloisi-Masella^ S. R. C. Praef. 
Vincentms Nmsi^ S. R. C. Beeret. 

8. S. Congr. Bitaam. ürge]ien (ürgel). Circa subdiaconam in Missa Pontificali. 

De mandato Rmi Episcopi [TrgeUensis, hodiernus Magister 
Caeremoniarum in Cathedrali Ecclesia Drgeliensi, insequentia dubia 
Sacrae Uituum Congregationi pro opportuna resolatione humillime 
subjecitf nimirum : 

Dub. I. An Subdiaconus in Missa Pontificali ascendere debeat 
ad dexteram Diaconi in cornu Epistolae, tum ad recitaudura simul 
cum Pontifice Ägni4s Dei^ tum ad aquam infundendam dum Pon- 
tifex se purificat post Comniunionem (prout vult Martinucci), vel ad 
praebendas Diacono ampullas, uti alii dicunt cum Baldechi? Et 
quatenus negative : 

Dub. n. An saltem ad praedicta, nee non ad Sandus ascendere 
teneatur, ubi talis viget consuetudo? 

Et Sacra eadem Congregatio, ad relationem infrascripti Se- 
cretarii, re mature perpensa, ita propositis dubiis censuit rescriben- 
dum, nimirum : 

Ad I: Negative in omnibm^ et servetur Caeremoniale Episco- 
porum (Lib. II, cap. 8, n. 75 et 7G), et Rt(J)rica Missalis Romani 
(Ritus celebrandi Missam, tit. X, n. 8). 

Ad II : Negative , et servetur Caeremoniale Episcoporum 
(Lib. n, cap. 8, n. 67). 

Atque ita rescripsit die 2. Maii 1892. 

Gaj. Card. Aloisi-Masella, S. R. C. Praef. 
Vincentius Nussi, S. R. C. Secret. 

9. S. Congr. Bitnnm. Maarianen. (Saint-Jean de Maarienne). Circa con- 

secrationem altaris. 

Rmus Onus Michael Rosset, Episcopus Maurianen, sequens 
dubiura Sacrae Rituura Congregationi pro opportuna declaratione 
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hamiliter subjecit, nimirum: Jaxta Pontificale Romanum, ubi de 
consecratione altaris tum fixi, tum portatilis agitur, quinque cruces 
in parte superiori lapidis oleo sacro inangendae sunt. Si crax in 
medio lapidis absit ac proinde in altaris consecratione omittatur 
unctio istius crucis, quaeritur utram invalida sit consecratioP 

Et Sacra eadem Congregatio, ad relationem infrascripti Se- 
cretarii, exquisite voto alterius ex Apostolicarum Caeremoniarum 
Magistris, re mature perpensa, ita proposito dubio rescribendum 
censuit, videlicet: 

Valida est consecratio; sed unctio in medio tabtdae nunguam 
omitti debet^ quamvis crux ibidem sctdpta non sit. 

Atque ita declaravit et rescripsit die 2. Maii 1892. 

Caj. Card. AloisirMaseUa^ S. B. C. Praef. 
Vincentius Nussi, S. B. C. Secret. 

10. S. C. Indalgentiaram de semel tantam lucranda indalgentia plenaria ora- 

tioni cnidam adnexa, quam sacerdos binas missas celebrare debeat. 

ParisieDBis. 

Sacerdos Aug. Boudinhori, Instituti Catbolici Parisiensis Pro- 
fessor, ab bac S. Indulgentiarum Gongregatione suppliciter qnaerit 
hujus dubii solutionem. 

An Sacerdotes, qui binas Missas eodem die celebrare debent, bis 
quoque plenariam Indulgentiara lucrari yaleaut, quae adnexa est ora- 
tioni. »En ego, o bone et duicissime Jesu, etc.c eam post utramque 
Missam recitandoP 

S. Congregatio Indulgentiis et Sacrisque Beliquiis praeposita, 
die 20. Junii 1892 relato dubio respondit: 

Gommunicetur Decreium Urbis et Orbis d. d. 7. Martii 1678 
[ex quo semel tantum illa indulgentia plenaria lucrari potest]. 

Datum Boniae, ex Secretaria ejusdem S. Congregationis die et 
anno uti supra. A. Card. Serafini. 

t A. ArchiepiscoptiS NicopoHtan, Secrius. 

11. Decr. 8. Officii d. 25. Nov. 1885 quoad promnlgationem Decreti TametH 

in America. 

(Mainzer »EathoUk.c Jnliheft 1892 S. 95 f.). 
(Cfr. Archiv LV. 192 aq.) 

A. SuppliccUio Jacobi Gibbons^ archiepiscopi BaUimorensis. 
Beatissime Pater, 

Archiepiscopi et Episcopi totius Americae Septerotrionalis Foe- 
deratae, in Concilio Plen. Balt. III. congregati, inter alias res, col- 
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latis coDsiliis, id etiam diligenter egerunt, at ad liqoidam deducereut, 
qaibas in locis Statuum Foederatorum Araericae Septemtrionalis de- 
cretum Tridentinum Tametsi de matrimoniis claiidestiais (Sess. 24, 
c. T de ref.) vigeat; et in qaibas non vigeat. Re stadiose iodagata 
in hanc devenerant sententiam: 

Decretam Tametsi NON VIGET in sequentibas Provinciis ec- 
clesiasticis scilicet: 1) Baltimorens%\ 2) Philaddphiensi ; 3) Neo- 
Eboracensi; 4) Bosioniensi; 5) Oregonopolüana; 6) Milwaukiensi; 
7) dncinnatensi, excepta dioecesi Vincennopolitana; 8) 8. Ltidovici, 
exceptis ipsa civitate S. Ladovici et qaibasdam aliis locis ejasdem 
Archidioecesis mox nominandis ; 9) Chicagiensi, exceptis aliquibus locis 
dioecesis Altonensis proxime citandis. 

In ceteris vero locis eoramdem Stataam Foederatoram Decretam 
Tatndsi VIGERE CENSETÜR, scilicet: 1) in tota Proviocia Neo- 
Aarelianensi ; 2) in Proyincia S. Francisci, cam territorio Utah, 
excepta ea parte ejasdem territorii, quae jacet ad orieatem flamiois 
Colorado; 3) in Provincia S. Fidei, excepta parte septemtrionali ter- 
ritorii Colorado; 4) in Dioecesi Vincennopolitana; 5) in civitate 
S. Ladovici, necnon in locis dictis S. Genovevae, S. Ferdinandi et 
S. Caroli Archidioecesis S. Lado?ici; 6) in locis dictis Easkaskia, 
Cahokia, French Village et Pairie da Rocher, dioecesis Altonensis. 

Ejasdem Goncilii Plen. Balt. III. Patres item consilia con- 
tulerunt ad determinandam , qaasnam ad partes Americae Septem- 
trionalis Foederatae, in qaibas decretam Tametsi viget, extensa 
faerit Dedaraiio Benedicü XIV.^ a. 1741 pro Hollandia edita. 

Ea de re Patres in hanc convenerant sententiam: 

Declaratio Benedictina extensa fuü: 1) ad Provinciae Neo- 
Aarelianensis seqnentes dioeceses, scilicet: Archidioecesim Neo- 
Anrelianensem, dioeceses Natchitochensem, Natchetensem, Petricala- 
nam , Mobiliensem ; 2) ad Provinciam S. Francisci cam territorio 
Utah; 3) ad dioecesim Vincennopoiitanam Provinciae Cincinnatensis; 
4) ad Archidioecesim S. Ladovici qaoad partes in qaibas viget De- 
cretam Tametsi; 5) ad loca dioecesis Altonensis, in qaibas idem 
Decretam obtinet. 

Declaratio Benedictina non extensa fuit ad Provinciam S. Fidei. 
Qaoad dioeceses vero S. Antonii, Galvestonensem , Brownsvillensem, 
qaae pertinent ad Provinciam Neo-Aurelianensem, res est dt4bia^ 
atram necne declaratio Benedictina extensa faerit. Qaae cam ita 
sint, qao aniformitas hac in re omnibas in locis, in quibus viget 
Decretam Tametsi indacatar, nallusqae relinquatur ambigendi locas, 
visam est Patribas Concilii Plen. Balt. IIL Beatadini Tuae supplicare, 
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ut suprema saa aactoritate benigne dignetur Dedaratumem a Bene- 
diclo XIV. pro Hollandia editam ad eas extendere partes Americae 
Septem trionalis Foederatae, in quibus viget Decretuni Tametsi^ de 
quibtisque constat eandem Declarafionem hactetias non fuisse ex- 
(ensam; uti et ad omnia alia loca^ de quibus dubium movetury aut 
in posteram moveri possit, utram necnc eadera Declaratio jam ex- 
tensa fuerit. 

Beatitudinis Tuae 

ServQS humillinfias 
Jacobus Gibbons, 

Archiep. Balt., Deleg. Apost. 

B. Responsum. 

Porro hae petitiones ad Congregationem 8. 0, pro exaniine re- 
missae sunt. Emi vero Universales Inquisitores re mature por- 
pensa, die 25. Nov. 1885 reposaerunt: 

Supplicandiun SSrno pro extensione ad dioeceses S. Antonii, 
Galvestonensem et ad Vicariatum Apostolicum Brownsvillensem 
tantam. 

Sanctitas vero Sua, cui haec omnia eadem die relata sunt, 
Patrum Concilii Plen. Balt. III precibus juxta S. Congregationis 
sententiam benigne annuere dignata est. 

Amplitudinis Tuae 

Cti Frater addictissimns 
K. P. D. Jacobo Gibbons, Joannes Card. Simeoni, Praefectus. 

Archiepo Baltimorensi. f D. Archiep, Tyr,^ Secr. 

(Romae, 31. Decembris 1885). 
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XXXIII. 
Lettre de Lton XIII. ä Mgr TövSque de Grenoble. 

Vän^rable Frere, salat et bäoädiction apostoliqae. 

Noos ue vonlons pas tarder ä vous exprimer, V^aerable Frdre, 
combien Noos a 6t6 agr^able la lettre par laqaelle voas Noas rendiez 
compte da congrts catholiqae de la jeanesse franfais, tena ä Grenoble, 
soas votre pr^dence, avec le conconrs d'hommes recommandables 
par leur pi^t^, lear science et lenr parfaite soumission aaz actes da 
Saint-Siöge, dans lesqaels Noas ayons ioat r^cemment trac^ aax ca* ^ 
tholiqaes la ligne de condaite h saivre pour la defense efficace des 
droits saprSmes de l'%lis6. 

Ces nooyelles on tempore les gra?es amertames qae Noos res* 
sentoDs en voyant combattre de tant de maniferes cette religion ohr^* 
tienne de laqaelle dopend le salat des ftmes, et par conseqaent le 
bien-§tre de Fhamanitä, le progrte r^el de la ci?ilisatioa. Elles Noaf 
sont ane preave qae Notre parole troave aajoard'hai m§me, comme 
eile troQvera toajoars, des esprits empress^s h l'äcoater docilement et 
ä la prendre poar rögle de lear yie. Ces hommes ont donnä en 
m§me tenips par lä an pablic et salataire exemple qai venait ä son 
heare. II eii est d'aatres, en effet, Noas regrettons de le oonstater, 
qai, toat en Protestant de lenr catholicisme, se croient en droit de se 
montrer räfractaires k la direction imprim^e par le chef de r%lise 
soas prätexte qa'il s'agit d'ane direction politiqae. 

Eh bien, devant ces prätentions erronäes, Noas maintenons, daus 
tonte son intägrittf, chacnn des actes präcädemment ämanäs de Noas 
et Noas disons encore: Non, sans doute, Noas ne cberchons pas ä 
faire de la politiqae, mais qaand la politiqae se troave ätroitement 
\\6e aox intärets religieax comme il arrive actaellement en France, 
si qaelqa'an a mission poar däterminer la condaite qai peot effica- 
cement sanvegarder les intärets religieax dans lesqaels consiste la 
fin snprSme des choses, c'est le Pontife romain. A ce principe tatä- 
laire da bien des ämes se rattrachent toas les enseignements qoe 
Noas avons crn devoir donner räcemment, ä plusiears reprises, en 
?erta de Notre ministfere apostoliqae. Et loin dMntrodaire an prin- 
cipe noaveaa, ils n'ont fait qae continner, en les appliqaant aax con- 
jonctares präsentes, les enseignements traditionnels de toas Nos prä- 
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d^cesseurs qui, ä diverses ^poques critiqnes, ont tout fait dans ienr 
d^voaement aux ämes pour äclairer les esprits perplexes ou pr^server 
d'une dävisation faneste ceux qae leur zMe m§me exposait ä, faire 
fausse route, ä se consumer en vaius efforts et k devenir ane entrave 
aa bien. 

Mais, poar ea revenir aux bons et coarageux exemples donn^s 
par le congds de Grenoble, Nous constatons avec la satisfaction la 
plus vive qaelle part importante y a prise la jeanesse catholiqae, 
aveo Tappai d'homnies remarquables par iear expärience. Dien b6- 
nira certaiDemeat les efforts de ces jeanes geos, qod rooins intelli- 
geots que d^vonäs , Aha qu'ils ont pris pour unique mot d'ordre la 
conservation de la foi chr^tienne. 

II fut an temps ou TOrient chr^tien demandait ä l'Occident le 
^ renfort de ses arm^ pour mettre une digue aux invasions dävasta- 
trices des infidMes, et personne n'ignore avec quel elan, quel h^rolsme, 
la France prit part ä ce moavement. Autres sont les temps, aatres 
les maax ä conjurer. II n'est plus question, pour les catboliques 
franfais j de refoaler au loin le torrent des infideles ; il s'agit de 
sauvegarder et de dävelopper la foi dans leur propre patrie, menacäe 
de se voir totalement dichristianisee. Ils ne peuvent lutter avec des 
armes materielles semblables ä celles des crois^s ; miiis ils ont la 
liberte, et ils ont le devoir de coorir aux armes spirituelles. Teiles 
fnrent les armes mani^es avec tant de vigueur dans la värit^, avec 
tant d'^lat dans räloquence^ par les apologistes contre les erreurs 
et les calomnies des paiens d'abord, contre le rationalisme de so- 
phistes ensuite. 

Teiles furent encore les armes employ^es par les martyres, 
alors que, dans leur courage h^roique, ils alliaient si ätroitement 
Tamour de Dieu avec Pamour v^ritable de la patrie , qu'ils se lais- 
saient tuer plntdt que de trahir Tun et Tautre de ces deux amours. 
Teiles turent, ä tout ftge, les armes des vrais fid^les r^solus ä tirer 
les conclusions des principes de leur foi par la pratique sincere et 
complete des devoirs du chr^tien. Evidemment, le gänie des apo- 
logistes ne peut etre la part de tous; tous ne sont pas appel^s de 
Dieu ä pousser la vertu jusqu'ä Th^roisme. Mais il n'est pas un 
seul chrtftien qui puisse m^connaitre que c*est pour lui un devoir, 
et un devoir proportionnä aux forces communes, de conformer ses 
actes a sa foi et de se rendre, par lä, un digne Instrument de la 
mis^ricorde divine, dans la guärison des esprits aveuglä par Tigno- 
rance ou les passions. 

Ces dispositions ont ^t^ pr^is^raent Celles du congr^s catho- 
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lique de Orenoble, ainsi qae des congr^s analogues qui Tont pr^c^dä 
OQ suivi; anssi se sont-its toas troaves d'accord pour aboutir aai 
memes saintes r^solutions. Paissent ces assembltfes se multiplierl 
paisse la Fraoee voir germer partout sur son sol des associations 
chr^tiennes anim^es de sentimeats identiquesl A ce prix, oo peut 
esp^rer qae Tesprit chr^tien se maintiendra nvant, laborieaXi com- 
municatif ; et il portera la ianii^re de la foi au fond de tontes les 
äroes qui Tont perdue oa qui ne l'ont plus qae ?acillanto et inerte. 

Partoot et tcujoars, Tignorance fut la grande ennemie de Jäsas 
Christ : eile l'est encore aajoord'hui en France. Oa l'on ignore tota- 
lement, oa Ton ne connatt pas soas leur vrai jour les sablimes mys- 
tires de la religion chrätienneY ni les bienfaits incomparables prodi- 
ga^s h rhumanit^ par le B^dempteur du monde, ni le rdle salutaire 
de cette soci^t^ divine qui s'appelle r%Iise, niaftresse infaillible de 
y^rit^, sanotificatrice des ämes et, par cons^quent, soarce premidre 
de perfection pour les individns comme pour les peaples. Cette 
ignorance, exploit^e par la calomnie, enyahit les masses populaires 
qai tombent dans le soromeil de rindiffiSrence et laissent le champ 
libre k toas ces ennemis de r%lise, acham^s pour la bannir de la 
moindre participation ä la vie sociale de rhumanit^. Le paganisme 
n^avait pas d'autres procM^s envers les premiers chr^tiens. Heo- 
reasement qae ceax*ci, loin de se d^moraliser, n'en travaillent qae 
plas ^nergiqoement h r^pandre aatoar d'eax les bienfaits de la Y6nt6 
chr^tienne. On sait qaels farent les frnits de lear confiance. 

Une importante Observation terminera ce que Nous voulons dire : 
sMl est vrai qae le progrfes de la vie religieuse dans les peaples est 
une oeuvre ^minemment sociale, vu T^troite connexion entre les 
v^rit^s qui sont l'äme de la vie religieuse et Celles qui r^gissent la 
vie civile, il r^snlte de \k une r^gle pratique qa'il ne faot pas per- 
dre de vue, et qui donne aux catholiqaes une largeur d'esprit toute 
caract^ristique. Nous voulons dire qae, toat en se tenant ferme 
dans Taffirmation des dogmes et pur de toat compromis avec Terreur, 
il est de la prudence chr^tienne de nes pas repöosser, disons mieux, 
de savoir se concilier, dans la poarsuite da bien, soft individuel, soit 
surtoat social, le concoars de tous les hommes bonnStes. 

La grande majorit^ des Franfais est catholiqoe ; mais , parmi 
ceux-lä me mdmes qui n'ont pas ce bonheur, beaucoup conservent, 
malgrä tont, un fond de bon sens, une certaine rectitade que Ton 
peut appeler le sentiment d'une ftme naturellement chr^tienne. Or, 
ce sentiment ^lev^ leur donne, avec Tattrait du bien, Taptitude ä le 
r^liser ; et plus d'ane fois ces dispositions intimes, ce concoars g^nä- 

20* 



300 Lettre de Lion XIIL ä Mgr Vivique de Oreneible, 

reux lear sert de pr^paration ponr appr^cier et professer la v6rit^ 
chr^tienne. Aassi n'avons-Nous pas n^glig^, dans Nos derniers actes, 
de demander ä ces bommes leur Cooperation ponr triompher de la 
pers^CQtioD sectaire, däsormais d^masqu^e et sans frein, qai a con* 
jarä la ruine religiease et morale de la France. 

Qaand tous, s'^levant au dessus des partis, concerteront dans 
ce bnt lears efforts: les bonngtes gens avec lear seos juste et lear 
coeur droit, les croyants avec les ressources de leor foi, les bommes 
d'exp^rience a?ec leur sagesse, les jeuues gens avec lear esprit 
d'initiatiye, les familles de haute condition avec lears g^n^rosit^s et 
ieurs saints exeroples, alors le peuple finira par comprendre de quel 
cöte sont ses vrais arois, ou sur qaelles bases durables doit resposer 
le bonheur dont il a soif; alors il s'^branlera vers le bien, et d^s 
quMl mettra dans la balance des choses, sa volonte puissante, on 
verra la soci^t^ transform^e tenir ä honneur de s^ncliner elle-meme 
devant Dieu. Poar contribuer it an si beaa et si patriotique r^sultat, 
vous venez de Nous donner une nouvelle preuve de ce zele dans le 
congrte que vous avez pr^sid^ ä Qrenoble. Aussi esp^rons- Nous qae 
les räsolutions qui ont ^t^ prises seront mises en pratique a?ec 
discernement et pers^vörence , et qu*elles se perfectionneront par 
leur application meme. G^est dans cette confianco que Nous vous 
donnons de grand coeur, ainsi qu*ä tous les membres du congrfes, et 
tout sp^cialement k T^lite de la jeunesse fran^aise qui s'y est rendue, 
Notre b^nMiction apostolique. 

Donn^ ä Rome, le 22 juin de Fannie 1892, de Notre Pontificat 
la quinziöme. 

Leo P. P. XIIL 
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Leo PP. XIII. M. 16. Jul. 1892 de Christophoro Columbo. 

Venerabüibus frafribus archiepiscopis et Hispania^ Italia et tUraque 

America. 

Venerabiles Fratres, Salutem et Apostolicani Benedictionem. 

Quarte abeante saeculo, postea quam homo Ligur ad ignotas 
trans Oceanum Atlanticum oras, Deo aospice, primas appulit, gestiunt 
hominos et memoriam rei grata recordatione celebrare et auctorera 
extollere. Nee sane facile reperiatur , quae promoveat animos stu- 
diaque ioflaminet, causa ulla diguior. Bes enim per se ommuni est, 
quas Ulla aetas unquam ab hominibns effectas vidit, maxima et 
pulcherrima: is vero qoi fecit, pectoris ingeniique magnitudiDe post 
natos horoines cum paacis comparaodus. £ius opera ex inexplorato 
Oceani sinu alter emersit orbis : centena mortaliuro imllia ex oblivione 
et teuebris in coramunem huroani generis societatem restituta, ex 
fero cultu ad mansuetudinem atque humanitatem traducta; quodque 
est longo raaximum, eorum communicatione bonorum, quae Jesus 
Christus peperit, ad vitam sempiternam ab interitu revocata. - 
Europa quidem, subitae rei novitate et miraculo taue attonita, quid 
Columbo debeat, sensim postea cognovit, cum nimirum deductis in 
Ainericam coloniis, commeatu assiduo, mutatione officiorum, dandis 
accipieudisque maris rebus, ad naturae cognitioaem, ad communes 
copias, ad opes incredibiles est accessio facta, unäque simul Europaei 
nominis roire crevit auctoritas. — In hac igitur tarn multiplici 
signiiicatione honoris, atque in hoc velnt concentu gratulantium, 
omnino silere non decet Ecclesiam, quippe quae more atque instituto 
suo quidquid usquaro honestum ac laudabile videatur, probat libens 
ac provehere nitatur. Honores illa quidem siugulares et maximos 
reservat praestantissimis in genere morum virtutibus, quae saluti 
aeternae animorum cohaerent: non idcirco tarnen spemit aut parvi 
aestiroat ceterum genus: immo vero magna voluntate favere hono- 
remque semper habere consuevit egregie de civili hominum con- 
iunctione meritis atque immortalitatem 9ifni posteros consecutis. 
Mwahüis enim Dem est maxime in sanctis suis: sed divinae vir- 
tutis eius in iis quoque appareut impressa vestigia, in quibus eluceat 
vis quaedam animi ac mentis excellens ; quia noo aliunde in homiaes 
lumen ingenii atque excelsitas animi, nisi a parente et procreatore 
Deo proficiscuntur. 
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Sed praeterea alia est caussa, eademqae prorsos siognlaris« 
quamobrem recolendam nobis memori gratulatione patemas immor- 
tale factum. Nimirum Golombus noster est: qnandoqaidero si pau- 
lisper spectetar, qua potissimuni caassa consiliam cepit tenebrosum 
mare conquirere, et qua ratione consiliam conatus est exequi, dubi- 
tari non potest, plarimum in re sascipienda perficiendaque potnisse 
fidem catholicam, ita ut non parum hoc etiam nomine Universum 
hominum genas debeat Ecciesiae. 

Portes quidem atque experientes viri, cum ante Ghristophorum 
Golumbum tum postea, numerantur non pauci, qui ignotas terras, 
ignotiora maria pertinaci studio exquisiverint. Quorum memoriam 
fama hominum, beneficiorum memor, iure praedicat, praedicabit, 
propterea quod scientiarum atque humanitatis propagavere fines, com- 
munemque prosperitatem auxere : idque non levi negotio, sed per snm- 
mam animi contentionem , nee rare per summa pericula. — Est 
tarnen, quod hos inter atque eum, de quo loquimur, magnopere dif- 
ferat. Videlicet haec praecipue nota Golumbum distinguit, quod 
emetiendo remetiendoque immensa Oceani spatia, maius quiddam 
atque aliud quam ceteri, petebat. Non quod nihil ille moveretur 
honestissima cupiditate sciendi, beneque de hominum societate me* 
rendi ; nee quod gloriam contemneret, cuius acriores in magnis pecto- 
ribus solent esse roorsus, aut spem utilitatum suarum funditus 
aspernaretur : verum prae his humanis rationibus universis longo in 
illo ratio valuit religionis avitae, quippe quae sine uUa dubitatione 
et eam mentem voluntatemque homini dedit, et in summis saepe 
difficultatibus constantiam cum solatio praebuit. Hanc enim praecipue 
sententiam atque hoc propositum eins insedisse animo constat, aditum 
Evangelio per novas terras novaque maria patefacere. 

Id quidem parum verisimile videri eis potest, qui in hanc rerum 
naturam, quae percipitur sensibus, cogitatione omni cur&que con- 
tractft, recusant intueri maiora. Sed contra in maximis ingeniis hoc 
fere existit, ut malint altius assurgere: sunt enim ad concipiendos 
divinae fidei instinctus afflatusque optime omnium cx>mparata. Gerte 
Studium naturae cum religionis studio Golumbus coniunxerat, atque 
hanstis ex intima fide catholica praeceptis mentem conformarat. 
Hac de caussa cum ex astronomica disciplina et veterum monumentis 
comperisset, trans noti orbis terniinos magna terrarum spatia etiam 
in occidentem patere, nulli hominum ad eam diem explorata, obver- 
sabatur animo multitudo ingens, miserandis circumfusa tenebris, 
yesanis ritibus ac Deorum inanium superstitionibus implicita. Mi- 
serum agresti cultu ferisque moribus vivere: miserius carere notitia 
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remm maximararo, atqae in unius veri Dei ignoratiooe versari. Haec 
igitur apad animum soum agitaos, primam omniam eipetivit, chri- 
stianum nomen, cbristianae beneficia caritatis iu occidentera extendere: 
quod totä rei gestae historiä abunde comprobatar. Saue cum a Fer- 
dinando et Tsabella Hispaniae regibns priroum peiiit, rem suacipere 
ne gravarentnr, plane exponit caussam fore^ ui ipsarum ghria ad 
immortalitatem cresceret^ si nomen ac doetrinam Jesu GhrisU in- 
ferre in regiones tarn longe dissitas instituisseni. Nee multo serius 
coropos votornm factas, contendere se a Deo testatur, tU reges divina 
eiu8 qpe gratiaque veüe pergant novas oras nova lüora Evangdio 
imbuere. kh Alexandro VI. Pontifice rnaximo vires apostolicos 
maturat per litteras petere, in qaibus ea est sententia : 8€U>ro sanctwn 
Jesum Christi nomen et Evangelium quam latissime disseminare me 
aiiquando passe, Deo adiutore^ confido, Atque efferebatar, putamus, 
gaudio, cum Raphaeli Sanchesio primam ab India redox Olisipone (Lis- 
sabon) scriberet, agendas Deo immortales gratias^ qi4od sibi successus 
tarn prosperos benigne dedisset: gaudere ac triumphare Jesum Christum 
in terris aeque ac in cadis oportere^ proximä tarn gentium in* 
numerabüium, quae antea ad interitum ruerent^ salute. Quod si 
Ferdinande et Isabellae anctor est, ut novum orbem adiri com- 
merciaqne cum indigenis institui nisi a christianis catholicis ne 
sinant, eam affert caussam, quod incepto conatuque suo näiil petivit 
aliud t quam rdigionis christianae incrementum et deeus. Idque 
Isabellae, quae summi viri meutern introspexerat , ut nemo melius, 
optime cognitum : immo idem plane propositum pientissimae et in- 
genio virili magnoque animo feminae constat fuisse. lUa enim de 
Colnmbo affirmarat, tuturum, ut in vastum Oceanum se animose 
daret, rem effecturus^ divinae gloriae catissä^ magnopere insignem. 
Et ad ipsum Columbnm secundo reducem, optime coUocatos, scribit 
quos ipsamet in expeditiones Indicas fecisset^ quosque esset factura^ 
sumptus: inde enim amplißcationem catholieae rei consecuturam. 

Alioqui praeter caussam humanft maiorem, unde erat ille con- 
stantiam animique robur hausturus ad ea perferenda, quae coactus 
est usque ad extremum perferre et perpeti ? contrarias intelligimus 
ernditorum sentontias, virorum principum repulsas, furentis Oceani 
tempestates, assiduas yigilias, quibus usnm luminum plus semel amisit. 
Accessere praelia cum barbaris, amicorum et sociorum infidelitates, 
conceleratae conspirationes , invidorum perfidiae, obtrectatorum ca- 
lumniae, impositae innocenti compedes. Omnino necesse homini erat 
laboribus tantae molis ac tanto concursu succumbere, nisi se ipse 
coQscientiä sustentasset pulcberrimi facti, quod nomini christiano 
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gloriosam, atque infinitae multitudini salutare perspiciebat fore. — 
Qood qnidem factuin ipsa temporis adiuncta mirifice illustrant. Si- 
quidem Americam Colambos aperuit, quo tempore prope erat, ut 
magna in Ecclesiam procella incumberet. Quantum igitur ex rerum 
eventis divinae providentiae vias existimare homini licet, vere sin- 
gnlari Dei consilio natus videtur ille Ligariae ornamentum ad 
ea, quae catholico nomini ab Europa impenderent detrimenta aar- 
cienda. 

Vocare Indorum gens ad institata christiana erat profecto Eic- 
clesiae mnnus atque opus. Quod illa munus »tatim a principio in* 
cohatum, insistere perpetuo caritatis tenore perrexit, itemque pergit, 
ad altimam Patagoniam novissimo tempore progresäa. Columbus 
tarnen certos praecurrere ac munire vias Evangelio, penitusque hac 
in cogitatione de&xus, omnem operam suam ad id retulit, nihil fere 
aggressus nisi religione duce, pietate comite. Res comroemoramus 
vulgo compertas, sed ad roentem animamque viri doclarandum in- 
signes. Scilicet coactus a Lusitanis, a Genuensibus, iutecta re, abire, 
cum in Hispaniam se contniisset, intra parietes reli^iosae dorous ad 
maturitatem alit meditae conquisitionis grande consilium, conscio ac 
suasore religioso yiro, Francisci Asaisiensis alumno. In Oceannm. 
circumacto septennio, denique egressurus, quae ad expiandum animnm 
pertinent, curat in procintu : caeli Beginam precatur, ut coeptis adsit 
cursumque dirigat: nee prius vela solvi, quam implorato numine 
Trinitatis augustae, imperat. Mox in altum provectus, saeviente 
mari, vociferante remige, tranquillara mentis constantiam tnetur, 
fretus Deo. Propositum hominis ipsa loquuntur imposita insulis novis 
nova nomina ; quas quidem ubi singulas attigit, Deum omnipotentem 
supplex adorat, neque possessionem earum init, nisi in nomine Jesu 
Christi, Quibuscumque appulsus oris, non habet quidquam antiquius, 
quam ut Crucis sacrosanctae simulacrum defigat in litore : divinumque 
Rederoptoris noraen, quot toties aperto sale cecinerat ad sonituni 
murmurantium fluctuum, in novas insulas primus infert: eamque ob 
caussam ad Hispaniolam aedificandi initium a molitione templi facit, 
popularesque celebritates a sanctissimis caeremoniis exorditur. 

En igitur, quo spectavit, quid egit Columbus in regionibus tanto 
maris terraeque tractu indagandis, inaccessis ad eam diem atque in- 
cultis, quarum tamen huinanitas et nomen et opes celeri cursu in 
tantam amplitudinem , quantam videmus, postea crevere. Qua tota 
in te magnitudo facti, et vis varietasque beneficiorum, quae inde 
consecnta sunt, grata quidem recordatione atque omni honoris signi- 
ficatione celebrari hominem iubent: sed primum omnium agnoscere 
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ac venerari singulari ratione oportet aeternae mentis numen atque 
coDsiliam, cui sciens, paruit atque inservivit novi inventor orbis. 

Quo igitur digne et convenienter veritati solemnia Golumbiana 
agantur, ad celebritatum civilium decus religioiiis adhibenda sanctitas 
est. Proptereaque sicut olim ad primum facti nuntiurn grates Deo 
imroortali, providentissimo, publice actae sunt, praeeunte Ponüfice 
roaximo: ita nunc in renovanda auspicatissimi eventus memoria idem 
arbitramur faciendum. Edicirous itaqae ut die 12. octobris, aut 
proximo die Dominico, si Ordinarius loci ita expedire censuerit, in 
Ecclesiis Cathedralibus et Collegiatis ex Hispania, Italia, atque ex 
utraque America, post Officium diei» solemni ritu Missa celebretur 
de SancHssima Triniiate, Quod, praeter nationes, quae supra me- 
moratae sunt, apud ceteras quoque confidimas fore, ut idem, Bpisco- 
pis auctoribus, peragatur: quod enim omnibus profuit, id -convenit 
pie grateque ab omnibus celebrari. 

Interim divinoruro munerum auspicero et paternae Nostrae 
benevolentiae testem, vobis, Venerabiles Fratres, et Glero populoque 
vestro apostoiicam benedictionero peramanter in Domino impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum, die 16. Julii Au. 1892, Pon- 
tificatus Nostri Decimoquinto. 

Leo PP. XIII. 
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XXXV. 

Leonis PP. XIII. epistola ad episcopos provinciae Neo-Ebora- 

censis 

de transadione, quam archiepiscoptis 5. Patdi cum magistrcUu civüi 

fecü circa duas scholas paroedales, 

Venerabiles Fratres, salutem et Apostolicam benedietionem. 
Qnae conianctim a vobis praescriptae sunt litterae ex aede Archi- 
episcopali Neo-Eboracensi , quo coivistis coosecrationi Brooklyniensis 
Episcopi adfatari, daplici Nos volaptate affecerunt. Patebat enim 
ex iis animus Tester cum de religiosa paerorum inetitutione sollici* 
tus, tum effundendi cupidas dabitationes et anxietates suas in gre- 
niium Nostrum, eemper ad eas benigne excipiendas paratum. Ne 
qaid itaqae vestris haereret mentibus quod anxias illas et incertas 
efficeret , datis vicissiro litteris vos adire decrevimus : hasce autem 
non modo nuntias esse volumas paternae erga vos caritatis Nostrae, 
sed etiam testes sollicitodinis quam gerimus de fidelibas amplissimam 
incolentibus regionem foederataram civitatam Americae Septentrio- 
nalis, qnae propter incrementa, qnibas se istic explicat catholica re- 
ligio, et praesens Nobis gaadiam aifert, et rerum laetiorum in po- 
sterum eipectationem. 

Plane baec sollicitudo Nos curae expertes esse non sivit inter 
controYorsias et disputationes naper istic ortas et animis incales- 
centibus aclas propter conventionem initam inter Ven. fratrem Ar- 
ehiepiscopam S. Pauli et civiles Magistratus circa duas e plnribus 
scholis paroecialibns quas ille condiderat multo cum studio in credita 
sibi dioecesi. In huius miserae concertationis aestu mirum non est 
si falsa nonnumqnara nunciarentur pro veris et qnae suspiciose co- 
gitata tuerant vulgi rumore percrebrescerent. Haec equidem graviter, 
molesteque tulimus; nisi enim tempestive eo cura Nostra conversa 
fuisset» verendum erat ne intercideret, vel magna ex parte deficeret, 
perfecta animorum consensio studiorumque communium in unum 
conspiratio, quam sedulo retineaut oportet sacrorum Antistites et 
Nos fovere adnitimur, quavis ratione et ope. Propterea memores of- 
ficii Nostri quod postuIat, ut in discepitatione causarum, quarum 
notio et indicati ad Nostrum pertinent ministerium, cuncta sedate 
expendamus et procul omni partium studio, animum ita comparatura 
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cansae cognoscendae applicnimos, qaam praelaadatus Archiepiscopus 
Nobis definiendam attulit, profitens se prompte et omnino paritarum 
sententiae Nostrae, quaecumqae demiim ea foret, qaae sane protestatio 
in ipsias laudem cedit et a Nobis non poterat vehementer non pro- 
bari. Quum porro naviter dederiraas operaro , ut plenissime Nobis 
factorara veritas fieret ezplorata, recteque aestiroaretur rationam 
pondns qaae ntrinque afferebantur, constituto peculiari coeto Patrnm 
Gardinaliam ex iis delecto quibus sacrum Consiliara constat Chri- 
stiane nomini propagando, qui sese huic studio addizit diligentia 
singulari, propositam qnaestionem eo response dirimendam censuimus 
quod diiectns filias Nester üardinalis eidem sacro Consilio praefectus 
iussn Nostro patefieri caravit ecciesiarum Praesulibus quae in civi- 
tatibus foederatis sunt Americae Septentrionalis. 

Quo pressius autem illud urgeamus quod animos ?estro8 angebat, 
Tosque ad scribendnm permovit, certiores vos fieri voluraus, neminem 
in hoc iudicio suspicionem Nobis iniecisse timendum fore ne infesta 
aliqna vezatio catholicis impenderet si ea quae gesta fueraut ab Ar* 
chiepiscopo S. Pauli circa scholas in oppido sitas FaribauU et SOU- 
water a Nobis essent improbata. Quum neque idem Ven. Frater nee 
alius quilibet huius periculi roentionem fecerit, liquet ex mendaci 
vulgi rumore famam esse obortam quae vos in inanem prorsus et 
falsam opinionem adduxit. Nos enimvero ad huiusce cansae cogni- 
tionem indiciumque animum attulimus probe memorem studiosuraque 
decretorum, quae praemomente hac Apostolica Sede in Synodis Bal- 
timorensibus super scholis paroecialibus conscita sunt. Haec quidem 
constanter servari volumus; quoniam vero hoc cunctis inest legibus 
generalibus ut, siquid singulare eveniat nee opinatum, factum tolerari 
queat, suadente aequitate, quod nonnihil a verbo legis recedat, facile 
comperimus casum hunc incidisse; proinde moderatione ac prudentia 
duce potiusquam legis rigore, rem de qua agebatur iudicandam esse 
rati sumus. Geterum inter sacros vestrae regionis Antistites, quos 
huius Sancta Sedis observantissimos novimus et experti sumus quum 
ad Nos accederent quispiam numquam nomine prorsus excepto, visus 
est ambigere de doctrina ab ea tradita circa scholas in quibus ca- 
tholicos pueros institui oportet. Una scilicet omnium sententia est 
negantium scholas probari posse neutras^ nempe religionis expertes, 
sed nnanimiter eonfessionales adserunt (prout in regionibus evenit 
quas acatholicis permixti fideles incolunt), scholas nimirum in quibus 
pueri religionem rite docentur ab iis quos huic magisterio pares 
Episcopi agnoverint. Praestat itaque Venerabiles Fratres, ut una 
cum ceteris dioecesium Praesulibus regionis istius connitamini con- 
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siliis studiisque paribus ne paeri cathoiici eos celebrent litterarios 
lodos io quibus religiosa eorum institutio praetermitittur apertumqae 
imminet mores pervertendi discrirnen. 

Quare vehementer optamus, proat vobis significatum est per 
sacram Consilium christiano nomini propagando, ut in proximis 
Episcoporum conventibus sedulo deliberetis de rationibus ineundis 
qaae huic fini assequendo potissime conterant. Cupimus praeterea 
vos enixe contendere ut qui summae rei praesunt in civitatibas 
singulis probe agnoscentes nihil esse ad salutem rei publicae reli- 
gione praestantius, sapientiura legam latione prospiciant, ut docendi 
roinisterium, quod poblicis sumptibus adeoque coUatis etiam catho- 
licorum opibus exercetur, nihil habeat quod eorum conscientiae or- 
ficiat aut religionem offendat. Nobis enim persuasum est cives 
quoque vestros qui a Nobis dissident, pro ea qua praestant ingenii 
vi et prudentia, facile abiecturos suspiciones opinionesque Bcclesiae 
catholicae infensas ultroque agnituros eins merita, quae, ethnica bar- 
barie per evangelii lumen depulsa, uovam progenuit societatero, chri- 
stianarura virtutura decore omnique cultu humanitatis insignem. Hisce 
autem perspectis, passurum esse neminem istic putamus, ut cathoiici 
parentes cogantur ea condere tuerique gymnasia et scholas, quibus 
uti neqneant ad filios suos instituendos. Interim eo reversi unde 
digressi sumus, fore confidimus ut perlectis litteris hisce Nostris, nil 
triste aut tetricum in animis vestrisresideat, quod iis vel levem 
nubeculam offundat. Certum imo Nobis est arctius in dies vos de- 
vinctum iri perfectae caritatis nexibus cum ceteris Venerabilibus 
Fratribus, quos vobiscum communis patriae nomen, pastoralis mini- 
sterii consortio et par in omnes benevolentia Nostra coniungit. Sit 
vobis cor nnum et anima uua , auctisque concordia viribus pergite 
adlaborare alacriter ad gloriam divini nominis et animarum salutem. 
Quo vero uberior ex laboribus vestris fructus promaneat, propitiam 
vobis adprecamur. Omnipotentis opem, eiusque in auspicium Apo- 
stolicam benedictionem vobis Venerabiles Fratres, ülero et fidelibus 
vigilantiae vestrae commissis, peramanter in Domino impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum die 24. Maii anno 1892, Pon- 
tificatus Nostri decimo quinto. 
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XXXVI. 

Akten Ober die Errichtung und Leitung des Allgemeinen Ver- 
eins der christlichen Familien zur Ehre der h. Familie. 

(Eirehl. Amtsblatt f&r die Diöcese Trier 1892 Nr. 11). 

1. Leo Papa XIIL 
Ad perpetuam rei merooriam. 

NemiDem fugit rei privatae et publicae faustitatem a domestioa 
potissimam institatione pendere. Quo enira altiores domi egerit .ra- 
dices virtus, qao solertias parentum voce et exemplo fuerint paerorum 
animi ad religionis praecepta informativ eo uberiores in rem com- 
munem fructos redandabant. Quapropter saramopere interest, ut 
doroestica societas non solam sancte sit constitata^ sed sanctis etiaro 
regatur legibus ; in eaque religiouis spiritas ei christianae vitae ratio 
diligenter constanterque foveatnr. Hinc profecto est quod misericors 
Dens cum hamanae reparationis opus, quod diu saecula expectabant, 
perficere decrevisaet, ita eiusdem operis rationetn ordinemque dispo* 
suit, ut prima ipsa eiusdem initia angustam mundo exhiberent spe- 
ciem Faroiliae diviuitus constitutae, in qua omnes homines absolutis- 
limum domesticae societatis,. omnisque virtutis ac sauctitatis in- 
tuerentur exemplar. Talis quidem Familia extitit Nazarethana illa, 
in qua, antequam gentibus universis pleno luraine emicuisset, Sol 
ittstitiae erat absconditus: nimirum Christus Deus Servator Noster 
cum Virgine Matre et Joseph viro sanctissiroo, qui erga Jesum pa- 
terno fungebatur munere. Miuirae dubiura est, quin ex iis laudibus, 
quae in societate et consuetudine domestica ex mutuis caritatis of- 
ficiis, ex sanctitate raorum, ex pietatis exercitatione proficiscnntur, 
maxima quaeque enituerit in sacra illa Familia, quae siquidem earum 
futura erat ceteris documento. Ac propterea benigne providentiae 
üonsilio sie illa constitit, ut singuli christiani qualicumque conditione 
vel loco, si ad eam animum advertanti facile possint cuiuscumque 
virtutis exercendae habere canssam et invitaroentum. Habent revera 
patresfamilias in Joseph vigilantiae providentiaeque paternae prae- 
clarissimam normam: habent matres in sanctissima Virgine Deipara 
amoris, verecundiae, submissionis animi perfectaeque fidei insigne 
speeimen : filii vero familias in Jesu, qui erat subditus illis^ habent 
divinum obedientiae exemplar quod admirentur, colaut, imitentur. 
Qui nobiles nati snut, discent a Familia regii sanguinis, quomodo et 
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in edita fortuna se temperent, et in afflicta retineant dignitatem : qui 
dites, Doscent ab ea qaantum sint virtutibus posthabendae divitiae. 
Operarii aatem et ii omnes, qai, nostris praesertim temporibas, fa- 
miliaram rerum angastiis ac tenuiore conditione tatn acriter irritan- 
tar , si ad sanctisdimos illius domesticae societatis coosortes re- 
spectent, non deerit eis caussa cur loco, qni sibi obtigit, delectentar 
potias quam doleant. Communes enim cum sacra Fainilia sant Ulis 
labores ; coromnnes curae de ?ita quotidiana : debait et Joseph de 
mercede sua ?itae rationibas consalere; imo ipsae divinae maims se 
fabrilibus exercuerant. Nec tnirura sane est si sapientissimi homines 
divitiis afflnentes, eas abiicere volnerint, sociamque cum Jesu, Maria 
et Joseph sibi eligere paupertatem. Quibas e rebus iure meritoque 
apud catholicos sacrae Familiae cultas nuatnre invectua, maius iit 
dies singulos incrementum capit. Id quidem probant tum christiano- 
rum sodalitates sub invocatione Sacrae Faroiliae institutae, tum 
singulares honorea ei redditi, tum potissimnm a decessoribus Nostris 
ad excitaudum erga eam pietatis Studium impertita privilegia et 
gratiae. Huiusmodi cultus magno in honore habitus est iam inde 
a saeculo decimo septimo, lateque per Italiam, Galliam et Belgiam 
propagatus, totam fere Buropam per?asit: deinde praetergressus vastos 
Oceani tractns, in America per Ganadensem regionem, cura praeser- 
tim atque opera Veoerabilis Servi Dei Francisci de Montmorency- 
Laval primi Quebecensis Episcopi, et Veoerabilis Servae Dei Mar- 
garitae Bourgeois, sese extendit, faustisque effloruit auspiciis. 
Postremis hisce temporibus dilectus filius Franciscus Philippus 
Francoz Societatis Jesu piam Condociatiooem a Sacra Familia Lug* 
duni fondavit, quae fructus laetos atque uberes, Deo iuvante, de se 
pollicetur. Consociationi tam auspicato coaditae illud est salutare 
propositum: nimirum familias christianas arctiori pietatis nexn Sa- 
crae Familiae deviucire, vel potius omnino devoyere, eo etiam con- 
silio, nti scilicet Jesus, Maria et Joseph familias sibi deditas tam- 
quam rem propriam tueantur et foveaut. Qui sociorum in numerum 
sunt äflseiti, debent ex instituto cum iis, qui domi commorantur, in 
urinm coovenire, coram imagine Sacrae Familiae decreta pietatis of- 
ficia praestare: providere, ea opitulante, ut inter se colligatis fide 
mentibus, caritate voluntatibus in amore Dei atque hominum, vitam 
ad propositum exigant exemplar. Piam hanc consociationem Bononiae 
ad instar Lugdunensis institutam decessor Noster felicis recordationis 
Pius IX. similibus litteris approbayit, deinceps Epistola die 5. Ja- 
nuarii 1870 ad pium auctorem data, singularis laudis praeconio est 
prosecuttts. Ad Nos quod attinet, cum summopere curemus, et 
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diliganiQS, quaecamque ad animanim salutem iuvandam maxime va- 
lent, noluirous desiderari laudem et commendationem Nostram; da- 
tisqae ad dilectom Filiam Nostrum Aagustinum, S. R. E. Üardinalem 
Bausa, ex dispensatione Apostolica Archiepiscopum Florentinam, Ht- 
teris eam Consociationem atilem ac salutarem , nostrisque teropori- 
bus valde accommodataro esse sigDificavimas. Quas vero Nostra 
sacrorurn Rituum Congregatio, suffragante dilecto Filio Nostro Ga- 
jetano S. R. E. Presbytero Cardioali Aloisi- Masella eidem Congre- 
gationi Praefecto, consecrationis christianarum familiaram formolam, 
et precationem coram imagine Sacrae Familiae recitandam Nobis 
proposuerat, probavimns, et utramqae ad locoram Ordinarios traos* 
mittendam cara?imas. Deinde veriti ne germanas memoratae de- 
votionis Spiritus tractu temporis oblanguesceret , eidem Nostrae Sa- 
crorurn Kitttum Gongregationi mandavimus, nt Statuta concinoaret, 
quibus in universo catholico orbe piae consociationes sacrae Familiae 
iostituendae adeo inter se coaiunctae forent, ut uous omnibus prae- 
ficeretur praeses, qui eas auctoritate summa regeret et moderaretur. 
Statuta post accnratum eiamen ab eadem Sacra Gongregatione 
eiarata, sunt eadem, quae subscribuntur. 

Quae quidem Statuta, cum de iis supradictus Gardinalis Prae- 
fectus ad Nos retulisset comprobavirous , et Apostolica Auctoritate 
Nostra rata habuimns et confirmavimus, derogatis abrogatisqne quae 
super hanc rem scita actaque sunt, nominatim Apostolicis Litteris 
die 3. Octobris anno 1865 datis , et omnibus actis , quae ad prima- 
riam Lugdunensem Gonsociationem spectant. Volumus autem, iube- 
mus ut Consociationes omnes sacrae Familiae cuiuscumque tituli, 
quae nunc existunt, in hanc unicam et universam coalescant. Ex- 
cipimus tarnen religiosas Gongregationes huius tituli, quae consti- 
tutionibus utantur ab hac S. Sede adprobatis, et Gonfraternitates 
proprio dictas, dnmmodo canonice sint erectae, et ad regulas et 
normas dirigantur a Romanis . Pontificibus praescriptas, nominatim a 
demente VIII. in Gonstitutione Quaecumque, die 7. Decembris anno 
1604. Haec vero Gonfraternitates ac religiosae Gongregationes, quae 
fortasse adscribendis familiis operam hactenus dederunt, in posterum 
ab huiusmodi cura, quae solummodo Parochis commissa est, prorsus 
abstineant. Haud tarnen necesse est, ut familiae iam alicui Gon- 
sociationi adscriptae, pro indulgentiis aliisque muneribus spiritualibus 
obtinendis iterum adscribantur , dum modo servent ea, quae in novis 
bisce Statutis praescripta sunt. Gonsociationis universae Praesideni 
eligimus et renuntiamus Nostrum in hac alma Urbe Vicarium in spiri- 
tualibus generalem pro tempore, atque in perpetuum Patronum damus 
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cum Omnibus iuribas et facultatibos , quae nimirum potestatem 
gerenti iadicentur necessariae. 

Uli autem GoDcilium adesse volumas Urbanoram Antistitum, 
in qnibos Secretarias pro tempore Nostrae Sacrorum Ritaam Con- 
gregationis. Quod superest, Nobis spes bona est, omnes, qaibns est 
animarum credita salus, roaxime Episcopos, studii huius Nostri in 
hac pia Consooiatione provehenda socios ac participes sese facturos. 
Qui enim cognoscant et Nobiscum deplorant christianorum morum 
deroutationem et corraptelam, restinctam in familiis religionis et 
pietatis amorom, et accensas sapra modum rernm terrestrium capi* 
ditates, ipsi siquidem vel maxime optabunt tot tautisque maus op- 
jtortuna afferri reroedia. 

Et siquidem nihil magis salntare aat efficax familiis christianis 
cogitari potest exemplo Sacrae Faroiliae, qnae perfectionem absoln- 
tionemque complectitnr omnium virtatum domesticarum. Qnapropter 
cnrent, ut familiae qiiamplurimae, praesertim operariorum, in qiias 
insidiaram vis maior intenditur, piae huic Oonsociationi dent nomen. 
Cavendum tamen est, ne a proposito suo Consociatio deflectat, neve 
Spiritus immutetur ; sed qnae et quomodo decretae sunt pietatis ex- 
cercitationes et precationes integrae serventnr. Sic implorati inter 
domesticos parietes adsint propitii Jesus, Maria et Joseph, caritatem 
alant, mores regant, ad virtutem provocent imitatione sui, et quae 
undique instant mortales aerumnae, eas leniendo faciant tolerabiliores. 
Decernentes baec omnia et singula uti supra edicta sunt, firma ra- 
taque in perpetuum permanere, non obstantibus constitutiouibus, lit- 
teris Apostolicis, privilegiis, indultis, Nostris et Cancellariae Apo- 
stolicae Regulis, ceterisque contrariis quibuscumque. 

Datum Romae apnd S. Petrum, sub annulo Piscatoris, die 
14. Junii 1892 Pontificatus Nostri Anno 15. 

S. Card. VannuielU. 

2' SkUtUen des allgemeinen Vereines der christlichen Familien sm 

Ehren der heiligen Famüie von Naeareih, 

1. Der Zvireck des Vereines besteht darin, die christlichen Fa- 
milien der heiligen Familie von Nazareth zu weihen und dieselbe als 
Gegenstand besonderer Verehrung und Nachahmung vor Augen zu 
haben, indem man vor einem Bilde derselben ein t&gliches Gebet 
verrichtet nnd den herrlichen Tugenden nachstrebt, in welchen sie 
Allen, zumal aber dem Handwerkerstande als Beispiel voranleuchtet. 

2. Der Verein hat seinen Sitz und Mittelpunkt in Korn bei 
Sr. Eminenz dem jeweiligen Cardinal- Vicar Seiner Heiligkeit, der 
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zugleich Protector des Vereines ist. Ihm zur Seite steht der Secretär 
der Congregation der Ritea nebst zwei anderen von ihm erwählten 
Prälaten sowie ein Geistlicher als Secretär. Mit diesem Beirathe 
leitet er den Verein, wo immer er sich verbreitet, und trägt Sorge, 
dass der Verein den Geist, ans welchem er hervorgegangen, und den 
ihm eigenthümlichen Charakter stets bewahre und sich immer mehr 
ausbreite. 

3. In jedem Bisthura oder Apostolischen Vicariate ernennt der 
Bischof einen Priester zum Diöcesan-Director zum Zwecke der Ver- 
breitung des Vereines unter den Gläubigen. 

4. Die Diöcesan-Directoren setzen sich in Verbindung mit den 
Pfarrern, welche allein die Aufnahme der in ihren Pfarreien wohnen- 
den Familien zu vermitteln haben. Alljährlich im Monate Mai wer- 
den die Pfarrer dem Diöcesan-Director und dieser nach Weisung des 
Bischofes dem Central-Vorstand zu Rom die Zahl der neuen Familien 
mittheilen, welche sich in den Verein haben aufnehmen lassen. 

5. Die Weihe der Familien an die heilige Familie geschieht 
nach dem vom' Heiligen Vater Papst Leo XIII. genehmigten und 
vorgeschriebenen Formulare, entweder durch jede einzelne Familie 
für sich, oder von mehreren Familien gemeinsam in der Pfarrkirche 
vor dem Pfarrer oder dessen Stellvertreter. 

6. Das Bild der heiligen Familie soll sich in jedem zum Ver- 
ein gehörenden Hause vorfinden und sollen sich die Familienmit- 
glieder wenigstens einmal täglich, wenn möglich abends, zum ge- 
meinsamen Gebete vor demselben vereinigen. Dafür empfiehlt sich 
besonders das vom jetzigen Papste gutgeheissene Gebet und die 
öftere Uebung der drei bekannten Schussgebetlein: 

Jesus, Maria und Joseph, euch schenke ich mein Herz und 
meine Seele. 

Jesus, Maria und Joseph, steht mir bei im letzten Todes- 
kampfe. 

Jesus, Maria und Joseph, möge meine Seele mit euch in Frie- 
den scheiden ^). 

7. Das Bild der heiligen Familie kann entweder jenes sein, 
dessen im Schreiben Pius IX. s. A. vom 5. Januar 1870 Erwähnung 
geschieht, oder was immer für eines, welches unsern Herrn Jesus 
Christus in seinem verborgenen Leben, das Er mit seiner gebenedeiten 
Mutter und ihrem jungfräulichen Bräutigam, dem hl. Joseph, führte, 
darstellt ; doch bleibt stets auf Grund der Anordnungen der Kirchen- 

1) 300 Ta^e Ablass jedesmal, ao oft man diese drei Gebete betet: 100 
Tage jedesmal, wenn man eines davon betet. (Pias VII., 28. April 1807). 
Archiv für Kircheorecht. LXVm. 21 
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versammlang von Trient den Bischöfen das Recht vorbehalten, solche 
Bilder auszuschliessen , welche dem Geiste des Vereins weniger zu- 
treffend scheinen. 

8. Die in den Verein aufgenommenen Familien haben an all 
den Ablässen und geistlichen Gnaden Antheil, welche die Päpste 
demselben bewilligt haben, wie dies auf dem Aufnahmeschein ange- 
geben ist. 

9. Der Gardinalprotector wird im Einvernehmen mit seinem 
Beirathe nach Bedarf die Anordnungen erlassen, in welchen die ein- 
zelnen Verordnungen zur Förderung des Vereins, die besonderen 
Vereinsfeste, der Tag des Titelfestes, die gemeinschaftliche jährliche 
Erneuerung der Weihe an die heilige Familie, die abzuhaltenden 
Versammlungen u. s. w. kundgegeben werden. 

3. Leo Papa XIIL 

Ad perpetuam rei memoriam. 

Quum nuper Nobis obtigisset, ut nova Statuta Consociationis 
Sacrae Familiae Apostolicis litteris probaremus et sanciremus, satis 
muneri atque Officio Nostro facturos esse duximus, si eandem Con- 
sociationem amplissimis verbis coUaudaremus, eamqne christianis Fa- 
miliis summopere coromendaremus.- Laudavimus antem, et com- 
mendavimus ea voluntate eoque proposito, ut nimirum populus chri- 
stianus, cuius aeterna salüs est Nobis commissa, ad christianarum 
virtutum laudem exemplo sacrae Familiae et invitatione Nostra 
tempesive revocarentur. Christiana quippe virtus tam est efficax, 
tantumque poUet, ut in ea magnam partem posita sit vel sanatio 
malorum, quae premunt, vel depulsio periculorum, quae metuuntur. 
Ad virtutem vero mirifice excitantur homiues exemplo: quod quidem 
eo magis imitatione dignum iudicatur, quo integrier et sanctior est 
persona, unde petitur. Quare haud mirum est si Nos, qui nihil 
magis cupimus atque optamus, quam posse, excitata ubique virtute 
christiana, praesentibus malis mederi, et proxima pericula deprecari, 
Consociationem Sacrae Familiae singulari benevolentia et studio 
prosequimur, utpote quae sanctitatem divinae illius Familiae sibi 
proponit exemplar. Omnes enim ii, qui in huiusmodi Consociationem 
adsciti sunt, praeclarissimas Jesu, Mariae et Joseph virtutes eon- 
templantes, necesse est, ut similitudinem earum aliquam adripiant, 
fierique sludeant imitatione meliores. Quare vigeat floreatque haec 
pia Consociatio quum sodalium numero, tum recte factorum laude; 
augeatur et ad plures in dies singulos propagetur : ea enim fiorente, 
facile fides, pietas, et omnis christiana laus in Familiis revirescent. 
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Quam ?ero soleant homines permoveri maxime praemio; Nos, qaod 
iD facultate Nostra est, praemiom spiritaalinm bonoram, non quidem 
fragile et cadacaniy Ulis, qnasi invitamentnm, proponimus. Ceterum 
maiora exspectent ab iis, qaibus se devoverant, nimiram a Jesu, 
Maria et Joseph, qui sint seryis suis praesentes propitii in omni 
vitae cursu, et postmodam efficiant , nt saa sanctissima ac snavis- 
sima nomina illoram morientium labris insideant. Qaare quod bo- 
num sanctamqae sit, Deique gloriae, et animaram saluti benevertat, 
Nos aactoritate Nostra Apostolica, bis litteris, poenaram remissioni- 
bas sea indulgentiis, privilegiisque, quae infra in apposito indice re- 
censentur, omnes et singulos sodales Consociationis sacrae Familiae 
tarn praesentes quam futnros nti posse volumns et iabemus. 

Index indtdgeniiarum et privüegiorum piae consociatiani sacrae 

familiae Trümendarum. 

Indnlgentiae Plenariae. 

Sodalibas Consociationis Sacrae Familiae ex utroque sexu sin- 
gulis, qui admissorum confessione ritu Christiane expiati sacram 
Eucharistiam sunipserint, et Parochialem aedem, vel Oratorium 
publicum, devote visitaverint, ibique aliqnandiu ad mentem Nostram 
orando perstiterint , indulgentiam plenariam consequendi ins esto 
diebus, qui infra scripti sunt. 

I. Die quo Consociationem adierint, emissa Consecrationis 
formula a Nobis per Nostram Rituum Congregationem probatam, et 
in fine huius indicis relata. 

II. Quo die in anno generalis conventus habebitur, iuxta 
cuiusque loci, in quo extat Gonsociatio, consuetudinem, ad sodalium 
pactum renovandum. 

in. Diebus festivitatum 

10. Nativitatis 
2^. Circumcisionis 
B^. Epiphauiae 
4<^. Besurrectionis 
5<^. Ascensionis 
6<^. Immaculatae Conceptionis 
7\ Nativitatis 
8^. Annuntiationis 
9^. Purificationis 
10<^. Assumptionis 

item diebus festis 

21* 
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IV. S. Joseph Sponsi B. M. V., die undevigesiraa mensis 

Martii. 
12<^. Patrocinii eiusdera Dominica tertia posi Pascha. 
13^. Desponsationis B. M. Y., die vigesima tertia mensis 

Januarii. 

IV. Die festo titulari uüiversae Consociationis. 

V. Die per menses siagulos sodalium arbitrio eligendo, dura- 
modo mense ipso in Familiis praescriptas preces coram Sacrae Fa- 
miliae imagine una simal recitaverint. 

VI. Morituris si, non compotes sacra Confessione atque Eu- 
charistia, animi dolore culpas expiaveriut, et sanctum nomen Jesu 
aut voce, aut si loqai posse desierint, voluntate imploraverint. 

Pcbrtiäles. 

I. Sodales Oonflociationis Sacrae Farailiae ex utroque sexu 
siuguli, qui corde saltem contriti Parochialem Ecclesiam, in qaa est 
sedes Consociationis constituta, vel aliquod templum sacrariumre 
celebraverint, Deoque pro rei christianae incolumitate supplicaverint, 
lucrari possiut et valeant partiales indulgentias Septem annorum to- 
tidemque quadragenarum 

1«. Die Visitationis 

2<>. Die Praesentationis } B. M. V. 

S^. Die Patrocinii 

40. Quolibet die iidem sodales una simal in propriis Fa- 
miliis adscriptis congregati, ante imaginem sacrae 
Familiae statas preces corde contrito recitaverint. 

5^. Diebus, qniebus sodales interfuerint conventibas, quos 
haberi contigerit. 

II. Iidem sodales indulgentias lucrentur trecentorum dieram 
quoties corde contrito sequeutem Orationem ante imagihem Sacrae 
Familiae quocumque idiomate recitaverint. 

Oratio quotidie recitanda ante imaginem sacrae familiär. 

amantissime Jesu, qui ineffabilibus tuis virtutibus et vitae 
domesticae exemplis Familiam a te electam in terris consecrasti, 
clementer aspice nostram hanc domum, quae ad tuos pedes provoluta 
propitinm te sibi deprecatur. Memento tuam esse hanc domam ; 
quoniam tibi se pecuUari cultu sacravit ac devovit. Ipsam benignus 
tuere, a periculis eripe, ipsi in necessitatibus occurre, et virtutero 
largire, qua in imitatione Familiae tuae sanctae iugiter perseveret; 
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ut inortalis suae vitae tempore in Tui obsequio et amore fid eliter 
inhaerens, valeat tandem aeteraas tibi laudes persolvere in caelis. 

Maria, Mater dulcissima, tuum praesidium imploramus, certi 
divinum taum ünigenitum precibas tais obsecuturum. 

Tuque etiam, gloriosissime Patriarcha sancte Joseph, potenti 
tuo patrocinio nobis saccurre, et Mariae rnanibas vota nostra Jesu 
Christo porrigenda submitte. 

Si vero sodales, qui vel iufirmitate, vel alia caussa impediti 
hanc Orationem recitare neqaiverintf eandem indulgeutiam lucrari 
poterant, si devote quinquics recitaverint Orationem dominicam, et 
salutationero Angelicam cum Gloria Patri, 

III. Dacentorum diernm indulgeutiam sodales Consociationis 
conseqaantar semel in die, si iaculatorias preces qaocumque idioraate 
effuderint ut infra: 

Oesu, Maria, Giuseppe illuminateci , soccorreteci , salvateci. 
Gosi sia. 

[V. Centum dierum indulgentiara Incrifaciant sodales, qui 
operam dederint, ut Christianae Familiae huic piae et universali 
Consociationi sese adscribant. 

V. Indulgeutiam sexaginta dierum lucrentur sodales, quoties 
hi: P. in Ecclesia Parochiali, in qua sedem habet Consociatio, sa- 
crosancto Missae sacrificio, aliisqne divinis officiis devote adstiterint: 
2^ vel quinquies recitaverint Orationem dominicam et salutationem 
Angelicam pro sodalibus defunctis: 3^. vel familiarum dissidia com- 
posuerint, vel componenda curaverint: 4^. vel Familias a iustitiae 
tramite devias, in viam salutis reducere studuerint: 5^. vel pueros 
sive puellas christianis praeceptis imbuere sategerint: 6^. vel aliud 
quodcumque piura opus peregerint, quod in bonum Consociationis cedat. 

Sodalibus, si maluerint, omnibus et singulis indulgentiis supra 
dictis sive plenariis, sive partialibus labes poenasque defunctorum 
expiare liceat. 

Privilegia. 

Piro sodalibus universis, 

Missae, quae pro sodalibus defunctis quocumque in altari 
celebrabantur, iisdem sufiragentur ac si in altari celebrarentur. 

Pro Parochis. 

P. Privilegium altaris personalis tribus in qualibet hebdomada 
diebus; dummodo simili privilegio alia de caussa non perfruantur. 
IP. Facultas benedicendi extra ürbem Coronas, Rosaria, Cruces, 
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Crncifixos, parvas stataas ac namismata, eisque applicandi omnes et 
singulas indulgentias , qoas Sammi Pontifices attribaere iisdem ao- 
lent, nt describitor in apposito elencho; sed tantuinmodo exerceoda 
pro sodalibus in Gonsociationein adscitis, die quo 1^. christiani piam 
ingredinntar CJonsociationem : et 2^ soUemniter renoveter pactum 
Consociationis. 

Formula recUanda quoeumque idiamate a ehristianis famiUis, quae 

86 sacrae famüiae cansecratU. 

Jesa Kedemptor noster amabilissime, qai e caelo missns, nt 
mnndum doctrina et exemplo illasirares, maiorem mortalis tuae vitae 
partem in humili domo Nazarena traducere voluisti, Mariae et Jo- 
sephe subditas, illamque Familiam consecrasti, qnae cunctis ehri- 
stianis familiis futura erat exemplo ; nostram hanc domnm , qnae 
Tibi se totam nunc devovet, benignus suscipe. Tu illam protege et 
eustodi, et sanctum tui timorem in ea confirma una cum pace et 
concordia christianae caritatis, ut divino exemplari Familiae tuae si- 
milis fiat, omnesque ad unum quibus ea constat, beatitatis sempi- 
ternae sint compotes. 

amantissima Jesu Christi Mater et mater nostra Maria, tua 
pietate et dementia fac, ut consecrationem hanc nostram Jesus ac- 
ceptam habeat, et sua nobis beneficia et benedictiones largiatur. 

Joseph, sanetissime Jesu et Mariae custos, in universis animae 
et corporis necessitatibus nobis tuis precibus succurre ; ut tecum una 
et beata Virgine Maria aeternas divino Bedemptori Jesu Christo 
laudes et gratias rependere possimus. 



Atque haec omnia et singula, uti supra decreta sunt, ita firma, 
stabilia , rata in perpetuum esse volumus : non obstantibus Consti- 
tutionibus et Ordinationibus Apostolicis, ceterisque contrariis qui- 
buscumque. 

Datum Bomae apud S. Petrum, sub annulo Piscatoris, die 
20. Junii 1892. Pontificatus Nostri Anno 15. 

S. Card. VannuteUi. 



4. Decretum, 

Dubia. Postquam litterae a Sacra Rituum Congregatione, die 
10. Decembris 1890, de cuitu Sacrae Familiae singularum Dioe- 
cesium Ordinariis transmissae fuerunt, eidem Sacrae Congregationi 
sequentia dubia proposita sunt, nimirum: 



Congr. RiU 18. Febr. 1892 de aütu i. famüiae. 319 

I. An Seniinaria, Gollegia, CongregatioDes , et Religiosae Fa- 
miliae possint per formulam uovissime a SaDctissimo Domino Noslro 
Leone Papa XIII. approbatam semet Sacrae Familiae consecrare, 
itemque Paroeciae, Dioeceses ac Begiones? 

IL Preces ab eodem Sanctissimo Domino Nostro itidem ap- 
probatae atque indulgentiis ditatae a singulis Familiis coram iroagine 
Sacrae Familiae recitandae, possnntne in Ecclesiis publicis usnrpariP 

IIL Licetne familiis, quae iam speciali ratione Sancto Joseph 
se consecrarunt, semet Sacrae Familiae dedicare? 

IV. Qaum permultae orationes, litaniae, formulae consecra- 
tionis Sacrae Familiae et alia huiusmodi in pluribus locis circum- 
ferantur, quomodo providendum? 

Et Sacra eadem Congregatio in Ordinario Coetu ad Vaticanam 
snbsignata die coadunata, referente me infrascripto Cardinali Prae- 
fecto, Omnibus rite perpeusis, sie rescribere rata est: 

Ad I. Quoad Seminaria, Collegia et singulas Demos Congre- 
gationnm ac FamUiarum Beligiosarum Affirmative; quoad Paroecias, 
prorisum per consecrationem familiarum in singulis Paroeciis ; quoad 
cetera Non expedire: 

Ad 11. Affirmative^ sed coram Imagine Sacrae Familiae: 

Ad III. Affirmative: 

Ad IV. Quod litanias, comprehendi sab uniyersali vetito Li- 
taniarum, quae explicite approbatae non fuerint a Sede Apostolica; 
quoad orationes, formulas consecrationis aliasque preces sub quovis 
titulo ad Sacram Familiam honorandam adhibitas, mittendas esse ab 
Ordinariis locorum, nee non a Superioribus Beligiosarum Congrega- 
tionum, ut debito examini subjiciantur ; secus in posterum licite 
usarpari nequeant. Die 13. Februarii 1892. 

De bis autem facta Sanctissimo Domino Nostro Leoni Papae XIII. 
per me infrascriptum Cardinalem Praefectum relatione, Sanctitas Sua 
resolutiones Sacrae eiusdem Gongregationis ratas habuit, et con- 
firmavit Die 18, iisdem mense et anno. 

Gajetanus Card. Ahisi-MaseUa 
L. t S. S. B. C. Praefectns. 

Vincentius Nussi, S. B. C. Secretarius. 
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XXXVII. 

Die Aufhebung des matrimonium praesumptum durch päpst- 
liches Decret vom 15. Februar 1892. 

(Vgl. Archiv, Bd. 67. S. 167.) 
Von Prof. Dr. Ph, Sehnt ider zu Begensburg. 

Bezaglich der Rechtsgültigkeit der Ehe unterscheiden die 
Canonisten auf Grund des Decretalenrechtes das matrimonium verum^ 
die gültige Ehe, ferner das matr. putativum^ die wegen eines ge- 
heimen Ehehindernisses angültige, aber äusserlich gültig und wenig- 
stens von Seiten Eines Ehetheils in gutem Glauben geschlossene 
Ehe, und endlich das matr, praesumptum^ die auf einer Bechtsprä- 
sumption beruhende Ehe. Santi^ praelectiones juris canonici, lib. IV. 
tit. I. de spons. et matr. n. 77 (IV. S. 25) sagt: »Praesumptum 
matrimonium illud est, quod ab ipso jure, posito aliquo facto, sup- 
ponitur et retinetur contigisse, ita ut probatio in contrariura directa 
non admittatur.c Vermöge einer praesumptio juris ei de jure gingen 
nämlich sponsalia de futuro, wahre und gültige Sponsalien, durch 
eine nachfolgende copula carnalis in eine wiricliche Ehe über. Die 
diesbezüglichen Stellen sind das cap. Veniens (c. 15 X. de spons. et 
matr. IV. l), in welchem Papst Alezander III. sich für die Rechtsbe- 
ständigkeit einer präsumirten Ehe (sponsalia de futuro mit nachge- 
folgter copula) gegenüber einer später geschlossenen Ehe (sponsalia 
de praesenti) ausspricht. Ein gewisser Gu. hatte eine Frauensperson 
im Hause, mit welcher er Kinder erzeugt und der er vor Zeugen 
die Ehe versprochen hatte. Dieser versündigte sich später mit einer 
Jungfrau und wurde vom Vater derselben genöthigt, sie zu ehelichen 
(de praesenti desponsare). Der Papst entschied nun in seiner Ant- 
wort an den Bischof: »mandamus, quatenus, si iuveneris, quod pri- 
mam post fidem praestitam cognoverit^ ipsum cum ea facias re- 
manere; älioquin secundae^ nisi metu coactus, qui posset in viram 
constantem cadere, eam desponsaverit , adhaerere facias ut uxori.c 
Ferner, das cap. Tua nos (c. 26 eod. tit.) von Innocenz III. und be- 
sonders das cap. Is qui fidem (c. 30 eod. tit.) von Gregor X. , wel- 
ches geradezu den Gegenbeweis, dass die copula nicht mit affectus 
maritalis statthatte, pro foro externe ausschloss : »Is qui fidem dedit 
M. mulieri super matrimonio contrahendo, carnali copula subsecuta, 
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etsi in facie ecciesiae ducat aliam et cognoscat, ad primam redire 
ten^tur: quia, licet praesumptum primam matrimonium videatur, 
contra praesumptionem tarnen hujusmodi non est probatio admütenda. 
Ex quo sequitur, quod nee verum nee aliquod censetar matrimonium, 
quod de facto est postmodum subsequutum.« 

Mit Bücksicht auf die vorausgegangenen Sponsalien präsumirte 
das Recht, dass die copula zwischen Verlobten nur mit affectus ma- 
ritalis statthatte und erkannte darin den zum gültigen Eheschluss 
noth wendigen consensus maritalis. Aehnlich, wie die nach einer be- 
dingungsweise geschlossenen Ehe • erfolgte copula carnalis als ein 
Verzicht anf die gesetzte Bedingung gilt, wurde hier die copula als 
mit affectus maritalis geschehen präsumirt und galt als consensus ma- 
ritalis mit Bücksicht auf die geschlossenen Sponsalien. Mit dieser 
Bechtspräsumption war dann die Bechtswirkung verknüpft, dass 
solche Sponsalien pro foro ezterno wahre Ehen wurden, ohne dass 
ein directer Beweis gegen diese Bechtspräsumtion des affectus mari- 
talis vor Gericht gestattet wurde ; nur indirect war ein Beweis gegen 
die Gültigkeit der Ehe gestattet, sofern ein trennendes Ehehinder- 
niss nachgewiesen werden konnte. Denn die praesumptio juris et de 
jure ist, wie Carl Gross, die Beweistheorie im canonischen Process 
1,60 sagt, »der gesetzliche Befehl, ohne weiteres für wahr zu halten; 
sie ist ein Grund für die juristische Wahrheit einer Thatsache auch 
ohne Beweis; dem Bichter bleibt hier gar nichts übrig.c Preisen 
in seiner Geschichte des canonischen Eherechtes S. 208 ff. hat diese 
praesumptio juris et de jure für seine Gopulatheorie benützt, um zu 
beweisen, dass die copula eheschliessend sei, allein ohne Grund; denn 
das Becht hatte hier nur den affectus maritalis, den consensus ma- 
ritalis im Auge und betrachtete diesen als die Ehe schliessend. Dabei 
war das Becht von sittlichen Motiven geleitet. Es wollte die forni- 
catio, die Sünde, in welche die Verlobten durch copula fornicaria 
verfielen , ausschliessen nach dem Bechtssatze : »nemo praesumitur 
malus, nisi probetur.« Mit Bücksicht auf die geschlossenen Spon- 
salien präsumirte es deshalb zu Gunsten der Verlobten den affectus 
maritalis und Hess somit, weil eine bestimmte Form der Eheschlies- 
sung nicht vergeschrieben war, den consensus de futuro der Spon- 
salien vermöge der gepflogenen copula in einen consensus de prae- 
senti übergehen, welcher den gültigen Eheschluss bewirkt. 

Diese praesumptio juris et de jure wird von den Canonisten 
als »justa, indubitata et omnino certa,c als »jure scripto sine pro- 
batione approbata et necessaria« bezeichnet, vgl. Fagnanus, comment. 
in V. libros Decretalium, ad c. 30 X. de spons. et matr. IV 1, u. 3- 
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Sie hatte jedoch nur vor Oerichi^ in forp contentioso et jadiciali 
Geltung, nicht aber im Oewissensbereiche, in foro conscientiae; hier 
gilt nur die Wahrheit. Deshalb sagt Fagnanus I. c. n. 6 : »ünde 
si vere sponsus cognovisset sponsani non affecta axoririo, sed fornicario, 
non esset matrimonium in foro poenitentiali et quoad Deum. Si 
sponsus nuUo modo consensit in primam, sed in secundam, etsi papa 
sit supra jus, tarnen consensus valere non potest nee contra con- 
scientiam horoinem urgere. Et quanivis postea idem Hostiensis vi- 
deatur concludere obediendum esse Papae in utroque foro, tamen fa- 
tetur Papam efficere non posse, ut sine consensu expresso ?el tacito 
sit matrimonium: et hoc verius et communius.€ Vor Qericht musste 
darum eine solche präsumirte Ehe stets als gültig erkannt werden. 
Damit war vielfach ein Widerspruch zwischen dem forum externum 
und internum gegeben ; die gerichtlich gültige Ehe konnte in der 
That ungültig sein, sofern der consensus maritalis wirklich mangelte 
und eine copula nur mit affectus fornicarius gepflogen war. 

Das Tridentinum hat durch das Decret Tametsi (Sess. XXV. 
c. 1 de ref. matr.) den Abschluss der Ehe vor dem eigenen Pfarrer 
und wenigstens zwei Zeugen unter Strafe der Nichtigkeit geboten. 
Ueberall da, wo dieses Decret zur Geltung gelangt ist, sind darum 
die Clandestinehen absolut ungültig und damit war für die Gegenden 
des tridentiner Decrets das matrimonium praesumptum indirect be- 
seitigt. Dagegen waren jene früheren Decretalen über das matri- 
monium praesumptum nicht aufgehoben und ebendesshalb war letz- 
teres in den aussertridentinischen Gebieten thatsächlich noch in 
Geltung, d. h. Sponsalien de futuro mit nachgefolgter copula mussten 
vor Gericht als gültige Ehen gegenüber einer nachgefolgten kirch- 
lichen Ehe aufrecht erhalten werden. Wir haben oben schon den 
Widerspruch berührt, welcher durch ein solches matr. praesumptum 
zwischen dem forum externum und internum entstehen konnte, und 
in der That trat häufig in jenen aussertridentinischen Gebieten ein 
solcher Gonflict zu Tage. Manche schlössen nach gültigen Sponsalien 
und gepflogener copula carnalis später mit einer andern Person eine 
kirchliche Ehe. Zur Lösung der hierauf entspringenden Confiicte 
namentlich pro foro interne hat die Cougregatio de Propaganda fide 
für die Bischöfe des imperium Sinense in Asien unter dem 17. Ja- 
nuar 1821 eine Instruction erlassen, s. dieselbe in Acta S. Sedis 6, 
446. In dieser Instruction hält die Congregatio an dem Decretalen- 
rechte fest, dass Sponsalien de futuro durch folgende copula in wirk- 
liche Ehen vor dem forum externum übergehen (I. c. p. 450) : »Con- 
firmatur, quia copula carnalis sequuta post sponsalia de futuro est 
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sufficiens Signum consensus de praesenti in matrimoniam , et sponsi 
per eam consentur sibi invicem tradere; quae praesamptio habet 
locam in Foro contentioso et jadiciali tantum , non autern in foro 
conscientiae et poenitentiali. Dnde si sponsus vere cognovisset spon- 
sam non affectu maritali, sed fornicario, non esset verum Matri- 
monium in foro poenüeniiali ei coram Deo^ quia Papa non potest fa- 
eere, nt sine eonsensu expresso vel tacito sit verum Matrimonium. 
An diese Sätze, sagt die Instruction, sollten sich die Bischöfe in foro 
conscientiae halten (L c. S. 451). Wenn sonach die Verlobten af- 
fectu fomicario einander beiwohnten, so entstünde keine wahre Ehe 
vor Qott und es sei ihnen darum vor Gott erlaubt, zu einer andern 
Ehe fiberzugehen, wenn die ersten Sponsalien rechtmässig gelöst 
wären. Anders dagegen, wenn die Sache vor Gericht gezogen sei: 
»Geterum in forum exlemum ac jndiciale deducta si copnia sit, pos- 
sent iidem ab Ecclesiastico judice legitimorum instar conjugum ha- 
ben, atque idcirco quoad alter eorum vixerit a quovis alio Matri- 
monio prohiberi, quia est haec praesumptio juris et de jure ^ idest 
certa omnino et indubitata contra quam non admittitur probatio: 
et consequenter non audiretur sponsus asserens, se non cognovisse 
sponsam affectu maritali vel animo contrahendi Matrimonium cum illa.« 
Abgesehen von diesen Gonflicten zwischen dem forum externum 
und internum waren es vorzüglich folgende Umstände, welche eine 
Aufhebung des Decretalenrechtes bezüglich des matrimonium prae- 
sumptum wfinschenswerth erscheinen Hessen. Jene Decretalen vom 
matrimonium praesumptum sind längst dem Bewusstsein und der 
Eenntniss des christlichen Volkes entechwunden und die Lehre von 
der präsumirten Ehe ist thatsächlich ausser Gebrauch und in. Ver- 
gessenheit gerathen, hauptsächlich wohl deshalb, weil man auch in 
den aussertridentinischen Gegenden sich allgemein an die Form des 
Tridentinums hält, wenn auch die Clandestinehen thatsächlich noch 
Gültigkeit haben. Das Volk ist nicht zu der Anschauung zu bringen, 
dass solche sponsalia de fnturo durch nachfolgende Gopula zur gül- 
tigen Ehe werden und thatsächlich betrachten die Verlobten eine 
solche copnia als mit affectus fomicarius erfolgt. Gestützt auf diese 
Erwägungen hat Leo XIU. jene Decretalen über das matrimonium 
praesumptum durch Decret vom 15. Februar 1892 aufgehoben und 
damit das matrimonium praesumptum auch für die aussertiridentini- 
schen Gebiete beseitigt. Es war nur eine logische Consequenz, wenn 
der Papst, nachdem die Absicht des Gesetzgebers, die Sünde zu ver- 
hüten, nicht mehr erreicht wurde, das Gesetz selbst aufhob. Das ist 
somit die Bedeutung des Decrets Consensus mutuus, die Aufhebung 
des matrimonium praesumptum für die aussertridentinischen Länder; 
dagegen hat das Decret am tridentinischen Eherechte nichts ge- 
ändert und ebensowenig die tridentinische Form für die ausser- 
tridentinischen Länder vorgeschrieben. 
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XXXVIII. 
Literatur. 

1. Sdraieh Max. WolfenbütÜer Fragmente. AnaleJUen mir KircJien- 
geschicMe des Mitielalters aas WolfenbüUler Handschriften. Als 
IL Heft des L Bandes der *hirchengeschichtlichen Studien^ 
herausgegeben von Knöpfler^ Schrörs und Sdraieh Münster t. W. 
Heinrich Schoningh 1891. X u. 191 S. 2 Tafeln in Lichtdruck. 
Zur Erklärung des in der Literaturgeschichte durch Lessiug 
berühmt gewordenen Titels sagt der Verfasser: »Der Inhalt dieses 
Heftes hat mit Lessings Fragmenten keine Qeistes Verwandtschaft 
Dennoch erschien mir der gewählte Titel am geeignetsten, den In- 
halt der Arbeit bündig zu begreifen. Denn es sind ausschliesslich 
Wolfenbuttler Handschriften, welche mir diese Vermehrung des 
Quellenmaterials zur Kirchengeschichte des Mittelalters geboten 
haben; diese Änalekten sind zum Theil Fragmente im eigentlichen 
Sinne des Wortes und die meisten derjenigen, welche ganz und voll- 
ständig erhalten sind, bieten doch nur fragmentarische Ergänzungen 
zu unserer Eenntniss der betreffenden Ereignisse . . . .« Das muss 
Jedem genügen , der das Buch auch nur in der Hand gehabt hat. 
und wer sich an dem Titel stossen sollte, ohne das Buch zu kennen, 
möge sich eines Drtheils nach dieser Richtung enthalten, da er doch 
nur schief urtheilen würde. 

Die Eintheilung des Buches bringt uns im ersten Theile die 
Beschreibung der Handschriften und ihres Inhaltes, im zweiten Theile 
Quellen zur Eirchengeschichte des Mittelalters aus Wolfenbuttler 
Handschriften. Die Textpublicationen reichen von Seite 111 bis 186. 
Ein sorgfältiges Register macht den Abschluss. 

Um eine Beobachtung hier vorweg zu verzeichnen, muss Re* 
ferent gestehen, dass er seit lange kein Buch in der Hand gehabt 
hat, in welchem die Materialien so fleissig, umfassend und er- 
schöpfend verarbeitet sind, als wie in den Fragmenten. Die Heran- 
ziehung der gedruckten Literatur ist eine vollständige und die Ver- 
werthung derselben beweist wie der Verfasser in derselben zu Hause 
ist. Es ist ein wahrer Genuss, an der Hand der Ausführungen des 
Verfassers sich in die gebotenen Stücke hineinzulesen und kein Punkt 
bleibt unaufgeklärt, der sich mit der canonistischen und historischen 
Literatur überhaupt aufklären Hess. Die häufig sehr schwere Aui- 
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findnng entstellter oder ganz allgemein angeführter Stellen aus Bibel 
und Patristik ist nahezu vollständig gelungen, so dass dem Verfasser 
in dieser Beziehuug für seine ausserordentlich fleissige Verarbeitung 
höchstes Lob gebührt. 

I. Der erste Abschnitt behandelt eine kirchenrechtliche Samm- 
lung des Bisthums T^ronane in Nordfrankreich aus Cod. 212, deren 
»rechtsgesßhichtliche Bedeutung nur für die Oeschichte der Rechts- 
quellen ihres eignen Entstehungsgebietes und in allgemeinerer Hin- 
sicht nur soweit, als sie ein neuer Beleg ist für die Fruchtbarkeit, 
mit welcher das gregorianische Zeitalter schuf und der Sammlung 
kirchlichen Rechtsstoffes oblag, t zu umgrenzen ist. Die Entsteh ungs- 
z^it der Sammlung in den letzten Jahren des Pontificates Paschalis II. 
wird nachgewiesen und die Untersuchung der primären und secun- 
dären Quellen der Sammlung ist abschliessend. 

Der zweiten Abhandlung über die Synode von Rom (I0d9) und 
die Synode von Poitiers (1100) folgt die Mittheilung der Rubriken 
der »Canonensammlung von 77 Capiteln.€ Ebenfalls aus demselben 
grossen Täronaner Codex stammt »die canonistische Stoffsammlung« 
deren inedita die folgenden sind : decreta Bonifacü legati , das In- 
vestiturverbot des Papstes Paschalis II. auf der Synode zu Benevent 
(1108) und die Originalcanones der Synode von Beauvais 1114. 
Schliesslich enthält der Codex noch eine Briefsammlung über Ange- 
legenheiten kirchlicher und kirchenrechtlicher Natur einiger Gebiete 
Nordfrankreichs. Zwei Aktenstücke zur Geschichte des Gottesfriedens 
machen den Schluss. 

Ganz abgesehen davon , dass genauere Nachrichten über die 
Geschichte eines so wichtigen Theiles der damaligen civilisirten 
Welt, wie Nordfrankreich es war, weit über den Rahmen localge- 
schichtlicher Bedeutung hinausschiessen, glaube ich betonen zu sollen, 
dass die fast ängstliche Beflissenheit des Verfassers, den Werth seiner 
Beiträge auf das geringste zulässige Mass einzuschränken, dem wis- 
senschaftlichen Resultat, wie es vor uns liegt, durchaus Unrecht thut. 
Diese Detractionsmethode kommt am Besten bei den Aktenstücken 
über den Gottesfrieden zum Ausdruck. 

Ohne direct behaupten zu wollen, dass die Ausführungen auf 
S. 79 ff. (vergl. die Texte auf S. 140 ff.) den Maren Beweis er- 
bringen, »dass flandrischen Bischöfe schon im Jahre 1034 die trenga 
Dei eingeführt hätten,« möchte ich doch bemerken, dass die An- 
gabe des Hugo Floriacensis , »der ihn schon früher entstanden be- 
richtet,« eine neue Inbetrachtnahme erheischt. Und es ist nicht aus- 
geschlossen , dass die Ausführungen Kluckhohn's wesentlich dadurch 
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modificirt werden (vgl. dessen Geschichte des Gottesfriedens, Leipzig 
1857 S. 33 Note 7). 

II. Eine kirchenrechtliche Sammlung Trier'scher Herkunft. 
Cod. 488 gehörte früher dem Flacius, der ihn decreta pontificum be- 
nannt hat. Entstanden ist er in St. Maximin in Trier. Verfasser unter- 
sucht die Quellen der Sammlung und das Verhältniss zum Gontinuator 
Reginonis» von dem er sagt, dass er »nur der Verfasser einer Chronik, 
nicht wie Regino selber der Verfasser einer Chronik und einer Ca* 
nonensammlungc ist. Aus der Feststellung, dass »unsere Sammlung 
in St. Maximin um das Jahr 965 entstanden ist, dass Adalbert, der 
cont. Reg. dazu Material beigesteuert bat, macht Verfasser es hOchst 
wahrscheinlich, dass die Cftnonensammlung mit der Erhebung Adal- 
berta auf den Erzstuhl von Magdeburg ihren Weg in's Sachsenland 
gefunden habe. Die Sammlung enth&It vier grössere üuica, n&m- 
lich einen Bericht aber die Lateransynode von 769, zwei sonst nicht 
vorkommende Briefe von Benedict III. und Nicolaus I. (vergl. Wei- 
land, Zeitschr. für Eirchenrocht XX. N. F. II. 100 f.) und den Be- 
richt des päpstlichen Cardinallegaten Georg, Bischofs von Ostia und 
seiner Begleiter an Papst Hadrian I. über die 786 in Northumber- 
land und in Mercien abgehaltenen Synoden. Da bisher von letzterem 
Aktenstficke nur Fragmente bekannt waren, so ist der Abdruck des 
ganzen Stückes hochwillkommen und seine Bedeutsamkeit wird die 
Rechtshistoriker weiterhin zu beschäftigen haben. 

III. Den Schluss der Erörterungen machen die Ausführungen 
über »Theologische Controversschriften aus dem Zeitalter des In- 
vestiturstreites. In der Wolf. Berg. Handschrift 782, die aus dem 
Kloster S. Adriani in Lamespringe stammt, interessiren den Ver- 
fasser nur die drei Streitschriften: 1) sermo venerabilis Brunonis 
episcopi de symoniacis, 2) epistola de vitanda missa uxoratoram sa- 
cerdotum, und 3) quaestio de sacramentis hereticorum. 

Der Text des sermo Brunonis reicht von der bekannten Fassung 
wesentlich ab, ist nicht frei von Fehlern, ergänzt aber »die Lücken 
des edirten Textes, verbessert seine Fehler.c Die bedeutende Stel- 
lung Bruno's rechtfertigt das genaue Eingehen des Verfassers auf 
diese Streitschrift vollkommen. 

Die epistola ist 1111 entstanden und gerichtet an den Cardinal- 
legaten für Deutschland, Bischof Richard von Albano. Als Verfasser 
werden zwei Scholarchen, »welche ihrem ehemaligen Schüler, dem 
praktischen Kirchenpolitiker, mit ihrer Schulweisheit zu Hilfe kamen,€ 
wahrscheinlich gemacht. 

Das letzte Aktenstück, dessen Anonymität nicht zu lüften war, 
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ist von Werth als »Denkmal für die Unsicherheit und für die Vor- 
gänge der vorscholastischen Theologie in einer der wichtigsten dog- 
matischen Fragen, welche schon das patristische Zeitalter gelöst 
hatte. € Die schalmässige Behandlang und Vorsicht in Benrtheilang 
der Materie steht im Qegensatze zu der erregten Form und scharfen 
Ausdrucksweise der epistola. 

IV.- Die Textpublication umfasst neun Briefe des Papstes Pa- 
schalis IL, die, abgesehen vom Inhalte, als solche schon bemerkens- 
werth sind; sechs Erlasse und Briefe von Cardinälen, päpstlichen 
Legaten und Erzbischöfen; die Ganones von sechs Synoden aus dem 
achten, elften und zwölften Jahrhundert; drei Aktenstücke zur Ge- 
schichte des Gottesfriedens, über deren Bedeutung ich oben das 
Nötbige gesagt habe ; die epistola de vitanda roissa und die quaestio 
de sacramentis hereticorum, sowie schliesslich unter dem Titel »Ver- 
mischtest einige Fragmente über diverse Themata. 

Die schöne Publication gehört nicht zu denen, die mit Ma- 
terialien allererster Ordnung arbeitete. Allein die Funde secundärer 
Art, die hier in fleissigster und sauberster Verarbeitung vorliegen, 
verdienen darum keineswegs Vernachlässigung. Ihre Zusammenfas- 
sung in einer besonderen Publication muss um so dankbarer begrüsst 
werden, als dadurch einer Verzettelung der einzelnen Stücke in Zeit- 
schriften vorgebeugt und dem Ganonisten und Historiker dadurch die 
so wie so schon drohend angewachsene Hochfluth der Zeitschriften- 
Aufsätze in etwa vermindert wird. Klare, übersichtliche Anordnung 
zeichnet das Werk aus und man muss es lobend anerkennen, dass 
der Verfasser sich nicht jenen Gelehrten angeschlossen hat, die 
glauben, dass wissenschaftliche Resultate keiner gewählten Form be- 
dürfen. Seine Sprache ist edel und das Buch liest sich darum leicht 
und mühelos. Die Ausstattung ist gut. und der Druck fast frei von 
E^ehlern. Paul Maria Baumgarten. 

2, Adam Nüsslein^ Die confessUmette Kinderereiekung nach bayeri- 
schem Rechte Bamberg 1890^ (D. Siebenkers)^ 84 Seiten. 

Die Schrift untersucht nach bayerischem Recht die Grundsätze 
über Bestimmung der Gonfession, erstens für Kinder aus gemischten 
Ehen, zweitens für Kinder aus ungemischten Ehen, drittens für un- 
eheliche Kinder. Die beiden ersten Abschnitte hätten umgestellt 
werden sollen. Es fehlt ein Abschnitt über das Verfahren bei 
Streitigkeiten , weshalb die Schrift keine klare Anschauung von den 
bestehenden Rechtszuständen gewährt. Die zahlreichen Streitfragen 
des materiellen Rechts sind vollständig, kurz und klar dargestellt, 
jedoch nicht immer richtig entschieden. Dr. K, Schmidt, 
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3. Kirchenrecht von Rud. Sohm. 1. Bd. Die geschichtlichen Orund" 
lagen, Leipzig, Drucker & Humbloty 1892, XXIII u. 700 S. 
gr. 8. 16 Mk. 

Eine Schilderung der Entwickelung der Kirchenverfassung auf 
Gnmd protestantischer Forschungen und protestantischer Auffassung. 
Die kathol. Literatur ist nur sehr sporadisch herangezogen und viel- 
leicht auch dieses Wenige nur aus zweiter Hand, nach gelegentlichen 
Citaten bei protest. Schriftstellern. Phillips' Kirchenrecht, von wel- 
chem Bd. 1 und 2 in 3. Aufl. erschienen, identificirt der Verfasser 
p. XXI mit Phillips' Lehrbuch, von welchem die 3, Aufl. 1881 er- 
schien. Den Inhalt charakterisirt schon die Gruppirung in die drei 
üapitel: 1. das ürchristenthum ; 2. der Eatholicisrous; 3. die Reforma- 
tion. Die Form der Darstellung ist eine schöne. Ausführlicheres folgt. 

4. Schweizerisches Bundesrecht, Staatsrechtliche und verwcdtungs" 
rechtliche Praxis des Bundesrathes und der Bundesversamm- 
lung seit dem 29, Mai 1874, Im Auftrage des Schweiz. Bundes- 
rathes dargestellt von Dr. jur. L. R. v. Salis , o. ö. Prof. der 
Rechte an der Universität Basel. Bern. K, J. Wyss. Bd. I. 
1891 XV u. 497 S. Bd. IL 1892 XI u. 642 S. 8^. 

Dieses officiöse Werk stellt in systematischer Ordnung im An- 
schluss an den Wortlaut der Akt^n die seit Brlass der derzeitigen 
Schweizer Bundesverfassung ergangenen Entscheidungen des Bundes- 
rathes und der Bundesversammlung der Schweiz dar, regelmässig 
ohne Beifügung kritischer Bemerkungen. Im Bd. 1. S. 134 ff. ent- 
hält das Capitel über die Gewährleistung der cantonalen Verfassungen 
durch den Bund auch eine Reihe von Entscheiden kirchenpolitiscber 
Streitfragen, welche bezüglich der Verfassungen der einzelnen Gautone 
outstanden. Im Bd. 2. S. 286 ff. enthält das Capitel »Religionsfrei- 
lieitc oder »Stellung des Bundes zu den einzelnen Confessionen« 
ktrchenpol. Entscheidungen der Bundesbehörden und die betr. Akten. 
So namentlich über den Conflict zwischen den Staatsbehörden und 
Bischof Lachat, über den Culturkampf im Berner Jura, das apostol. 
Vicariat Genf (Angelegenheit Mermillod), die Angelegenheit der 
Mariahilfkirche in Luzern, das Ges. des Cantons Tessin v. 21. März 
1886 betr. die Freiheit der k'ath. Kirche, die Ausschliessung jeglichen 
Zwanges in Glaubenssachen, die religiöse Erziehung, Sonntagsheilignng, 
Steuern für Cultuszwecke, Gultusfreiheit, Handhabung des öffentlichen 
Friedens unter den Angehörigen verschiedener Religionsgenossen- 
schaften, Debergriffe kirchlicher Behörden und die Rechtssphäre des 
Staates und der Bürger, Anstände über Bildung oder Trennung von 
Religionsgenossenschafben, bürgerliche Ordnung des Begräbnisswesens, 
Stellung des Bundesraths zum Papst, Errichtung von Bisthümern, 
von Klöstern und über das Jesuitenverbot. Vering. 

5. F. Maltese, Esodo. Vittoria (Sicüia) Vdardi e figlio. 1892. 
2 Bde. 220 u. 230 S. 

Ein Roman des im Archiv bereits wiederholt erwähnten triali- 
stischen Philosophen. Wir müssen uns hier auf die Bestätigung des 
Empfanges dieses interessanten, aber nicht unanfechtbaren Werkes 
beschränken. Dr. K, Scheimpflug. 
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6, Die desponsatio impuberum. Ein Beitrag eur Entwiddungs- 
geschichie des canonischen Eheschliessungsrechtes. Von Dr, 

Walther v. HÖrmann, Innsbruck^ Wagner, 1891. XIV u. 269 8. 

Der lohalt des vorliegenden Buches ist folgender : Zuerst wer- 
den die Voraussetzungen der Eheschliessung Unmündiger nach den 
einzelnen historischen Rechten, mit denen das canonische in nähere 
Berührung kam, dem jüdischen, deutschen, römischen Rechte darge- 
stellt. Dann folgt die Entwicklung des kirchl. Rechts in Bezug auf 
diese Frage in histor. Ordnung: a) vor Gratians Decret, b) das de- 
cretum Gratiani selber, c) die Literatur über das Decret Gratians 
bis zur Benutzung der Decretalen Alexanders III. , d) die nach- 
gratianische Decretalengesetzgebung bis Innocenz III., e) die weitern 
Bearbeitungen des Decrets nach Alex. III. , f ) das Eherecht des 
Beruh, von Pavia, g) die Decretalen Innocenz III. und seiner Nach- 
folger, h) die eherechtliche Literatur nach Innocenz III. Zum Schluss 
wird das Gesammtresultat der Entwicklung, wie es sich nach der 
Ansicht des Verfassers ergibt, kurz zur Darstellung gebracht. 

Die desponsatio impuberum ist eine sehr interessante Frage, die 
mit den wichtigsten Punkten des Eherechts in unmittelbarem Zu- 
sammenhang steht. Eine geschichtliche Behandlung derselben aus 
den Quellen kann also nur freudig begrüsst werden, zumal eine solche 
specielle Untersuchung noch gar nicht vorhanden ist Auch muss 
dankbar anerkannt werden, dass der Verfasser ein reiches Quellen- 
material zusammengetragen hat, nicht blos gedrucktes, sondern auch 
handschriftliches, welches zum Theil ihm, wie er in der Vorrede 
dankbar anerkennt , von Hofrath v. Ficker zur Verfügung gestellt 
wurde. Mit der Bearbeitung des Quellenmaterials und dem Gesammt- 
resultate kann sich Ref. nicht so einverstanden erklären. Es muss ja 
anerkannt werden, dass es die erste eingehendere Behandlung dieser 
Frage ist, ferner dass die Terminologie von desponsatio, sponsalia in 
den Quellen eine sehr schwankende ist, so dass es manchmal sehr 
schwer ist zu unterscheiden, ob von einer wirklichen Ehe oder nur 
von einem Verlöbniss die Rede ist. Aber es scheint mir doch , dass 
der Verfasser sich nicht die nöthige Zeit genommen hat, das schwierige 
Material ordentlich durchzuarbeiten. Am Schlüsse der Vorrede heisst 
es: »Zu meinen (sie!) Bedauern ist eine ungewöhnliche Anzahl von 
Druckfehlern stehen geblieben, was ich mit der durch äussere Ver- 
hältnisse veranlassten Beschleunigung des Druckes zu entschuldigen 
bitte.c Sollten wohl diese äussern Verhältnisse nicht nur den Druck, 
sondern auch die Bearbeitung des Buches beschleunigt haben? Ich 
kann hier unmöglich alles das hervorheben, worin ich mit dem Ver- 
fasser nicht einverstanden bin. Nur ein Punkt sei etwas eingehen- 
der erörtert. In dem letzten Abschnitt des Buches: Rückblick und 
Gesammtresultat heisst es S. 255 ff.: »Die Ehefähigkeit muss ge- 
geben sein für den Beginn der Ehe. Bezüglich des Zeitpunktes, mit 
welchem die wahre christliche Ehe vorliegt, ergab sich die erste Ab- 
weichung von der Anschauung des römischen Rechtes. Dieses be- 
trachtet als Eheschliessung und Anfang der Ehe die Ausführung der 
vorher in einem Verlöbnisse oder Ehevertrage erklärten ehelichen 

Archiv fUr Kirchemrecbt. XLVm. 22 



SSO Literatur: v. ttOrmann, Die despoiuatio impuberunt, 

Willenseinigang durch die Herstellung der thatsächlichen Lebens- 
gemeinschaft. Die blosse eheliche Consenserklärung begründete nur 
ein frei lösliches pnrsönliches Verpflichtungsverhältniss und enthielt 
nur ein Versprechen künftiger Ehe. Die Kirche suchte jedoch die 
Verlöbuisstreue besonders zu betonen und die Löslichkeit einer giltig 
erfolgten Verlobung soviel als möglich einzuschränken. Diese Be- 
tonung der bei der Desponsatio vorliegenden ehelichen Willenser- 
klärung führte dazu, dass die Kirche schon mit dieser den Anfang 
der Ehe als Rechtsverhältnisses gegeben betrachtete, sodass nach 
ihrer Auffassung aus der die künftige Ehe versprechenden Willens- 
erklärung des römischen Rechtes eine den Beginn der Ehe be- 
gründende Willenserklärung, somit Ehehegründung^ also ein Stadium 
der Eheschliessung wurde. Die nach römischem Rechte geforderte 
Ausführung des Ehelichungswillens durch Traductio wurde nun für 
den Beginn der Ehe nicht mehr berücksichtigt. Dieselbe hatte nur 
die Bedeutung, dass das geschlossene eheliche Verhältniss noch 
schwerer löslich wurde. An ihrer Stelle hob die Kirche im Anschlüsse 
an biblische Auffassung die körperliche Einigung als jenen Akt her- 
vor, mit dem das rechtlich geschlossene Verhältniss zur vollendeten 
und im christlichen Sinne unlöslichen Ehe wird. Vor diesem that- 
sächlichen Vollzuge des gescliiossenen ehelichen Rechtsverhältnisses 
liegt daher noch nicht die Ehe nach christlicher Auffassung, sondern 
nur ein unfertiges Verliältuiss vor, mit welchem die Kirche jedoch 
schon die Bezeichnung Ehe und den Eintritt des rechtlichen Inhalts 
des ehelichen Verhältnisses verband. Wir haben daher zu unter- 
scheiden zwischen Beginn des ehelichen Rechtsverhältnisses durch 
Desponsatio und Beginn der waJiren christlichen Ehe durch Ver- 
wirklichung der thatsächlichen Lebenseinigung in Folge der Con- 
sammation des ersteren Verhältnisses. Die Desponsatio ist kein 
eigentliches Verlöbniss im Sinne eines Eheversprechens, sondern be- 
wirkt begonnene, rechtlich geschlossene Ehe. In den Quellen finden 
wir dies ausgedrückt mit: Cum initiatur conjugii nomen adsciscitnr. 
Non enim defloratio virginitatis facit conjugium, sed pactio conju- 
galis. Denique cum jungitur puella, conjugium est, non cum viri 
admistione cognoscitur (c. 5 C. 27 qu. 2 Ambros.) Conjuges verius 
appellautur a prima desponsationis fide, quamvis adhuc ignoretur 
inter eos conjugalis concubitus (Isidor-Etym. c. 6 ib.). In omni 
matrimonio conjunctio intelligitur spiritualis, quam confirmat et per- 
ficit coujunctiorum commixtio corporalis (Ambros. c. 86 ib.). Cum 
societas nuptiarum ita a principio sit instituta, ut praeter com- 
mixtionem sexuum (non) habeant in se nuptiae conjunctionis Christi 
et ecclesiae sacramentum, non dubium est, illam mulierem non per- 
tinere ad matrimonium, cum qua docetur non fuisse uuptiale mini- 
sterium (andere Lesart: mysterium) (»Leo papa c. 17 ib.) ebenso 
c. 16 Augustinus u. v. a.c — Mit dieser ganzen Entwicklung kann 
ich mich nicht einverstanden erklären. Auch enthalten die ange- 
führten Stellen m. E. gar nicht, was der Verf. darin findet. »Eine 
Unterscheidung zwischen Beginn des ehelichen Rechtsverhältnisses 
durch desponsatio und Beginn der wahren christl. Ehe durch Ver- 



V. Hörmann, Die deaponaatio impuherum, 331 

wlrklichung der thatsächlichen Lebenseinigang in Folge der Gonsum- 
mation des ersteren Verhältnisses < wird in den angeführten Stellen 
nicht gemacht. Non enim defloratio virginitatis facit conjagium, 
sed pactio conjugalis. Deniqae cum jungitur puella, conjugium est, 
non cum viri admixtione cognoscitur. Darin wird der alte Satz zum 
Ausdruck gebracht: Consensus facit nuptias. Es kann unter Christen 
eine Verbindung zwischen Mann und Weib nicht zugleich ein ehe- 
liches Kechtsverhältniss und keine christliche Ehe sein. Man kann 
nicht unterscheiden zwischen Ehevertrag, ehelichem Rechtsverhält- 
nisse und christlicher sacramentaier Ehe. Die hier angeführten 
Stellen sagen, diese christliche sacramentale Ehe komme zu Stande 
durch den vollen ehelichen Gonsens, und nicht durch Consummation. 
Die zum Schlu.ss angeführte, aus Papst Leo I. entnommene Stelle 
ist im Text nicht sicher, wie ich durch die Klammern andeutete. 
1?. Scherer (K.-R. II. Bd. I. Abth. §. 108. A. 18) sagt von ihr: 
»Leo I. handelt in der cit. Stelle vom Concubinate und legt bei der 
Ehe keineswegs das Hauptgewicht auf die Copula.c Von der letzten 
aus Pseudo-Angustin angeführten Stelle sagt v. Seh.: »Daraufhin 
scheint allerdings Gratian die Sacramentalität in der Gopula zu er- 
blicken, keinesfalls war Gratian aber der Ansicht, dass die Ehe als 
solche und überhaupt erst durch die Copnia zu Stande komme.c 
Sollte es sich mit dieser Stelle nicht ähnlich verhalten, wie mit der 
vorhergehenden von Leo I. ? Bei Beurtheilung der Copulatheorie sagt 
V. Scherer am ang. Orte §. 112: »Richtig ist, dass der Gopula, so- 
weit deren maritaler Charakter feststeht oder zu vermuthen ist, nach 
mehr als einer Beziehung rechtliche Bedeutung zukommt. Nach 
canon. Rechte erscheint die Copula zwar nicht als eine Bestärkung 
der Ehe nach Analogie eines Eides oder Neben Vertrages, wohl aber 
als ein Beweisrooment der zuvor geschlossenen Ehe. (»In der zwi- 
schen zwei Personen stattgefundenen Copula ist eine concludente 
Handlung dann zu erblicken, wenn dieselbe wissentlich von unter 
.sich Verlobten vollzogen wurde. In diesem Falle vermuthet das 
Recht die Richtung des Willens auf Herstellung der Ehe, ohne auch 
nur den Gegenbeweis zuzulassen. Auch in diesem Falle wird die 
Ehe nicht durch die Copula als solche^ oder durch die vermutheter 
Weise maritale Copula geschlossef}^ sondern durch die in jenem Akt 
sich voüaiehende Erklärung des ehelichen Consenses,€ Deshalb spielt 
die Copula eine grosse Rolle bei Purificirung eines anfänglich mangel- 
haften ehelichen Consenses.« v. Scherer a. a. 0. S. 167). »Endlich ist 
richtig, dass die allerdings von der gallicanischen Theologenschule 
bekämpfte Lehre, wornach erst die durch die Copula der Gatten voll- 
zogene Ehe absolut untrennbar ist, von der Kirche, und zwar in 
dogmatischer Weise bestätigt wurde, wie denn gerade deshalb in der 
Copula ab und zu das Wesen der Ehe erblickt wurde. Falsch ist es 
aber, letztere Aeusserung zu einem Dogma zu stempeln und wegen 
der ausnahmsweise gegebenen Zulässigkeit der Trennung von nicht 
consummirten Ehen diese als an und für sicli und regelmässig lös- 
liche Verhältnisse , richtiger Nicht-Ehen zu erklären. c — Diese 
Grundsätze sind gerade wichtig bei Beurtheilung der desponsatio im* 
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pubernm , und wenn v. Hörmann mit denselben an die Benrtheilang 
der Rechtsquellen herangetreten wäre, würde wahrscheinlich mehr 
Klarheit in seine Untersuchung gekommen sein, und er würde die 
kirchliche Gesetzgebung in diesem Punkte nicht als eine wider- 
spruchsvolle und inconsequente angesehen haben. Gerade bei den 
impuberes wird durch die Gopula am klarsten bewiesen, dass die 
körperliche und geistige Eheßlhigkeit vorhanden ist, dass sie wissen, 
dass es sich bei der Ehe nicht um irgend ein gemeinschaftliches 
Leben, sondern um das bestimmte eheliche Leben mit dem debitum 
conjngale handele. In Bezug hierauf sagt München in der Bonner 
Zeitschr. für Philos. und Theol. Jahrg. 1840 H. 3: »In der Regel 
tritt erst in diesem Alter von 12 resp. 14 Jahren die körperliche 
Entwicklung ein, welche zur Ehe aufgelegt und zum ehelichen Leben 
fähig macht (potentia), und erst mit dieser Entwicklung kann die 
Ehe als eine Geschlechtsverbindung erkannt und gewollt werden. 
Früher stehen also der Annahme der Gültigkeit der Verbindung 
zwei Gründe entgegen: einmal die körperliche Unfähigkeit (impo- 
tentia) und dann eben mit ihr der Mangel an Erkenntniss der ehe- 
lichen Vorbindung und somit an Einwilligung (defectus cousensas) 
zu dem Objecto, weil das nicht Gekannte auch nicht gewollt werden 
kann. Daher sagen die Gesetze: ante nubiles annos conjugalem 
consensum non habent (c. 8 (X.) IV, 2).c Daher auch der Grund- 
satz: malitia snpplet aetatem; die Altersgrenze bildet also nur eine 
Präsumption, die hinfällig wird durch den Gegenbeweis, dass die 
Betreffenden das Wesen der Ehe gekannt haben und demgemäss 
giltig consentiren konnten. Die Copula ist also nur Beweis für den 
vorhandenen rechtskräftigen Ehewillen. S. 252 sagt v. Hörmann: 
»Robertus Flamesburiensis begründet die Bedeutung der Gopula fast 
im Sinne der Consummationstheorie: Quia si sponsalia secuta est 
carnalis copula, consummatum est matriraonium nee unquam diri- 
metur. Et hoc dico, si marüali affectu convenerint; alioquin puto, 
non est matrimonium, sed tamen semper praejudicabitur illis et sta- 
bitur pro matrimonio. Er verlangt aber nicht nur den maritalis 
affectus, sondern auch den consensus corporum zur giltigen Ehe- 
schliessung und erklärt, dass ohne solchen die Ehe nicht zu Stande 
komme : Tria exiguntur ad matrimonium : Consensus animorum, 
consensus corporum i, e. consensus in camalem coptüam et per- 
sonarum habilitas ad contraheudum. Ubi ergo deest aliquid istorum 
trium, non est matrimonium.« Nach meiner Ansicht ist die Deutung 
dieser Stelle zu Gunsten der Consummationstheorie falsch. Es wird 
ja nicht von der thatsächlichen copula gesprochen, sondern vom 
cofhsensus corporum und dieser erklärt als consensus in camalem 
copulam ; d. i. die Contrahenten müssen mit Bewusstuein zu der 
specifisch ehelichen Gemeinschaft, zu der die commixtio carnalis ge- 
hört, ihre Zustimmung geben. — Der Verfasser nennt es eine In- 
consequenz der schliesslich in der Gesetzgebung sieghaft durch- 
dringenden Consenstheorie , dass die nicht consummirte Ehe in zwei 
Fällen aufgelöst werden könne , durch päpstliche Dispens und durch 
Ordensgelübde. Auch Freisen hebt in seinem Aufsatze: Zar 6e- 
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schichte des canon. Eherechts {Archiv für kath. K.-B. Bd. 67, 8. H.), 
worin er seine frühere in der Geschichte des Eherecbts aasge- 
sprochene Gonsummationstheorie zurückzieht, diese Ausnahme als 
eine besondere Schwierigkeit gegen die Consenstheorie hervor. Mir 
scheint das nicht der Fall zu sein. In den Fällen, wo durch päpst- 
liche Dispensation oder durch Ordensgelübde eine Ehe aufgeK^st wird, 
sind begründete Zweifel vorhanden an dem wahren ganz freien con- 
sensus oder aifectus maritalis. Auch bei Erwachsenen kommt es 
häufig vor, dass sie sich die Ehe als eine Gemeinschaft zwischen 
Mann und Frau denken ohne coromixtfo carnalis, und manche Person 
besonders weiblichen Geschlechts würde nicht die Ehe eingehen, 
wenn sie wüsste, dass diese commixtio carnalis das Hauptobject der 
Ehe ist. Wenn eine solche Person nun den Gonsens gibt, so ist das 
eine Zustimmung zu irgend welcher Gemeinschaft, aber nicht zu der 
specifisch ehelichen Gemeinschaft, und das ist doch wohl nicht der 
zum Zustandekommen der Ehe nothwendige völlig freie consensus 
maritalis oder consensus in carnalem copulam, weil, wie München am 
angeführten Orte sagt, das nicht Gekannte auch nicht gewollt wer- 
den kann. Ebenso kann ein anderes Hindemiss, z. B. vis et metus, 
Impotenz den Ebeconsens wenigstens zweifelhaft machen. Wenn nun 
nachträglich die Gopula eintritt, dann ist das der beste Beweis, dass 
der Gonsensdefect gehoben ist und dann ist die Ehe absolut unauf- 
löslich. Tritt die Gopula nicht ein, so kann die zweifei halt gültige 
Ehe vom Papste aufgehoben werden oder durch OrdeuRgelübde ge- 
löst werden. Dr. hingen. 
7. Nih. ThoemeSj Der Antheü der Jesuiten an der Preuss. Königs- 
kröne von 170 L Nach den Akten des Oeh. Staatsarchives, 
Eine preuss. und deutsche Studie. Mit einem Vorworte von 
Ernst Lieber j der Rechte Dr.^ Mitglied des deutschen Reichs- 
tags und des Pret*ss. Hauses der Abgeordneten. Berlin 1892. 
Druck und Verlag der CommanditgeseUschafl. Märkische Volks- 
eeitung. Eckes db Comp.^ Berlin S. TT., Zimmersir. 57. VIII 
u. 112 8. 8^. (2 Mk.). 
Eine kirchenpolitisch interessante und zeitgemässe Schrift. Die 
Vorrede Dr. Liebers weist darauf hin, welcher Undank in der Aus- 
schliessung der Jesuiten aus Preussen und dem Neuen Deutschen 
Beiche liege. Zwei Jesuiten waren es, wie Dr. Thoemes aktenmäs- 
sig darlegt, welche um die Gründung und Anerkennung des König- 
reiches Preussen sich die grössten Verdienste erwarben : P. Friedrich 
Baron v. Lüdinghausen, gen. Wolff S. J., kais. Gastellan und Wirkl. 
Geheimrath zu Wien, der vertrauteste und einHussreichste Berather 
Kaiser Leopolds des Gr. (1663—1705) und P. Karl Moritz Vota S. J., 
Consultor und Mitglied der päpstlichen Nuntiaturen für Italien, 
Deutschland, Frankreich, Spanien, Irland, Polen etc., später auch 
Beichtvater des Königs Joh. Sobieski von Polen und dessen Nach- 
folgers Friedrich Aug. II. von Sachsen. Dem Einflüsse des P. Wolff 
und den vielseitigen Bemühungen aus Schriften des P. Vota verdankte 
Ghurfürsl Friedrich III. seine Anerkennung von Seiten des Kaisers als 
König von Preussen und dem P. Vota auch die Anerkennung von Seiten 
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Polens und anderer kaihol. Mächte. Vergeblich hatte sich freilich 
P. Vota bemüht, den Berliner Hof zu einer Annäherung an Rom zu 
bewegen, die protestantischen Vorurtheile am Berliner Hofe waren 
zu stark; König Friedrich I. unterliess es absichtlich, dem Papste 
die formelle Anzeige seine:) neuen Königthuras zu machen, während 
an alle anderen Souveräne Europas eine solche Benachrichtigung er- 
ging. Vergeblich hatte daher P. Vota auch das Lob des Kurfürsten 
schon im Vorhinein im Vatican und ganz Rom verkündet und her- 
vorgehoben, dass Friedrich, der das Reich gegen Frankreich so er- 
folgreich vertheidigt und auiererseits die Türken zurückzuschlagen 
gehollen habe, der Königstitel nicht verweigert werden könne. Der 
Protest Clemens XI. gegen die Erhebung Preussens zum König- 
reich stellt sich als ein nur von Berlin aus verschuldeter dar. König 
Friedrich Hess es jedoch an wiederholten Dankesversicherungen gegen 
die um ihn so verdienten zwei Jesuiten nicht fehlen, während diese 
uneigennützig jede Belohnung an Geld oder Geldeswerth zurück- 
wiesen. An der Königskrönung nahm P. Vota als Festgast Theil 
und waren ihm als Wohnung Prunkgemächer im königl. Schlosse 
zugewiesen. Die Verdienste jener Jesuiten um die Gründung des 
preussischen Königthums vvaren es auch, weshalb Friedrich d. Gr. 
den Jesuitenorden zur Zeit der höchsten Bedrängniss desselben in 
seinen Staaten so energisch in Schutz nahm. 
8. Der Bantusfonds bei der Domkirche in Trier und der Fort- 
bestand der Stiftungen nach einer vorübergehenden Säculari- 
sation. Von J. B, Seber^ Dr. jur, lär,^ Rechtsanwalt und 
Bisthumsjustiziar in Trier. Trier, Patdinusdruekerei , 1892. 
VI u. 71 S. 8^ (50 Pfg.). 

Oeber diese Frage und die darüber erschienenen Schriften wurde 
schon im Archiv 1891 Heft 4. (Bd. LXVI.) S. 193 flf. vom Reg.-Rath 
Geigel berichtet. Dr. Seher vertheidigt nochmals die schon früher 
von ihm in einem Rechtsgutachten (abgedruckt bei Endres Bantus- 
seminar in Trier, Tbl. 11. S. 214—39) vertretene Meinung, dass das 
Bantussemiiiar eine selbständige juristische Person gewesen, deren 
Vermögen, wenn es auch unter der Verwaltung des Domcapitels 
stand, der Anstalt selbst, nicht der Domkirche gehörte; dass das 
Prioster^^erninar stiftungsgemäss ein Priesterseminar gewesen sei, wo- 
bei bezüglich der vermögensrechtlichen Frage es gleichgiltig sei, ob 
das Bantusseminar nach der Stiftungsurkunde und seinen Statuten 
in jeder Beziehung den Tridentinischen Bestimmungen über die Se- 
minarien entsprochen habe, und dass nachdem das Bantusseminar 
1798 durch den französ. Regier.- Commissär Rudier aufgelöst, darauf 
aber durch napoleon. Decret vom 19. Oct. 1808 das Vermögen des 
Bantusseminars seiner früheren Zweckbestimmung zurückgegeben sei, 
diese Güter nun lediglich wieder zu ihrem ursprünglichen Zwecke, 
also nur zur Heranbildung von Priestern zu verwenden seien. Die 
juristischen Deductionen des Verf. sind klar und überzeugend. Er 
entwickelt gründlich die ganze geschichtliche Entwickelung von der 
Gründung des Bantusseminars bis zum gegenwärtigen Jalirhundert 
und theilt im Anhang die Stiftungsurkunde des Bantusseminars und 
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andere wichtige einschlägige Decreie mit. — Nicht zu Gesichte Icara 
uns die (in der Germania 1892 Nr. 181 II. Bl. besprochene) Schrift: 
9. Rechtsgeschichte des Bantussemmirs. Von //. B. Sauerland. 
127 6'. gr, 8^. Trier. Paulinusdruckerei, (2 Mk,), 
»In seinen ebenso klaren als gründlichen Dntersachangen kommt 
S. (sagt die Germ. a. a. 0.) zu dem Ergebniss : Das Bantusspital 
wurde vom Domcapitel mit Gutheissung und Bestätigung des Brz- 
bischofs in einer kirchen- und staatsrechtlich gültigen Form um das 
J. 1587 infolge und auf Anregung des tridentinischen Seminardecrets 
in ein Seminar d. i. in eine zur Heranbildung zum Friesterthume 
bestimmte Anstalt umgewandelt, welche zunächst den Bedürfnissen 
des Domes, dann aber auch denen der übrigen Erzdiöcese dienen 
sollte. In ihrer stiftungsmässigen Einrichtung hatte sie unzweifel- 
haft alle wesentlichen Erfordernisse eines tridentinischen Seminars. 
Von kirchenrechtlicher Seite ist das Bantusseminar als Kechtssub- 
ject niemals durch einen Akt vernichtet worden und dauert darum 
kirchenrechtlich die alte Zweckbestimmung des Bantusseminars fort.€ 
10. Beiträge eur Lehre von den Pfarreien nach StaatS" und Kir* 
chenrecht. L Bd. Die framösisch rechtlichen Pfarreien und 
ihre Neuumschreibung auf Grund der Convention vom 15, Juli 
1801 unter Berücksichtigung der Neuorganisationen in den 
ehemaligen Bisthümem Aachen, Maine^ Meta und Trier, Von 
Dr. iur, J. P. Muth^ Rechtsanwalt (eu St. Johann a. d. Saar), 
Saarlouis 1892, Druck und Verlag der Actienbuchdruckerei, 
VIII und 234 S, 8^. 

Der Verf. behandelt die Lehre von den Pfarreien sehr klar, 
gründlich und sorgfältig, zieht auch alle einschlägigen kirchlichen 
und staatlichen Bechtsbestimmungen heran und theilt dieselben zu- 
gleich mit. Letzteres ist bezüglich der Menge französisch rechtlicher 
Erlasse besonders dankenswerth. In der Vorrede gibt der Verf. eine 
Gebersicht der von ihm gewonnenen Ergebnisse. Von dem vorliegen- 
den Bd. I. enthält Abschn. I. eine allgemein geschichtliche Eni- 
Wickelung des Pfarrinstitntes nach dem canon. R. und den beson- 
dern französischen Rechtsquellen aus der Zeit vor der Revolution. 
Abschn. IL handelt von den Pfarreien nach der französ. Gesetzgebung 
seit Abschluss des Concordats von 1801. Es wird gezeigt, dass der Be- 
griff der Pfarrei, wie er im canon. Rechte feststeht, auch in der Con- 
cordatsgesetzgebung von 1801 und 1802 bezw. in der Ausfährung 
derselben festgehalten ist, dass aber die Ausstattung des Pfarramtes 
durch die erwähnte französ. Gesetzgebung grundsätzlich auf Gehalt 
und Staatsrenten beschränkt und dadurch der kirchenrechtliche Be- 
griff des beneficinm modificirt ist. lieber die Reorganisation der Pfar- 
reien in den Diöcesen Trier, Mainz, der früheren Diöcese Aachen 
und im Bisthum Metz gibt die Schrift das betr. Detail. Bd. IL, dem 
ein Sachregister beigegeben werden soll, wird enthalten : die französ.- 
rechtlichen Pfarreien nach der vermögensrechtlichen Seite und in 
ihrer modernen Entwickelung unter der preuss. Gesetzgebung und 
Bd. III. die derzeit strittigen Rechtsverhältnisse der Contenal^arrei 
Saarbrücken inbesondere. Verifig, 
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11. Dr. Jos, Selbst^ Dameapä. in Maine, 8, Sedes MogunHna, 
Kurzer Abriss der Mainzer Kirchengeschichte. Mainz^ Franz 
Kirchheim, 1892. 32 8. gr. *>. 

Das Wichtigste aus der Geschichte des h. Stuhles von Mainz 
ist hier in einer klar und frisch geschriebenen Debersicht zusam- 
meugestellt. 

12. Hoogweg, Die Paderbarner Bischofswahl im J, 1223. Zeit-- 
Schrift f. vaterl. Gesch, und Alterthumsk. IL 92, 

13. Woher, Die Bischofswahlen in Münster in den Jahren 1706 
und 1719. Katholik 1888. 141 ff. 

14. Imbarl de la Tour, les eledions episcopales dans V£glise de 
FVance de IX. et au XII. e siele (etude sur la decac^nce du 
principe electio 814^1158). Paris, Huchette & die. 1891. 

15. Wetzer und Wdte's Kirchenlexicon. 2, Äufl, von Prof. Dr. 
Kaulen. Freiburg, Herder, 1892, Heß 83, 8p. 961—1152. 

Dieses Heft reicht von Art Masora bis Mecklenburg. Hier sind 
zu erwähnen die Art. über den Gallikaner Major (Morgott), Me- 
chithar (Kalemkim), Mecklenburg (noch unvollendet). 

16. Staaislexicon, herausg. im Atrfirage der OörresgeseUschaft , van 
Dr. A. Bruder. H^ 19. Freiburg, Herder, 1892. Sp. 1281 
—1440. (5. Bd. ä 10 Heften, pro Heft 1 Mk. 50). 

Dieses Heft bringt den Schluss des eingehenden Art.: Ge- 
heinae Gesellschaften, von Gruber S. J. , eine Reihe von Abhand- 
lungen aus dem Gebiete des Offentl. Rechtes und den Anhang einer 
solchen über Gewissen und Gewissensfreiheit. 

17. Leonh. Duhr, 8. J., Jesuitenfabeln. 5. und 6. Lief. (1, und 
2. Aufl.). Freiburg, Herder, 1892. 8. 425—436. 8. 437-640. 
ä Liefer. 90 Pfg. 

Liefer. 5 enthält eine gründliche Abwehr folgender Fabeln: 
20. Jesuitische Giftmischer, 21. die Jesuiten sind Drkundenfälscher, 
22. berüchtigte Hofbeichtväter aus dem Jesuitenorden. 23. Vater- 
landslosigkeit der Jesuiten. Liefer. 6 : 24. die Verbrechen der Jesuiten 
in Sachsen, 25. eine Mordthat der Jesuiten in Dresden, 26. das 
Blutbad von Thorn, 27. die verruchte Jesuitenmoral, 28. lodernde 
Scheiterhaufen. 

18. [Oesterreichische] Vorschriften in Militär^ Angelegenheiten. Fiir 
den 8eelsorge'Klerus und die Candidaten des geistlichen 8tandes 
gesammelt von Anton Oriessl^ Domherr. Graz, U. Moser 
(J. Mey erhoff), 1892. VI u. 176 8. 8^. (geb. 90 kr.). 

Eine übersichtliche Zusammenstellung des Wissenswerthen aus 
den zahllosen österr. Militär Vorschriften zur Orientirung der Candidaten 
des geistlichen Standes und damit der Seelsorger danach seine Pfarr- 
kinder berathen könne. Ein Inhaltsverzeichniss geht voran und ein 
alphabetisches Sachregister bildet den Schluss. 

Dr. 8cheidemantd. 
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XXXIX. 

Vier preussische Rechtsfälle aus dem Gebiete des kirchlichen 

Vermögens- und des Patronatsrechts. 

Mitgetbeilt von Rechtsanwalt und Consistorialrath Dr. Fei, Forsch in Breslau. 

i. Die Uebernahme kirchlicher Lasten auf den Etat der politischen 
Oemeinde, Bechtsmütd hiergegen für solche^ wdche zu den kirch- 
lichen Lasten nicht beitragspflichtig sein wollen y insbesondere für 
solche, welche aus der Kirche ausgetreten sind. 

Der nachstehende Rechtsfall ist zu indi?idaeller und localer 
Natur, um in ganz der gleichen Form sich anderswo zu wiederholen. 
Aber ähnliche Verhältnisse walten auch an vielen anderen Orten vor, 
und darum möge der nachstehende Rechtsfall mitgetheilt werden, 
weil er zur Erörterung vieler Instanzen geführt hat, und darum auch 
für andere Verhältnisse mit Nutzen studirt werden kann. 

I. Die Gemeinde Lichtenwalde gehört zum Pfarramt Ebersdorf 
(Grafschaft Olatz, Antheil der Erzdiöcese Prag). Seit 1784, mit 
Ausnahme der Jahre 1874 — 1885, während welcher Zeit die Stelle 
nicht besetzt war, functionirt in Lichtenwalde ein ständiger LocaU 
Caplan, für welchen auch daselbst ein Localie-Qebäude besteht. Diese 
Einrichtung gründet sich auf einen im Jahre 1784 zwischen dem da- 
maligen Pfarrer von Ebersdorf und der Gemeinde Lichtenwalde ab- 
geschlossenen Vertrag wegen Haltung eines Local-Gaplans. Der Ver- 
trag ist bestätigt von dem erzbischöflichen Prager Gonsistorium und 
der Königlich Preussischen Breslauer Kriegs- und Domänenkammer. 
Der Bestätigungsvermerk der letzteren Behörde lautet wie folgt: 
»Einliegender zwischen dem Pfarrer Johann Seidel zu Ebersdorf in 
der Grafschaft Glatz und der Gemeinde Lichtenwalde wegen Haltung 
eines Local-Caplans daselbst mit Beibehaltung des nexus parochialis 
geschlossene Contract wird in allen seinen Punkten hiermit appro- 
birt und bestätigt.c Der Vertrag enthält folgende Bestimmung: 
»Ueberdies verbindet sich auch die löbliche Gemeine, zu allen Zeiten 
das Wohngebäude für den Lokal-Kapellan bauständig zu halten.« 
Die polit. Gemeinde Lichtenwalde nimmt an, dass in diesem Satze 
unter »Gemeine« die »politische« und nicht die »kirchliche« Ge- 
meinde zu verstehen sei und hat im Jahre 1886 deshalb auf ihre 
Kosten das Localie-Gebäude um- resp. neugebaut. In einer Gemeinde- 
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Versammlung vom 12. Juni 1886 ist beschlosseh worden, dass die 
ansässigen Geraeindeglieder nach der Höhe ihrer Coinmunalleistangen 
herangezogen werden, dass im Uebrigen zur Deckung der Baukosten 
ein Darlehn aufgenommen bezw. von den Gemeindemitgliedern zur 
Deckung der Baukosten und dieses Darlehns ebenfalls pro rata ihrer 
Gemeindeabgaben Beiträge eingezogen werden sollten. 

Dieser Beschluss ist durch den Kreisausschuss des Kreises 
Habelschwerdt bestätigt worden. Im Verfolg desselben sind von 
dem Bauergutsbesitzer J. 10,50 Jfy, von dem Bauergutsbesitzer B. 
9,96 <% theils zwangsweise eingezogen» theils unter Protest gezahlt 
worden. In diesen Beträgen ist theilweise auch eine ünkostensteuer 
enthalten, welche zur Deckung der Baukosten vierteljährlich ein- 
gezogen wird und für J. pro Quartal 5,82 ,%, für R. 2,74 ,% beträgt. 
Die beiden Bauergutsbesitzer, welche am 18. Februar 1882 resp. am 
7. August 1882 unter Beobachtung der vorgeschriebenen Förmlich- 
keiten aus der römisch-katholischen Eirchengemeiude ausgeschieden 
sind , sind der Meinung , dass sie zu Unrecht zu den Kosten des 
Baues herangezogen worden seien und noch herangezogen würden 
und haben deshalb im Wege des Civilprocesses Klage mit dem An- 
trage erhoben, die polit. Gemeinde zu verurtheilen : 

a. anzuerkennen, dass die Kläger nicht verpflichtet sind, zu den 
Unkosten, welche durch den im Jahre 1886 erfolgten Umbau 
bezw. Neubau eines Localie-Gebäudes in Lichtenwalde ent- 
standen sind, beizutragen, 

b. an die Kläger, und zwar an J. 10,50 d% an R. 9,98 ,% zu- 
rückzuzahlen. 

Sie begründen ihren Antrag folgendermassen : Zu den Kosten des in 
Rede stehenden Baues durften nur die Eingepfarrten , d. h. die zur 
Parochialverbindung , zur selben Kirchengemeinde gehörigen Per- 
sonen herangezogen werden. In Folge ihres rechtzeitigen Austritts 
aus der römisch-katholischen Kirche gehörten sie nicht mehr zu 
diesen Personen; ihr Austritt bewirke, dass sie nicht mehr zu Leist- 
ungen, welche auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde- 
Angehörigkeit beruhten, verpflichtet seien. Die Meinungsverschieden* 
heit zwischen ihnen und der Beklagten bestehe darin, dass sie die 
Leistungen für das Localie-Gebäude als aus der persönlichen Kirchen- 
gemeinde-Angehöngkeit fliessend erachteten, während letztere der 
Ansicht sei , dass die Leistungen der politischen Gemeinde oblagen. 
Diese letztere Meinung sei nach dem Vertrage vom Jahre 1784 nn- 
haltbar. Derselbe enthalte davon nichts, dass das Wort »Gemeinec 
die politische Gemeinde bedeuten solle ; aus dem Gesammtinhalte 
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des Vertrages und insbesondere aus dem BestätigungSFermerk der 
Breslauer Kriegs- und Domänenkammer gehe aber hervor, dass nur 
an die Kirchengemeinde gedacht worden sei. Sei letzteres richtig, 
so seien sie als* zur kirchlichen Gemeinde nicht mehr gehörig auch 
nicht mehr für die hier in Rede stehenden Baukosten beitrags- 
pflichtig. 

Die beklagte politische Gemeinde bestritt inbesondere , dass in 
dem Vertrage von 1784 die Kirchengemeinde gemeint sei. Alle seit 
Abschluss des Vertrages durch Reparaturbauten des Localie- Gebäudes 
entstandenen Kosten und Leistungen seien als der politischen Ge- 
meinde Lichtenwalde obliegend behandelt worden. Aber auch die 
Neubauten seien stets von der politischen Gemeinde bestritten wor- 
den. Es liege hiernach dieser der Bau und die Reparatur des Lo- 
calie-Gebäudes nicht blos Vertrags- sondern auch observanzmässig^ ob. 
Der Gemeindebeschluss vom 12. Juni 1886 sei vollständig gesetz- 
mässig zustande gekommen , übrigens ja auch durch den Kreisaus- 
schuss des Kreises Habelschwerdt bestätigt worden. Die Noth- 
wendigkeit des Baues sei bereits im Jahre 1884 festgestellt, der Bau 
aber damals nicht vorgenommen worden. . 

Auf Grund einer umfassenden Beweisaufnahme hat die Givil- 
kammer des Königl. Landgerichts zu Glatz unter dem 21. Februar 
1888 die Kläger kostenpflichtig abgewiesen und das wie folgt be- 
gründet: Für die Beurtheilung des vorliegenden Rechtsstreits ist in 
erster Linie die Auslegung des Vertrages vom Jahre 1784 mass- 
gebend. Derselbe enthält die Bestimmung, dass sich die Gemeinde 
Lichtenwalde verpflichte, zu allen Zeiten das Wohngebäude für den 
Local-Gaplan bauständig zu halten. Es herrscht unter den Parteien 
Streit, ob unter dem Worte »Gemeindet die »kirchlichec oder »po- 
litischec Gemeinde zu verstehen sei. Wäre das erstere der Fall, so 
würden die Kläger, da sie bereits im Jahre 1882, als von dem im 
Jahre 1886 vorgenommenen Umbau des Localie-Gebäudes noch nicht 
die Rede war, in formeller Weise aus der römisch-katholischen 
Kirche ausgeschieden sind, nicht mehr zu den Kosten des Baues 
herangezogen werden können. Dies ist nicht bestritten. Wäre das letz- 
tere der Fall, ^ würde der Austritt aus der kirchlichen Gemeinschaft 
die Kläger nicht von ihren Pflichten der politischen Gemeinde gegen- 
über, welcher sie immer angehören, entbinden, sie würden sich den 
Gemeindebeschlüssen fügen müssen und zur Zahlung der durch die- 
selben den Gemeindemitgliedern auferlegten, unter dieselben repar- 
tirten, Baukosten verpflichtet sein. Beklagte behauptet, dass in dem 
Vertrage vom Jahre 1784 mit dem Worte »Gemeindec die politische 

23* 
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gemeiDt sei, und es mnss ihr nach dem Ergebniss der Beweisauf- 
nahme beigestimmt werden. Zar Zeit des Vertragsabschlusses be* 
stand weder rechtlich noch thatsächlich ein Unterschied zwischen 
politischer und kirchlicher Gemeinde , es muss also in Betracht ge- 
zogen werden, was die Gontrahenten beabsichtigt und gewollt haben, 
welche Bedeutung sie damals dem Worte »Geraeindec selbst bei- 
massen (§. 252 if. A. L. R. I 5 §§. 65 ff. A. L. R. I 4). In dieser 
Beziehung ist die Thatsacfae entscheidend, dass vom Abschluss des 
Vertrages an bis in die neueste Zeit stets die politische Gemeinde 
die Kosten für die Reparaturen an dem Localie-Gebäude und den 
Nebengelassen bestritten, damit selbst stillschweigend sich für ver- 
pflichtet erklärt hat und somit selbst das Wort »Gemeindet als 
"apolitische Gemeindet auslegt. Es ist hiernach zweifellos, dass 
beim Abschluss des Vertrages lediglich diese, nicht aber die »kirch- 
lichec Gemeinde die Verpflichtung zur Instandhaltung des Localie- 
Gebäudes übernommen hat. Jeder Zweifel wird aber auch noch be- 
seitigt, wenn man auf den Vertrag vom 18. August 1783 zurück- 
geht, der die Bedingungen enthält für den Abschluss des Vertrages 
vom Jahre 1784 (20. Januar 1884) und die Grundlage des letzteren 
bildet. In dem Vertrage vom Jahre 1783 ist als siebente Bedingung 
für den Abschluss des Vertrages angegeben, dass die löbliche Ge- 
meinde Lichtenwalde das Wohngebände für den Geistlichen Localisten 
gehörig bauständig halten müsse, ohne das dortige Kirchenver- 
mögen dazu eu verwenden. Hierdurch wird jeder etwa vorhandene 
Zweifel daran ^ dass nicht die kirchliche, sondern die politische Ge- 
meinde die Verpflichtung übernommen habe, beseitigt und kommt es 
auf die weitere Substantiirung des Anspruchs der Beklagten , dass 
der letztere auch durch Observanz begründet sei, nicht mehr an. 

II. Auf eingelegte Berufung hat das Königl. Oberlandesgerichi 
au Breslau I. Civilsenat unter dem 30. Juni 1888 die Klage wegen 
Cnzulässigkeit des Rechtsweges abgewiesen. 

»Unzulässig ist aber der Rechtsweg in dieser Sache aus folgen- 
den Gründen: 

Es klagen zwei Mitglieder einer Dorfgemeinde gegen dieselbe 
auf Anerkennung, dass sie nicht verpflichtet, zu den Unkosten des 
1886 erfolgten Baues an einem Localgebäude beizutragen, und Rück- 
zahlung von eingezogenen Beiträgen. 

Die Beklagte meint zu jenem Bau verpflichtet zu sein und hat 
über Aufbringung der Kosten desselben Beschluss gefasst und in 
Folge dessen die Beiträge von den Klägern eingezogen. Kläger er- 
klären jenen Gemeindebeschluss für formell ungültig und auch ma- 
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teriell unberechtigt, weil die Beklagte zu dem Baue nicht verpflichtet 
sei, jedenfalls nicht in dem ganzen umfange desselben. Nach den 
Entscheidungsgründen des ürtheils erster Instanz Blatt 48^ ist die 
Bestätigung jenes Beschlusses durch den Ereisausschuss »unstreitige 
erfolgt. 

Nach §. 78. des Landrechts Theil II. Titel 14 findet über die 
Verbindlichkeit zu Entrichtung allgemeiner Anlagen kein Process 
statt. Die Anwendung dieser Bestimmung auf Gommunalsteuern, 
namentlich auf Grund der §§. 36 und 41 der Verordnung vom 
26. December 1808, abgedruckt zu der Begierungsinstruction vom 
23. October 1807 Gesetzsammlung Seite 248, ist jetzt, wenn auch 
früher ab und zu anders verfahren ist, allgemein anerkannt, cfr. die 
ürtheile des Reichsgerichts vom 20. Februar 1881 und 8. Juli 1886 
Entscheidungen Bd. 4. S. 213, und Bd. 17. S. 199, und die Gitate 
daselbst. 

Nach §. 160. des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 
Gesetzsammlung S. 290 ist in den Fällen des §. 34. die Zuständig- 
keit des Ereisausschusses., des Bezirksausschusses und des Oberver- 
waltungsgerichts auch insoweit begründet als früher durch §. 79. des 
Landrechts Tbl. II. Tit. 14, bezw. 9. 10 des Gesetzes über die Er- 
weiterung des Rechtswegs vom 24. Mai 1861 Gesetzsammlung S. 241 
oder sonstige bestehende Vorschriften der ordentliche Rechtsweg für 
zulässig erklärt war. 

Nach §. 34. Nr. 2 des Gesetzes vom 1. August 1883 Gesetz- 
sammlung S. 248/9 beschliesst auf Beschwerden und Einsprüche be- 
treffend die Heranziehung oder Veranlagung zu den Gemeindelasten 
der Gemeindevorstand, und gegen den Beschluss findet die Elage im 
Vorwaltungsstreitverfahren statt. 

Hier verlangen Eläger Anerkennung, dass sie nicht verflichtet, 
Beiträge zu leisten, welche die Beklagte zu einem allerdings kirch- 
lichen Baue ausgeschrieben hat, und Erstattung der gezahlten Bei- 
träge. 

' Uer Zweck der ausgeschriebenen Beiträge tritt hinter die That- 
sache, dass die Beklagte die Beiträge behufs Tilgung einer Gemeinde- 
schuld einmal ausgeschrieben hat, ganz zurück, und kann die Zu- 
lässigkeit des Rechtswegs nicht bewirken, cfr. Justizministerialblatt 
pro 1857 S. 225 und 1858 S. 271, (Oompetenzconflict : Baukosten 
einer städtischen Eirche, deren Patron der Magistrat; Juden hatten 
den Einwand gemacht, dass der Patronatsantheil mehr als das ge- 
setzliche Quantum betrage (Justizministerialblatt pro 1867 S. 157 
und 1860 S. 322) Einwand, dass die Gemeinde keine Verpflichtung 
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habe (Justizrainisterialbl. pro 1871 S. 212 und 1873 S. 40 und 183) 
Einwand, dass die Abgabe ohne Genehmigung der Behörden einge- 
föhrt sei (Justiznainisterialblatt pro 1871 S. 222) Einwand, dass die 
Gemeinde zu der Schuld, zu deren Tilgung die Abgabe erhoben 
wird, nicht verpflichtet sei); ferner in Ansehung der Verpflichtung^ 
von Forensen bei Schulbauten Justizministerialblatt 1856 S. 383 and 
1863 S. 130 (anders allerdings Obertribunal-Entscheidungen Bd. 61. 
S. 233 und Striethorst Bd. 73. S. 285), und wegen Kirchensteuern 
Justizministerialblatt pro 1859 S. 7 und 231). 

Das Gesetz vom 24. Mai 1861 §. 15. Gesetzsammlung S. 244 
bezieht sich auf den Fall, einer Abgabe, die unmittelbar an Kirche, 
Pfarrer oder Schule zu entrichten ist. 

III. Kläger haben nunmehr gegen ihre Heranziehung zti der 
Gemeinde-Ünkostensteuer für das Etatsjahr 1889/90 Einspruch nnd 
nach dessen Abweisung Klage im Verwaltungsstreitverfahren erhoben, 
weil diese Steuer zugleich zur Unterhaltung des katholischen Local- 
Caplans und des Localisten-Gebäudes bestimmt sei. Nach dem von 
der Kriegs- und Domänenkammer zu Breslau am 21. November 
bezw. von dem Erzbischöflichen Consistorium zu Prag am 20. De- 
cember 1784 bestätigten Vertrage vom 20. Januar dess. Js. sei aber 
zu diesen Leistungen nicht die bürgerliche Gemeinde Lichtenwalde 
verpflichtet, sondern lediglich die katholischen Einwohner in der Ge- 
meinde. Der Beklagte sei deshalb auch nicht ermächtigt, zu den 
hierfür erforderlichen Ausgaben die Gemeindesteuer auf die Kläger, 
nach ihrem inzwischen erklärten Austritt aus der katholischen Kirche 
umzulegen. Hieran ändere auch nicht, dass der Gemeindevorsteher seit- 
her die Beiträge zu den kirchlichen Bedürfnissen erhoben habe; denn 
so lange die Gesammtheit der Gemeindemitglieder dem katholischen 
Glauben zugehört habe, möge eine Sonderung zwischen den Bedürf- 
nissen der Gemeinde einer- und der katholischen Kirche andererseits 
nicht geboten gewesen sein. Aus der bisherigen Debung, wonach der 
Gemeindevorsteher die Ausgaben für die katholische Kirche nach dem- 
selben Massstabe wie diejenigen der Gemeinde umgelegt habe, könne 
indess eine die letztere verpflichtende Observanz nicht abgeleitet wer- 
den. Demnach habe Beklagter nunmehr die Steuer lediglich für 
eigentliche Gemeindeausgaben zu erheben. Da im Voraus der Be- 
trag der Ausgabe für den Localisten und sein Gebäude nicht über- 
sehen werden könnte, haben Kläger beantragt: 

den beklagten Gemeindevorsteher der Landgemeinde Lichten- 
walde als nicht berechtigt zu erachten, die Lasten und Ab- 
gaben für den Localisten und sein Gebäude von den Klägern 
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auf das Jahr 1889/90 einzuziehen, und ihn zur Bückerstattung 
des erhobenen Betrages zu verurtheilen. 
Entsprechend dem Antrage des Beklagten, welcher sowohl aus 
dem ewähuten Vertrage , als auch aus der bisherigen üebung die 
Verpflichtung der bürgerlichen Gemeinde zur Unterhaltung des Lo- 
calisten und seines Gebäudes folgern zu dürfen vermeinte, ist vom 
Kreisausschuss zu Habelschwerdt als dem ersten Bichter die Klage 
abgewiesen worden, während der Bezirksausschuss zu Breslau unter 
dem 21. November 1889 auf die Berufung der Kläger dahin er- 
kannt hat: 

dass der Beklagte für nicht berechtigt zu erachten, die 
Kläger für das Steuerjahr 1889/90 zu den Gemeinde-Abgaben, 
soweit darin Beiträge zur baulichen Unterhaltung des Lo- 
calisten- Gebäudes und zur Unterhaltung des Localisten mit 
inbegriffen sind, heranzuziehen. 
Die dem Beklagten günstige Entscheidung des ersten Bichters 
gründet sich darauf, dass sowohl nach dem Ergebniss der Beweis- 
nahme in einem vor dem Königl. Landgerichte zu Glatz geführten 
Rechtsstreite als auch nach den Akten des Landraths-Amtes zu 
Habelschwerdt anzunehmen sei, dass die hier fraglichen Kosten stets 
von der politischen Gemeinde Lichtenwalde getragen worden seien, 
und ferner auf die Thatsache, dass mehrfache Gesuche der Gemeinde 
Lichtenwalde, die schliesslich zur Anstellung des Localisten geführt 
hätten, sämmtlich von den Uuterthanen dieser Gemeinde gezeichnet 
gewesen und endlich darauf, dass nach einer auf Anfrage des Land- 
raths erfolgten Mittheilung der Königl. Regierung, Abtheilung für 
Kirchen- und Schulwesen zu Breslau es noch im Jahre 1886 für 
zweifellos erachtet worden sei, dass der Vertrag vom Jahre 1784 
lediglich die politische Gemeinde Lichtenwalde berühre. 
Der Bezirksausschuss nahm dagegen an : 
dass der Vertrag von 1784 — welcher unstreitig die rechtliche 
Grundlage für die angefochtene Heranziehung des Klägers als Mit- 
gliedes der Gemeinde Lichtenwalde zu den Unterhaltungskosten des 
dortigen katholischen Local-Gaplans und des sog. Localisten-Gebäudes 
bildet — nicht die politische Gemeinde Lichtenwalde, sondern die, 
als kirchliche Geraeinschaft behandelte Gesaromtheit der damals und 
jeweilig zu Lichtenwalde gehörigen Katholiken habe verpflichten sol- 
len und können. Da zur Zeit des Vertragsabschlusses sämmtliche 
Einwohner von Lichtenwalde katholisch waren, und nach damaligen 
Verhältnissen auch die kirchlichen Interessen derselben sehr wohl 
durch die Geroeindeorgane mit vertreten werden konnten, so kann 



344 Porachf Uebemahme kirchl. Lasten auf d. Etat d. polit, Gemeinde. 

für die Frage, was unter dem Ausdruck • Gemeinde Lichten waldec 
in dem mehrerwähnten Vertrage zu verstehen sei, nur der Zweck 
und der gesammte Inhalt desselben massgebend sein. Dieser bezieht 
sich nun aber ausschliesslich auf Gegenstände des katholisch-kirch- 
lichen Lebens, und kann deshalb im Zweifelfalle nicht als eine Ver- 
einbarung der hieran gar nicht interessirten politischen Gemeinde, 
sondern muss als eine solche der Eingepfarrten von Lichtenwalde mit 
der, durch den Pfarrer Seidel zu Ebersdorf vertretenen Gesammt- 
kirchengemeinde oder allenfalls mit der Pfarre zu Ebersdort aufge- 
fasst werden. Unter diesen Umständen konnte auch der im ersten 
Urtheile erwähnten Mittheilung der KönigL Regierung hierselbst, 
dass der Vertrag von 1784 lediglich die politische Gemeinde Lichten- 
walde berühre, nur die Bedeutung über thatsächliche Momente, ins- 
besondere auch über die Auffassung, welche diese Frage bisher that- 
sächlich gefunden habe, beigemessen werden; dagegen konnte diese 
amtliche Auskunft der dem Verwaltungsrichter obliegenden Ent- 
scheidung der hier streitigen Rechtsfrage selbstverständlich nicht 
vorgreifen. 

Nun ist allerdings zuzugeben, dass die fraglichen UnterhaltungSr 
beitrage stets gleich den wirklichen Gemeindebedürfnissen von den 
Mitgliedern der Gemeinde Lichtenwalde aufgebracht worden sind, und 
es konnte deshalb in Frage kommen, ob diese an sich kirchlicheo 
Lasten nicht etwa im Wege des Herkommens von den Gemeinde- 
mitgliedern übernommen worden und so auch rechtlich zu Gemeinde- 
lasten geworden seien. Diese Frage musste jedoch verneint werden, 
weil es an jedem thatsächlichen Anhaltspunkte dafür fehlt, dass 
diese Lasten nicht — wie es ihrem Inhalte entsprach — als kirch- 
liche Lasten von den Betheiligten aufgefasst und getragen worden 
seien, deren Erhobung und Vertheilung sie mangels einer geordneten 
kirchlichen Verwaltung innerhalb des Ortes Lichtenwalde willig den 
Gemeindeorganen überliessen. Ohne ein solches auf die Leistung 
von Gemeindebeiträgen als solche gerichtetes Rechtsbewusstsein 
konnte sich auch kein Herkommen in der Richtung bilden, dass ge- 
wisse, ihrer Natur nach kirchliche Beiträge zu Gemeindelasten wür- 
den, deren Tragung auch einem nicht zu der betreffenden kirch- 
lichen Gemeinschaft Zugehörenden obläge. 

Da aber Kläger unstreitig seit mehreren Jahren nicht mehr 
der katholischen Kirche zugehören, so durften sie auch zu Beiträgen 
für die Unterhaltung des Local-Caplans und des Localisten-Gebäudes 
zu Lichtenwalde, als einer katholisch kirchlichen Angelegenheit, für 
1889/90 nicht herangezogen werden. 
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IV. Die gegen diese Entscheidung angebrachte Bevisionsbe- 
schwerde des Beklagten wurde aber von dem Oberverwaltungsgericht 
zu Berlin unter dem 14. Juni 1890 als begründet anerkannt und, 
unter Aufhebung des zweitinstanzlichen Erkenntnisses die Ent- 
scheidung des Ereisansschusses Habelschwerdt aus nachstehenden 
Gründen bestätigt: 

»Der Vorderrichter hat seiner Aufgabe, den unter den Par- 
teien anhängigen Streit derart zu entscheiden , dass diese aus dem 
Drtheil den Betrag der von den Klägern zu entrichtenden Steuer 
entnehmen oder doch nach den festgesetzten Zahlen rechnerisch 
finden konnten, dadurch nicht entsprochen, dass Kläger nur im All- 
gemeinen zu den Ausgaben für den Localisten und. dessen Gebäude 
nicht als beitragspflichtig erklärt sind, üeber die Anwendung dieses 
Grundsatzes kann unter den Parteien von Neuem Streit hinsichtlich 
der danach für Kläger zu berechnenden Steuer entstehen. Wenn 
schon deshalb die Ergänzung der Entscheidung geboten wäre (siehe 
Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. XII. S. 72), so er- 
weist sie sich auch nach der Sachlage als verfehlt. 

Gegenüber dem Rechtszustande, wie solcher durch das Gesetz 
vom 18. Juni 1840 (Gesetzsammlung S. 140) gegeben ist, hat §. 34 
des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 lediglich das Ver- 
fahfen durch Einführung der Klage an Stelle des Recurses geändert. 
Im üebrigen und von der Klagefrist abgesehen, sind die Grundsätze 
jenes Gesetzes in Geltung geblieben, also auch der, dass die An- 
fechtung der Steuerforderung ausschliesslich wegen unrichtiger An- 
wendung des Steuerrechtes (§§. 1 und 2) stattfindet. Wie die in der 
Gemeinde zur Hebung gelangende Steuer zu verwenden ist, bestimmt 
sich nach den Beschlüssen der Gemeindeversammlung und, wieweit 
diese Ausgaben übernehmen darf, nach dem ihr Ausgaberecht regeln- 
den Gemeindeverfassungsgesetze. Die Klage wegen Ueberbürdung in 
der Steuer konnte deshalb auf die Behauptung, dass die Steuerein- 
künfte zugleich für Ausgaben Verwendung finden, welche der Ge- 
meinde nicht obliegen , doch nur dann gestützt werden , wenn die 
Steuer nach Massgabe des Steuerrechtes in derjenigen Höhe nicht 
bemessen werden durfte , in welcher sie in Rücksicht auf jene Aus- 
gaben thatsächlich umgelegt ist. Hierfür ist vorliegend, wo die 
Steuer auch zur Deckung unstreitiger Gemeindeausgaben dienen soll, 
zu unterscheiden, ob die Steuer auch bezüglich ihrer Höbe durch 
gültigen Gemeindebeschluss festgesetzt ist oder ob diese sich nach 
dem von der Gemeindeversammlung festgestellten Massstabe allein 
auf Grund der im Etatsjahr erwachsenden Ausgaben bestimmt. 
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Ersteren Falls würden Kläger Ermässigung nur in Anspruch nehmen 
dürfen , wenn für sie gegenüber der Qemeinde die Steuerpflicht zu 
den streitigen Ausgaben nicht besteht. Dies folgt jedoch in An- 
sehung der Ausgabe für den katholischen Localisten keineswegs aus 
dem Austritt der Kläger ans der katholischen Kirche, weil dadurch 
ihre Steuerpflicht gingen die Gemeinde gar nicht berührt wird. Letz- 
teren Falls würde der Einwand der Kläger, dass die Ausgabe für 
den Localisten als eine solche der Gemeinde nicht begründet sei, 
sich allerdings zugleich gt'gen die Anwendung des Steuerrechtes 
richten, da nach dem eingeführten Massstab die Steuer alsdann nur 
so hoch bemessen werden durfte, als sie erforderlich war, um die 
der Gemeinde obliegenden Ausgaben decken zu können. 

Dass die Höhe der Steuer sich nach dem Mass der Ausgaben 
bestimmt, hatten Kläger nicht behauptet. Danach hätte der Vorder- 
richter das erste Urtheil bestätigen müssen. Nach Aufhebung der 
Vorentscheidung war bei freier Prüfung hierauf nunmehr zu erkennen. 

Ausweislich des den Parteien in der mündlichen Verhandlung 
vorgelegten Etats hat die Gemeindeversammlung die Höhe der Steuer 
auf 22 übliche Dnkostenumlagen festgesetzt. Diese Steuer müssen 
Kläger nach dem vorhin Bemerkten entrichten, wiewohl die Gemeinde- 
versammlung in den Etat auch Ausgaben für den Localisten über- 
nommen hat. Ob sie dazu befugt war, bedarf hier zwar der Ent- 
scheidung nicht; immerhin mag jedoch darauf hingewiesen werden, 
dass zunächst die Gemeindeversammlung darüber zu betinden hat, ob 
für die Gemeinde eine rechtliche Verpflichtung aus dem Eingangs 
erwähnten Vertrage begründet ist. Nachdem die Gemeindeversamm- 
lung hiervon unter Billigung des Kreisausschusses, welcher schon 
früher die Aufnahme eines Darlehns Seitens der Gemeinde behufs 
Deckung der Kosten für den Bau des Localisten-Gebäudes genehmigt 
hatte, ausgegangen ist, können sich Kläger ihrer Beitragspflicht zu 
den für den Localisten im Vertrage ausdrücklich bedungenen Aus- 
gaben, als die Zahlung von 60 fl. Gehaltszuschuss und die Unter- 
haltung des Wohngebäudes des Localisten nicht entziehen. Nur so- 
fern der Kreisausschuss zu einer anderweiten Beurtheilung des Ver- 
trages, also im Sinne der Kläger, gelangen sollte — endgültig würde 
darüber, ob durch den Vertrag die bürgerliche Gemeinde verpflichtet 
ist, bei ablehnender Haltung der letzteren zwischen dieser und dem 
Rechtsnachfolger des Pfarrers Seidel der ordentliche Richter zu ent- 
scheiden haben — oder wenn die Gemeindeversammlung weitere Aus- 
gaben für den Localisten, als die aus dem Vertrage ersichtlichen, 
übernehmen sollte, würde sie zu ihren Ausgabebeschlüssen die 6e- 
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nehmigong des Kreisausschosses bedürfen. Dies am deswillen, weil 
Ausgaben für die katholische Kirche and deren Diener ausserhalb 
des Bereiches der gesetzlichen Aufgaben der Gemeinde liegen und 
zu solchen, obachon sie nicht grundsätzlich unzulässig sind, die Ge- 
meindeversammlung doch wie zu allen neuen, in Aenderung der be- 
stehenden Grundverfassung übernommenen Anlagen nur unter Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde zuständig ist (§§. 29 ff., 66 ff. 
Tit. 6 Tbl. II. des Allgem. Landrechts; Entscheidungen des Ober- 
verwaltungsgerichts Bd. III. S. 126, Bd. XII. S. 155, 199, Bd. XIV. 
S. 214). Dass weitere Ausgaben, als im Vertrage bedungen, ffir den 
Localisten von der Gemeindeversammlung bewilligt sind , haben 
Kläger nicht behauptet. — Träfe dies zu, dann würden Kläger den 
Königlichen Landrath als die Aufsichtsbehörde des Beklagten dahin 
in Anspruch zu nehmen haben , dass letzterer die Ausführung des 
Gemeindebeschlusses bis zur Entschliessung des Kreisaasschusses, ob 
die Genehmigung den umständen nach zu ertheilen ist, unterlässt. 

2. Die Concessionsgd>ühr für Errichtung eines Grabdenkmais bei 

gemeinschaftlichen Grobem. 

Im September 1885 starb zu Breslau der Brennereibesitzer P. 
Seine Wittwe erwarb käuflich für ihren Ehemann und sich selbst 
zwei Grabstellen, Hess beide ausmauern und durch ein Gitter ein- 
friedigen, und nachdem der Ehemann in dem einen Grabe beigesetzt 
war, am Kopfende desselben ein Denkmal (Marmorkreuz) mit In- 
schrift errichten, wofür sie an Concessionsgebühr 24,oo j% zur Kirch- 
kasse entrichtete. Am 30. September 1891 verstarb auch die vor- 
gedachte Wittwe. Ihre Leiche wurde in dem Grabe neben ihrem 
Ehemanne beigesetzt. Das Denkmal, durch den Steinmetz S. in 
seine Werkstatt geschafft und mit einer neuen, auf das Ableben der 
Wittwe P. bezüglichen Inschrift zusätzlich versehen , sollte nun 
ewischen den Gräbern der P.'schen Eheleute wieder aufgestellt werden. 
Der Kirchhofsinspector der kathol. Kirchengemeinde von St. Corpus 
Christi und Nicolai zu Breslau inhibirte aber mit Zustimmung der 
letzteren die Wiederaufstellung des Denkmals etmschen den Gräbern, 
weil die noch einmal zu entrichtende Concessionsgebühr nicht bezahlt 
sei, weshalb die P.'schen Erben Klage erhoben mit dem Antrage: 
die beklagte Kirchengemeinde kostenpflichtig zu verurtheilen, 
anzuerkennen, dass Kläger berechtigt sind, das P.'sche Denk- 
mal auf dem hiesigen Nicolai-Kirchhofe zwischen den Gräbern 
der beiden P.'schen Eheleute ohne nochmalige Entrichtung 
der Concessionsgebühr wieder aufstellen zu lassen. 
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Dagegen verlangte die beklagte Kirchengemeinde kostenpflich- 
tige Abweisung der Klage, indem sie der Ansicht ist, dass sie die 
Gebahr fär die Aufstellung eines Denkmals nochmals zu erheben 
berechtigt und verpflichtet sei. 

Das Kgl. Amtsgericht und das Kgl. Landgericht V. Civilkam- 
mer zu Breslau haben aber unter dem 8. März und 3. Mai 1892 
die Klage kostenpflichtig abgewiesen. 

I. Die Entscheidungsgründe des Amtsgerichts lauten : 

»Es kann dahin gestellt bleiben, ob, wie Kläger ausfähren, 
der durch Zahlung der Concessionsgebühr perfect gewordene Erwerb 
des Bechts zur Errichtung eines Denkmals auf der käuflich erwor- 
benen Grabstelle , mag man denselben als Kauf oder Miethe auf- 
fassen, in jedem Falle die uneingeschränkte Befugniss gibt, mit 
einem bereits errichteten Denkmale innerhalb der räumlichen Be- 
grenzung beliebige Ortsveränderungen vorzunehmen ; für die Ent- 
scheidung des gegenwärtigen Rechtsstreits ist lediglich das, der 
Klage auch zu Grunde gelegte Stolgebühren-Reglement für die Diö- 
cese Breslau massgebend. Dasselbe bestimmt, dass für die Erlaab- 
niss zur Errichtung eines steinerneu oder metallnen Denkmals zur 
Kirchkasse 8 Thaler = 24,oo c% zu zahlen sind (§. 45 a. a. 0.). 
Die Auslegung dieser Bestimmung ist nun unter den Parteien streitig. 
Die Kläger sind der Ansicht, dass diese Gebühr nur einmal zu ent- 
richten ist, gleichviel ob das Denkmal für ein oder für mehrere 
Gräber bestimmt ist. Diese Auffassung der Bestimmung kann in- 
dess als richtig nicht erkannt werden. Sie gibt der letzteren eine 
Ausdehnung, welche sicherlich nicht im Sinne der Gebührentaxe ge- 
legen hat. Denn zieht man in Betracht, dass dieselbe unter J. 7 in 
Ansehung einer hölzernen Umfriedung und unter 9 in Ansehung 
eines gemauerten Grabes oder eisernen Geländers, die Gebühr anter 
der Beschränkung auf eine Person bestimmt, so ist nicht einzusehen, 
dass gerade bei der hier in Frage kommenden Bestimmung ein an- 
deres Princip für die Feststellung der Gebühr hat zur Anwendung 
kommen sollen. In Ermangelung eines positiven Anhalts hierfür 
muss daher angenommen werden, dass auch hier jene Beschränkung 
auf eine Person Geltung haben sollte , und die Bestimmnng selbst 
dahin aufzufassen ist, dass für die Errichtung eines Denkmals für 
ein Grab eine Concessionsgebühr von 24,oo c% zu entrichten ist. Im 
vorliegenden Falle ist nun das streitige Denkmal im Jahre 1884 für 
den verstorbenen Ehemann P. auf dessen Grabe gegen Entrichtung 
der Gebühr errichtet worden und soll nunmehr nach dem Tode der 
Ehefrau mit einer neuen , hierauf bezüglichen Inschrift nicht mehr 
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auf seinen ursprünglichen Standort, sondern ewisehen den Gräbern 
der beiden P/schen Eheleute Anstellung finden. 

Wenn nun auch den Klägern zugestanden werden muss, dass 
ein Denkmal durch Anbringung von mehreren Inschriften nicht eine 
Mehrheit von Denkmälern wird, sondern nach wie vor nur ein Denk- 
mal bleibt , so kann doch darüber kein Zweifel bestehen , dass ein 
Denkmal, welches zwei Inschriften trägt und in der Mitte zweier 
Gräber aufgestellt wird bezw. aufgestellt werden soll, ewei Plätze 
belegt und ein Denkmal för ßwei Gräber wird. Wenn nun aber die 
zur Anwendung kommende Bestimmung der Stolgebührentaxe dahin 
zu verstehen ist, dass die Gebühr für die Benutzung eines Grab- 
hügels zur Errichtung eines Denkmals zu entrichten ist, so folgt 
hieraus weiter, dass die Entrichtung einer zweiten Gebühr gefordert 
werden kann, wenn, wie vorliegend, durch die nachträgliche Um- 
setzung des Denkmals in die Mitte der Grabstellen 0wei Grabbügel 
zur Denkmalserrichtung benutzt werden bezw* benutzt werden sollen. 

Die Klage konnte daher als begründet nicht erachtet werden 
und unterlag in Folge dessen der Abweisung.« 

II. Die Entscheidungsgründe des Landgerichts heissen: 

»Mit der Concessionsgebühr wird die Erlaubniss zur Errichtung 
eines Denkmals d. h. des Errichtungsaktes abgegolten. Derartige 
Errichtungsakte liegen aber im vorliegenden Falle zwei vor, denn 
die Aufstellung des Denkmals — gleichviel ob an früherer Stelle, 
oder zwischen den Gräbern — das mit einer weiteren, auf eine an- 
dere Person bezüglichen Inschrift später versehen wurde, muss als 
ein neuer Brrichtungsakt gelten. Hiernach haben Kläger nicht das 
Recht, ohne Erlegung einer neuen Concessionsgebühr die Erlaubniss 
zur Aufstellung des Denkmals zu beanspruchen.« 

5. Streitigkeiten über Patronatsverpfiicktuiigen sind privatrechtlicher 
Natur, in denselben sind auch alle unter den Parteien obwaltenden 

Streitfragen vom Richter zu entscheiden. 

Die in dem Dorfe Lütgendortmund bestehende katholische 
Kirche, welche früher dem 1803 säcularisirten Nonnenkloster Ma- 
rienborn gehörte, wird seit langer Zeit, mindestens seit Anfang dieses 
Jahrhunderts, von den Katholiken in Lütgendortmund und Umgegend 
benutzt. An ihr ist ein Vicarius als Seelsorger bestellt, während die 
eigentliche Pfarrkirche sich in Kirchlinde befindet. Die Kirche in 
Lütgendortmund ist baufällig, genügt auch dem Baume nach nicht 
den Bedürfnissen der dort und in der Umgegend wohnenden Katho- 
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liken und besitzt kein zur Bestreitang der Baukosten ausreichendes 
Vermögen. 

Unter der Behauptung, dass die Kirchengemeinde Lütgendort- 
mund seit länger als 100 Jahren eine selbstfständige Filialgemeinde 
der Pfarrkirche Kirchlinde sei, und dass der Fiscus als Rechtsnach- 
folger des Klosters Marienborn die Kosten des nothwendigen Neu* 
baues einer Kirche in Höhe der ganzen Kosten, evetUudl aber als 
Patron der Kirche zu Lätgendortmund zu ^/j zu tragen habe, hat 
die kathol. Filialgemeinde Lütgendortmund in Assistenz der Pbrr- 
geroeinde zu Kirchlinde als Nebenintervenientin Klage ^) gegen den 
Fiscus erhoben und in der mundlichen Verhandlung den Antrag 
gestellt : 

zu erkennen, dass der Beklagte als Rechtsnachfolger des Klosters 
Marienborn schuldig, anstatt der bisherigen alten baufälligen 
Kirche eine den heutigen Verhältnissen der Kirchengemeinde 
Lütgendortmund entsprechende Kirche auf alleinige Kosten zu 
bauen, 

eventuell, dass der Beklagte schuldig, als Patron der Kirche 
zu Lütgendortmund */s der vorstehend bezeichneten Kosten zn 
tragen. 

Der Beklagte hat dagegen die Abweisung der Klage beantragt 
und vor Allem die Activlegitimation der Klägerin bestritten, weil 
eine Filialkirchengemeinde Lütgendortmund weder bestehe, noch je 
bestanden habe, vielmehr die Katholiken in Lütgendortmund stets 
zur Parochie Kirchlinde gehört hätten. Er gibt zwar zu, Rechts* 
nachfolger des Klosters Marienborn, bestreitet indess, Patron der 
Kirche zu Lütgendortmund zu sein und hat den Versuch der Klägerin, 
das Patronat als durch Verjährung entstanden nachzuweisen auch 
deshalb als verfehlt bezeichnet, weil die Filialgemeinde Lütgendort- 
mund nicht existire, also auch keine Rechte erwerben könne; die 
Parochialgemeinde Kirchlinde aber könne ein solches Recht nicht er- 
worben haben, weil sie niemals vom Beklagten die Tragung der 
Baukosten der Klosterkirche verlangt habe. 

Nachdem durch Vorlegung zahlreicher Urkunden Beweis er- 
hoben war, hat das Königl. Landgericht zu Arnsberg durch Urtheil 
vom 30. Juni 1883 die Klägerin mit ihrem Principalantrage abge- 
wiesen, dagegen den Beklagten nach dem Eventualanträge verur- 
theilt. Der Beklagte hat gegen diese Entscheidung Berufung ein- 



1) üeber die materielle Entscheidang dieses Bechtsstreits haben wir ein- 
gehend im Archiv, Bd. 68. 1892 S. 8—86 referirt. 
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gelegt; dieselbe ist jedoch durch Urtheil des Eönigl. Oberlandes- 
gerichts za Haram vom 2. Juli 1884 zurückgewiesen. 

Beide Richter haben zunächst die Activlegitimation der Klä- 
gerin als juristischer Person aus folgenden Gründen angenommen, 
wobei die Verhältnisse vor Aufhebung des Klosters Marienborn aus- 
ser Betracht geblieben sind: 

Auf Antrag der Katholiken zu Lütgendortmund und Umgegend 
vom Jahre 1809 habe der Finanzminister des Grossherzogthums 
Berg am 1. März 1811 erklärt: 

Je consens ä ce que la commune de Lütgendortmund se serve 
provisoirement et jusqu'ä disposition ultdrieure de l'eglise du 
convent pour Texercise du culte paroissiale, 
wobei bemerkt wird, dass der Kaiser (als Vormund des Grossherzogs 
von Berg) die Schenkung genehmigen müsse. Der Minister des In- 
nern habe sodann den Präfecten beauftragt, das Rescript v. 1. März 
der Gemeinde zu eröffnen, und ihr die Kirche provisorisch einzu- 
räumen. Hierdurch sei die Existenz einer Filialgemeinde Lütgen- 
dortmund anerkannt. Auf weitere Anträge der dortigen Katholiken 
vom Jahre 1816 habe die Regierung zu Arnsberg an das Ministerium 
berichtet , dass die Katholiken in Lütgendortmund und Umgegend 
sich bisher der Klosterkirche als einer Filialkirche von Kirchlinde 
bedient hätten, dass die Beibehaltung der Filialkirche nothwendig 
sei und dass eine Unterstützung für den geistlichen Schullehrer er- 
beten werde. Nach Bewilligung derselben habe die Regierung weiter 
berichtet, dass die Localfonds bei der katholischen Kirche zu Lüt- 
gendortmund sehr gering und bei der Regulirung des Kirchen- und 
Schulwesens nicht berücksichtigt seien, deshalb schlage sie folgenden 
Etat für Lütgendortmund vor: 

1. für den Geistlichen als Seelsorger und Schullehrer 300 Thlr., 

2. für den Kirchendiener 90 Thlr., 

3. für Reparatur der Kirche und Beschaffung der Üultusgegen- 
stände 60 Thlr. 

Auf wiederholten Antrag und nach der Darlegung der Re- 
gierung, dass die Gemeinde ausser der Unterhaltung der Schul- und 
Pfarrgebäude nichts leisten könne, dass aber eine definitive Re- 
gulirung dringend nothwendig sei , habe eine Allerhöchste Cabinets- 
Ordre vom 29. Mai 1818 bestimmt, dass die nachgesuchte Dotation 
von 450 Thlr. für die katholische Pfarre und Schule zu Lütgendort- 
mund bewilligt werde; davon sei Seitens der Regierung dem Land- 
rath behufs Mittheilung an den Kirchenvorstand Kenntniss gegeben, 
auch die damals zuständige kirchliche Behörde (das Generalvicariat 
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zu Deatz) beoachrichtigt , dass durch Allerhöchste Cabinets-Ordre 
vom 29. Mai 1818 die Filialcaplanei und Schulstelle za Lütgendort- 
raund dotirt sei. Hierdurch sei die Filialgemeinde Lütgendortmund 
?om Oberhaupt des Staats anerkannt hezw. genehmigt. Dies sei auch 
ferner dadurch geschehen, dass durch Allerhöchste Cabinets- Ordre 
vom 28. December 1828 der Domänenfiscus der katholischen Kirchen- 
nnd Schulgemeinde daselbst ein Stück Land in Erbpacht gegeben 
und dass eine Allerhöchste Cabinets- Ordre vom 21. August 1863 
ein zu Gunsten der Armen der katholischen Kirchengemeinde da- 
selbst ausgesetztes Legat genehmigt und den katholischen Kirchen- 
vorstand zur Annahme desselben ermächtigt habe. Wenn nun auch 
Filialgemeinden nur mit Genehmigung des Staats errichtet werden 
könnten, so brauche doch dies nicht mit directen Worten oder durch 
eine förmliche Erectionsurkunde zu geschehen. Eine feste Begrenzung 
der Filialgemeinde gehöre nicht zu deren Wesen. Zweifellos ge- 
hörten die Katholiken zu Lütgendortmund zu derselben ; wer ausser- 
dem dazu gehöre, sei nach der Observanz bezw. durch die- kirchlichen 
Oberen und die Staatsbehörden festzustellen. 

Das Landgericht hebt ferner noch hervor,' dass die Klägerin 
durch die Königliche Regierung selbst veranlasst sei, auf Grund des 
Gesetzes vom 20. Juni 1875 Repräsentanten und Kirchenvorstand 
zu wählen. 

Gegen das Berufungsurtheil hat der Beklagte die Revision ein- 
gelegt; vor dem auf den 13. November bezw. 18. December 1884 
anberaumten Verhandlungstermin hat indess die Königl. Regierung 
zu Arnsberg durch Plenarbeschluss vom 6./14. October 1884, wel- 
cher am 31. October bei dem Reichsgericht eingegangen ist, »den 
Rechtsweg für unzulässig erachtete und den Oompetenz-Conflict er- 
hoben. Nach eingehender Darstellung der kirchlichen und Schul- 
verhältnisse zu Lütgendortmund von den ältesten Zeiten an, — auf 
Grund der Regierungsakten — nimmt die Regierung die Eni- 
Scheidung darüber 

ob eine Gesellschaft als Corporation anzusehen^ bezw. ob der- 
selben Corporationsrechte zu verleihen^ 

ausschliessUch für die Verwaltungsbehörde in Anspruch ^ die auch 
allein darüber befinden dürfe^ 

ob eine Gesellschaft Seitens des Staats als Corporation aner- 
hannt sei. 

Deshalb müsse, wenn ein bei dem ordentlichen Richter ober 
ein streitiges Privatrecht anhängiger Process von der streitigen 
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Vorfrage: ob ein öffentlich rechtliches Verhältniss bestehe, abhängig 
sei, über diese Vorfrage die Verwaltungsbehörde entscheiden. Bis dies 
geschehen, sei der Hechtsweg über den streitigen Privatrechts- 
Gegenstand unzulässig. Dies folge daraus, dass der Richter sich 
der Entscheidung Qber die den Verwaltungsbehörden übertragenen 
Gegenstände des öffentliclien Kechts zu enthalten habe. Trotz einer 
etwa vom Richter ausgesprochenen Anerkennung einer Gosellschaft 
als Corporation werde die Verwaltungsbeiiörde die staatliche Aner- 
kennung versagen können ; denn es handele sich iiierbei lediglich 
um Ausübung eines Hoheitsrechtes. Die Verwaltungsbehörde habe 
dabei nur das öffentliche Interesse in's Auge zu fassen und könne 
auch die etwa erforderliche Interpretation der Vorentscheidungen der 
Verwaltungsbehörden und der ergangenen landesherrlichen Erlasse 
in Bezug auf die Frage, ob eine Gesellschaft staatlich als Corporation 
anerkannt sei, allein geben. Es sei nun die V^orschrift des Gesetzes, 
dass Corporationsrechte — in landrechtlicher Zeit — nur durch 
ausdrückliche staatliche Verleihung oder Anerkennung entstehen, 
stets stricte interpretirt und der urkundliche Nachweis ausdrück- 
licher Verleiiiung verlangt, auch sei das öffentlich rechtliche Ver- 
hältniss der früher nur nominellen Gemeinden zum Staat, soweit 
möglich, regulirt; doch sei dies noch nicht überall mögHcfa gewesen 
und man habe mit solchen nominellen Gemeinden — trotz ihrer 
Unfertigkeit -- verhandeln müssen. Voraussetzung für Verleihung 
von Corporationsrechten sei aber stets das Vorhandensein eines be- 
stimmten räumlichen Gebiets, die Zweckmässigkeit und die Prästa- 
tionsfähigkeit, woran es hier fehle, zumal nicht feststehe, welche 
Katholiken zur Filialgemeinde Lütgendortmund gehörten. 

Wenn der katholischen Pfarre und Schule daselbst eine Do- 
tation gewährt sei, so folge daraas nicht die Existenz einer Filial- 
gemeinde ^ da es sehr wohl eine dotirte Pfarre und Kirche geben 
könne, ohne dass zu derselben eine Gemeinde gewiesen sei. Eine 
Gemeinde werde oft erst gebildet, wenn bereits Kirchen- und Pfarr- 
gffbäude errichtet und die kirchlichen Aemter gebildet worden seien. 
Den in den richterlichen Entscheidungen angezogenen Allerhöchsten 
Cabinets-Ordres sei auch kein Gesuch um Anerkennung einer Filial- 
gemeinde vorangegangen. 

Nach Eingang dieses Plenarbescitlusses hat das Reichsgericht 
das Verfahren ausgesetzt, den anberaumten Termin aufgehoben und 
davon der Königl. Regierung zu Arnsberg, sowie den Parteien — 
diesen unter Mittheilung einer Abschrift des Plenarbeschlusses — 
Kenntniss gegeben. 

Archiv Ar Kirchenreeht. LXVIII. 24 
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Von den Parteien hat nar die Klägerin eine Erkl&rung abge- 
geben; sie h&lt den Gompetenz-Conflict fär unbegründet. 

Dasselbe ist vom EOnigl. Landgericht za Arnsberg wie vom 
Königlichen Oberlandesgericht zu Hamm in den gntachtlichen Be- 
richten vom 31. December 1884 bezw. 14. Januar 1885 erkl&rt 

Der Rechtsweg ist auch von dem Königl. Gerichtshof zur Ent- 
scheidung der Gompetenz-Conflicte unter dem 14. März 1885 für zu- 
lässig und der erhobene Competenz-Conflict für unbegründet er- 
achtet werden. 

Die Gründe lauten: 

»Der vorliegende Rechtsstreit hat in seinem gegenwärtigen 
Stadium — nachdem der Priucipalantrag der Klägerin rechtskräftig 
abgewiesen ist — nur das Patronat zum Gegenstande. Gemäss 
§. 577/584 II. 11 A. L. B. sind Streitigkeiten über das Patronat 
dem Rechtswege unterworfen. Dies hat auch der Gerichtshof zur 
Entscheidung der Gompetenz-Conflicte stets anerkannt. 

cfr. Erkenntniss vom 12. November 1859 (Pr. L. 1048) und 

in anderer Beziehung Erkenntnisse vom 14. Juli 1866 (Pr. L. 

1835 J. M. Bl. 274) und 13. Juni 1868 (Pr. L. 1457 J. M. Bl. 

S. 337)- 

Es handelt sich auch hier nicht etwa um eine Frage der Noth- 
wendigkeit oder der Art des Baues, für welchen der Beklagte als 
Patron in Anspruch genommen wird, denn über das Bedurfniss einen 
Neubaues der Klosterkirche ist kein Streit und ebensowenig verlangt 
die Klägerin eine Entscheidung über die Art des Neubaues, sondern 
nur den Ausspruch, dass der Beklagte Vs der Kosten eines Neu- 
baues als Patron zu tragen habe. 

Wenn der Beklagte nun die ünzulässigkeit des Rechtsweges 
darauf stützt, dass über die Frage, ob eine Filialgemeinde als solche 
rechtliche Existenz habe, lediglich der Staat durch seine die Hoheits- 
rechte verwaltenden Organe zu befinden habe, so ist zuzugeben, dass 
nach §. 288 II 11 A. L. R. eine Parochie — also auch eine Filial- 
gemeinde — nur mit Genehmigung des Staats errichtet werden kann 
und es muss auch anerkannt werden , dass -— wie nach der Recht- 
sprechung des Competenz-Conflicts-Gerichtshofes die Entscheidung 
darüber , ob ein bestimmtes Grundstück zu dieser oder jener politi- 
schen Gemeinde gehört, — 

vergl. die Erkenntnisse vom 10. Januar 1852 (J. M. Bl. S. 68), 

vom 16. September 1854 (J. M. Bl. S. 420), 

und vom 12. April 1862 (J. M. Bl. S. 280), 
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sowie darüber, ob gewisse Grundstücke eine selbstständige Gemeinde 
bilden, 

vergl. Erkenntniss vom 23. Februar 1874 (J. M. Bl. 8. 113) 
dem ordentlichen Richter an sich entzogen ist — auch die Fest- 
stellung des Bestehens einer Kirchengemeinde zu den Hoheitsrechten 
des Staats gehört und dass der Rechtsweg gegen Verfügungen der 
kirchlichen (bezw. staatlichen) Behörden, die neue Parochien bilden, 
oder Veränderungen in den bestehenden anordnen, ebensowenig zu- 
lässig ist, wie darüber, ob Jemand zur Parochie einer bestimmten 
kirchl. Gemeinde gehört, — 

vergl. die Erkenntnisse des Gerichtshofes zur Entscheidung der 

Competenz-Conflicte vom 9. April 1864 (J. M. Bl. S. 191) und 

vom 80. Januar 1858 (J. M. Bl. S. 267). 
Allein gleichwohl muss im vorliegenden Falle der Rechtsweg für zu- 
lässig erachtet werden. 

Denn dieser Process betrifft allein den Streit, ob der Beklagte 
Patron und als solcher zu gewissen Leistungen verbunden ist. Wie 
nun der Legitimationspunkt bei jedem Processe vom Richter zu ent- 
scheiden ist, so muss dies auch hier geschehen und wird dies nicht 
dadurch unzulässig, dass bei dieser Prüfung auch Hoheitsrechte zu 
berühren sind. Die Frage, ob der Klägerin juristische Existenz bei- 
wohnt, ist für den Rechtstreit nur ein Incidentpunkt, nicht der 
eigentliche Gegenstand des Elageverlangens. Da über letzteres der 
Rechtsweg zulässig ist, so hat der Richter auch über die Vorbe- 
dingungen desselben zu entscheiden. 

Diesen Grundsatz hat der Gerichtshof zur Entscheidung der 
Gompetenz-Conflicte auf den verchiedensten Gebieten anerkannt. 

1. So heisst es in dem Erkenntnisse vom 11. Juni 1853 
(J. M. Bl. S. 248), dass, falls gegen die administrative Entscheidung 
über den Pensionnanspruch eines Gemeindebeamten der (gesetzlich 
eröffnete) Rechtsweg beschritten werde, vom Gericht auch festzustellen 
sei , ob der angeblich PensionsberectUigte die Eigenschaft eines Ge- 
meindebeanUen überhaupt oder eu einer bestimmten Zeit gehabt habe, 

2. Nach dem Erkenntniss vom 22. October 1853 (J. M. Bl. 
S. 423) kann in einem Streite über Eigenthumsrechte die Frage, 
ob ein QnmdsiUclc eu einer bestimmten Gemeinde gehört^ vom Richter 
entschieden werden, da es sich in dem Process wesentlich um Pri- 
vateigenthum handelt und die richterliche Entscheidung einer von 
der Verwaltungsbehörde etwa für nöthig erachteten anderweiten Be- 
stimmung der Grenzen der Gemeindebezirke nicht entgegenstehen 
würde. 

24* 
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3. Ferner wird in denn Erkenntniss vom 20. October 1855 
(J. M. Bl. S. 401) die Zulässigkeit des Rechtsweges für Ansprüche 
•1er Gemeindebeamten auf vertragsmässiges Gehalt auch in dem Falle, 
dass der Vertrag von der Regierung nicht genehmigt war, durch die 
Erwägung gerechtfertigt : 

dass zwar das richterliche Erkenntniss sich auch über die Be- 
schaffenheit und die Grenaeti des Aufsichtsrechts der Regierung 
und über die rechüichen Wirkungen von Handlungen und Unter- 
lassungen derselben eu verbreiten habe, dass dadurch aber nicht 
der Gegenstand des Processes verändert würde, noch die rein 
privatrechtliche Klage in eine Klage über ein Majestätsrecht und 
die Entscheidung darüber von den Verwaltungsbehörden auf 
die Gerichte übergegangen sei. So streng könne die Trennung 
der Justiz von der Verwaltung nicht gemeint sein, dass den 
Gerichten bei der Entscheidung über Privatrechtsstreitigkeiten, 
deren Gegenstand einer Einwirkung der Verwaltungsbehörden 
unterliegt, jede Prüfung über die gesetzlichen Befugnisse dieser 
Behörden hierzu oder über eine thatsächlich ihrerseits geschehene 
Einwirkung versagt wäre. Ob daher der qu. Vertrag zu seiner 
rechtlichen Wirksamkeit gesetzlich einer Genehmigung der Re- 
gierung bedürfte, oder ob dieselbe ertheilt sei, dies zu beur- 
theilen müsse dem Gericht freistehen, weil dies Fragen seien, 
die das Wesen und die Existenz des Vertrags berühren. WdfUe 
man das Gegentheil annehmen und jeden Process sobald der- 
gleichen Fragen in demselben angeregt werden^ der gericht- 
lichen Competene entziehen und die Entscheidung, die sich dann 
doch nur auf diese Fragen erstrecken könnte, den Verwaltungs- 
behörden vindiciren, so würde es in vielen Fäüen eu einer 
eigentlichen Entscheidung in der Hauptsache an einer eom- 
petenten Behörde fehtefi und die Justizpflege grossen Störungctt 
ausgesetzt sein. 

4. In Uebereinstimmung damit sagt das Erkenntniss vom 
8. März 1856 (J. M. Bl. S. 141): 

Kein Gesetz verbietet den Gerichten^ bei Streitigkeiten deren 
Entscheidung zu ihrer Competenz gehört^ Verfügungen und Hand- 
lungen anderer Behörden mit zur Beurtheilung zu ziehen^ welche 
dabei unter den Parteien thatsächlich oder rechtlich zur Sprache 
kommen und auf das streitige Rechtsverhältniss irgendwie wie 
von Einfluss sind; nur versteht es sich, dass eine solche ge- 
richtliche Beurtheilung in ihren Wirkungen nicht weiter reicht, 
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als es zur Feststellung des unter den Parteien streitigen Ver- 
hältnisses erfordert wird. 

5. Das Brkeuutniss vom 16. September 1854 (J. M. Bl. S. 430) 
hat einen Process zwischen den Bauern und den Büdnern eines 
Dorfes über die Beitragspfiicht zu den Oemeindelasten auch hhisichi- 
lieh der Frage für atdässig erachtet^ welche Personen Mitglieder der 
Gemeinde seien und dabei erwogen : 

Man könnte zweifelhaft sein, ob nicht wenigstens diese Frage, 
die dem öffentlichen Recht angehört, vom Rechtswege auszu- 
schliessen und der Regierung vorzubehalten sei — indessen ist 
auch zu einer solchen partiellen Anerkennung des Competenz- 
Conflicts kein Grund vorhanden, theils weil der Klageantrag sich 
auf eine Frage beschränkt, welche völlig innerhalb des Gebiets 
der richterlichen Cognition liegt, theils weil nach Inhalt des 
Äppellations-Drtheils nicht sowohl die Eigenschaft der Beklagten 
als Qemeindemitglieder, sondern vielmehr die Frage der richter- 
lichen Beurtheilung unterworfen ist, ob sie zu den Gespann 
haltenden Wirthen im Sinne des §. 38 II. 7 A. L. R. zu zählen 
sind, ungeachtet nur ein kleiner Theil des Ackerbesitzes zu der 
hufenschosspflichtigen Dorffeldmark gehöre. Diese Frage berührt 
recht eigentlich die Beitragspfiicht und ist deshalb der richter- 
lichen Cognition nicht entzogen. 

(5. In Uebereinstimmung hiermit hat auch das Eönigl. Ober- 
tribunal in dem Brkenntniss vom 8. März 1855 {Striethorst Archiv 
17, 72) in einem Process»^ zwischen zwei Armenverbänden den Rechts- 
weg über die Frage für etdässig erachtet^ ob ein bestimmtes Grund- 
stück — dessen Bewohner der Armenpflege verfallen waren — zu 
einem gutsherrlichen oder au einem bäuerlichen Gemeindebeoirk gehöre. 

7. In einem von der Gemeinheitstheilungsbehörde erhobenen 
Competenz-Confiict hat der Gerichtshof durch Erkenntniss vom 22. No- 
vember 1851 (J. M. BL 1852 S. 98) die Zuständigkeit des Richters 
bei einer Klage auf Vollstreckung des Separationsrecesses gemäss 
§. 205. der Verordnung vom 20. Juni 1817 auch auf das Recht und 
die Pflicht des Richters ausgedehtit, über die Einreden zu erkennen, 
mittelst deren die Rechtsgültigkeit des Recesses angefochten wird 
und sogar die Consequenz gezogen, dass der Recess vom Richter für 
ungültig erklärt werden kann, in welchem Falle die Aaseinander- 
setzung anderweit (von der General-Commission) zu Ende geführt 
werden muss. 

8. Endlich hat der Gerichtshof durch die Erkenntnisse vom 

10. Januar 1852 (J. M. Bl. S. 171), 
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11. Februar 1865 (J. M. Bl. S. 102) und 
9. Juni 1866 (J. M. Bl. 8. 282) 
auch die Processe (gegen den Piscus) über Dotirung einer geistlichen 
Stelle in dem Falle vor den Richter verwiesen, dass die Verbindlich- 
keit zur Dotirung auf einen privatrechtlichen Titel gegründet wird. 

In dem letztgedachten Falle hatte der Fiscus auch den Ein- 
wand erhoben, dass die Klägerin gar nicht als juristische Person 
bestehe; es ist aber ausgesprochen, dass *alle unter den Parteien 
obwcdtenden Streitfragen€ vom Richter zu erörtern seien \ da der 
Anspruch sich darauf stütze , dass der Fiscus als Singularsuccessor 
in das Vermögen der säcularisirten Abtei N. die Verpflichtung zur 
Dotirung (der Capläne) überkommen habe, könne die Zulässigkeit 
des Rechtswegs nicht zweifelhaft sein. 

Wenn man nun auch ganz davon absieht, dass die vorliegende 
Klage auch auf eine gleichartige Rechtsnachfolge des Fiscus ge- 
gründet war — weil der darauf basirte Principalantrag rechts- 
kräftig verworfen ist, — so sind Streitigkeiten über Patronatsver- 
pflichtungen ebenso rein privatrechtlicher Art, und sind in denselben 
auch »alle unter den Parteien obwaltenden Streitfcagen« ?om Richter 
zu entscheiden.c 

Mit Bezug auf die vorstehende Entscheidung sagt das Reichs- 
gericht in seiner von uns im Uebrigen Bd. 68. des Archives 1892 
S. 6 sequ. mitgetheilten Entscheidung vom 21. Jan. 1886 wörtlich : 

»Es kann dahin gestellt bleiben, ob durch diese Entscheidung 
der in der gegenwärtigen Instanz erhobene Einwand der Unzulässig- 
keit des Rechtswegs bereits endgültig erledigt ist oder ob derselbe 
noch der diesseitigen Cognition unterliegt. Denn wenn man auch mit 
dem Urtheil des III. Givilsenats des Reichsgerichts vom 25. März 
1884 (Entscheidungen Bd. 11. 8. 392 ff.) letzteres annehmen wollte, 
so würde doch die Verwerfung des Einwandes aus den in dem ge- 
dachten Urtheil vom 14. März 1885 gegebenen, völlig zutreffenden 
Orflnden unbedenklich sein.c 

4. Umfang der patranatsrechüichen Aufsicht über das Kirchen- 

vermögen. 

L Hat der Kirehenpatron die ÄufsidU über das gesamnUe Ver- 
mögen der Kirche oder nur Ober die Kirchmkasse ? 

Herr v. F., Patron der kathol. Kirche zu Deutsch-Krawam in 
Schlesien (Erzdiöcese Olmütz), verlangte von dem dortigen Kirchen- 
vorstande, dass ihm die Rechnungtn über die Verwaltung des ge- 
sammten Kirchenvermögens bestehend ans dem 
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1. eigentlichen Kirchenvermögen, 

2. FnndationsTermögen, 

S. Pfarr- und KfistervermOgen nnd 
4. der Eirchenbaufondskasse 
zur patronatlichen Revision alljährlich vorgelegt werden; der Kir- 
chenvorstand aber legte ihm nur die Rechnung sammt Belagen 
ad 1. vor und weigerte die Vorlegung der anderen Rechnungen 
sub 2-4. 

Auf die Beschwerde des Kirchenvorstandes erachtete der Kgl. 
Regierungspräsident zu Oppeln unter dem 13. Februar 1891 den 
Patron für berechtigt, die alljährliche Vorlegung sämmtlicher, sich 
auf die gesammte kirchliche Vermögensverwaltung beziehenden 
Jahresrechnungen mit alleinigem Ausschluss derjenigen Aber beson- 
dere Stiftungen und Fonds, bezuglich deren die patronatliche Auf- 
sicht ausdrücklich ausgeschlossen ist, behufs deren Prüfung von dem 
Kirchenvorstande zu verlangen.! 

Der Kirchenvorstand remonstrirte hiergegen bei der Eünigl. Re- 
gierung und führte gegenüber den vom Regierungspräsidenten kurz 
angezogenen Qesetzesstellen im Wesentlichen Folgendes aus: 

»§. 585 des A. L. R. II 11 ist nach der Kirch.*Oem.- und 
Syn.-Ordn. von 1873 §. 6, 23 und nach dem Oes. v. 20. Juni 
1875 §§. 5, 39 aufgehoben (vgl. Hinsckius Anm. 28 zu diesen 
Paragraphen in Koeh*8 Gommentar zum Landrecht Bd. 4. 1886). 
Rechte aus §. 621 eod. sind dem Patron nur verblieben, wenn 
er Patronatslasten für kirchliche Bedürfnisse trägt (ebenda 
Anm. 3 zu §. 621). 

Diese Rechte bestehen nach §. 40. des Ges. vom 20. Juni 
1875, abgesehen von der Befngniss zur Betheiligung am Kirchen- 
vorstande, nur in der Aufsicht über die Kirchenhasse und dem 
Recht der Zustimmung zu gewissen Geschäften der Vermögens- 
verwaltung. 

Es ist im Gesetz ausdrücklich »Kirchenkasset gesagt, nicht 
etwa »kirchliches Vermögen, € wie es §. 3. definirt und zwar 
ausdrücklich nur für das Gesetz vom 20. Juni 1875 definirt. 
Kirohenkasse ist ein engerer Begriff als kirchliches Vermögen. 
Daraus ist zu entnehmen, dass das Aufsiehtsrecht des Pa- 
trons sich lediglich auf die Kasse beschränkt, welche in erster 
Reihe für die Baulasten anzugreifen ist, für welche der Patron 
eventualiter haftet, und nur insoweit sind ihm die Rechnungen 
vorzulegen. 

Ein Recht der Aufsicht über das ganze kirchliche Vermögen 
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hat der Patron nicht, zumal das Ges. vom 20. Juni 1875 seine 

bezüglichen Rechte nicht erweitern, sondern einschränken wollte. 

Der Regierungspräsident zu Oppeln erwiederte aber unter dem 

I. April 1892, »dass ich über die Streitfrage bezüglich des Dm- 
fanges der patronatrechtlichen Mitwirkung bei der Rechnungslegung 
über die kirchliche Vermögensverwaltung dem Herrn Oherpräsidenten 
Vortrag gehalten habe, und dass dieser auf Grund der §§. 088, 689 

II. 11 Ällgem. Landrechts, §. 40. Gesetz vom 24. Juni 1875 über 
die Vermdgensverwalt^ung in den katholischen Kirchengemeinden und 
der gemäss §§. 42, 44 cit. Gesetzes erlassenen Instruction für den 
Geschäftsgang bei der Rechnungslegung katholischer Kirchenge- 
meinden der Provinz Schlesien vom 21. October 1883 (cfr. a. Abs. 2 
und b. Bemerkung zu A. 3. 7. und A. 4) dahin entschieden hat, 
dass auch dem Privatpatron die Originalrechnungen über sämnUliche 
von dem Eirchenvorstande verwalteten Kassen und Fonds vorzulegen 
sind. Ausgenommen hiervon sollen nur diejenigen Rechnungen über 
besondere Stiftungen und Fonds sein, bezüglich deren die patronat- 
liehe Aufsicht durch den Stifter etc. ausgeschlossen ist. 

Ich ersuche daher den Kirchenvorstand , von jetzt ab demge- 
mäss zu verfahren und entsprechend den Bestimmungen der ge- 
dachten Instruction auf den Rechnungsausfertigungen über sämmtliche 
Kassen und Fonds, bevor dieselben hier vorgelegt werden, zu ver- 
merken, bis zu welchem Tage die Rechnungen vom Patronat revidirt 
worden sind und etwaige Erinnerungen des Letzteren mir mitzu- 
theilen. 

Sollte dem Vorstehenden nicht entsprochen werden, so würde ich 
die Verwaltung als ordnungsmässig nicht anerkennen können und zu 
weiteren Massnahmen genöthigt sein. 

Der Einreichung der nach ausst^enden Jahresrechnungen pro 
1889, 1890 und 1891 sehe ich in den nächsten Wochen entgegen.« 

Gegen diesen Bescheid bezw. die darin mitgetheilte Ent- 
scheidung des Oberpräsidenten erhob der Kirchenvorstand Be- 
schwerde an den Oultusminister, weil die §§. 688 und 689 Allgem. 
Landrecht ThL II. Tit. 11 nicht in Anwendung kämen, »denn 
§. 688. spricht nicht vom Patron, §. 689. aber hat durch das Ge- 
setz vom 20. Juni 1875 seine Erledigung gefunden, triflft übrigens 
anch gar nicht die hier streitige Frage.« Etegierungspräsident und 
Oberpräsident hätten die Rechtsausführungen des Kirchenvorstandes 
nicht widerlegt; dieselben träfen daher zu. Der Kirchenvorstand 
verwies schliesslich noch zur Unterstützung seiner Rechtsauffassung 
aof das Erkenntniss des Reichsgerichts vom 25. November 1880 
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{Gruchot Bd. 25. S. 1047), welches die in §. 585 A. L. R. II. 11 
dem Patron gegebene Berechtigung auf die Pflicht des Patrons zu- 
rückführt, bei Ermangelung eines hinreichenden Kirchenvermögens 
aus eigenen Mitteln zur Erhaltung der Kirche beizutragen. 

Darauf erging folgender Bescheid : 
G. II. Nr. 2011. Berlin, den 11. Juni 1892. 

Auf die Eingabe vom 18. April d. J. erwidere ich dem Kirchen- 
vorstände, dass die Ausführungen der Beschwerdeschrift mir keine 
Veranlassung gegeben haben, den anbei zurückfolgenden Bescheid 
des Herrn Regierungs- Präsidenten zu Oppeln vom I. April d. J. auf- 
zuheben oder abzuändern ; vielmehr muss es bei letzterem und seiner 
zutreffenden Begründung das Bewenden behalten. Bosse. 

IL Die Aufsicht des Kirchenpatrons gegenüber besonderen kirch- 
lichen Stiftungen und Fonds. 

Die Königl. Regierung zu Oppeln erhob, da der Fiscus Patron 
der dortigen kath. Stadtpfarrkirche ist, gegenüber dem kath. Kirchen- 
vorstände zu Oppeln den Anspruch, »auch die Ausleihung von 
Fundationskapitalien von unserer patronatlichen Genehmigung ab- 
hängig zu machen.! Zur Begründung dessen sagte sie in dem Be- 
scheide vom 2. December 1889: 

»Zu dem kirchlichen Vermögen gehören nach §. 3. al. 2 des 
Gesetzes vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung in ka- 
tholischen Kirchengemeinden alle irgendwie zu kirchlichen Zwecken 
bestimmten Fonds. 

üeber die Verwaltung dieses Kirchenverroögens überhaupt und 
somit auch der, hiernach einen Theil desselben bildenden Fundations- 
kapitalien, hat der Patron nach §• 40 leg. cit. die Aufsicht, wozu 
nach §. 637 A. L. R. II. 11 insbesondere auch die Ertheilung der 
Genehmigung zur Ausleihung der Kirchenkapitalien gehört. 

Wenn der Kirchenvorstand für seine, dies Recht des Patrons 
verneinende Auffassung auf die Bestimmung im Abschnitt A. der 
Instruction vom 21. October 1883 verweist, so übersieht Wohlder- 
selbe hierbei, dass dort nur von der Vorlegung der Rechnung die 
Rede ist.c 

(In dem Abschnitt A 7 a, Abs. 2 dieser von dem Kgl. Ober- 
präsidenten von Schlesien im Einvernehmen mit der geistlichen Be- 
hörde erlassenen Instruction heisst es : »Dem Patronate sind nur die- 
jenigen Rechnungen über besondere Stiftungen und Fonds nicht mit 
vorzulegen, bezüglich deren die patronatliche Aufsicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist.c) 
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lo einer an die Eönigl. Regierang gerichteten Remonstration 
wurde dagegen ausgeführt: 

»Zwar wendete eine KOnigl. Regierung ein , dass in der In« 
struction vom 21. October 1883 A. 7 a. Abs. 2 nur von der Vor- 
legung der Rechnungen an das Patronat die Stiftungen ausgenom- 
men seien, bezüglich deren die patronatische Aufsicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist. Wem aber die Rechnungen nicht vorzulegen 
sind , hat auch nicht das Recht zu Ausübung sonstiger Aufsichts- 
rechte. Es wäre ein Widerspruch, einzelne Aufsichtsrechle ausüben 
zu wollen, des Haupt- Aufsichtsrechts aber, der Abnahme der Rech- 
nungen zu entbehren. Die Nichtvorlegung der Rechnungen ist nur 
eine Folgerung aus der Ausschliessung der patronatlichen Aufsicht 
über die fraglichen Stiftungen überhaupt. Das Recht zum Grösseren 
schliesst auch das Recht zu dem Geringeren in sich; wenn der 
Kirchen vorstand frei ist von der Rechnungslegung an das Patronat, 
so ist darin auch eingeschlossen die Befreiung von Einholung der 
Genehmigung zu einzelnen Handlungen der laufenden Verwaltung. 
Man könnte sich nicht einen Grund zu solcher theilweisen Aufsicht 
denken. Die gedachten Stiftungen sind überdies solche, bei denen 
die patronatliche Aufsicht ausdrücklich ausgeschlossen ist, mithin 
diese Aufsicht insgesammt und in alle Tbeile derselben. 

Nicht minder steht dem Eirchenvorstande der Wortlaut des 
von Einer Königl. Regierung geltend gemachten §. 40. Ges. 20. Juni 
1875 zur Seite. Hiernach verbleiben dem Patron, 

wo derselbe Patronatslasten für die kirchlichen Bedürfnisse 
trägt, die Aufsicht über die Verwaltung der Kirchenkasse und 
das Recht der Zustimmung zu den seiner Genehmigung unter- 
liegenden Geschäften der Vermögensverwaltung. 

Nach dem nächsten unzweifelhaften Grunde des Gesetzes, wel- 
cher sogar in jenem §. 40. klar angegeben ist, ist das Gesetz aus- 
zulegen (§. 46. Einl. A. B. R.). Au der Verwaltung der Kirchen- 
kasse, welche in erster Reihe die Kosten der kirchlichen Bedürfnisse 
zu decken bestimmt ist, hat der Patron ein wesentliches Interesse 
wegen seiner eventuellen Beitragslast. Besondere Stiftungen, welche 
nicht jenen allgemeinen kirchlichen Bedürfnissen und der Erleichter- 
ung der Patronatslasten nicht gewidmet sind, entziehen sich folge- 
richtig dem Einflüsse des Patrones. 

Bezeichnend ist obendrein der Ausdruck in gedachtem §. 40: 
"^verbleiben dem Patrone — Aufsicht und Znstimmung.c Neue Rechte 
also beabsichtigte nicht das Gesetz von 1875 dem Patrone bei- 
zulegen. 
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Endlich steht auch %, 637. IL A. L. B. dem Eirchenvorstande 
nicht entgegen. Nach dem nächsten unzweifelhaften Grunde, wie oben 
ausgeführt (§§. 584, 85 a. a. 0.) und nach dem Zusammenhange 
mit §§. 618 , 160 a. a. 0. beschränkt sich der §. 637. nur auf die 
Kapitalien der Kirchenkasse im engeren Sinne. Sehr schlagend 
wurde bei einer früheren Gelegenheit staatsseitig anerkannt, dass der 
Patron der Kirche nicht zugleich Patron der bei der Kirche er- 
richteten besonderen Stiftung ist.€ 

Darauf eröffnete die Königl. Regierung unter dem 27. Februar 
1891 dem Kirchenvorstande, dass sie von dem Anspruch abstehe, die 
Ausleihung der Fundationskapitalien auf ihre Sicherheit zu prüfen 
und patronatlich zu genehmigen. 

Will übrigens der Errichter einer kirchlichen Stiftung dieselbe 
der Mitaufsicht des Patrones entziehen, so ist der Ausschluss der 
patronatlichen Aufsicht ausdrücklich in der Stiftungsurkunde auszu- 
sprechen. 

Der Vermerk : »ich stelle diese meine Stiftung unter die 
alleinige Aufsicht des Bischöflichen Stuhlesc dürfte nicht genügen. 
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Verfügung der Königl. WOrttemb. Ministerien der Justiz und 

des Innern, 

bdr, die Ausführung des lidchsgesetses vom 6. Februar 1875 über 
die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung, 

Vom 17, April 1891. 
(Regier. -Bl. für das Königr. Württemberg. Montag, 4. Mai 1891 Nr. 11 S. 59 ff.) 

Zar Ausführung des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 über 
die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung (Reichs- 
gesetzblatt S. 23 fF.) werden unter Hinweisung auf die Ausfährungs- 
verordung des Bundesraths vom 22. Juni 1875 (Reg.-BI. S. 473 ff.) 
und auf das württembergische Ausführungsgesetz vom 8. August 
1875 Reg.-Blatt S. 463 fF.) , soweit letzteres noch in Kraft ist 
(vgl. Art. 34 des württ. Gesetzes zur Ausfuhrung der Civilprocess- 
ordnung vom 18. August 1879, Reg.-Blatt S. 173 ff.), die nach- 
folgenden Vorschriften ertheilt. Dieselben treten an die Stelle der 
durch die Bekanntmachung der Ministerien der Justiz und des In- 
nern vom 15. September 1875 (Reg.-Bl. S. 521 fF.), sowie durch die 
Verfügungen dieser Ministerien vom 20. December 1875 (Reg.-Blatt 
S. 585 ff.) und 21. August 1876 (Reg.-Blatt S. 365) und durch den 
gemeinschaftlichen Erlass dieser Ministerien vom 15. Mai 1880 
(württ. Gerichtsblatt Bd. XVII. S. 324, Amtsblatt des Ministeriums 
des Innern von 1880, S, 217) ertheilten Vorschriften. 

Erster Abschnitt. 

Allgemeine Bestimmungen, 

Zu §§. l— 11 des Reichsgesetzes. 

Standesbeamte und Einrichtong. der Standesämter. 

Behörden im Sinne des Reichsgesetaes. 

§. 1. Die in den §§. 2 — 6 des Reichsgesetzes der ^höhere^i 
Verwaltungsbehörden zugewiesenen Geschäfte werden unter Aufsicht 
der Ministerien der Justiz und des Innern, an welche in Anstands- 
fälleu zu berichten ist, von den Civilkammern der Landgerichte und 
den Kreisregierungen gemeinschaftlich erledigt. 

Die '»Gemeindebehörden im Sinne des §. 4. Abs. 2 des Reichs- 
gesetzes bildet der Gemeinderath und Bürgerausschuss; den >Cr^ 
mdndevorstandn im Sinne des §. 4. Abs. 2 und 4 des Reichsgesetzes 
bildet der Gemeinderath. 
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Die Vollziehung der §§. 7—9 des Reichsgesetzes liegt den 
Oherämtern und Kreisregierungen als den Gemeindeaufsichtsbehörden 
unter der Oberaufsicht des Ministeriums des Innern ob. Die Ober- 
ämter bilden die »untere Verwaltungsbehörde,« die Kreisregierungen 
die »höhere Verwaltungsbehörde« im Sinne des §. 7. Ab. 3 des 
Reichsgesetzes. 

Die Aufsicht über die Amtsführung der Standesbeamten wird 
unier der Oberaufsicht der höheren Justizbehörden (Ausführungsge* 
setz zum Reichs-Oerichtsverfassungsgesetz vom 24. Januar 1879 
Art. 23, Reg.-Bl. S. 3 ff.) von den Amisgerichten ausgeübt. 

Anch sind die Amtsgerichte die Gerichte erster Instanz im 
Sinne des §. II. Abs. 3, §. 14. Abs. 2 und §. 66. Abs. 2 des 
Reichsgesetzea. 

Der Ortsvorsteher als Standesbeamter, 

§. 2. In denjenigen Standesamtsbezirkeu, welche den Bezirk 
einer Gemeinde nicht überschreiten, sind, wofern nicht durch die 
höhere Verwaltungsbehörde oder durch den Gemeinderath auf Grund 
Beschlusses der bürgerlichen Collegien und unter Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde ein besonderer Standesbeamter bestellt 
ist (vgl. §. 4. Abs. 1 und 2 des Reichsgesetzes und oben §. 1. Abs. l 
und 2), die Geschäfte des Standesbeamten von dem Ortsvorsteher 
wahrzunehmen, ohne dass es einer vorgängigen Bestellung oder Be- 
stätigung desselben durch die höhere Verwaltungsbehörde bedarf. 

Der höheren Verwaltungsbehörde (Civilkammer des Landgerichts 
und Kreisregierung) kommt jedoch eine die üebernahme des Standes- 
amts nicht aufschiebende Prüfung in der Richtung zu, ob dieselbe 
sich nicht etwa zur Bestellung eines besonderen Standesbeamten ver- 
anlasst sehe. Zu diesem Zweck haben die Bezirksbehörden (Amts- 
gericht und Oberamt) sofort nach der Ernennung eines neuen Orts- 
vorstehers an die ihnen vorgesetzte Civilkammer und Kreisregierung 
gemeinschaftlichen Bericht darüber zu erstatten, ob Bedenken gegen 
die Besorgung der Standesamtsgeschäfbe durch den neuen Ortsvor- 
steher bestehen. Finden die Civilkammer und Kreisregierung keinen 
Grund zur Bestellung eines besonderen Standesbeamten, so haben sie 
die Bezirksbehörden davon in Kenntniss zu setzen. 

Wenn ein Orts vorsteh er, welchem die Wahrnehmung der Ge- 
schäfte des Standesbeamten kraft Gesetzes obliegt (Abs. I), von dem 
Amte des Ortsvorstehers zurücktritt oder dieses Amtes verlustig 
wird, so hört er mit dem Rücktritt oder mit dem Amtsverlust von 
selbst kraft Gesetzes auf, Standesbeamter zu sein, und er ist daher 
nicht befugt, standesamtliche Geschäfte fortzuführen. 
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Stellvertreter des Ortsvarstehers als StandesheanUen. 

§. 8. In den Fällen, in welchen dem Ortsvorsteher als solchem 
die Wahrnehmung der Geschäfte des Standesbeamten kraft Gesetzes 
obliegt (oben §. 2), kommt über die Dauer einer Verhinderung des 
Ortsvorstehers die Wahrnehmung der Standesamtsgeschäfte, wofern 
nicht ein anderer Stellvertreter bestellt ist, dem gesetsilichen BUH- 
Vertreter des Orts Vorstehers (§. 14. Abs. 2 des Verwaltungsedicts vom 
1. März 1822, Reg.-Bl. S. 131 ff.) kraft Gesetzes zu, ohne dass es 
einer vorgängigen Bestellung oder Bestätigung desselben durch die 
höhere Verwaltungsbehörde bedarf. 

Zur Vermeidung der aus der Unständigkeit der Stellvertretung 
sich ergebenden Nachtheile haben jedoch die Bezirksbehörden darauf 
hinzuwirken, dass thunlichst in allen, den Bezirk einer Gemeinde 
nicht überschreitenden Standesamtsbezirken, für welche nicht beson- 
dere Standesbeamte bestellt sind, entweder von dem Ortsvorsteher im 
Voraus für die Fälle seiner Verhinderung die Stellvertretung im 
Standesamt einem Gemeindebeamten widerruflich übertragen (§. 4. 
Abs. 1 Satz 2 des Beichsgesetzes), oder von dem Gemeinderath auf 
Grund Beschlusses der bürgerlichen Gollegien ein besonderer Stell- 
vertreter des Ortsvorstehers für das Standesamt bestellt wird (§. 4. 
Abs. 2 und 3 des Reichsgesetzes und oben §. 1. Abs. 2). Dabei ist 
zu beachten, dass in beiden Fällen die Genehmigung der Givilkam- 
mer und Ereisregierung einzuholen ist (vgl. §. 4 des Beichsgesetzes 
und oben §. 1. Abs. 1). 

Soweit nicht auf diese Weise (Abs. 2) oder durch die Bestellung 
eines besonderen Stellvertreters Seitens der höheren Verwaltungsbe- 
hörde für eine ständige Stellvertretung gesorgt ist, hat das Oberamt 
im Fall der Verhinderung des Ortsvorstehers die von dem letzteren 
vorzuschlagende Amtsverweserei nur dann zu genehmigen, wenn von 
dem hierüber zu befragenden Amtsgericht kein Bedenken gegen die 
Besorgung der Standesamtsgeschäfte durch den vorschlagenden Amts- 
verweser erhoben wird. Desgleichen hat das Oberamt, falls es ge- 
mäss §. 14. Abs. 2 des Verwaltungsedicts von sich aus einen Amts- 
verweser bestellt, sich zuvor zu vergewissern, dass von dem Amts- 
gericht kein Bedenken gegen die Besorgung der Standesamtsgeschäfte 
durch den zu bestellenden Amtsverweser erhoben wird. 

Gleichzeitige Behinderung des Standesbeamten und seines Stellver- 
treters. 

§. 4. Für den Fall vorübergehender (gleichzeitiger) Behinder- 
ung des Standesbeamten und des Stellvertreters sowie für den Fall 
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gleichzeitiger Erledigung der Stellen dieser beiden Beamten ist das 
Amtsgericht als nächste Aufsichtsbehörde ermächtigt, die einstweilige 
Beurkundung des Personenstandes einem benachbarten Standesbeamten 
oder Stellvertreter zu übertragen (§. 3. Abs. 1 Satz 2 des Reichs- 
gesetzes). 

Die in solcher Weise getroffene Massregel ist dem Oberamt 
und dem Gemeinderath zur Eenntniss zu bringen. 

Dem Gemeinderath liegt ob, von dem Eintritt einer gleichzeitigen 
Behinderung des Standesbeamten und seines Stellvertreters dem Amts- 
gericht sofort Anzeige zu erstatten. 

Vbrausseteungen für das Eintreten des Stellvertreters. 

§. 5. Die Stellvertreter der Standesbeamten haben nur in 
Thätigkeit zu treten, wenn der Standesbeamte seinem Amte obzu- 
liegen verhindert ist. Jedoch wird den Standesbeamten empfohlen, 
die Bewirkung von Eintragungen, welche ihre eigenen nächsten Fa- 
milienangehörigen betreffen, den Stellvertretern zu überlassen. 

Eidliche Verpflichtung der Standesbeamten. 

§. 6. Die Standesbeamten und deren Stellvertreter sind, wo- 
fern sie nicht bereits auf ein von ihnen bekleidetes Hauptamt eid- 
lich verpflichtet sind (wie insbesondere die Ortsvorsteher), vor oder 
bei Debernahme ihres Amtes nach der Vorschrift des §. 2. der 
K. Verordnung vom 27. October 1878, betr. die Diensteide (Reg.-Bl. 
S. 233 ff.), bezw. §. 8. der Verfügung des Justizministeriums in Be- 
treff der Form der dienstlichen Verpflichtung im Justizdepartement 
vom 31. März 1879 (württ. Gerichtsblatt Bd. XV. S. 418) eidlich 
zu verpflichten. (Vgl. übrigens auch §. 4. der genannten K. Ver- 
ordnung und §. 5. der genannten Verfügung.) 

Die Verpflichtung erfolgt durch den die allgemeine Dienstauf- 
sicht führenden Amtsrichter. 

Für die Reise, welche die Standesbeamten und deren Stellver- 
treter behufs ihrer dienstlichen Verpflichtung an den Sitz des Amts- 
gerichts zu machen haben, sind dieselben nach Massgabe der K, Ver- 
ordnung vom 14. Juni 1875, betr. die Taggelder, Diäten und Reise- 
kosten der Amtskörperschafts- und Geraeindediener (Reg.-Bl. S. 312 ff.), 
zu entschädigen. Hiebei sind, was die Höhe des anzurechnenden 
Taggelds betrifft, die Standesbeamten und deren Stellvertreter den 
eben daselbst in §. 1. Ziff. I 2 aufgeführten Gemeindedienern gleich- 
zustellen. Die Entschädigung ist auf die betreffende Geroeindekasse 
zu übernehmen, sofern nicht die Bestimmung in §. 7. Abs. 4 des 
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Keichsgesetzes zutrifft, in welchem Fall die Entschädigung für Rech- 
nung der Sportelkasse des betreffenden Amtsgerichts erfolgt. 

Belohnung der Standrsheamten, 

§. 7. Bezüglich der Belohnung der Standesbeamten und ihrer 
Stellvertreter wird auf die Vorschriften der K. Verordnung vom 
4. October 1876 (Reg.-Bl. S. 381 ff.) verwieseu. 

Amtslocale und Canzleibedürfnisse der Standesbeamten, 

§. 8. Die Amtslocale der Standesbeamten sind von den Ge- 
meinden zu stellen und zu unterhalten. Den Gemeinden liegt es ob, 
diese Amtslocale mit dem erforderlichen Mobiliar auszustatten, für 
Heizung, Beleuchtung und Bedienung zu sorgen, sowie die Canzlei- 
bedürfnisse, zu welchen insbesondere das Dienstsiegel gehört, zu be- 
schaffen. 

Die Register und die Formulare zu den Registerauszügen (Reichs- 
gesetz §. 8) werden den Gemeinden durch das Ministerium des In- 
nern kostenfrei geliefert. 

Ort der Amtshandlungen. 

§. 9. Die Standesbeamten haben ihre amtlichen Verrichtungen 
im Amtslocale vorzunehmen. 

Eine Aasnahme gilt für Eheschliessungen : diese können, wenn 
eine erhebliche Verhinderung eines der Eheschliessenden, vor dem 
Standesbeamten in dessen Amtslocal zu erscheinen, glaubhaft ge- 
macht ist, auch ausserhalb desselben an geeigneter Stelle vorgenom- 
men werden. 

Geschäftsstunden. 

§. 10. Die Standesbeamten haben bestimmte Geschäftsstunden, 
während welcher sie an Wochentagen des Vor- und Nachmittags im 
Amtslocal anwesend sind, im Voraus festzusetzen. Auch für dringende 
Fälle an Sonntagen ist eine Geschäftsstunde im Voraus festzusetzen. 
Die Geschäftsstunden sind an dem Eingang zu dem Amtslocal bekannt 
zu geben. 

Zu §. 12 des Reicljsgesetzes. 

Yorgehriften in Betreff der Ffihrnng der Standesregister 

überlianpt. 

§.11. Die Geburtsregister, Heirathsregister und Sterberegister 
sind unter Verwendung der Pormularbogen A, B, C in drei ge- 
trennten, mit Umschlag versehenen Heften anzulegen und auf dem 
Umschlag durch Ueberschrift als Geburtshauptregister, Heirathshaupt- 
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register, Sterbehauptregister unter Beifügang der Benennung des be- 
treffenden Standesamtsbezirks und des Jahrgangs zu bezeichnen. 

§. 12. In gleicher Weise (§. 11) sind die drei Nebertregister 
anzulegen. Für dieselben sind diejenigen Formularbogen zu verwen- 
den, welche je am Schluss der Eintragungen den Beglaubigungs- 
vermerk enthalten: 

tDie Uebereinstimmung mit dem Hauptregister beglaubigt 

am ten 18 . . 

Der Standesbeamte 



Den Nebenregistern ist auf dem Umschlage die üeberschrift 
»Geburtsnebenregister,« »Heirathsnebenregister,« »Sterbenebenregi- 
ster,« unter Beifügung der Benennung des Standesamtsbezirks und 
des Jahrgangs zu geben. 

§. 13. Wenn ein Standesamtsbezirk aus mehreren Gemeinden 
gebildet wird, so ist für sämmtliche zu dem Bezirke gehörige Ge- 
meinden nur ein Geburtsregister, ein Heirathsregister, ein Sterbe- 
register im Haupt- und Nebenezemplar zu fuhren. 

§. 14. Die Eintragungen in den Hauptregistern sind von dem 
Standesbeamten eigenhändig eu schreiben. Zum Schreiben der Ein- 
träge in die Nebenregister dürfen Gehilfen verwendet werden; es 
muss aber auch in diesem Falle der Beglaubigungsvermerk im Neben- 
register von dem Standesbeamten eigenhändig unterzeichnet werden. 

§. 15. Die Standesregidter und die auf dieselben bezüglichen 
Sammelakten (§. 9 der Ausführungsverordnung des Bundesraths) sind 
von den sonstigen Akten der Gemeinderegistratur getrennt zu halten. 

Zu §§. 13—15 (ferner §§. 19, 58, 65) des Reichsgesetzes. 

Gemeinsame Yorsehrifteii fOr die Eintragnuigen in die Standes- 
register. 

Form der Anzeigen. 

§. 16. Die Eintragungen in die Standesregister erfolgen in der 
Regel nur auf mündiiche Anzeige oder Erklärung der zu diesem Be- 
huf von dem Standesbeamten erschienenen Personen. 

Die Fälle, in welchen auf schriftliche Anzeige eine Eintragung 
vorzunehmen ist, bestimmen die §§. 20, 24, 58, 62 des Reichsge- 
setzes (zu vgl. übrigens auch §§. 26, 55 Abs. l, §.65 des Gesetzes 
und §. 14 der Ausführungsverordnung des Bundesraths, Muster- 
formulare C 3, B 1). Insoweit ein solcher Ausnahmefall nicht vor- 
liegt, sind schriftliche Anzeigen unter Hinweisung auf die Noth- 
wendigkeit der mündlichen Anzeige zurückzuweisen. 

Archiv fdr Kirchenrecht LXVIIL 25 
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Form der Eintragung. 

§. 17. Bei den Eintragungen in die Standesregister ist jede 
Abkflrzang zu vermeiden. 

Als wesentliche Zahlenangaben, welche mit Buchstaben zii 
schreiben sind (Reichsges. §. 13 Abs. 1), sind jedenfalls die in den 
§§. 13 Nr. I, 22 Nr. 2, 54 Nr. 1 und 3, 59 Nr. 2 des Reichsge- 
setzes erwähnten zu betrachten. 

Zur Bezeichnung des Tags der Eintragung (Reichsges. §. 13 
Nr. 1) gehört auch die Angabe der Jahreszahl. 

§. 18. Die vor dem Standesbeamten erschienenen Personen 
(Reichsges. §. 13 Nr. 2) sind mit Vor- und Zunamen, Stand oder 
Gewerbe, Religion und Wohnort, in grösseren Städten auch mit 
Strasse und Nummer der Wohnung zu bezeichnen. 

Feststellung der Persanlichkeü des Erschienenen. 

§. 19. Bei denjenigen Erschienenen, welche dem Standesbeamten 
persönlich bekannt sind, genügt es, in den Formularen nacli den vor- 
gedruckten Worten »der Persönlichkeit nachc und vor dem vorge- 
drnckten Worte ». . kannt« die Silbe »be< einzutragen, die vor- 
punktirten frei bleibenden Linien aber im Cebrigen mit einem Striche 
auszufällen. 

Ist eine erschienene Person dem Standesbeamten nicht bekannt, 
so muss solche regelmässig von einer dem Standesbeamten bekannten 
Person als diejenige Person, als welche sie sich bezeichnet, aner- 
kannt werden, und es sind alsdann nach den vorgedruckten Worten 
»der Persönlichkeit nach« die Worte 

»durch den von Person bekannten X (folgt Vor- und Zuname, 
Stand oder Gewerbe der bekannten Person) anerkannt« 
einzutragen. 

Ist die Anerkennung eines Erschienenen durch eine dritte Person 
nicht möglich oder nach Lage der Sache nicht geeignet, dem Standes- 
beamten genügende üeberzeugung zu verschaffen, so kann derselbe 
die Vorlage von Urkunden verlangen, aus deren Besitz und Inhalt 
die Persönlichkeit des Erschienenen entnommen werden kann. Wird 
diese Persönlichkeit hiedurch ausreichend nachgewiesen, so ist in der 
Eintragung unter Anführung der vorgelegten Urkunden ausdrücklich 
zu bemerken, dass der Betreffende auf Grund der vorgelegten Ur- 
kunden anerkannt sei. 

Eine Eintragung dahin lautend, dass der Erschienene dem 
Standesbeamten uni)ekannt sei, ist unter allen Umständen unstatthaft. 
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Beusiehung eines Dolmetschers und Beistands. 

§. 20. Ist eine erschienene Person taub, stumm oder taub- 
stumm, oder der deutschen Sprache nicht mächtig, so hat der 
Standesbeamte einen Dolmetscher, welcher sich mit jener Person zu 
verständigen vermag, beizuziehen und auf die gewissenhafte Erfül- 
lung seiner Obliegenheit mittelst HandgelÄbdes an Eidesstatt zu ver- 
pflichten. In gleicher Weise ist Blinden ein Beistand beizugeben. 

Der Dolmetscher oder Beistand ist als solcher in der Eintragung 
namhaft zu machen und hat dieselbe mit zu unterzeichnen. 

Untereeichnung des Eintrags, 

§. 21. Hat die Eintragung vollständig stattgefunden, so muss 
dieselbe (Reichsges. §. 13 Nr. 4) den Erschienenen vorgelesen und 
von den letzteren genehmigt, auch dass dies geschehen, von dem 
Standesbeamten vermerkt werden (vergl. Vordrucic der Formulare 
»vorgelesen, genehmigt«). 

Jede Eintragung ist von den Erschienenen zu unterschreiben. 
Erfolgt die Unterschrift, so hat der Standesbeamte nach den vorge- 
druckten Worten »Vorgelesen, genehmigt und« lediglich das Wort 
»unterschrieben« beizufügen. Kann der Erschienene wegen Schreibens- 
unkunde nur sein Handzeichen beifügen, so ist hievon nach Anleitung 
des Musterformulars A 1 am Schluss Erwähnung zu thun. Ist der 
Erschienene verhindert, ein Handzeichen beizufügen, so ist dies nach 
den vorgedruckten Worten »Vorgelesen, genehmigt und« ebenfalls 
zu vermerken, z. B. bei einem Blinden mii den Worten : 

»wegen Blindheit von X weder unterschrieben, noch mit 
einem Handzeichen versehen, dagegen von dem Beistand T 
unterschrieben.« 
Erst nach der Unterschrift des Erschienenen hat der Standes- 
beamte seine Unterschrift unmittelbar unter den vorgedruckten Worten 

»Der Standesbeamte« 
beizufügen. Der Stellvertreter des Standesbeamten hat seiner Unter- 
schrift die Worte »In Vertretung« vorzusetzen (Musterformular A 1). 

BerichHgttngen eines Eintrags, 

§. 22. Wird bei Vornahme einer Eintragung in Beziehung auf 
einen bereits hergestellten Theil derselben ein Zusatz, eine Löschung 
oder Abänderung erforderlich, so sind solche am Rande zu vermerken, 
nicht aber in den Text der Eintragu?ig selbst hineinzukorrigiren. 
Solche Randvermerke sind gleich der Eintragung selbst besonders zu 
vollziehen, d. h. mit der Bemerkung »Vorgelesen, genehmigt und 

25* 
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unterschrieben ,€ sowie mit der Unterschrift der Erschienenen und 
des Standesbeamten zu versehen. 

Die Vornahme von Ergänzungen und Berichtigungen in der 
angegebenen Weise (Abs. 1) ist jeooch nur insolange gestattet, als 
nicht der Akt der Eintragung durch die Unterschrift des Standes- 
beamten bereits abgeschlossen ist. Von diesem Zeitpunkte an Wnnen 
erforderliche Berichtigungen jeder Ärt^ insbesondere auch Ergänz- 
ungen gemachter Einträge durch nachträgliche Eintragung Ursprung- 
lieh unbekannter Thatsachen nur auf dem in den §§. 65 und 66 
des Beichsgesetees vorgeeeichneten Wege auf Qrund gerichtlicher 
Anordnung erfolgen, gleichviel, ob der Standesbeamte von Amtswegen 
die Berichtigungen als nothwendig erachtet, oder ob ein Betheiligter 
deren Vornahme beantragt. Der Standesbeamte hat daher im ersteren 
Fall an das Amtsgericht zu berichten, im letzteren Fall den An- 
tragsteller an das Amtsgericht zu verweisen und in allen Fällen 
dessen Weisung abzuwarten (Musterformular G 3). 

Rasuren in den Eintragungen und in den Randvermerken sind 
durchaus verboten. 

Eintragung auf Qrund schriftlicher Anzeige. 

§. 23. Bei schriftlichen Anzeigen in den Fällen der §§. 20, 24, 
58, 62 des Reichsgesetzos (vergl. oben §. 16 Abs. 2) ist nach §. 13 
Abs. 3 des Reichsgesetzes und §. 8 der Ausführungsverordnung des 
Bnndesraths zu verfahren. Auf die diesfölligen Eintragungen finden 
insbesondere auch die Vorschriften des §. 22 der gegenwärtigen Ver- 
fügung Anwendung. 

Nebenregister. 

§. 24. Die Nebenregister sind mit dem entsprechenden Haupt- 
register wörtlich gleichlautend zu führen ; die Unterschriften der Er- 
schienenen sind in Abschrift beizufügen. Die Einträge in die Neben- 
register sind an demselben Tage mit der entsprechenden Eintragung 
in das Hauptregister vorzunehmen; auch ist in dem die Ueberein- 
stimmung mit dem Hauptregister beglaubigenden Vermerk das Da- 
tum des letzteren beizufügen (Musterformular B 1 am Ende). 

Ahschluss der Standesregister. 

§. 25. Der Abschluss eines jeden Haupt- und Nebenregisters 
hat nach Ablauf des Kalenderjahres, und zwar unmittelbar hinter 
der letzten Eintragung des betreffenden Kalenderjahres mit den 
Worten zu erfolgen: 
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»Vorstehendes Geburts- (Heiraths-, Sterbe-) Haupt- (Neben-) 
Register für das Jahr 18 . . enthaltend (Zahlenangabe) Ein- 
tragungen wird hiermit abgeschlossen. 

den 18 . • 

Der Standesbeamte 



Bei Berechnung der Zahl der Eintragungen sind jedoch nur 
die Haupteintragungen , nicht die denselben etwa beigefügten Band- 
vermerke zu zählen. 

Muss wegen der Grösse des Standesamtsbezirks das Register 

des Jahres in mehrere Tbeile zerlegt werden, so ist beim Abschlnss 
eines Theiles ausdrücklich auf den folgenden hinzuweisen (?gl. §. 3 
der Ausfuhrungsverordnung des Bundesraths). Die Reihenfolge der 
Ordnungszahlen der Einträge in dem Register darf aber in solchen 
Fällen nicht unterbrochen werden. 

Namensvereeichniss. 

§. 26. Das in §.10 Nr. 1 der Ausführungsverordnung des 
Bundesraths für jedes der drei Register vorgeschriebene Namens- 
verzeichniss ist nicht für den einzelnen Jahrgang, sondern fortlaufend 
für alle Jahrgänge oder wenigstens für eine längere Reihe von Jahren 
anzulegen. 

In dem Naroensverzeichniss zum Heirathsregister sind die Zu- 
namen (Geburtsnamen) beider Ehegatten aufzunehmen. 

Zu §. 16 des Reichsgesetzes. 
Oebflluren und Auslagen. 

§. 27. Der Grundsatz, dass die Führung der Standesregister 
und die darauf bezüglichen Verhandlungen kostenfrei zu erfolgen 
haben (§. 16 Abs. 1 des Reichsgesetzes), bezieht sich nicht auf 
baare Auslagen der Standesbeamten. Insbesondere sind Portokosten 
einschliesslich der Kosten der erforderlichen Antwortschreiben von 
den Betheiligten im Voraus zu bezahlen. 

§. 28. Weitere als die nach §. 16 Abs. 2 des Reichsgesetzes 
und dem demselben angehängten Gebührentarif zulässigen Gdnihren 
dürfen nicht erhoben werden; auch ist den Standesbeamten die An- 
nahme von Geschenken durch den §. 331 des Reichsstrafgesetzbuchs 
untersagt. 

Die zulässigen Gebühren sind durch den Standesbeamten so- 
fort von denjenigen, welche seine Dienste in Anspruch nehmen, zu 
erheben. 
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Wofern nicht etwa der Bezug dieser Gebühren einem Stand«s- 
beamten mit Genehmigung der Gemeindeaufsichtsbehörde überlassen 
worden ist, liegt die Verrechnung derselben für die Gemeindekasseii 
(§. 70 des Reichsgesetzes) dem .Gemeindepfleger, in den aus mehreren 
Gemeinden gebildeten Standesamtsbezirken dem Gemeindepfleger am 
Amtssitze des Standesbeamten, ob. Die erhobenen Gebühren sind 
dem Gemeindepfleger unter Vorlegung des Gebührenverzeiclmisses 
(Ausführungsverordnung des Bundesraths §. 10 Nr. 4) von Woche 
zu Woche abzuliefern. 

Zweiter Abschnitt. 

Beurkundung der Geburten, 

Zu §§. 18 — 21 des Reichsgesetzes. 

Prüfang der Anzeigen. 

§. 29. Wird die Anzeige eines Geburtsfalles von einer der in 
§. 18 Nr. 2—4 des Reichsgesetzes bezeichneten Personen erstattet, 
so ist in der Eintragung zu bemerken, dass der Anzeigende bei der 
Niederkunft zugegen gewesen sei (Musterformular A 2, A 3, C 4). 

§. 30. Wird die Anzeige nicht von dem Verpflichteten selbst 
(vergl. §. 18 Nr. 1—5 und §. 20 des Reichsgesetzes), sondern von 
einer andern aus eigener Wissenschaft unterrichteten und hienach 
zur Anzeige berechtigten Person erstattet (vergl. §. 19 des Reichs- 
gesetzes), so hat der Standesbeamte sich darüber, ob die anzeigende 
Person auch wirklich aus eigener Wissenschaft unterrichtet sei, zu 
vergewissern und am Schluss der betreffenden Eintragung zu ver- 
merken , dass und wie die anzeigende Person aus eigener Wissen- 
schaft unterrichtet sei (Musterformular A 3). 

üeberzeugt sich hiernach der Standesbeamte von der Richtig- 
keit der Anzeige, so darf letztere nicht darum zurückgewiesen wer- 
den, weil sie nicht durch den zur Anzeige Verpflichteten erfolgt sei. 

§. 31. Zu den öffentlichen Anstalten im Sinne des §. 20 des 
Reichsgesetzes gehören nur die Anstalten des Staats und der öffent- 
lichen Gorporationen. 

Die Beamten, welche über die in Kasernen und Lazarethen 
vorkommenden GeburtsföUe dem Standesbeamten schriftliche Anzeige 
zu erstatten haben, sind in der Bekanntmachung des Kriegsmini- 
steriums vom 8. Januar 1876 (Reg.-Bl. S. 48) bezeichnet. 

Im (Jebrigen wird auf §. 23 der gegenwärtigen Verfügung hin- 
gewiesen. 

§. 32. Der Standesbeamte ist befugt Personen, welche über die 
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erfolgte Gebart und die Familienverhältnisse Auskunft^zu geben ?er- 
mögen, aach wenn sie nicht zu den im §. 18 des Reichsgesetzes ge- 
nannten Anzeigepflichtigen gehören , zu vernehmen und zu diesem 
Behuf erforderlichen Falls seine Strafgewalt (§. 68 Abs. 3 des Beichs- 
gesetzes und unten §. 57) anzuwenden. 

Die Vernehmung auswärtiger Auskunftspersonen kann im Wege 
des Ersuchens an die betreffenden Gemeinde- oder Ortspolizeibehörden 
herbeigeführt werden (§. 15 der Ausführungsverordnung des Bundes- 
raths *). 

Zu §§. 22 und 23 des Beichsgesetzes. 

Eintragung der Oebnrtsfälle. 

§. 33. Wird angezeigt, dass ein Kind todtgeboren oder in der 
Geburt verstorben sei, so ist die Eintragung nicht im Geburtsregister 
sondern nur im Sterberegister zu n^achen (§. 23 des Beichsgesetzes). 
Darüber, inwieweit eine Todtgeburt, welche zugleich Frühgeburt ist, 
überhaupt als eine der Anzeige- und Eintragspflicht unterliegende 
Geburt eines Kindes anzusehen sei, bietet §. 8 Abs. 4 der K. Ver- 
ordnung vom 24. Januar 1882, betr. die Leichenschau, die Leichen- 
öffnung und das Begräbniss (Beg.-Bl. S. 33 ff.), einen Anhaltspunkt 
für entsprechende Anwendung. 

Kinder, welche nicht schon in der Geburt, sondern erst nach 
erfolgter Geburt verstorben sind, müssen ohne Bücksicht darauf, wie 
lange sie gelebt haben, in das Geburts- und in das Sterberegister 
eingetragen werden. 

§. 34. Im üebrigen wird hinsichtlich der Eintragung von Ge- 
burtsfällen hingewiesen auf §. 22 des Beichsgesetzes, auf Formular A 
und die Musterformulare A 1 — 4 , ferner auf §. 7 und §. 10 Nr. 2 
der Ausführungsverordnung des Bundesraths, auch §. 22 der gegen- 
wärtigen Verfügung. 

Zu §. 25 des Beichsgesetzes. 
Anerkennung eines nnehelichen Kindes. 

§. 35. V^ofern die Erfordernisse des §. 25 des Beichsgesetzes 
für Eintragung der Anerkennung eines unehelichen Kindes vorliegen, 
erfolgt diese Eintragung entweder als Bestandtheil der Eintragung 
des Geburtsfalls, wenn die Anerkennung bei der Anzeige des letz- 
teren geschieht (Musterformular A 3), qder als EUndvermerk, wenn 
erst nach geschehener Eintragung des Geburtsfalls vor dem Standes- 

1) Im Reg.-Blatt von 1875 S. 476 mnss der Abs. 8. des §. 14 der Ans- 
f&hrangsverordnang des Bundesraths als besonderer §. 15 gelesen werden. 
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beamten die Anerkennung erklärt oder eine über dieselbe gerichtlicb 
oder notariell aufgenoraroene Urkunde vorgelegt wird (Musterformular 
A 4). Eine solche Urkunde ist zu den Sammelakten zu nehmen 
(§. 9 der Ausführungsverordnung des Bundesraths). 

Wenn der Vater des unehelichen Kindes ausser der Anerken- 
nung seiner Vaterschaft zu dem Geburtsregister seine Einwilligung^ 
dazu erklärt, dass das Kind seinen Familiennamen führe (vgl. Art. 28 
Abs. 2 Ziffer 5 und Abs. 3 des Gesetzes vom 5. September 1839, 
Reg.-Bl. S. 553 ff.), so ist dies in gleicher Weise im Geburtsregister 
vorzumerken. 

Zu §. 26 des Eleichsgesetzes. 

NachtiügUehe Feststellung der Abstammung eines Kindes 
oder Yerftnderong der Standesrechte desselben. 

§. 36. Erfolgt die Feststellung der Abstammung eines Kindes 
nach geschehener Eintragung des Geburtsfalls durch richterliches Ur- 
theil, so erfordert die Vornahme des Bandvermerks die vorgängige 
Vorlegung des die Abstammung des Kindes feststellenden, mit dem 
Zeugniss der Rechtskraft versehenen Urtheils. 

Soll die Legitimation eines unehelichen Kindes durch nach- 
folgende Ehe der Eltern vermerkt werden, so muss die Heirath der 
Eltern durch eine Heirathsnrkunde (bei den vor dem 1. Januar 1876 
geschlossenen Ehen durch Trauschein) , und die Abstammung des 
Kindes von diesen Eltern bezüglich der Mutter durch das Geburts- 
register, bezüglich des Vaters durch dessen Anerkenntniss in den in 
§. 25 des Beichsgesetzes bezeichneten Formen erbracht sein. 

Die Legitimation unehelicher Kinder durch Rescript erfolgt in 
Württemberg bei Adeligen durch königl. Entschliessung, bei Bürger- 
lichen durch Decret der Civilkammer des betreffenden Landgerichts. 

Annahmen an Kindesstatt bedürfen nach württembergischem 
Becht der Bestätigung des zuständigen Gerichts (Amtsgericht, bei 
Ezemten Civilkammer des Landgerichts). Einkindschafts vertrage ge- 
hören nicht hierher. 

Ein Anlass zur Eintragung eines Bandvermerks kann ferner 
dann gegeben sein, wenn ein dem Standesbeamten vorgelegtes rechts- 
kräftiges ürtheil als unehelich eingetragene Kinder für ehelich, oder 
als ehelich eingetragene Kinder für unehelich, oder Ehen, aus wel- 
chen die als ehelich eingetragenen Kinder entsprossen sind, mit 
Wirkung auf den Stand der Kinder für nichtig oder nngiltig er- 
klärt werden. 

Anhaltspunkte für die Abfassung von Bandvermerken im Sinne 
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des § 26 des Reichsgesetzes gibt das Musterformular A 4 (vergl. 
übrigens auch oben §. 16). 

Dritter Abschnitt. 

Erfordernisse der Eheschliessung. 

§§. 28 — 40 des Reichsgesetzes. 

Einzelne Erfordernisse der Eheschliessung, 

§. 37. Die zur Eheschliessung gesetzlich nothwendigen Er- 
fordernisse, auf deren Vorhandensein der Standesbeamte schon vor 
Anordnung des Aufgebots (§. 45 des Reichsgesetzes) und bei Straf- 
vermeidung (§. 69 des Reichsgesetzes) zu achten hat, desgleichen 
die gesetzlichen Ehehiudernisse sind in dem dritten Abschnitt des 
Reichsgesetzes enthalten. Im Einzelnen ist Folgendes zu bemerken: 

1) Die Bestimmung des §. 29 Abs. 4 des Reichsgesetzes kommt 
gegenüber von Minderjährigen, für welche das württembergische 
Vormundschaftsrecht massgebend ist, nicht in Anwendung; vielmehr 
unterliegen vaterlose Minderjährige nach württembergischem Recht 
stets einer Vormundschaft, und es muss, wenn eine solche noch nicht 
bestellt oder der bestellte Vormund abgegangen ist, die Bestellung, 
bezw. erneuerte Bestellung abgewartet werden. 

2) Die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (Reichsgesetz 
§. 29 Abs. 5) ist für die nach württembergischen Recht bevormundeten 
Personen nicht erforderlich. 

3) Der zweite Satz des §. 31 des Reichsgesetzes findet auf 
Württemberg keine Anwendung, üebrigens gehören hierher nur 
förmliche gerichtlich bestätigte ÄdoptionsYertv&ge, 

Zu Ziff. 1—3 vergl. auch unten §. 60 Abs. 2. 

4) Die Militärpersonen des Friedensstandes (Reichs-Militärgesetz 
vom 2. Mai 1874, §§. 38 A und 40, Reichsgesetzblatt S. 45 ff.) be- 
dürfen zu ihrer Verheirathung der Genehmigung ihrer Vorgesetzten. 
Die vorläufig in die Heimath beurlaubten Recrnten und Freiwilligen 
bedürfen zur Verheirathung der Genehmigung der Militärbehörde 
(Reichs-Militärgesetz §. 60 Nr. 4; Wehrordnung Theil I §. 80 Ziff. 3, 
§. 85 Ziff. 4, 5, Reg.-Bl. 1889 S. 5 fi. ; Bekanntmachung des Eriegs- 
ministeriums vom 1. März 1887, W. Militärverordnungsblatt S. 51). 

5) Personen, welche im württembergischen Staats- oder öffent- 
lichen Schuldienst im Sinne des Art. 1 des Beamtengesetzes vom 
28. Juni 1876 durch den König oder durch eine höhere Staats- oder 
Schulbehörde angestellt sind, oder welche, ohne eine Anstellung im 
Sinne des Art. 1 des Beamtengesetzes erlangt zu haben, im Staats- 
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oder öffentlichen Schuldienst g^eniäss Art. 118 des gedachten Ge- 
setzes beschäftigt werden, bcMlurfcn, falls sie nicht zu den in der 
Ministerialverfügung vom 12. Juli 1880 (Reg.-Bl. S. 183 ff.) aufge- 
führten Beamten und Functioiiären gehören , zur Eheschliessung der 
Erlaubniss der vorgesetzten Dienstbehörde. 

Einer solchen Erlaubniss bedürfen ferner die ständigen und un- 
ständigen Oeistlichen, die von der Staatsbehörde angestellten oder 
bestätigten Lehrer an höheren Mädchenschulen im Sinne des Art. 1 
des Gesetzes vom 30. December 1877, betreffend die Rechtsverhält- 
nisse der Lehrer uud Lehrerinnen an höheren Mädchenschulen etc. 
(Reg.-Bl. S. 294 ff.), die ständigen und unständigen Lehrer an Volks- 
schulen, sowie die Hofdiener. 

6) Männliche Angehörige der rechtsrheinischen Provinzen des 
Königreichs Bayern haben, wenn sie in Württemberg eine Ehe schlies- 
sen wollen, ein von der Districtsverwaltungsbehörde (dem Bezirksamt 
oder bei unmittelbaren Städten dem Stadtmagistrat) derjenigen Ge- 
meinde, in welcher sie ihr Heimathrecht haben, ausgestelltes Zeug- 
niss darüber beizubringen, dass gegen die beabsichtigte Eheschlies- 
sung kein gesetzliches Hinderniss bestehe. Dieses Zeugniss ist dem 
württembergischen Standesbeamten vorzulegen und von diesem zu den 
Sammelakten zu nehmen. 

7) Ausländer, d. h. Angehörige von ausserdeutschen Staaten, 
welche im Königreich mit einer Inländerin oder Ausländerin eine 
Ehe eingehen wollen, bedürfen der Erlaubniss des Oberamts, in des- 
sen Amtsbezirk die Eheschliessung stattfinden soll (Ministerialver- 
fügung vom 16. December 1856, Reg.-Bl. von 1857 S. 1). Für Er- 
theilung dieser Erlaubniss kommen in Betracht: 

gegenüber von niederländischen, schwedischen, norwegischen, 
italienischen, belgischen und schweizerischen Staatsangehörigen die 
Bekanntmachungen des Ministeriums des Innern vom 3. April 1872 
(Amtsblatt des Ministeriums des Innern S. 96), vom 9. April 1874 
(Amtsblatt S. 108), vom 16. August 1875 (Amtsblatt S. 263), vom 
10. November 1875 (Amtsblatt S. 362), sowie der Ministerien der 
Justiz und des Innern vom 28. Juli 1886 (Reg.-Blatt S. 319); 

gegenüber von ungarischen Staatsangehörigen der Erlass des 
Ministeriums des Innern vom 16. September 1886 (Amtsblatt 
S. 315); 

gegenüber von russischen und griechischen Staatsangehörigen 
die Erlasse des Ministeriums des Innern vom 15. Mai 1880 (Amts- 
blatt S. 207) und vom 10. December 1890 (Amtsblatt S. 442). 
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Dispensation von Ehehindemissen (toürtt AusfÜhrungsgesetz Art. J2). 

§. 38. Die Diapensation von der Ehtunmündigkeit und von 
dem Ehehinderniss d«8 Ehebruchs (Reichsges. §. 28, §. 33 Nr. 5) 
ist in Württemberg dem König vorbehalten. 

Die Dispensation von der Wartezeit (Reichsges. §. 35) kommt 
demjenigen Amtsgericht zu, in dessen Bezirk der zuständige Standes- 
beamte (Reichsges. §. 42 Abs. 1) seinen Amtssitz hat. 

Wegen der Dispensation vom Aufgebot s. u. §. 47 Abs. 1. 

Vierter Abschnitt. 

Form und Beurkundung der Eheschliessung. 

Zu §§. 42 und 43 des Beichsgesetzes. 

Zuständigkeit. 

Begriff von Wohnsitz und Aufenthalt im Sinne des ^. 42 des 

Beichsgesetzes. 

§. 39. Unter ^Wohnsitz* ist der Ort zu verstehen, an wel- 
chem Jemand seinen Aufenthalt in der Absicht genommen hat, den- 
selben bleibend zum Sitze seines Haushalts und zum Mittelpunkt 
seines Verkehrs zu machen. Durch den Wegzug in der Absicht, 
nicht zurückzukehren, fUllt der bisherige Wohnsitz fort, auch wenn 
ein neuer Wohnsitz nicht begründet worden ist. Bis zur Begründung 
eines eigenen Wohnsitzes theilen eheliche Kinder den Wohnsitz des 
Vaters, uneheliche den Wohnsitz der Mutter. 

Der i^gewöhnliche Aufenthalte wird durch das thatsächliche 
Verhältniss des längeren Verweilens an einem Orte, ohne die Absicht, 
dauernd daselbst zu bleiben und denselben zum Mittelpunkt seiner 
Verhältnisse zu machen, bestimmt. Einen solchen Aufenthaltsort 
können daher Minderjährige, Hauskinder haben. 

Ermächtigung eines nicht zuständigen Standesbeamten zwr Ehe- 

Schliessung. 
§. 40. Ein zur Eheschliessung nicht zuständiger Standesbeamter 
kann durch einen zuständigen Standesbeamten nur zur Eheschliessung, 
nicht zur Vornahme des Aufgebots ermächtigt werden (§§. 43 u. 44 
des Beichsgesetzes). Da vielmehr der ermächtigte, an sich nicht zu- 
ständige Standesbeamte nach §. 49 des Beichsgesetzes ausser der Er- 
mächtigung zur Vornahme der Eheschliessung auch noch einer Be- 
scheinigung über den Vollzug des Aufgebots und über das Nicht- 
vorhandensein von Ehehindernissen bedarf, so ist zweckmässig, wie 
auch in den Formularen F und F 1 angedeutet wird, diese Be- 
scheinigung mit jener Ermächtigung zu verbinden. 
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Zu §. 45 des Beichsgesetzes. 
Erforderniss fOr Anordnung des Aufgebots. 

§. 41. Dem Standesbeamten sind vor Anordnung des Aufgebots 
die durch den dritten Abschnitt des Reichsgesetzes vorgeschriebenen 
und die in dem §. 37 der gegenwärtigen Verfugung bezeichneten Er- 
fordernisse als vorhanden nachzuweisen. 

Das persönliche Erscheinen der Verlobten zu diesem Behuf ist 
nicht unbedingt erforderlich. Jedenfalls muss aber genügend nach- 
gewiesen sein, dass der Antrag auf Anordnung des Aufgebots auch 
wirklich dem Willen der Verlobten entspricht. 

§. 42. Der Standesbeamte hat zu prüfen, wessen Einwilligung 
nach dem Oesetz erforderlich ist und sich, wenn es sich darum 
handelt, ob eine zur Zustimmung berechtigt gewesene Person weg- 
gefallen sei, hierüber Nachweis liefern zu lassen. 

Die zustimmende Erklärung, welche in den geeigneten Fällen 
(Beichsgesetz §.32) durch die richterliche Ergänzung der versagten 
Einwilligung ersetzt wird, kann schriftlich in beglaubigter Form oder 
mündlich vor dem Standesbeamten erfolgen. Im ersteren Fall ist die 
beigebrachte Urkunde, im letzteren das aufzunehmende Protocoll den 
Sammelakten beizulegen (vergl. §. 9 der Ausführungsverordnung des 
Bundesraths). 

§. 43. Da dem Standesbeamten vor der Anordnung des Auf- 
gebots der Nachweis zu liefern ist, dass beide Verlobte sich zur Zeit 
im ehelosen Stande befinden (Beichsgesetz §. 34) , so hat derselbe, 
falls ihm diese Thatsache nicht sonst genugsam bekannt ist, von 
Wittwern oder Wittwen ein amtliches Zeugniss über den Tod des 
verstorbenen Ehegatten , von geschiedenen Personen das mit dem 
Zeugniss der Bechtskraft versehene gerichtliche ürtheil , durch wel- 
ches die Ehe für aufgelöst, ungiltig oder nichtig erklärt worden ist, 
überhaupt sodann von solchen Verlobten, welche ihm ganz unbekannt 
sind, oder welche sich längere Zeit im Auslände aufgehalten haben, 
oder über deren Ehelosigkeit er sonst nicht genügend versichert ist, 
den Nachweis ihres ehelosen Standes, sei es durch ein amtliches 
Zeugniss oder durch andere Beweismittel und, soweit die beigebrachten 
Beweismittel nicht hinreichend erscheinen, durch eidesstattliche Ver- 
sicherung (Beichsgesetz §. 45 Abs. 4) zu verlangen. 

§. 44. Was die dem Standesbeamten vorzulegenden öffenüichen 
Urkunden betrifiTt, so bedürfen Urkunden, die von einer inländischen 
d. h. dem deutschen Beich angehörigen öffentlichen Behörde oder 
von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person des Inlandes 
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aufgenommen oder ausgestellt sind, zum Gebrauch im Inland einer 
Beglaubigung (Legalisation) nicht. 

Zur Annahme der Aechtheit einer Urkunde, welche als von 
einer ausländischen öffentlichen Behörde oder von einer mit öffent- 
lichem Glauben versehenen Person des Auslandes ausgestellt oder 
aufgenommen sich darstellt, genügt die Legalisation durch einen 
Consul oder Gesandten des Reichs (Reichsgesetz vom 1. Mai 1878, 
Reichsgesetzblatt S. 89). 

Bezüglich der von öffentlichen Behörden und Beamten der 
österreichisch-ungarischen Monarchie ausgestellten oder beglaubigten 
Urkunden sind die Bestimmungen des zwischen dem deutschen Reich 
und der österreichisch-ungarischen Monarchie geschlossenen Vertrags 
vom 25. Februar 1880 (Reichsgesetzblatt von 1881 S. 4 ff.), welche 
durch den Vertrag vom 13. Juni 1881 auf Bosnien und die Herzego- 
wina ausgedehnt worden sind (Reichsgesetzbl. S. 253 ff.), zu beachten. 

Zu §§. 46 und 47 des Reichsgesetzes. 
Bekanntmachimg des Aufgebots. 

§. 45. Die Bekanntmachung des Aufgebots durch Aushängen 
au der zu Bekanntmachungen der Gemeindebehörde bestimmten Stelle 
ist Obliegenheit der Gemeindebehörde. Die Bescheinigung des er- 
folgten Anhangs ist daher stets von dem Ortsvorsteher als solchem 
zu unterzeichnen (Musterformular E 1). 

Ersuchen um Vollziehung des Aushanges in anderen Gemeinden 
sind an die Ortsbehörden zu richten, welche denselben Folge zu leisten 
haben (§. 15 der Ausführungsverordnung des Bundesraths ^). 

Das Aufgebot muss volle zwei Wochen ausgehängt sein. Es 
ist darauf zu achten, dass der Aushang gegen äussere Eingriffe ge- 
schützt bleibt und ohne Schwierigkeit gelesen werden kann. 

§. 46. Im Sinne des §. 47 des Reichsgesetzes sind im Auslande 
belegen alle Orte ausserhalb des deutschen Reichsgebiets. 

Die Auswahl des betreffenden Blattes steht dem Standesbeamten 
zu. -Die Kosten sind von dem Antragsteller im Voraus zu bezahlen. 
Die Einrückung des Aufgebots erfolgt nach dem Muster des Formu- 
lars E unter Weglassung der Bescheinigung am Schlüsse. Als Be- 
scheinigung dient das zu liefernde Belegblatt der betreffenden 
Zeitungsnummer, welches zu den Sammelakten zu nehmen ist. 



1) Vergl. oben Note zu §. 82. 
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Zu §§ 50 und 51 des Reichsgesetzes. 
Wegfall des Aufgebots. 

§. 47. Die Dispensation vom Aufgebot (§. 50 des Reichsge- 
setzes steht dem Amtsgericht zu, in dessen Bezirk der zuständige 
Standesbeamte seinen Amtssitz hat (Ausführungsgesetz vom 8. Augnst 
1875 Art. 2 Abs. 2). 

Die Eheschliessung ohne Aufgebot in den durch §. 50 Abs. 2 
des Reichsgesetzes bezeichneten NothfäUen vorzunehmen, ist nur dem 
zuständigen Standesbeamten (Reichsgesetz §. 42 Abs. 1), nicht einem 
durch den zuständigen Standesbeamten zur Vornahme der Bhe- 
schliessung blos ermächtigten Standesbeamten gestattet. 

§. 48. Die sechsmonatliche Frist des §. 51 des Reichsgesetzes 
ist kalendermässig zu berechnen. Sie beginnt mit dem Ablauf der 
zwei Wochen , während welcher das Aufgebot auszuhängen war 
(Reichsgesetz §. 46 Abs. 3), in den Fällen des §. 47 des Reichs- 
gesetzes mit dem Ablauf von zwei Wochen nach dem Tage der Aui^- 
gabe der betreffenden Nummer des Zeitungsblattes oder mit dem 
Datum der die Einrückung ersetzenden Bescheinigung. 

Zu §§. 52 und 53 des Reichsgesetzes. 
Ehesehllessnng. 

§. 49. Die Eheschliessungen sind in den der Wurde und 
Wichtigkeit der Handlung entsprechenden Formen vorzunehmen. 
Der Standesbeamte hat hiebei in angemessener Kleidung zu er- 
scheinen und es ist Vorkehr zu treffen, dass nicht gleichzeitig andere 
Geschäfte und Verhandlungen in derselben Räumlichkeit vorgenom- 
men werden. 

Der Standesbeamte hat bei dem Akte der Eheschliessung sich 
auf die Erfüllung seiner geschäftlichen Anfgabe zu beschränken 
(vergl. insbesondere §. 52 des Reichsgesetzes und Formular B) und 
alles nicht hiezu Gehörige, wie zum Beispiel Ansprachen von Seiten 
Dritter, auszuschliessen. 

§. 50. Die beizuziehenden Zeugen müssen die natürlichen and 
gesetzlich vorgeschriebenen allgemeinen Eigenschaften von Zeugen 
haben. Aasgeschlossen sind daher dauernd oder vorübergehend des 
Gebrauchs der Verstandeskräfte beraubte Personen, Taube, Taub- 
stumme, Blinde ; ebenso diejenigen, welchen die bürgerlichen Ehren- 
rechte aberkannt worden sind, für die in dem betreffenden Drtheil 
festgesetzte Zeitdauer, 
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Za §§. 54 und 55 des Beichsgesetzes. 

Eintragung In die Heirathsregister. 

§. 51. Bezüglich der Fälle, in welchen eine Ehe für aufgelöst, 
ungiltio^ oder nichtig erklärt worden und demzufolge ein Vermerk 
hierüber am Rande der über die Eheschliessung bewirkten Eintragung 
zu machen ist (§. 55 des Reichsgesetzes), wird auf §. 14 Abs. 1 der 
Ausführungsverordnung des Bundesraths und auf §. 8 Abs. 1 der 
Verfügung der Ministerien der Justiz und des Innern vom 2. Juni 
1880 betreffend die Instandhaltung der Familienregister und die Mit- 
theilungen über Personenstandsveränderungen (Reg.-Bl. S. 143 ff.) 
hingewiesen. 

Fünfter Abschnitt. 

Beurkundung der Sterbefälle. 

Zu §§. 56 — 58 des Reichsgesetzes. 

Anzeige des Sterbefalls. 

§. 52. Der §. 56 des Reichsgesetzes befreit von der Verpflichtung, 
die Anzeige der Sterbefälle auch an Sonntagen zu machen, schliesst 
aber nicht aus, dass Anzeigen an Sonntagen gemacht werden. Feier- 
tage, welche auf einen Wochentag fallen, gelten als Wochentage. 

§. 53. Die §§. 30 und 32 der gegenwärtigen Verfügung finden 
auch auf Sterbefälle Anwendung. 

Die Beamten, welche über die in Kasernen und ähnlichen 
Dienstgebäuden, in Lazarethen, in Bivouaks und in Bürgerquartieren 
vorkommenden Sterbefälle dem Standesbeamten scliriftliche Anzeige 
zu erstatten haben, sind in der Bekanntmachung des Kriegsmini- 
steriums vom 8. Januar 1876 (Reg.-Bl. S. 48) bezeichnet. 

§. 54. In den Fällen des §. 58 Abs. 2 des Reichsgesetzes ist 
die schriftliche Mittheilung der mit der Ermittlung über den Todes- 
fall befassten Behörde (Staatsanwalt, Gericht, Oberamt, militärischer 
Befehlshaber) abzuwarten. 

(Vergl. §. 15 Abs. 1 der K. Verordnung vom 11. März 1880 
betreffend die Vollstreckung der Todesstrafe, Reg.- Blatt S. 79 ff.; 
§. 10 der Verfügung der Ministerien der Justiz und des Innern vom 
19. Februar 1885, betr. das Verfahren in den Fällen eines nicht 
natürlichen Todes oder bei Auffindung von Leichen, sowie die Mit- 
theilung von Sterbefällen an das Standesamt unter den Voraussetz- 
ungen des §. 157 der Reichsstrafprocessordnung, Reg.-Bl. S. 31 ff. ; 
Verfügung des Kriegsministeriums vom 13. April 1882, betreffend 
die im Falle des nicht natürlichen Todes einer militärischen Person 
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des activen Dienststandes an das Standesamt zu machende Mit- 
theilang (Reg.-Bl. S. 165 ff.). 

Zu §§. 59 und 60 des Ueichsgeselzes. 
Eintragimg des Sterbefalls. 

§. 55. Die Eintragung der Sterbefälle erfolgt nach Formular C 
(Musterformular C 1). Können nicht alle Verhältnisse von dem An- 
zeigenden angegeben werden (z. B. Stand, Gewerbe, Wohnort der 
Eltern), so ist in der Eintragung an der betreffenden Stelle die 

Bemerkung 

> unbekannte 

aufzunehmen (vergl. auch oben §. 22). 

§. 56. Die polizeilichen Vorschriften über die Voraussetzungen 
unter welchen Beerdigungen vorgenommen werden dürfen (K. Ver- 
ordnung vom 24. Januar 1882, betreffend die Leichenschau, die 
Leichenöffnung und das Begräbniss, Reg.-BL S. 33 ff., vergl. auch 
§. 28 Abs. 2 der Dienstanweisung für die Leichenschauer vom 3. Fe- 
bruar 1882, Reg.'Bl. S. 41 ff.), werden durch das Reichsgesetz nicht 
berührt. 

Nach erfolgter Eintragung in das Sterberegister hat der Standes- 
beamte gebührenfrei eine Bescheinigung nach folgendem Muster aus- 
zustellen : 

»Bescheinigung des Sterbefalleintrags. 
In das Sterberegister des unterzeichneten Standesbeamten 
ist heute der Tod der am 31. vorigen Monats dahier ver- 
storbenen Karoline Röthling, geb. Müller, Ehefrau des Hut- 
machers Daniel Röthling in Esslingen, eingetragen worden. 
Stuttgart, den 1. April 1891. 

Der Standesbeamte 

(Siegel.) « 

In den Fällen des zweiten Satzes des §. 60 des Reichsgesetzes 
ist an das Amtsgericht zu berichten und dessen Weisung abzuwarten. 

Sechster Abschnitt. 

Schlussbestimmungen, 

§§. 67 — 85 des Reichsgesetzes. 

Die von dem Standesbeamten verhängten Geldstrafen* 

§. 57. Oegenüber den gemäss §. 68 Abs. 3 des Reichsgesetzes 
von dem Standesbeamten verhängten Strafen (vergl. oben §. 32) ist 
sofortige Beschwerde bei dem vorgesetzten Amtsgerichte nach Mass- 



Württ, Min.' V. 77. April 1891 : A usf. d. R.^Q. betr. Pera.-St u. Eheschl. 385 

gäbe des Art. 5 Abs. 6 des Gesetzes vom 12. August 1879, betref- 
fend Aenderungen des LandespolizeistraFgesetzes n. s. w. (Reg.-Blatt 
S. 153 ff.) zulässig. 

Die Erhebung und Verrechnung der erkannten Geldstrafen liegt 
dem Gemeindepfleger, in den aus mehreren Gemeinden gebildeten 
Standesamtsbezirken dem Gemeindepfleger am Amtssitze des Standes- 
beamten, ob. Zu diesem Zweck hat der Standesbeamte beglaubigte 
Auszüge aus dem von ihm zu fuhrenden Strafverzeichniss dem Ge- 
meindepfleger von Vierteljahr zu Vierteljahr mitzutheilen. 

Standesamtliche Verrichtungen in Bezug auf Militärpersonen in 

besonderen Fällen. 

§. 71 des Beichsgesetzes. 

§. 58. Die Bestimmungen darüber, in welcher Weise die Ver- 
richtungen der Standesbeamten in Bezug auf solche Militärpersonen 
wahrzunehmen seien , welche ihr Standquartier nach eingetretener 
Mobilmachung verlassen haben, sind in der Kaiserlichnn Verordnung 
vom 20. Januar 1879 (Reichsgesetzblatt S. 5 ff.) enthalten.. Die 
Beurkundung von Sterbefällen solcher Militärpersonen, welche sich 
an Bord der in Dienst gestellten Schiffte oder anderer Fahrzeuge der 
Marine befinden, erfolgt gemäss den Bestimmungen der Kaiserlichen 
Verordnung vom 4. November 1875 (Reichsgesetzblatt S. 313). 

GeburtS" und Sterbefälle auf dem Bodensee, 

§. 59. Für die standesamtliche Behandlung der auf dem Boden- 
see eintretenden Geburts- und Sterbeßllle sind die Vorschriften in 
der Bekanntmachung des Ministeriums der auswärtigen Angelegen- 
heiten vom 21. Juni 1880 (Reg-Bl. S. 171 ff.) massgebend. 

Einholung von Weisungen der Aufsichtsbehörde. 

§. 60. Die Standesbeamten werden angewiesen, in allen zweifd- 
haften Fällen sich zum Behuf geeigneter Anleitung an die Aufsichts- 
behörde (das Amtsgericht) zu wenden. 

Von dieser Anweisung werden dieselben insbesondere dann Ge- 
brauch zu machen veranlasst sein , wenn es sich um Eintragungen 
auf Grund von ausserhalb des Königreichs aufgenommenen Urkunden 
oder erlassenen Urtheilen (§§. 25, 26, 55 des Reichsgesetzes) handelt ; 
desgleichen wenn es sich um Bheschliessungen von Ausländern (Nicht- 
deutschen), oder auch um die Frage der Anwendung des §. 29 Abs. 4 
und 5, der §§. 30, 31 und 38 des Reichsgesetzes bei Eheschliessungen 
von Angehörigen anderer deutscher Bundesstaaten handelt. 

Archiv fUr Kirchenreoht. LXVUL 26 
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Eintragungen auf Grund von Urtheilen ausserdeutscher Gerichte 
dürfen jedenfalls nur nach amtsgerichtliclier Anordnung vorgenom- 
men werden. 

AufrecfUerhaUung bisheriger Verfügungen. 

§. 61. Die Vorschriften der Ministerialverfügungen 

vom 26. Februar 1876, betreffend die Fortführung der Familien- 
regi8ter (Reg.- Blatt S. 69 ff.), 

vom 2. Juni 1880, betreffend die Instandhaltung der Familien- 
register und die Mittheilungen über Personenstandsänderungen 
(Reg.. Blatt S. 143 ff), 

vom 14. März 1876, betreffend die statistischen Erhebungen 
über die Bewegung der Bevölkerung (Reg.- Blatt S. 101 ff.), 

vom 23. September 1876, betreffend die Gebühren der Standes- 
beamten für die Führung der statistisclien Verzeichnisse der Gebarten, 
Eheschliessungen und Sterbefälle (Reg.-Blatt S. 393 ff.), und 

vom 3. März 1881 , betreffend die Beglaubigung der Auszöge 
aus den Kirchenbüchern und den (bis zum 1. Januar 1876 von den 
Geistlichen geführten) Familienregistern (Reg.-Blatt S. 15 ff.), 
werden durch die gegenwärtige Verfügung nicht berührt. 
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XLI. 

Decretum et litterae s. Congr. de Propag. Fide de quaestione 
scholari in statibus foederatis Americae septentr. 

(Vgl. Archiv, Bd. LXVUI. S. 306 sqq.) 

1. Decisio Congr^gation. specialis de Propaganda Fide 21. April. 1892. 

In congregatione specUdi de Propag, Fide^ hafnta die 21. Aprilis 1892. 

Ab dubium : Qual giudizio debba portarsi suiraccomodaroento 
adottato dalFArcivescovo Ireland riguardo alle due scuole di Fari- 
hauU e StillwcUer, in casu. [Latine: Quodnam ferenduro sit judicinm 
circa compositionem initara ab archiepiscopo Ireland, relate ad scholas 
de Faribatdt et StiUwater^ in casu], respondendum censuerunt: 

Affirmative et: Firmis in suo robore manentibus Decretis Con- 
ciliorum Baltimorensium supra scholas parochiales, compositio inita 
a R. D. D. Archiepiscopo Ireland relate ad scholas de FaribauU et 
StiUwaterj perpensis oronibus circumstantiis, tolerari potest. 

In audientia habita eadem die 21. Aprilis, SSraus supradictam 
Bmornm resolntionem approbare dignatas est. 

t IgncUitis Archiep. Tamiathen^ Secretarius. 

2. Literae s. Congr. de Propaganda Fide ad rev. Dom. Ireland, Archiepiscop. 

sanct. Paolo 80. April 1892. 

S. Gongregazione de Propaganda Fide. 

Roma, li 30. April. 1892. 
Ulme ac Kme Domine. 

Placuit Amplitudini Tuae judicio Sanctae Sedis subjicere com- 
positionem quam inire opportunnm existimavit circa scholas elemen- 
tares locorum de FaribatiU et StiUwater suae dioecesis, ut bono spi- 
rituali succrescentis juventutis pastorali suae curae concreditae meliori 
quo fieri poterat modo provideret. 

Sapiens hoc Amplitudinis Tuae consilium eo prudentius visnni 
est, quod compositio hujusmodi, quamvis singulares et exceptionales 
tantum casus respiciebat, pluribas, tum sacrorum antistitibus , tum 
aliis ex inferiori clero vel ex populo, minus probanda apparebat, for- 
san quia ejus adjuncta et conditiones non eis ita perspecta erant uti 
opportuisset ad aequum desuper Judicium ferendum. 

Hinc Sanctitas Sua rem tanti momenti nonnullis Eminentissimis 

26* 
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Gardinalibus a S. CoDgregatione Propagandae Fidei examinandam 
commisit. lidem Eminentissimi Patres in coetu diei 21 hajns mensis, 
perpensis gravibus causis quas Amplitudo Tua lucalenter exposait, 
quaeque Eamdem ad ineundam antedictam compositionem movenint; 
coDsideratis quoque omni laude dignis declarationibus quibus Ampli- 
tudo Tua sarta tectaque semper voluit in quaestione scholastica prin- 
cipia a Sancta Sede explicata et in Concilis plenariis Baltimorensibus, 
praesertira in tertio, observantiae Bpiscoporum commendata ; senten- 
tiam, prouti in adnexo folio reproducitur, super proposito dubio 
emiserunt, illamque Summus Pontifex ratam habuit et adprobavit. 

Gonfido Amplitudinem Tuam hoc Sanctae Sedis judieiunfi grate 
animo exceptnram ; si enim provisiones extraordinariae a singulis 
episoopis in propriis dioecesibus, circunistantiis id exigentibus, factae, 
quando a generali lege aliqua ex parte deflectunt, probari directe a 
Sancta Sede uequeant, tarnen, qnum Eadem tolerari illas posse declap 
rat, indiscretis impugnationibus finem inoponit. 

Gaeterum jnssu Sanctitatis Sua<% et libenti animo, Amplitudinem 
Tuam certiorem reddere non omitto, sensus obsequii, filialis obedien- 
tiae, incoDCUSsae adhaesionis Sanctae Sedi ejusque doctrinis, quorum 
eximia exhibuit documenta, et Summo Pontifici et mihi inagnopere 
extitisse accepta, plenamque Sanctae Sedis in sapientia et religione 
Amplitudinis Tuae confirmasse fiduciam. 

Deum tandem adprecor, ut Te, Ulme et Rme Dne, sospitet 
semper que tneatur. 

Amplitudinis Tuae 

Addictissimus Servus, 

M. Gard. Ledochowski^ Praefectus. 
t Ignatitis, Archiep. Tamiathen, Secret. 
U. D. P. Joanni Ireland. 

Archiep, 8, Pauli de Minnesota. 

3. Literae s. Congr. de Propaganda Fide ad episcopoB Statuam foederatomm 

Americae septentr. 

Ulme et Rme Domine. 

Amplitudo Tua probe noscit ardenti studio nuper in ista Sta- 
tuum Foederatomm Republica quaestionem de catholicae ju^entatis 
institutione agitatam fuisse. Hujusmodi disceptationi occasionem 
praebuit quaedam conventio ab Archiepiscopo S. Pauli inita quoad 
duas Scholas parochiales in pagis FaribauU et StiUwaier existentes. 

Compertum sane est Sanctam Sedem omni tempore maxima 
sollicitudine invigilasse ut salutari doctri na Juventus imbueretur atque 
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a noxiis arceretur pascais; atque haec ipsa S. CoDgregatio ocq1o8 
saae vigilantiae ad istam regionetn jampridein convertens, instrnctio- 
nein inde ab anno 1875 edendam curavit, quae de pnblicis scholis 
agebat. Cui adhaerentes Patres III Concilii Plenarii Baltimorensis 
in id omnem curam impendernnt, ut juventutem catholicam ab omni 
vitiorum et enroris labe incolumem servarent et a periculis educationis 
principiis fidei et morum haud informatae defenderent Qaapropter 
prndentissime stataerent ut in singulis Dioecesibus unamqnamqae 
prope ecclesiam scholae erigerentur, in quibns catholicorum soboles 
sub ecciesiasticoram Pastorum auctoritate et directione non minus 
litteris ingenuisque artibus quam religione et bonis moribns imbuere- 
tur. Purro nonnulli sapientissima haec statuta prae oculis habentes, 
rati agendi rationem Archiepiscopi S. Pauli in memoratis dnobus 
casibus cum illis conciliari band posse, reprehendere illam non dubi- 
tarunt; dum alii e contra ceu gravibus innixam rationibus probandam, 
et nihil per eam bis decretis derogatum fuisse judicarnnt. Acriter 
hinc inde contentio exarsit: etiam per publicas ephemerides, quod 
valde dolendum, ardenter quaestio ventilata fuit, nee Concors et 
unanime Episcoporum Judicium liac de re extitit. Quod qnum reli- 
gionis bono, Ecclesiae decori et optatissimae aeqne ac necessariae 
inter sacrorum Antistites concordiae, \\\ qua pax gregam ipsis com- 
missarum solidatur, quam plurimum obesse juste timeri posset, Sancta 
Sedes opportunum duxit rem ad se avocare dijudicandam suaque sen- 
tentia disputationibus finem imponere. Hujus autem negotii examen 
quibusdam ex Emis PP. S. Consilio Christiane Nomini Propagando 
praepositis demandatum fuit, qui in Comitiis habitis die 21. Aprilis 
hujus anni matura ac diligenti investigatione instituta, ea quae ab 
Archiepiscopo S. Pauli peracta sunt, omni sub redpectu perpendentes, 
attentis peculiaribus adjunctis nee non modo et pactis qnibus con- 
ventio inita fuit, sequens edendum censuerunt Decretum, eadem die 
a Summe Pontifice adprobatum: »Firmis in suo robore manentibus 
Decretis Conciliorum Baltimorensium super scholas parochiales, con- 
ventio inita a R. P. D. Joanne Ireland relate ad scholas de FaribauU 
et Stülwater^ perpensis omnibus circumstantiis , tolerari potestc 
Hanc autem occasionem nacti Emi Patres enixe Venerabilibus Sta- 
tuura Foederatorum Episcopis commendarnnt ut perperent, quemad- 
modum praestitum tuerat hucusque, eo concordi studio salutem ani- 
iiiarum sibi commissarura et bonuro religionis procurare , quo tot 
meritis suum in christiana republica nomen , Deo juvante, jam 
honestar unt. Sane haec animorum viriumque conjunctio eo vel magis 
firmanda et custodienda est, quo magis, uti nunc contingit, errores 
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impnne ^rdssantur cum pluribus liostibus dimicandum, ac inuamerae 
•lifficnltateH et obstacula snperainla undique extant. 

Erni Patres item voluerunt ut in Comitiis quae primo inter 
Statuum FoeileratonuYi Archii'piscopos loc.ura habehunt, iidem dili- 
gentissime de ratione cognoscant, qua qiiamplurimis catholicis pueris, 
qui secundum computos fide dignos scholas publicas ioco parochialiam 
adennt, prospici queat. 

Cum vero pastoralis sollicitudo et iropeusum religionis Studium, 
quo Antistites istius amplissimae ditionis fertintur, Sacrae Coiigrega- 
tioni apprime perspectum sit, eadein pro certo habet omni ope ipsos 
adnisuros ad aptissima remedia inveiiienda, quibus hisce malis eifi- 
ciiciter occurratur. 

Item nullatenus dnbitat quin pro filiali veneratione qua Apostoli- 
cam Sedem prosequnntur, iidem, quavis submota animorum dissen- 
sione, ad catholicum nomen tutandum et augendum concordi yolun> 
täte et consentientibus animis constanter adlaborent. 
luterea omnia Tibi fausta a Deo ex aiümo precor. 
Datum Romae ex Aed. S. C. Propagandae Pidei die 3. Maii 1892. 
Amplitudinis Tuae 

Addictissimus Servus 

Miedslaus Card. Ledochowski, Praefectus. 
t Ignatius Ärchiep, Tamiathen., Secretarius. 
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XLir. 

Verleihung des Pallium an Se. bischOfi. Gnaden den Herrn 

Bischof Ignatius von Senestrey. 

1. SS. DOMINI NOSTRI LEGNIS DIV. PROVID. PAPAE XIII. 

LiUerae Apostolicae die 1. MaiU quibus Rvmo D.D. Ignaiio^ Episcopo 
RcUisbonen., concedüur Privilegium 8. PcUii. 

Leo PP. XIIL 

Venerabilis Frater, Salatem et Apostolicam Benedictionem ! 

Voluptatis, quam cepimus ex praesentia et alloqaio tao, cum 
fructus Nobis iucundus extitit, dum Romae fuisti, quinquagesimum 
priinum cefebraturus sacerdotii natalem diem, tarn pergrata Nobis 
adhuc insidet recordatio. Ab hojas autem rei memoria seiungi 
nequit cogitatio eorum quae a Te gesta sunt tarn diuturna stipendia 
merito in Christi militia, quatuor praesertim et triginta annorum 
spatio, quo sacerdotalibns muniis praegrave officii pastoralis onus 
accessit. Horumce meraor eo Nos fert animas, ut aliquod Tibi 
praebeamus benevoleatiae Nostrae testimonium, qaod laudi rerum 
a Te gestarum spectandum etiam honestamentnm adiiciat. Itaqae 
Tibi pontificales induenti vostes usum sacri paüii per hasce litteras 
concedirans ex peculiari privilegio, quod personae tantnm, non digni- 
tati et successoribus, tributum voluraus. Hoc vero honoris insigne 
eo libentius Tibi permittimus, quod illud non modo praemium fore 
intelligimus zelo et virtute dignum egregii Antistitis, sed etiam 
causam piae iucunditatis clero et iidelibus Dioecesis tuae, quibus noii 
secus ac Tibi, Venerabilis Frater, Apostolicam benedictionem pera- 
manter impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum die 1. Maii anno 1892, Pon- 
tificatus Nostri decimo quinto. 

Leo PP. XIIL 

Venorabili Fratri Ignatio Episcopo 
Ratisbonensi Batisboiiam. 
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2. SS. DOMINI NOSTRI LEONIS DIV. PROVID. PAPAE XIII. 
Breve Apostolicum quoad Privilegium et usum S, Paüii. 

Leo PP. XIIL 

Venerabilis Frater, Salatem et Apostolicam Benedictionera ! 

Eximia recte factorum laas, quam de aDimaram salute soUi- 
citas optimeqae de Ecclesia merens Tibi in Episcopali munere 
quatuor et triginta abhinc annis eiequeodo comparasti , immatatum 
erga Roroanam Cathedrarn obsequiuro , aliae deniqae praeclarae 
virtntes, quibus in exemplum caeteris praefulges, Nobis facile suadent, 
ut Te perhonorifico insigni decorenius, quod Tuis meritis respondens 
Nostram in Te benevolentiam sumniopere testetur. Quare Te ab 
quibusvis excommunicationis , suspensionis et interdicti, aliisque ec- 
clesiasticis censuris, sententiis et poenis quovis modo vel quavis de 
causa latis, si quas forte incurreris, huius tantum rei gratia absol- 
ventes, et absolutnm fore censentes, auctoritate Nostra per has Lit- 
teras Sacri Pallii privilegio, servatis servandis, decoramus Tibique 
omnia et singula deferimus iura, privilegia, praerogativas , iudulta, 
quibus alii hujusmodi honore aucti ex usu et consuetudiue utuntur, 
fruuntar vel uti, frui possunt ac poterunt. Non obstantibus consti- 
tutionibus et ordinationibus Apostolicis, ceterisque contrariis qai- 
buscumqne. 

Datum Roraae apud Sactum Petrura sub Annulo Piscatoris 
die 4. Mail 1892 Pontificatus Nostri Anno decimo quinto. 

(L. t S.) 8. Card. Vannutdli. 

Venerabili Fratri Ignatio de Senestrey 
Episcopo Batisbonensi. 
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XLIIL 
Entscheidung des französischen Staatsraths 

betr. die Wahlkatechismen des Cardinal- Erzbischofs von Rennes 

und des Bischofs van Lugon, 

(Journal ofßcid, 12 acut.) 

Rapport au Conseil d^Etat presente , au nom de la section de 
Vinterieur^ des cultes, de Vinstruction publique et des beaux-arts^ du 
Conseil d'JEtat, par M, le conseiUer LamS'Fleury^ sur les recours 
pour abus formes par le garde des sceaux, ministre de la justice et 
des cultes, contre Varcheveque de Rennes et Veveque de Lugon, ä 
raison de Vaddition , par ces prelats^ aux catechismes de leurs dio- 
ceses^ d'articles concernant: le devoir electoral et la legislaiian 
scolaire, pour le premier; le mariage civü et la naiure des rapports 
de VEglise et de VEtat^ pour le second. 

Messieurs, 

Le 28 juiD dernier, le garde des sceaux, ministre de la justice 
et des cultes, vous a d6i6r6 pour abus, par application des articles 6 
et 8 de la loi du 18 germinal an X, Vaddition aux catechismes pro- 
cödemment en usage dans les diociises de Rennes, de Lu9on, de Gre- 
noble, de Saint- Jean-de-Maurienne et de Söez, des articles relatifs 
au devoir Electoral, k la l^gislation scolaire, au manage civil, ä la 
lägislation concordataire. 

A la mSme date, le ministre a invit^ ces pr^lats k prendre 
connaissance de ce recours au secr^tariat g^n^ral du conseil d'Etat 
et ä y adresser les observations qu'ils pourraient avoir ä presenter. 
En r^ponse h, cette invitation, Töv^que de Lu9on a, seul, envoy^, le 
9 jnillet, des explications qui vont Stre reproduites. 

L'^veque de Qrenoble, le 29 juin, les ^vSques de Saint- Jean* 
de-Maurienne et de S^ez, les 8 et 22 juillet, ayant d^clar^ qu^ils 
supprimaient , dans leurs catechismes, les passages contre lesquels 
etait dirige ledit recours, le ministre Ta retir^, les 6, 18 et 26 juillet, 
en ce qui conceme ces trois diocäses. 

I. La seconde partie d*un petit Supplement au catediisme die- 
cesain de Bennos que I'archeveque y a ajoutä, le 12 septembre 1891, 
est consacr^e aux »devoirs des chr^tiens comme citoyens^c et nous 
nous y trouvons en pr^sence de la th^orie du devoir Electoral, que 
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j^ons avez censur^e par votre d^cision du 2 juia dernier. Gomme son 
coll^gue d'Aix, I'archeveque de Rennes enseigne qae »c'est fb p^ch^ 
de mal voter aux ^lections.c 

Dans une lettre adress^e au miaistre des caltes , le 31 raai 
demier, ä propos d'une question de personnel, lettre qui se troave 
au dossier, ce pr^Iat justifiait ainsi Tinnovation de ce Supplement: 

»Bn le promulguant, je me suis acquittä d'une Obligation de 
ma cliarge, j'ai ob^i k roa conscience qui ii'avertissait d'instruire 
de leurs devoirs, en matiere grave, interessant an plus haut point la 
conscience, les ämes dont je räponds devant l'Eglise et devant Dieu. 
On ne parlait ni des äcoles, ni des devoirs des eiecteurs dans les 
catechismes publi^s au temps de ßossuet; il n'est pas besoin d'etre 
ua profond juriste pour en comprendre le motif. Mais, avec les 
temps nouveaux, sont nös de nouveaux devoirs et, par cons^quent, 
pour reveque, l'obligation d'^clairer les fideles, sans qu'on puisse 
Taccuser d'enyahir le domaine de la puissance temporelle. 

»On a dit: Mais l'enfant ne vote pas! A-t-on pu faire s^rieu- 
semeut cette objection? Comme si l'objet memo du catechisme n'^tait 
pas d'apprendre h, l'enfant ce que rhorame devra pratiquer, de lai 
incnlquer les principes et les regles qui devront prösider ä sa conduite 
et dorainer sa vie! Comme si les mangels civigueSf qu'on a pu croire 
r^dig^s pour remplacer le cat^chisme catholique, ne renfermaient pas, 
et dans une bien plus large mesure, toutes sortes de notions et d'io- 
structions dont l'enfant u'a que faire, mais qu'on lui fait apprendre 
pour que, devenu homme, il s'en inspire et s'y conforme.« 

Vous connaissez cette argumentation et cette Prätention de 
transformer le catächisme catholique en un manuel civique; vous les 
avez renconträes dans le recours pour abus, form^ par le ministre des 
cultes contre I'archeveque d'Aix. Nous avions r^fute Targumentation, 
vous avez condamn^ la Prätention, en des termes que nous nous pro- 
posons de reproduire purement et simplement, les circonstances ätant 
identique dans les deux cas. 

L'archeveque de Bennos, dans la premiere partie da meme Sup- 
plement au catechisme de son diocese, traite de la legislation scolaire^ 
et y qualifie abusivement les ecoles municipales laiques. A propos 
des »devoirs des parents par rapport ä l'education de leurs enfants,c 
il s'exprime notamment ainsi: 

»D. Les parents peuvent-üs envoyer leurs enfaMs dans des 
ecoles mauvaises F — B. Non, les parents ne peuvent point envoyer 
leurs enfants dans des Cooles mauvaises. c 



Decret des franzöa, Staatsrafhs vom 10, August 1892. 395 

IL La leyon XXVI du cat^chisme du diocese de Ltt90D contieut 
l'article snivant: 

9 L' Union des personnes qui se borneraient aux formalües civiles 
serait-elle un veriiable marictge? — Non, une teile union ne serait 
pas un v^ritable mariage, et, d^s lors, eile serait criroinelle et scau- 
daleuse.c 

Est-il admissible qu'ä propos du sacrcment de mariage, un 
^veque traite, dans un catöchisme, le contrat civil avec m^pris, en 
pr^sence des prescriptions des articles 54 et 55 de la loi du 18 gor- 
niinal an X, 190 et 200 du code p^nal? »Les registres tenus par 
les ministres du culte, dit le l^gislateur de Tan X, n'^tant et ne 
pouvant §tre relatifs qu'ä Tadministration des sacrements, ne pour- 
ront, dans aucun cas, suppleer les registres ordoun^s par la loi pour 
constater T^tat civil des Fran9ais (art. 55); les curös ne donneront 
la b^nädiction nuptiale qu*ä ceux qui justifieront, en bonne et due 
forme, avoir contractu mariage devant l'otficier civiU (art. 54). Tout 
ministre d*un culte qui proc^derait ä la c^römonie d*an mariage sans 
que cette justification lui fut produite, s'exposerait, vous le savez, 
aux peines les plus sev^res. 

Ainsi que le fait observer le ministre des cultes dans son re- 
cours, »ni le cat^chisme de 1806, ni les cat^chismes post^rieurs, ne 
contiennent de semblables critiques. On enseignait que le mariage 
est un sacrement . . . mais on n'avait point encore song^ ä joindre 
Fattaque ä Fenseignement ; on cat^chisait les iideles sans se livrer ä 
des pol^miques et ä des censures ä l'endroit de la loi civile.€ 

Dans la le9on XVI du meme cat^chisme (suite du 9^ article du 
Symbole: De VatUorüe de VEglise), on lit: 

*Qu'a fait VEglise totdes les fois que les gouvemements ont 
voulu Venseigner ou la gouvemer? — Toutes les fois que les gou- 
vemements ont voulu l'enseigner ou la gouvemer, PEglise leur a rösistö. 

»Z>c qui les evSques recoivent-ils leur instituiion? — Les ^veques 
refoivent leur instituiion du Souverain Pontife et c'est en demeurani 
unis au Souverain Pontife qu'ils conservent Texercice legitime de 
leur juridiction. 

T^VautariU civüe ne donne-t-eUe aucun pouvoir aux iveques en 
les nommant? — Non, et lä oü Tautoritä civile nomrae les ^v@ques, 
ce n'est qu'en vertu d*une concession de TEglise. 

»De qui les eures et les autres pretres reQoivent-üs leurs pouvoirs? 
— Les curös et les autres pretres re90ivent leurs pouvoirs de T^veque, 
et ils ne peuvent exercer l^gitimement leurs fonctions que sous sa 
d^pendance. 
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T^Les eures ne tiennent donc pas leurs pouvoirs de la puissanee 
civile ? — Non, pas meme pour le cas oü Tagröment de la paissance 
civile est deinand^ pour leur nomination. 

T^Vatdarite civüe petU-elle fixer les limites des dioceses et des 
paroisses? — Non, c'est ä rautorit^ eccl^siastique qu'il appartient 
de fixer ces limites, niais le plus souvent eile se concerte sur ce 
point avec Taatorit^ civile.« 

Alors in§me que ces indications sur la nature des relations du 
gouvernement et de l'Eglise, en France, seraient exactes, il y aurait 
lieu de s'^tonner que des d^tails de cet ordre se trouvent dans nn 
catächisme, c'est-ä-dire dans une instrnction familiäre donn^e aux 
enfants par demandes et par r^ponses , sur les principes et les mys- 
teres de la foi religieuse. Mais les indications du catechisme du dio* 
cese de LU90U sont, comme vous avez pu le remarquer, la n^gation 
mSme des bases de la Convention du 26 naessidor an IX et des ar- 
ticles organiques du 18 germinal an X. 

C'est le gouvernement qui nomme les ^vSques, et le Pape leur 
conffere Tinstitution canonique, suivant des formes ^tablies (art. 4 et 5 
de la Convention de Tan IX). 

Les öveques nomment aux eures, et leur choix ne peut tomber 
que sur des personnes agr^es par le gouvernement (art. 10). Ils ne 
manifestent la nomination des cur^s et ne leur donnent Tinstitution 
canonique qu'aprds que cette nomination a ^t^ agr^äe par le gou- 
vernement (art. 19 de la loi de Tan X). 

Les circonscriptions des ni^tropoles et dioc^es sont concert^es 
entre le Saint-Sidge et le gouvernement fart. 2 de la Convention de 
ran IX, 58 et 59 de la loi de Pan X, 2 de la loi du 4 juillet 1821j. 
Aucune partie du territoire fran9ais ne peut etre ^rig^e en eure ou 
en succursale sans Tautorisation expresse du gouvernement (art. 9 de 
la Convention de Tan IX et 62 de la loi de l'an X). 

L'appr^ciation , par T^v^que de Lu9on, des röles respectifs de 
TEglise et de TEtat dans Torganisation du personnel ecclteiastique 
n'est donc point ä sa place et, con9ue d'ailleurs dans une forme ma- 
nifestement agressive, constitue une contra vention aux lois de la 
R^publique, pr^vue par l'article 6 de la loi du 18 germinal an X et 
r^prim^ par Tarticle 8. 

>Le catechisme de Lu9on, dit T^veque dans sa lettre du 9 juillet, 
a et4 enseign^ dans le diocese, depuis 1849, par ordre de cinq ^vSques 
successifs, sans qu'aucun gouvernement ait jamais song^ ä formuler 
la moindre objection. Je ne saurais d^savouer Tenseignement de 
mes pr^d^cesseurs, qui n'est que Texpos^ de la doctrine catholique. 
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DOD pas sar des questions politiques, mais sar des points tres in- 
times de Fordre puremeiit spirituel.c Cette sorte de prescription, 
oppos^e par T^veque de Lu9on au rninistre, est inopörante devant 
le coDseil d'Etat, dont le pouvoir de juridiction n'est pas spontan^ 
et qui n'examiDe uq acte incriinin^ qae lorsqu'il en est saisi par qni 
de droit. 

Quant au gouvernement , il a r^pondu par avance h, cette ob- 
jection au commencement de la d^pScbe ministerielle du 28 juin, 
qui soumet ä yotre juridiction le recours actuel. »Depuis quelques 
annöes, öcrit le garde des sceaux, dans un grand nombre de dioceees, 
des additions ont 6t6 apport^es aux cat^chismes, qui en ont compl^te- 
ment altärö le caractere. Ges additions ont eu pour eiFet de les con- 
vertir en manuels politiques et meme, pour certains d'entre eux, d'en 
faire de v^ritables ouvrages de pol^mique . . . G'est ce qui expltque 
que le gouvernement, ayant k r^primer ces empidtements sur le do- 
maine temporel et ces censures de nos lois, ne d^ffere au conseil d'Etat 
que les cat^chismes de Kennes, de Söez, de Lu9on, de Grenoble et 
de Saint-Jean-de-Maurienue. — Quand la d^cision qui interviendra 
ä leur ägard aura posö des regles pr^cises et fermes, tous les pr^lats 
respectneux de la l^galitä supprimeront spontan^ment , le gouverne- 
ment en est convaincu, les passages d^clar^s d'abus.c 

Vous avez vu que les äveques de Orenoble, de Saint- Jean- de- 
Maurienne et de Seez ayant, sans attendre votre d^cision, suppriro^ 
les passages incrimiu^s de leurs cat^chismes dioc^sains, le rninistre 
des cultes a retir^ son recours. Kelativement ä Parchev^que de 
Rennes et ä T^veque de Lu^on , nous avons Tbonneur de vous 
soumettre le projet de d^cret ci-annex^. 

Conseil d^JßtcU extrait du registre des deliberations, 

Seance du 4 aout 1892, 

Au nom du peuple fran9ais, 

Le President de la R^publique, 

Sur le rapport de la section de rint^rieur, des cultes, de Tin- 
struction publique et des beaux-arts; 

Vu la d^pSche, en date du 28 juin 1892, par laquelle le garde 
des sceaux, rninistre de la justice et des cultes, propose de d^clarer 
quil y a abus, de la part de Farcheveque de Kennes et de T^Y^que 
de Lu9on, dans l'addition aux cat^chismes respectivement approuv^s 
par ces pr^lats pour leurs dioc^ses, de passages concernant le devoir 
eiectoral) la l^gislation scotaire, le mariage civil et la l^gislation 
concordataire ; 



398 Cat6chism€8 4Uctoraux en Franke, 

Vu les deui Supplements an cat^chisme diocdsain de Reones, 
intitulös: »Les devoirs des parents par rapport ä IMdncatiou de leurs 
enfants ; les devoirs des chr^tiens comme citoyens ,€ oü on lit no- 
lamment qae les parents ne peuvent point envoyer leurs enfants dans 
les 6coles mauvaises (I , art. 5) , et qiie c*est un peche de mal vot^r 
aux elections (II, art. 5) ; 

Vu les six derniers paragraphes de Tatticle 7 de legen XVI 
(de raatorite de TEglise), du cat^chisme dioc^nain de Lu9on, relatifs 
ä Institution des ^veques et des cnr^s, ainsi qu'ä la d^limitation 
des circonscriptions eccl^siastiques ; vu ^(yalement I'article 4 de la 
le^on XXVI (Du mariage) qualifiant de fausso, criminelle et scan- 
daleusey Tunion simplernent civile des dpoui ; 

Vu les deui d^peches, en date du 28 juin 1892, par lesquelles 
le ministre des cultes, informant lesdits pr^lats du recours pour ahus 
qu'il n forme contre eui, les invite ä prendre connaissance du recours 
au secr^tariat g^nöral du conseil d'Etat et ä produire leurs obser- 
vations; 

Vu Taccusä de r^ception de Tarcheveque de Rennes, en date 
du 1«' juillet; 

Vu la r^ponse de P^veque de LU90Q, en date du 9 du meme mois; 

Ensemble les autres pieces jointes aux dossiers; 

Vu Tarticle 1«' de la Convention du 26 raessidor, an IX; 

Vu le d^cret du 25 f^vrier 1810, qui d^clare loi de TEtat T^dit 
de mars 1682, sur la döclaration du clerg4 de France de la meme 
ann^e ; 

Vu les articles 6 et 8 de la loi du 18 germinal an X; 

Gonsid^rant qu'il est de maxime fondamentale , dans le droit 
public fran9ais, et quMl r^sulte notamment de Particle 1^^ de la Con- 
vention du 26 inessidor an IX et du däcret 25 fövrier 1810 que 
TEglise et ses ministres n'ont regu de puissance que sur les choses 
spirituelles et non sur les choses temporelles et civiles; 

Consid^rant que l'archevSque de Rennes et r^vSque de Lu9on 
ont introdnit dans leurs cat^cbismes dioc^sains des articles relatifs, 
soit au devoir ^lectoral, soit aux äcoles laiques, seit au mariage civil, 
et ont ainsi voulu tracer aux fideles de leurs dioc^ses , au sujet de 
devoirs civiques on civils, une ligne de conduite sous une sanction 
religieuse: qu'en outre r^vSque de Lu9on, en döclarant que le mariage, 
envisag^ en dehors du sacrement, n'est pas un v^ritable mariage et 
constitne une union »criminelle et scandaleuse,€ s'est livr^ ä des 
attaques injurieuses contre une des institutions civiles de l'Etat; 

Gonsiderant que Täveque de Lu9on a donn^ dans son cat^chisme 
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sor rinstituiion et la r^partition da personnel eccl^siastique, an en- 
seignernent qui indait les fideles en erreur snr les röles respectifs de 
rautoritä civile et de Tatttorit^ ecciäsiastiqae tels qu'ils räsultent de 
la lägislation concordataire ; 

Consid^rant que ces faits reotrent dans les cas d'abiis pr^vus 
par Farticle 6 de la loi dn 18 germinal an X, et que, des lors, la 
suppression des divers articles susvis^s doit etre prononc^e; 

Le conseil d'Etat entendu, 

Döcrete : 

Article premier. — II y a abos dans les passages suivants de 
cat^chismes des dioceses de Bennes et de Lu^on: 

V Les deux Supplements du 12 septembre 1891 au cat^chisme 
de Rennes; 

2^ Les six derniers paragraphes de Tarticle 7 de la le9on XVI 
et Tarticle 4 de la le9on XXVI du catöchisme de Lu^on. 

Art. 2. — Lesdits passages sont et deineurent supprim^s. 

Art. 3. — Le garde des sceaux, ministre de la justice et des 
culteSy est chargd de Pexäcution du präsent decret. 

Approuve : 

Fontainebleau, le 10 aofit 1892, 

CJamot. 
Par le pr^sident de la R^publique: 

Le garde des sceaua^ ministre de la justice et des ctdtes^ 

L. Bicard. 

Pour copie conforme: 
Le mattre des requHes^ secretaire general du conseil d'Etat, 

Abel Flourens. 
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Die galizischen Volksschulgesetze vom J. 1892. 

Mitgetheilt von Dr. Alfred R, v, Schlichting za Erakaa. 

Die galizischen Volksschulgesetze samrot diesbezüglichen Aas- 
führungs Verordnungen sind von mir nach dem neuesten Stande der 
Gesetzgebung im Archiv, Bd. 59. S. 52 ff., Bd. 59. S. 278 ff., 
Bd. 62. S. 57 ff. , und Bd. 65. S. 80 ff. , mitgetheilt worden. Die 
gegenwärtigen Oesetzesnovellen bezwecken hauptsächlich der so 
dringenden Frage einer nachhaltigen Verbesserung der materiellen 
Lage des Volksschullehrpersonales thunlichst Rechnung zu tragen. 
Das im österr. Beichsrathe im J. 1892 zu Stande gekommene Ge- 
setz betreffend die Schulinspectoren in Galizien gilt als Ausführung 
der im §. 31. des galiz. Landesgesetzes vom 6. December 1887, 
L.-G.- und V.-Bl. Nr. 67 (Archiv, Bd. 59. S. 343) festgestellten 
Grundsätze. 

1. Qesetss vom 15. Juni 1892, 

für das Königreich Otüieien und Lodomerien mit dem Orossherzog- 
thume Krakau, womit die Bestimmungen der Art. 4, 8, 11, 12, 13j 
14, 15 und 16 des Gesetzes vom 1. Januar 1889 (L. G. Bl. Nr. 16^) 
über die Rechtsverhältnisse des Lehrstandes an den ö/fenüichen 

VoVcsschulen abgeändert werden. 

(Landea-Qeeetz- und Verordnungsblatt filr das Königreich Galizien and Lodo- 
merien sammt dem Grossherzogthume Erakaa, Nr. 40, Stack X, aasgegeben 

and versendet am 10. Jali 1892). 

Mit Zustimmung des Landtages Meines Königreiches Galizien 
und Lodomerien sammt dem Grossherzogthume Erakau verordne Ich, 
wie folgt: 

§. 1. Die Bestimmungen der Artikel 4, 8, 11, 12, 13, 14, 
15 und 16 des Gesetzes vom 1. Januar 1892 (L. G. Bl. Nr. 16) über 
die R(!chtsverhältnisse des Lehrstandes an den öffentlichen Volks- 
schulen werden in ihrer gegenwärtigen Fassung ausser Wirksamkeit 
gesetzt und haben künftighin zu lauten: 

Art. 4. Der Bezirksschulrath weist Gesuche solcher Candidaten 
ab, welche infolge einer strafgerichtlichen Verurtheilung von der 
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Wählbarkeit in die Gemeindevertretung ausgeschlossen sind, wie 
auch jener, denen sittliche Gebrechen oder Handlungen solcher Art 
zur Last fallen, dass wegen derselben die Entlassung einer schon 
angestellten Lehrperson ausgesprochen werden konnte. 

Aus den übrigen Eingaben legt der Bezirksschulrath längstens 
binnen drei Wochen nach Ablauf des Concurstermines die Com- 
petentenliste nach einem vom Landesschulrathe vorgeschriebenen 
Formulare zurecht, und übersendet dieselbe dem Ortsschulrathe zur 
Aeusserung und in den im Art. 2 angeführten Fällen den Präsen- 
tationsberechtigten zur Ausübung dieses Rechtes, worauf er den 
Tema- Vorschlag (bezw. die Präsentationsurkunde) sammt dem eigenen 
Antrage, sowie den documentirten Eingaben sämmtlicher Com- 
petenten, dem Landesschulrathe vorlegt. 

Handelt es sich um die Besetzung einer Schulleitersteile an 
einer zwei oder mehrclassigen Schule, so hat der Bezirksschulrath in 
die Gompetentenliste nur jene Gandidaten aufzunehmen, welche nach 
dem Erachten desselben zur Schulleitung speciell befähigt sind. 

Art 8. In den Wirkungskreis des Landesschulrathes fällt die 
Vorrückung der Lehrpersonen auf höhere Gehaltsstufen in Schulen 
'derselben Categorie. 

Art. 11. A. Die jährlichen Gehalte der definitiven Lehrer an 
öffentlichen Volksschulen werden in nachstehende Classen eingetheilt: 

a) An allgemeinen Volksschulen: 

I. Classe: in Lemberg und Erakau die Hälfte der Stellen 
900 fl., die andere Hälfte 800 fl.; 

IL Classe : in den Städten Biala, Drohobycz, Jaroslau, Kolomea, 
Neusandec, PrzemyiSl, Bzeszöw, Sambor, Stanislau, Tarnopol und 
Tarnöw 700 fl.; 

III. Classe: in den Städten Bochnia, Brody, Brze^any, Buczacz, 
Gorlice, Grödek, Jaslo, Jaworöw, Krosno, Podgörze, Sanok, i^niatyn, 
Sokal, Stryj, Trembowla, Wadowice, Wieliczka, Zloczöw und ^ölkiew 
600 fl. ; 

IV. Classe in den übrigen Städten und Marktflecken die Hälfte 
der Stellen in jedem Schulbezirke 500 fl. und die andere Hälfte 450 fl. ; 

V. Classe in Landgemeinden 15^/o der Stellen in jedem Be- 
zirke 400 fl. ; 20o/o der Stellen 850 fl. und 65 o/o der Stellen 800 fl. 

b) An selbständigen Bürgerschulen und in den Classen der mit 
allgemeinion Volksschulen vereinigten Bürgerschulen: 

I. Classe in den sub a) I. oben angeführten Städten 900 fl., 

II. Classe in den sub a) IL oben angefahrten Städten 800 fl., 
II L Classe in den sub a) III. oben angeführten Städten 700 fl., 
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IV. Classe in sämmtlicheD anderen Burgerschalen 600 fl. 

B. Der Oehalt eines definitiven Unter lehrers beträgt in den 
drei ersten Oehaltsclassen der allgemeinen Volksschalen , sowie in 
sämmtlichen Gehaltsclassen der Bürgerschalen 60^Iq des jährlichen 
Gehaltes eines Lehrers an der Schale, bei welcher der betreffende 
Unterlehrer den Dienst versieht. 

Der Gehalt eines Unterlehrers in den zwei nachfolgenden Ge- 
haltsclassen der allgemeinen Volksschalen beträgt 300 fl. jährlich. 

Als Grandlage zur Berechnung des Gehaltes eines Unterlehrers 
an den allgemeinen Volksschulen der ersten Gehaltsciasse wird der 
Gehalt eines Lehrers im Betrage von 800 fl. angenommen. 

G. Die Vergütung provisorisch angestellter Lehrer wird vom 
k. k. Landesschulrathe bestimmt, dieselbe darf aber nicht weniger 
als 250 fl. jährlich betragen und darf aach nicht die Bezüge des 
stabilen Lehrers, dessen Stelle der provisorische Lehrer vertritt, 
übersteigen. 

Art. 12. In Landgemeinden im Umkreise der Städte Lemberg 
und Erakau (mit Podgörze) bis zu 3 Kilometern bezieht das Lehr- 
personal eine beim Ausraasse des Buhegehaltes nicht einzurechnende 
Localzulage im Betrage von 100 fl. 

In den unmittelbar an die Städte der II. Lehrergehai tsclasse 
angrenzenden Gemeinden, sowie in den als Bade- und Garorte an- 
erkannten Ortschaften, endlich in Landgemeinden, welche das Centrum 
der Bergwerksindustrie bilden, bezieht das Lehrpersonal eine beim 
Ausmasse des Ruhegehaltes nicht einzurechnende Localzulage im 
Betrage von 50 fl. 

Die Bestimmung der Gemeinden, für welche mit Rücksicht auf 
die Bergwerksindustrie eine Localzulage festzustellen wäre, wird dem 
Landesansschusse eia vernehmlich mit dem k. k. Landesschulrathe 
obliegen. 

Alle anderen Localzulagen, soferne dieselben dem Landesfonde 
zur Last fallen oder fallen könnten, werden aufgehoben. 

Art. 13. Ausser dem Gehalte wird der Landesschulrath über 
Vorschlag des Bezirksschalrathes den Lehrpersonen für je fünf Jahre 
tadelloser und erspriesslicher Dienstleistang, vom Tage der definitiven 
Ernennung an einer öffentlichen Volksschule gerechnet, Quinquen- 
nalzulagen aus dem Landesschulfonde zuerkennen. 

Jede sowohl vor Geltung des Gesetzes vom 1. Januar 1889 
(L. G. Bl. Nr. 16) zuerkannte, als auch in Zukunft zuzuerkennende 
Qainqaennalzulage beträgt vom Tage der Wirksamkeit des obigen 
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Gesetzet für alle definitiv ernannten Lehrpersonen an allgemeinen 
Bärger- and Volksschulen ohne Unterschied 50 fl. jährlich. 

Die Zaerkennang der Qninqaennalzulage kann höchstens fünf- 
mal erfolgen. 

Den vor Geltung des Gesetzes vom l. Januar 1889 (L. G. Bl. 
Nr. 16) definitiv ernannten Unterlehrern ist das Quinquennium von 
dem Zeitpunkte an zu rechnen, in welchem dieses Gesetz in Wirk- 
samkeit getreten ist. Nur jenen Unterlehrern, welche definitiv eine 
Filialschule leiteten und denen das Recht auf eine Quinqnennalzn- 
lage im Grunde des Gesetzes vom 2. Februar 1885 (L. G. BL Nr. 27) 
bereits zuerkannt wurde, ist das erste Quinquennium von dem Zeit- 
punkte an zu berechnen, von welchem sie kraft dieses letzteren Ge- 
setzes dieses Recht erworben haben. 

Den Lehrpersonen, welche vor der Rechts Wirksamkeit des Ge- 
setzes vom 2. Mai 1873 (L. G. Bl. Nr. 251) definitiv ernannt wur- 
den und hierauf definitive Anstellungen mit einem gemäss des eben 
erwähnten oder gemäss des Gesetzes vom 1. Janaar 1889 (L. G. Bl. 
Nr. 16) bemessenen Gehalte erhielten, gebührt die erste Quinquen- 
naizulage erst nach Ablauf des 15. Jahres des ganzen bisherigen 
Dienstes oder nach Ablauf des 5. Jahres des definitiven Dienstes im 
neuen Etat. 

Art. 14. Für die Leitung bezieht der Director einer mit einer 
allgemeinen Volksschule vereinigten Bürgerschule eine Gehaltszulage 
von 200 fl. ; der Director einer selbständigen Bürgerschule, sowie 
der leitende Lehrer einer allgemeinen Volksschule def I., II. oder 
III. Gehaltsciasse eine solche Zulage von 100 fl.; und der leitende 
Lehrer mit einem Gehalte der IV. und V. Classe 50 fl. jährlich, 
wenn an der betreffenden Schule wenigstens noch eine etatmässige 
Lehrperson angestellt ist. 

Diese Zulage wird beim Aasmasse des .Ruhegenusses nur den 
stabilen Directoren, bezw. den stabilen leitenden Lehrern als ein 
Theil des Gehaltes in Anrechnung gebracht. 

Dem Stellvertreter eines Directors oder eines leitenden Lehrers 
gebührt eine Remuneration in der Höhe der mit dem betreffenden 
Posten verbundenen Zulage für die Leitung, wenn die Vertretung 
länger als drei Monate dauert. 

Art. 15. Sollte eine Lchrperson infolge dieses Gesetzes in ihren 
Bezügen eine Verkürzung erleiden, so behält sie bis zu ihrer Vor- 
rückung auf eine höhere Stelle die bisherigen Bezüge als Personal- 
a^ulage. 

Art. 16. Jedem Director, jedem Schulleiter, sowie jeder Lehr- 
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person, welche an der Schule den Unterricht allein ertheilt, gebührt 
eine freie entsprechende Natnralwohnnng womöglich im Schulgebäude. 

Bei Abgang einer Natnralwohnnng gebührt ihnen hiefor ans 
dem Ortsschulfonde eine Vergütung, deren Höhe der Bezirksschal- 
rath von Fall zu Fall nach Anhörung der zur Beistellung der Lehrer- 
wohnung verpflichteten Parteien feststellt. 

S&mmtliche anderen Lehrpersonen in Städten und Marktflecken 
beziehen einen Wohnungsbeitrag im Betrage von lO^o ihres Qehaltes. 

In Landgemeinden ist der leitenden oder selbständigen Lehr- 
person wenigstens ein Joch Ackergrand zum eigenen Gebrauche bei- 
zugeben. 

Insoweit die Gemeinde oder das Outsgebiet dieses Grundstück 
nicht freiwillig gibt, bestreitet der Ortsschulrath die Kosten für die 
Pachtung eines solchen Grundstückes fär die Lehrperson. 

Sollte in einzelnen Fällen die Beischaff'ung oder die Pachtung 
eines Ackergrundes für die Lehrperson unmöglich sein, was durch 
den Bezirksschulrath festzustellen ist, so hat die Lehrperson kein 
Recht, aus diesem Titel eine Entschädigung oder Vergütung zu 
verlangen. 

§. 2. Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1892 in Wirksamkeit. 

§. 3. Mit der Durchfuhrung dieses Gesetzes betraue Ich Meinen 
Unterrichtsminister. 

Wien, am 15. Juni 1892. 

FranjB Josef m. p. 

Oatäsch m. p. 

S. Verordnung 

des k. Je. gäliaischen Landesschuirathes vom 30. Juni 1892y Z. 13512, 
betreffend die für die an den öffentlichen Volksschtden provisorisch 

angestdUen Lehrer entfallende Vergütung, 

(Landes-Gesetz- nnd Verordnangsblatt ftlr das Eöni^eich Galizien und Lodo- 
merien sammt dem Qrossherzogthame Krakan, Nr. 41, St&ck X, ausgegeben 

und versendet am 10. Juli 1892). 

Im Grunde des Art. 11 Abs. G. des Gesetzes vom 15. Juni 
1892 L. G. Bl. Nr. 40 verordnet der k. k. Landesschulrath in Be- 
treff der, für die an den öffentlichen Volksschulen provisorisch ange- 
stellten Lehrer entfallenden Vergütung Folgendes: 

§. 1. Wenn einem stabilen Lehrer vom k. k. Landesschulrathe 
die Vertretung eines Lehrers an einer anderen Schule bewilligt wird, 
gebühren demselben sämmtliche mit dem provisorisch versehenen 
Posten verbundenen Bezüge. 
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§. 2. Ein, sei es zur Vertretang eines stabilen Lehrers, sei es 
auf die Dauer der Erledigung eines etatm&ssigen Postens oder auf 
einem nicht etatmftssigen Posten provisorisch angestellter Lehrer 
bezieht : 

a) eine den Bezügen eines ünterlehrers an der Schule, an wel- 
cher er zu fungiren hat, gleichkommende Vergfltung, wenn er eine 
Lehrbefähigungspröfung für allgemeine Volksschulen oder mindestens 
eine an einer Lehrerbildungsanstalt bestandene Reifeprüfung nachweist; 

b) eine Vergütung im Betrage von 250 fl., (in Städten und 
Marktflecken mit einem Wohnungsbeitrage von 25 fl. und in den 
im Art. 12 des Gesetzes bezeichneten Landgemeinden mit einer Lo- 
calzulage), wenn er eine an einer Lehrerbildungsanstalt bestandene 
Reifeprüfung nicht nachweisen kann. 

§. 3. Einen mit der Leitung einer Schule provisorisch be- 
trauten Lehrer gebührt während der Dauer der Vertretung die mit 
diesem Posten verbundene Zulage für die Leitung sowie die Wohnung, 
insoferne diese letztere dem stabilen Schulleiter oder der Wittwe 
und den Waisen des Schulleiters (Art 48 des Gesetzes vom 1. Ja- 
nuar 1889, L. G. Bl Nr. 16) nicht zusteht. 

Diese Verordnung tritt in Wirksamkeit mit dem 1. Juli 1892. 
Lemberg, am SO. Juni 1892. 

Badeni m. p. 

3. Gesetz vom 9. Juni 1892 

für das Königreich Oalizien und Lodomerien mit dem Grossheraog- 

thume Krdhau, womit die Bestimmungen des Art. 22 des Landes- 

gesetzes vom 2. Mai 1&73 (L. O. BL Nr, 250 V Titel IL über die 

Errichtung und Erhaltung der öffentlichen Volksschden abgeändert 

werden. 

(Landes-Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Oalizien nnd Lodo- 
merien sammt dem Grossherzogthnme Erakan, Nr. 42, Sttlck X, ausgegeben 

nnd versendet am 10. Juli 1892). 

Im Einklänge mit dem Beschlüsse des Landtages Meines König- 
reiches Galizien und Lodomerien mit dem Grossherzogthume Erakau, 
finde Ich zu verordnen wie folgt: 

§. 1. Die Bestimmungen des Art. 22 des Landesgesetzes vom 
2. Mai 1878 (L. G. Bl. Nr. 250) aber die Errichtung und Erhaltung 
der öffentlichen Volksschulen treten in ihrer gegenwärtigen Fassung 
ausser Wirksamkeit, und hat dieser Artikel kAnftighin zu lauten 
wie folgt: 

1) Archiv, Bd. 59. S. 52. 
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Art. 22. Aas den Einkünften des Ortsschulfondes sind zunächst 
die Lehrergehalte zu bestreiten. Zu anderen Zwecken können sie 
nur mit Zustimmung des Bezirksschulrathes verwendet werden, wenn 
sich ein Ueberschuss in dem Einkommen ergibt, nicht minder auch 
dann, wenn ein Theil derselben im Grunde des Gesetzes oder ver- 
möge der Bestimmungen der Stiftung für ändere Zwecke bestimmt war. 

Die im Art. 15 sub c) angeführten Einkünfte können jedoch 
über Beschluss des Ortsschulrathes und mit Zustimmung des Bezirks- 
schulrathes auch zur Anschaffung von Kleidungsstücken und noth- 
wendigsten Schulrequisiten für arme Schulkinder verwendet werden. 

Die Art und Weise, so wie das Verhältniss, in welchem diese 
Fonde zu verwenden sein werden, wird in einer besonderen Instruction 
des Landesschulrathes festgestellt werden. 

§. 2. Mit Durchführung dieses Gesetzes betraue Ich Meinen 
[Jnterrichtsminister. 

Budapest, 9. Juni 1892. 

Frana Josef m. p. 

G autsch m. p. 

4. Gesetjs vom 8. Juni 1892, 
betreffend die Bestellung von Beeirksschulinspectoren. 

(Wirksam für das Königreich Galizien und Lodoinerien sammt dem Grossherzog-- 

thame Krakan.) 

(Beichsgesetzblatt fQr die im Beichsrathe vertretenen Königreiche und Länder* 
Nr. 92, Stück XXXIII, ausgegeben und versendet am 28. Juni 1892). 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathes finde Ich 
anzuordnen, wie folgt: 

§. 1. Die Bezirksschulinspectoren sind als Staatsbeamte der 
neunten Bangsclasse zu bestellen; der Unterrichtsminister kann je- 
doch einzelne Bezirksschulinspectoren, deren Zahl den dritten Theil 
sämmtlicher systemisirter Stellen nicht überschreiten darf, in die 
achte Rangsclasse befördern. 

Die aus dem Stande der Lehrer an Mittelschulen und Lehrer- 
bildungsanstalten entnommenen Bezirksschulinspectoren können hin- 
sichtlich des Ausmasses ihres Gehaltes und der Quinquennalzulagen 
nach den für die Mittelschul lehrer jeweilig geltenden Bestimmungen 
behandelt werden. Hierüber hat der Unterrichtsminister bei der Er- 
nennung zu entscheiden. 

§. 2. Dem ünterrichtsminister steht das Recht zu, die defini- 
tive Ernennung zum Bezirksschulinspector von einer längstens drei- 
jährigen provisorischen Verwendung abhängig zu machen. 
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§. 3. Hinsichtlich der aus dem Stande der Volksschallehrer 
entnommenen Bezirksschulinspectoren wird die an den öffentlichen 
Volksschulen zugebrachte und nach Massgabe der bestehenden ge- 
setzlichen Vorschriften bei der Versetzung in den Buhestand an- 
rechenbare Dienstzeit als im Staatsdienste zugebracht angesehen. 

§. 4. Die bei Beginn der Wirksamkeit dieses Gesetzes in Ver- 
wendung stehenden Bezirksschulinspectoren können noch während 
eines Zeitraumes von drei Jahren in ihrer bisherigen Eigenschaft 
belassen werden. 

§. 5. Die Bestellung von Bezirksschulinspectoren auf Grund 
dieses Gesetzes (§§. 1 und 2) kann nur nach verfassungsmässiger 
Bewilligung der alljährlich im Staatsvoranschlage anzusprechenden 
Mittel erfolgen. 

§. 6. Die das Ausmass der Diäten und Reisekosten-Pauschal- 
beträge der Bezirksschulinspectoren betreffenden Bestimmungen wer- 
den durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§. 7. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1893 in Wirk- 
samkeit. 

§. 8. Mit der Durchführung dieses Gesetzes wird Mein Mini- 
ster für Cultus und Unterricht beauftragt. 

Budapest, am 8. Juni 1892. 

Franjg Josef m. p. 
Taaffe ra. p. Qautsch m. p. 
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XLV. 

Instruction betreffend die subsidiarisclie Miiitär-Seelsorge 

in Oesterreicli. 

Bei der gegenwärtig za Recht bestehenden Organisation der 
Milit&r-Seelsorge nnd der dadurch bedingten geringen Anzahl der 
Militär-Qeistlichen sind letztere thatsächlich nicht im Stande, allen 
religiösen Bedürfnissen der oft in vielen kleinen Garnisonen yer- 
theilten Tmppen Rechnung zu tragen, weshalb die gütige Aushilfe 
des hoch würdigen Civil- Klerus vielfach in Anspruch genommen wer- 
den muss. 

Es ist dies sicherlich keine geringe Mühewaltung, die dadurch 
dem hochwürdigen Civil- Klerus erwächst, allein mit besonderem 
Danke muss ich constatiren, dass die hochwürdige Ortsgeistlichkeit 
nahezu überall, wo es nothwendig ist, die oft ziemlich umfangreiche 
subsidiarische Militär-Seelsorge mit dem freundlichsten Eni^gen- 
kommen zu verwalten nicht ermangelt 

Was die damit verbundenen Opfer leichter ertragen lässt, das 
sind folgende Erwägungen : 

1. In der Erfüllung der allgemeinen Wehrpflicht sind die Can- 
didaten des geistlichen Standes derart begünstigt, dass dieselben zum 
Behnfe der Fortsetzung ihrer theologischen Studien im Frieden und 
im Kriege von jedem Präsenzdienste enthoben bleiben, während unsere 
Mitbürger sich selbst in Fi^iedenszeiten im besten Falle wenigstens 
durch ein Jahr dem anstrengenden Präsenzdienste unterziehen müssen. 
Für diese grosse Begünstigung erweisen wir uns gegen unseren aller- 
höchsten Kriegsherrn, unser Vaterland und unsere Mitbürger dank- 
bar, indem wir für die religiösen Bedürfnisse der Soldaten mit liebe- 
vollem Eifer Sorge tragen. 

2. Eine starke, wohldisciplinirte Armee ist die sicherste Bürg- 
schaft der Segnungen des Friedens. Nun ist es aber gerade die Re- 
ligion , welche — tief eingesenkt in die Seele des Menschen — die 
beste Bürgschaft der Treue, des Gehorsams der Tapferkeit und aller 
militärischen Tugenden bildet. Es ist also ein eminent patriotischer 
Dienst, den wir leisten, indem wir uns der Pflege des religiös-sitt- 
lichen Lebens der Soldaten widmen. 

S. Die im Präsenzdienste stehenden Militärangehörigen, welche 
die Blüthe der männlichen Jugend bilden, kehren nach kurzer Zeit 
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in ihre Heimathsgegenden zurück, um da ihren eigenen Hans- and 
Familienstand zu begründen. Wer sieht nun nicht auf den ersten 
Blick, von welcher Wichtigkeit es ist, dass der junge Soldat während 
seiner Dienstzeit den Glauben bewahre und als wohlgesitteter Mann 
in seine Heimath zurückkehre. Welch unermesslichen Schaden kann 
ein einziger glaubens- und sittenloser Mann in einer Gemeinde an- 
richten! Es liegt demnach im eigenen Interesse der hochwürdigen 
Ortsgeistlichkeit, sich die Militär-Seelsorge dort, wo es notl) wendig 
erscheint, mit besonderem Eifer angelegen sein zu lassen. 

Dm die Ausübung des subsidiarischen Militär-Seelsorgedienstes 
zu erleichtern, füge ich eine kurze Anleitung bezüglich der wichtig- 
sten Punkte bei. 

Hinsichtlich des Gottesdienstes enthält das Dienstreglement für 
das k. und k. Heer, I. Theil, folgende Bestimmungen : 

§. 2, BmU 14. 

»Jedem ist, soweit der Dienst es zulässt, die Verrichtung seiner 
Andacht und seiner religiösen Pflichten zur gehörigen Zeit zu ge- 
statten, c 

§. 58, Punkt 435. 

»Damit die Militärpersonen ihren religiösen Pflichten nachkom- 
men und ihre Andacht, soweit es der Dienst zulässt, zur gehörigen 
Zeit verrichten können, sind die Stunden, zu denen in den Gottes- 
häusern der verschiedenen Confessionen Gottesdienst abgehalten wird, 
durch Vermittlung der Militär-Stationscommandanten rechtzeitig zu 
verlautbaren, und es soll von Seite der Truppen-Commandanten darauf 
gesehen werden, dass den Militärpersonen an den dem Gottesdienste 
vornehmlich geweihten Tagen die Theilnahme an den Andachts- 
übungen ihrer Religionsgenossenschafk ermöglicht werde.« 

»An den bezeichneten Tagen, mindestens monatlich einmal, 
sind, wo es angeht, die Truppen, nach ihren Beligionsgenossenschaften 
gesondert und in taktische Abtheilungen geordnet, zum Kircben- 
besuche zu fähren.« 

Aus dem Wortlaute dieser Bestimmungen des Dienstreglements 
ist zu ersehen, dass die Mannschaft einer jeden Garnison monatlich 
mindestens einmal zum Gottesdienste zu führen und derselben auch 
an allen übrigen Sonn- und Feiertagen die Möglichkeit zu bieten 
ist» ihren religiösen Pflichten nachkommen zu können. 

Nur der »Dienst« bildet eine Ausnahme von dieser allge- 
meinen Regel. 

Zur Orientirung diene, dass der §. 8. desselben Dienstreglements 
folgenderweise lautet: 
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»ÜDter der Bezeichnung »Allerhöchster Dienste oder »Dienst« 
werden alle Verrichtungen verstanden, welche durch die Standes- 
obliegenheiten geboten sind.c 

Von Seite des Militär-Stationscommandos ist mit dem Orts- 
seelsorger das Einvernehmen zu pflegen, an welchem Tage und zu 
welcher Stunde die Mannschaft zum Gottesdienste geführt werden 
soll. Der die Truppe führende Offizier hat die Mannschaft während 
des Gottesdienstes zu überwachen und auf ein würdevolles Benehmen 
in der Kirche sein Augenmerk zu richten. Etwaige diesbezügliche 
Beschwerden wären vom Ortseelsorger dem Militär- Stationscommando 
vorzutragen; wenn aber eine vollberechtigte Beschwerde unberück- 
sichtigt bleiben würde, dann wäre die Angelegenheit an den zustän- 
digen Militärpfarrer zu leiten , welcher auch in allen sonstigen 
zweifelhaften Fällen die nöthigen Aufklärungen bereitwilligst er- 
th eilen wird. 

Ich füge hier noch die innige Bitte bei, für das Militär, wenn 
die Möglichkeit vorhanden ist, einen besonderen Gottesdienst, d. i. 
eine heilige Messe mit Predigt, wenigstens allmonatlich einmal ab- 
zuhalten und in dieser Predigt auch auf die besonderen Pflichten 
des Militärstandes Rücksicht zu nehmen und zugleich die Mannschaft 
zum treuen Festhalten und Bekennen ihres Glaubens und zur fleissigen 
Theilnahrae am Gottesdienste, wenn sie dienstfrei ist, anzueifern. 

Nach den dermaligen Normen ist zur Osterbelcht nur die frei- 
willig hiezu sich meldende Mannschaft in die Kirche zu führen. Von 
Seite des Militär-Stationscommandos ist die Anzahl derjenigen Soldaten, 
welche sich zur Osterbeicht gemeldet haben, dem Ortsseelsorger be- 
kanntzugeben und im Einvernehmen mit letzterem Tag und Stunde 
der Beichtablegung zu bestimmen. 

Wie segensreich gestaltet sich aber die Osterandacht , wenn 
dem Empfange der heiligen Sacraraente der Busse und des Altars 
eine diesbezügliche religiöse Belehrung vorausgeht, eventuell wenn 
während der Fastenzeit religiöse Vorträge für die Mannschaft ge- 
halten werden, oder wenn dieselbe den allgemeinen Fastenpredigten 
beiwohnt ! 

Um allen Schwierigkeiten in Bezug auf die Entgegennahme der 
heiligen Beicht von den meiner geistlichen Jurisdiction unterstehen- 
den Militärpersonen, ihren Gattinnen und minderjährigen Kindern zu 
begegnen, ertheile ich hiemit allen mit der subsidiarischen Militär- 
Seelsorge betrauten Geistlichen, sowie allen von ihrem eigenen Or- 
dinarius zum Beichthören approbirten Priestern, welche zur Aushilfe 
beim Beichthören der Militärangehörigen beigezogen werden, die 
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hiezu erforderliche Jarisdiction und die »Facultas absolvendi per- 
sonas castra sequentes in foro conscientiae a quibusvis excessibus et 
delictis quantumcnnque gravibus et enormibus etiam in casibus summo 
Pontifici et Sedi Äpostolicae specialiter reservatis.c 

Nebenbei sei bemerkt, dass die Angehörigen der Landwehr, so- 
wie die Militärpersonen des Ruhestandes, der Reserve und »ausser 
Dienste nicht zu meiner Jurisdiction zählen, sondern der Civil- Seel- 
sorge angehören. 

Sollten sich in einer Station Soldaten des griechisch-katholischen 
Ritus oder Militärpersonen eines dem Ortsseelsorger nicht geläufigen 
Idioms befinden, so genügt eine Anzeige an das zustäudige Militär- 
Pfarramt, damit ein geeigneter Militär-Geistlicher zur Abhaltung 
der Osterandacht mit denselben dahin entsendet werde. 

Die kritischeste Periode, die der Soldat während seiner Dienst- 
zeit durchzumachen hat, sind die ersten Monate, wenn er als Rekrut 
zu seinem Truppenkörper einrückt. Trennung von seinen Angehöri- 
gen, neue und ungewohnte Lebensverhältnisse, Strenge der Disciplin 
und sonstige umstände wirken oft sehr deprimirend auf den jungen 
Soldaten und führen ihn zuweilen bis zur Verzweiflung und zum 
Selbstmorde. 

Es braucht keiner weiteren Nach Weisung, wie sehr die eifrige 
Pflege der Religion Herz und Gemüth zu erquicken und zu stärken, 
Gehorsam und treue Pflichterfüllung zu fördern und die Ertragung 
der Mühen und Arbeiten zu erleichtern vermag. Aus diesem Grunde 
habe ich im verflossenen Jahre die Militär-Geistlichkeit beauftragt, 
den Rekruten eine besondere geistliche Sorgfalt angedeihen zu lassen 
und dieselben öfters an bestimmten, mit dem betreffenden Commando 
zu vereinbarenden Tagen in einem hiezu geeigneten Locale über ihre 
neuen Standespflichten auf Grund der übernatürlichen Motive zu 
belehren und mit trostreichen Worten ihren Muth zu beleben, und 
das k. und k. Reichs- Kriegsministeriura hat in voller Würdigung 
der Motive dieser meiner Weisung mit dem Erlasse, Abtheilung 5, 
Nr. 3344, vom 4. November 1891, die Militär- Territorial-Commanden 
aufgefordert, diese Bestrebungen im Einklänge mit den bestehenden 
Dienstvorschriften zu fördern. 

Ich hege die sichere und freudige üeberzeugung, dass auch die 
hoch würdigen Herren subsidiarischen Militär- Seelsorger den seinerzeit 
einrückenden Rekraten dieselbe geistliche Sorgfalt zuwenden und zu 
diesem Behufe mit den Militär-Stationscommanden das Geeignetste 
vereinbaren werden. 

Von überaus segensreichen Früchten begleitet ist der häufige 
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Besnch des Militärspitales oder Marodefaaoses durch den Seelsorger. 
Wie dankbar und empfänglich der Soldat für jedes gute Wort 
ist, das ihm am Krankenbette vom Priester gesagt wird, veiss 
jeder Seelsorger, der in dieser Beziehung seine Wirksamkeit be- 
thätigt hat. 

Es sind hie und da Klagen laut geworden wegen der Abhaltung 
von Bällen und Tanzunterhaltungen seitens des Militärs während der 
geheiligten Zeit. 

In dieser Hinsicht hat das k. und k. Reichs- Kriegsministeriam 
mittelst Erlasses vom 25. Januar 1892, Präs.-Nr. 367, aufmerk- 
sam gemacht, dass die Abhaltung von öffentlichen Bällen (Tanz- 
kränzchen) während der Advent- und Fastenzeit in jenen Gegen- 
den, wo das religiöse Gefühl der Bevölkerung besonders hervortritt, 
leicht Aergerniss erregen kann, weshalb von Seite des Milit&rs 
diesen herrschenden religiösen Anschauungen Rechnung getragen 
werden soll. 

Im allgemeinen werden die diesf&Uigen oder sonst etwa auf- 
tauchenden Schwierigkeiten eine um so befriedigendere Lösung finden, 
je freundlicher das Einvernehmen der Ortsgeistlichkeit mit dem Of- 
iizierscorps und namentlich mit dem Militär- Stationscommandanten 
sich gestaltet. 

Nach Massgabe der zur Verfügung stehenden geringen Dotation 
können wohl nur die Gesuche um Remunerationen für ausserordeni' 
liehe subsidiarische Militär-Seelsorgedienste, welche sonst in keiner 
Weise honorirt werden, eine entsprechende Berücksichtigung finden. 
Den eigentlichen Lohn wird Gott selbst ertheilen. 

Das Gesuch um eine Remuneration soll beim Militär-Stations- 
commando eingereicht werden und mit einem Aasweise über die im 
letztverflossenen Jahre für die Angehörigen des k. und k. Heeres 
verrichteten seelsorglichen Functionen versehen sein. Gesuche um 
eine Remuneration für Seelsorgedienste, welche vor dem letztverflos- 
senen Jahre geleistet wurden, können bei dem Umstände, als die 
bezügliche Dotationsquote bereits ausgegeben ist, keine Berfick- 
sichtigung mehr finden. 

Nach den bestehenden Vorschriften senden die Militär-Pfarrer 
am Schlüsse eines jeden Quartales einen Bericht über den von jedem 
Militär- Geistlichen und von den mit der subsidiarischen Militär- 
Seelsorge betrauten Civil-Geistlichen abgehaltenen Militär-Gottes- 
dienst und nach beendigter Osterandacht einen Bericht über die Ab- 
haltung der Osterbeicht und die Zahl der Pönitenten dem apostoli- 
schen Feldvicariate ein. 
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Diese Berichte dienen dem apostolischen Feldyicar zur Richt- 
schnar, welchem Theile seines ränmlich so ausgedehnten Wirkungs- 
kreises derselbe seine besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden habe, 
und sie bilden auch die einzig mögliche Controle, ob und inwieweit 
die auf die Pflege des religiös-sittlichen Lebens im Heere bezug- 
habenden militärischen Vorschriften beobachtet werden. 

Es wolle daher auch den hochwürdigen Herren subsidiarischen 
Militär- Seelsorgern nicht schwer fallen, derartige Amtsberichte wenig- 
stens halbjährig an das zuständige Militär- Pfarramt zu leiten und in 
denselben zugleich auch die etwaigen Wunsche zum Ausdrucke zu 
bringen. 

Wien, im August 1892. 

Dr. Coloman Bdopotocsky, 
Bischof, apostolischer Feldvicar. 
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XLVi. 

Bemessung des Religionsfondsbeitrages fOr das Decennium 

1891—1900, 

betr. die kirchlichen CorporcUtonen, Communüäten und wdigeistlichen 
Pfründenbesiteer in den neunzehn Bezirken Wiens, 

(Wiener Diöc-Bl. 1892 Nr. 16). 

Die k. k. n. 0. Statthalterei hat mit Zaschrift vom 8. August 
1892, Z. 46798, Nachstehendes anher eröffnet : 

»Mit dem hohen Erlasse vom 21. Jani 1. J., Z. 11244, hat 
der Herr Minister für Caltus und Unterricht die im Einvernehaien 
mit dem Herrn Finanzminister erlassene, gleichzeitig im Reichsge- 
setzblatte und im Verordnungsblatte des Ministeriums für Cultus 
und Unterricht verlautbarte Verordnung vom 21. Juni 1892 zar 
Durchführung des Gesetzes vom 7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 51, 
über die Religionsfondsbeiträge für das Decennium 1891 — 1900 an- 
her bekannt gegeben, nach welcher die Neubemessung der Religions- 
fondsbeiträge für den obenerwähnten Zeitabschnitt bis auf Weiteres 
unter sinngemässer Anwendung der Bestimmungen der Ministerial- 
Verordnung vom 21. August 1881, R..Q.-BI. Nr. 112, (Archiv XLVI. 
S. 449 ff.), mit der Massgabe zu erfolgen hat, dass an Stelle des 
im §. 2. al. 2 bezogenen Finanzministerial-Erlasses vom 26. Juli 
1880, R.-G.-BI. Nr. 102, der Finanzministerial-Erlass vom 28. Mai 
1890, B.-G.-Bl. Nr. 101, betr. die Einbekennung des dem Gebühren- 
äquivalente unterliegenden Vermögens für das V. Decennium (1891 
— 1900) zu treten hat und dass das aus Grund und Boden oder aus 
Naturalfrüchten fliessende Einkommen sofort nach den für die Grund- 
steuer ermittelten Catastraldaten anzusetzen ist. 

Nach §. 2. der bezogenen Verordnung erscheint zunächst die 
Beschaffung eigener Einbekenntnisse über jenes Vermögen erforder- 
lich, von welchem wegen der noch nicht vollendeten 10jährigen Be- 
sitzdauer das Gebührenäquivalent noch nicht zu entrichten ist. 

Die in den Bezirken der Reichshaupt- und Residenzstadt Wien 
zur Fassionslegung Verpflichteten werden zur schleunigsten Verfas- 
sung und Einsendung der erwähnten Einbekenntnisse über den Stand 
des bezeichneten Vermögens mit 1. Jannar 1891 aufgefordert. 

Da diese Fassionen alle jene Daten enthalten müssen , welche 
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behufs Bemessung des Qebührenäquivalentes auszuweisen sind, so 
können bei Verfassung derselben wie bisher die ohnehin im Gebähren- 
gesetze vorgeschriebenen Formularien zur Anwendung gelangen. 

Als weitere Grundlage zur Bemessung des Religionsfondsbei- 
trages dienen nach der mehrerwähnten hohen Verordnung die Ein- 
bekenntnisse über das jährliche Reineinkommen einer kirchlichen 
Pfründe oder Gommunität , sowie die Binbekenntnisse über den der 
Competenz gleichzuhaltenden Aufwand zum Zwecke der Pflege armer 
Kranker, zu kirchlichen und Cultuszwecken und zu Zwecken des 
öffentlichen Unterrichtes. 

Die hierauf bezüglichen Bestimmungen sind in den §§. 4 — 16, 
dann 18—24 der Durchfuhrungs- Verordnung vom 21. August 1881, 
R.-G.-^l. Nr. 112, enthalten. 

In Hinsicht auf die im §. 17. dieser Verordnung erwähnte be- 
sondere Festsetzung des für den standesgemässen Unterhalt der geist- 
lichen Personen erforderlichen Betrages (Competenz) bleiben die Be- 
stimmungen des Gultusministerial-Erlasses vom 4. April 1875, Z. 4975, 
in Betreff der Competenzen der dem Beligionsfondsbeitrage unter- 
liegenden kirchlichen Pfründeu und Gorporationen , und soweit die- 
selben durch nachträgliche Erlässe abgeändert wurden, diese letzteren 
bis auf Weiteres für die Bemessung der Religionsfondsbeiträge im 
Decennium 1891—1900 massgebend. 

In Anwendung dieser gesetzlichen Bestimmungen haben dem- 
nach sämmtliche Inhaber kirchlicher Pfründen, welche nicht einem 
Stifte oder Kloster incorporirt sind, Fassionen über die Einnahmen 
und Ausgaben der betreffenden kirchlichen Pfründe zum Zwecke der 
Bemessung des Religionsfondsbeitrages bis 20, Octöber 1892 zu 
überreichen. 

Diese Fassionen haben den Stand der Einnahmen und Ausgaben 
mit 1. Januar 1891 anzugeben , auf deren Berechnung insbesondere 
die §§. 5 — 14 der Ministerial- Verordnung vom 21. August 1881, 
R.-G.-BI. Nr. 112, mit der Beschränkung Anwendung zu finden 
haben, dass das aus Grund und Boden oder aus Naturalfrüchten 
fliessende Einkommen sofort nach den für die Grundsteuer ermittelten 
Gatastraldaten anzusetzen ist. 

Diese Einbekenntnisse sind in der üblichen Form der Pfründen- 
Ertrags-Fassianen zu verfassen und gehörig zu documentiren. Sie 
haben den früher angedeuteten Zweck der Verfassung in der Ueber- 
schrift, ferner die Rubriken, Post- und Beilagen-Nummer, Gegen- 
stand, Betrag in ö. W. und Anmerkung zu enthalten. 

Nach der Darstellung der Einnahmen und Ausgaben sind die 
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Summen derselben zu vergleichen nnd ist die Ziffer des jährlichen 
Reineinkommens, sodann im Entgegenhalte der gesetzlichen Competenz 
der Ueberschnss oder Abgang anzusetzen. 

ünterlässt ein kirchlicher Pfründner die Vorlage des Einbe- 
kenntnisses aber sein Beineinkommen in der vorgezeichneten Frist, 
so wird angenommen , dass der Beligionsfondsbeitrag die Competenz 
ungeschmälert lässt und findet demnach die Bemessung ohne weitere 
Bucksicht auf den Unterhalt statt. 

unter denselben Voraussetzungen bleibt es den kirchlichen 
Corporationen und regulären Communitäten freigestellt, von der Vor- 
lage von Einkommensbekenntnissen Umgang zu nehmen. 

Wenn jedoch eine kirchliche Corporation oder Communitöt er- 
achtet, dass der Beligionsfondsbeitrag in ihre Competenz eingreift, 
so hat dieselbe das Ansuchen um Berechnung des Beineinkommens 
unter Anscbluss der vorschriftsmässig verfassten Einkommensbekennt- 
nisse, dann des Einbekenntnisses über den der Competenz gleichzu- 
haltenden Aufwand innerhalb der oben vorgezeichneten Frist zu 
überreichen. 

Gleichzeitig ist in Bezug auf die erforderliche, laut §. 23. der 
in Bede stehenden Ministerial- Verordnung dem Herrn Minister far 
Cultus und Unterricht vorbehaltene Erklärung, dass der Zweck des 
öffentlichen Unterrichtes, um den es sich handelt, von der Begierung 
als noth wendig erkannt werde, das vorschriftsmftssige Einschreiten 
beizaschliessen. 

Kirchliche Pfründen oder Communitäten, welche eine Sub- 
vention aus einem öffentlichen Fonde beziehen, haben anstatt der 
Einkommensbekenntnisse eine kurze Anzeige mit Angabe des Titels 
und des Betrages der Subvention , sowie des Fondes , aus welchem 
dieselbe fliesst, zu erstatten. 

Die Fassionsieger haben sich übrigens die gesetzlichen Folgen 
der Verschweigung eines Einkommens, dessen Vorhandensein auf die 
Bemessung des Beligionsfondsbeitrages Einfluss nehmen kann, bei 
Vermeidung der im §. 16 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, B.-G.-BL 
Nr. 51, festgesetzten Strafe gegenwärtig zu halten.c 
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XLVII. 
Entscheidungen Osterr. Gerichte. 

1. Erkenntn, des osterr. Reichsgerichts vom 5. Juli 1892 
betr. die IVage selbstständiger Seelsorger. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 5. Juli 1892 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung, bei welcher gegenwärtig waren 
als Vorsitzender: der Präsident- Stellvertreter des k. k. Reichsge- 
richtes Dr. Carl Habietinek ; als Stimmfnhrer : Dr. Stanislaus Oraf 
Badeni, Dr. Vincenz Ritter von Haslmayr zu Grassegg, Dr. Anton 
Freiherr von Hye-Glunelt, ApoUinar Ritter von Jaworski, Dr. Friedr. 
Maassen, Dr. Anton Randa, Dr. Anton Rintelen, Dr. Franz Pott 
V. Scom, Dr. Josef Stoeger, Dr. Josef Suppan, Dr. Alfred Fürst zu 
Windisch-Qrätz , Heinrich Woegerer; als Schriftführer Dr. Karl 
Hngelraann — über die Klage vom 3. März 1892, Z. 47, des Thad- 
däus von Elzenbaum, Curat in Leifers, durch Dr. Viktor von Fuchs, 
Hof- und Gericht sadvocat in Wien, wider das k. k. Ministerium für 
Cultus und Unterricht punkto Congrua-Ergänzung , nach Anhörung 
des Herrn Dr. Viktor von Fuchs, Hof- und Gerichtsadvocaten in 
Wien, als Vertreter des Klägers, und des Herrn Dr. Johann Ritter 
von Spaun, k. k. Ministerialrath, als Vertreter des k. k. Ministeriums 
für Cultus und Unterricht, zu Recht erkannt: 

Das k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht ist schuldig, 
dem Kläger Thaddäus von Elzenbaum als Seelsorger von Leifers für 
die Jahre 1887 bis zum 1. März 1892 die rückständige Congrua- 
Ergänzung im Gesammtbetrage von 738 fl. 25 kr. 0. W. sammt 
57o Zinsen vom Klagszustellungstage an binnen 14 Tagen bei son- 
stiger Execution zu bezahlen, ferner ihm vom 1. März 1892 an die 
Congrua-Ergänzung jährlicher 158 fl. 49 kr. zahlbar anzuweisen. 
Die Gerichtskosten werden gegenseitig aufgehoben. 

Gründe. Ueber die vom Kläger zum Zwecke der Dotations- 
aufbesserung im Sinne des Gesetzes vom 19. April 1885, R.-G.-Bl. 
Nr. 47, eingebrachte Fassion wurde mit dem Rieh tigstellungs- Er- 
kenntnisse der k. k. Statthalterei in Innsbruck vom 29. Januar 1887, 
Z. 19.589 ex 1886, das Reineinkommen der Curatie- Pfründe in 
Leifers mit 441 fl. 51 kr. festgestellt, und zugleich ausgesprochen, 
dass hienach im Entgegenhalte der competenten Congrua für die ge- 

Arohiv fitr Kircheoreeht. LXVUI. 28 
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nannte Pfründe per 300 fl. in Oemässheit des Art. II. §. 9 des 
citirten Uesetzea keine Dotationsergänzung entfalle. Dem gegen 
dieses Erkenntniss ergriffenen Recurse des Klägers, welcher die 
Congrua des selbstständigen Seelsorgers beanspruchte, hat das k. k. Mi- 
nisterium für Gultus und Unterricht mit dem Erlasse vom 6. No- 
vember 1887, Z. 17.909, keine Folge gegeben, nachdem aus der 
Erections- Urkunde vom Jahre 1710 erhellte, dass die Curatie Leiters 
als Hilfspriesterposten der Stadtpfarre zu Bozen errichtet wurde und 
die staatliche Genehmigung zur Erhebung dieser Curatie zu einer 
selbstständigen Seelsorgestation nicht nachgewiesen erscheint, übri- 
gens aus dem geistlichen Anstellungsdecrete des Klägers ddo. 21. Sep- 
tember 1877 dessen Abhängigkeit von dem Stadtpfarrer in Bozen 
hervorgeht. 

Der Kläger behauptet nun, dass er nach Inhalt seines oben 
citirten Anstellungsdecretes als selbstständiger Seelsorger jurisdictionirt 
wurde. In dem in der Gegenschrift des k. k. Ministeriums für Gultus 
und Unterricht in Abschrift beigebrachten Ernennungsdecrete des 
Klägers heisst es: 

Te ecclesiae curatiali in Leifers, subparochia Bulsanensi, aacto- 
ritate nostra ordinaria absque tamen canonica investitura praeficimus 
et deputamus. Itaque in praedicta curatia sacramentales utriusque 
sexns Christifidelium confessiones audiendi et peccata etiam nobis 
reservata remittendi, ecclesiae sacramenta administrandi et curam 
animamm ibidem exercendi harum litterarum significatione Tibi ju- 
risdictionis potestatem delegamus et impertimur, illud pro nostro 
jure, et obedientia tua virtute, Tibi plane mandantes, ut B. D. De- 
canum Bulsanensem (N. N.) sen Parochum debita reverentia et 
obedientia prosequaris, atque imprimis jura sua dictae Parochiae ne 
minimum unquam laedere aut perturbare audeas, quin immo vigen- 

tem erga illam parochiam subjectionem et illaesam ser- 

vare studeas. — In dem in der Klage beigebrachten Certificate des 
f. b. Ordinariates Trient vom 22. Februar 1892 wird weiter bestätigt, 
dass der jeweilige Curat von Leifers (gegenwärtig hoohw. Herr Thad- 
däus von Elzenbaum) zur selbstständigen Ausübung der Seelsorge in 
der Kirchen gemeinde Leifers berechtigt ist und dieselbe factisch 
ausübt, Trauungen gleich einem eigentlichen Seelsorger ohne Dele- 
gation des Pfarrers von Bozen vollzieht, unter seiner eigenen Ver- 
antwortung die Taut-, Trauungs- und Sterberegister führt und alle 
Ausfertigungen aus denselben vollzieht, persönlich und ohne Ab- 
hängigkeit von dem Pfarrer in Bozen die unmittelbare Correspondeaz 
mit allen staatlichen und kirchlichen Behörden führt, sowie, dass er 
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überhaupt alle pfarrlichen Rechte auszuüben kirchlicherseits berech- 
tigt ist UDd dass endlich der Zasatz in jenem Decrete, er sei dem 
Pfarrer die schuldige Ehrfurcht und Gehorsam zu erweisen ver- 
pflichtet, seine Stellung als selbstständiger Seelsorger in Leifers nicht 
beeinträchtige, sondern nur ausgesprochen werde, dass er in hier- 
archischer Beziehung dem Pfarrer in Bozen untergeordnet sei. — 
Die Wahrheit der in diesem Certificate gemachten Angaben wurde 
auf demselben von dem Propste und Pfarramte Bozen selbst an- 
erkannt. 

Aus dem Anstellungsdecrete des Klägers im Zusammenhalte 
mit dem f. b. Certificate ergibt sich, dass der Kläger, wenn auch 
ohne canonische Investitur, durch seinen Diöcesanbischof zur selbst- 
ständigen Ausübung der Seelsorge in der Curatiepfründe Leifers be- 
rechtigt war und dass er dieselbe auch factisch ausübt. Demzufolge 
ist er im Sinne des §. 1. Abs. 2 des Gesetzes vom 19. April 1885, 
R.-G-B1. Nr. 47 als selbstständiger Seelsorger anzusehen, und es 
gebührt ihm daher nach Art. Tl. §. 9. und Schema I die Gongrua 
jährlicher 600 fl. und zwar vom 1. Januar 1887 an mit der Hälfte 
und vom 1. Januar 1888 an in ihrer Gänze. 

Da laut des Eingangs erwähnten Richtigstellungserkenntnisses 
das Reineinkommen der Curaturpfründe Leifers 441 fl. 51 kr. be- 
trägt, 80 gebührt dem Kläger eine Congruaergänzung ^n 158 fl. 
49 kr. jährlich, bezw. für das Jahr 1887 von 79 fl. 24 kr., mithin 
für die Zeit vom L Januar 1887 bis 1. März 1892 der Gesammt- 
betrag von 738 fl. 25 kr. Es musste daher dem Klagebegehren 
entsprechend dieser Betrag dem Kläger sofort zuerkannt und ferner 
ausgesprochen werden, dass ihm vom 1. März 1892 an die Congrua- 
ergänzung jährlicher 158 fl. 49 kr. zahlbar anzuweisen sei. Die 
57o Zinsen vom Betrage von 788 fl. 25 kr. konnten dem Kläger 
erst vom Klagszustellungstage an zugesprochen werden, da für einen 
früheren Zuspruch derselben, wie in der Klage verlangt wurde, ein 
gesetzlicher Grund nicht vorliegt. 

Da mithin der Kläger nicht vollständig obsiegte, wurden die 
Gerichtskosten gegenseitig aufgehoben. Wien, am 5. Juli 1892. 
Das k. k. Reichsgericht. Präsidentstellvertreter: Habietinek, 

2. Entscheidung des österr, VerwaltungsgericMshofes v. 5. Juli 1892 
betreff. Nichtheranziehung der Messstipendien zur Einkommensteuer. 

(Salzbarger kath. Eirchenztg. 1892 Nr. 65), 

»Im Namen Sr. Majestät des Kaisers! Der k. k. Verwaltungs- 
gerichtshof hat über die Beschwerde des Herrn Stefan Fuchs, Pfarrer 
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in Lessach, gegen die Entscheidung der k. k. salzburgischen Finanz- 
direction vom 21. October 1891, Z. 7640, betr. die Ausscheidung 
von Manualmessstipendien aus der Binkommensteuerbemessung vom 
Pfründeneinkomraen oach der am 5. Juli 1892 durchgeführten öf- 
fentlichen mündlichen Verhandlung und zwar nach Anhörung des 
Vortrages des Referenten, sowie der Ausführungen des Dr. Viktor 
V. Fuchs y Hof- und Gerichtsadvocaten in Wien, in Vertretung des 
Beschwerdeführers, dann des k. k. Finanz-Concipisten Dr. Reisch, in 
Vertretung der belangten salzburgischen Finanz- Direction, zu Recht 
erkannt : 

Die angefochtene Entscheidung wird nach §. 7 des Gesetzes 
vom 22. October 1875, R.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876 aufgehoben. 

Entscheidungsgründe: Der Beschwerdeführer bestreitet die Ge- 
setzmässigkeit der ihm mit der angefochtenen Entscheidung für das 
Jahr 1891 nach der II. Glasse bemessenen Einkommensteuer per 
1 1 fl. 85 kr. mit der Behauptung, dass das Messstipendium als Ent- 
gelt für die Persolvirung der Messe nicht angesehen werden köon«' 
und verlangt demnach die Ausscheidung der für Manualmessstipen- 
dien ermittelten Einnahme von 69 fl, 96 kr. aus der Besteuerungs- 
grundlage. Der Verwaltnngsgerichtshof hat dieses Verlangen als be- 
rechtigt erkannt 

Der §. 4 des Einkommensteuerpatentes stellt die Classenein- 
theilung hinsichtlich jenes Einkommens auf, welches nach §. 3 1. c. 
der Einkommensteuer unterworfen ist und reiht in die IL Classe 
insbesondere unter lit. a. dasjenige Einkommen, das als Entgelt für 
solche Arbeiten oder Dienstleistungen , die der Erwerbsteuer nicht 
unterliegen, unmittelbar von dem Arbeitenden oder Dienstleistenden 
während der Dauer oder nach dem Aufhören der Dienstleistung oder 
Beschäftigung, oder von den Angehörigen derselben bezogen wird. 
Object der Besteuerung kann nach dieser Bestimmung dieses Ge- 
setzes nur ein solches Einkommen sein, welches ausschliesslich ans 
einem Lohn- oder Dienstleistungsverhältnisse entspringt und bei wel- 
chem Leistung und Gegenleistung sich derart gegenüberstehen, dass 
auf der einen Seite Arbeiten oder Dienste vollführt, auf der anderen 
für dieselben ein Preis (das Entgelt) gezahlt wird und es kann sich 
daher hier stets nur um ein Einkommen handeln, welches zu leistende 
oder bereits geleistete Arbeiten oder Dienste zur nothwendigen Vor- 
aussetzung hat. Gegebenen Falles bildet den Gegenstand des Streites 
die Besteuerung der sogenannten Messstipendien, also der Beträge, 
welche dem Beschwerdeführer behufs Persolvirung von Messen zu- 
ommen. Dass diese aus Messstipendien fliessenden Bezüge ein Ein- 
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kommen des PMndners bilden, unterliegt keinem Zweifel and kann 
darum auch nicht beatritten werden, dass diese Pfründeneinkommen 
steuerpflichtig wären, wenn die geltenden Einkommensteuervorschriften 
jede Art des Einkoromens als steuerpflichtig erklären wurden. Allein 
in dieser allgemeinen Ausdehnung besteht die Einkommensteuerpflicht 
gesetzlich nicht und speciell im vorliegenden Falle kann es sich nur 
darum handeln, ob die Voraussetzungen des obcitirten §. 4, Tl. a. des 
Einkommensteuer- Patentes , auf welche Bestimmung die Finanzver- 
waltung die streitige Besteuerung gestützt hat, hier zutreffen, wozu 
nach dem Gesagten vor Allem gehören würde, dass dem gedachten 
Einkommen der Charakter eines Entgeldes für Dienstleistungen zu- 
komme. Für die Entscheidung dieser Frage, ob nämlich den Mess- 
stipendien der Charakter eines Entgeltes für Dienstleistungen beige- 
legt werden kann , hat aber der Gerichtshof die Bestimmungen des 
katholischen Eirchenrechtes für massgebend gehalten, dessen Vor- 
schriften hier allerdings nicht als ein allgemein verbindliches 
formelles Gesetz» wohl aber als die Norm in Anwendung kommen 
müssen, nach welcher sich die rechtliche Natur und der Inhalt des 
den hier in Frage kommenden Bezug begründenden Verhältnisses 
bestimmt. 

Nach diesen kirchenrechtlichen Bestimmungen gilt nun bekannt- 
lich die ausnahmslose Regel, dass Geistliches mit Weltlichem nicht 
vergolten werden kann und darf^ widrigenfalls die strafbare Hand- 
lung der Simonie begangen würde. 

Nach der Auffassung des canonischen Rechtes erscheinen also die 
einem kirchlichen Pfründner in der Form der Messstipendien zu- 
fliessenden Einkünfte nicht als ein Entgelt für die Vornahme des 
spirituellen Aktes der Messpersolvirung, sondern als eine Liebesgabe 
und können dieselben eben darum nicht in der IIL Einkommen- 
Steuerklasse steuerpflichtig erscheinen. 

Wenn der Regierungsvertreter an der mündlichen Verhandlung 
dieser Auffassung gegenüber sich darauf berief, dass nach der Ab- 
sicht des Gesetzes in der II. Classe das Einkommen aus der Arbeit 
überhaupt besteuert werden sollte, so konnte der Verwaltungsgerichts- 
hof dieser Ausführung darum kein Gewicht beilegen, weil die Steuer- 
pflicht in der II. Classe begründenden Thätigkeiten im Gesetze genau 
specialisirt und nicht lediglich durch einen allgemeinen Ausdruck 
bezeichnet werden. Ebenso musste der Verwaltungsgerichtshof 
die Berufung des Regierungsvertreters auf die Bestimmung des 
Punktes 3 des §. 4, IL Eink.-Steuer-Stat., der ausdrücklich auch den 
Pfründnern zugewiesenen Beiträgen handelt, in der Erwägung über- 
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gehen, dass die specieUe gesetzliche Bestimmung, welche — ob sie 
nun mit dem allgemeinen Ornndsatze des §. 4, II a) vereinigt wer- 
den kann oder nicht — jedenfalls positiv galt, nicht verallgemeinert 
and aaf ein Einkommen , welches in dieser Gesetzesstelle nicht an- 
gefahrt erscheint, nicht angewendet werden kann. 

Da sonach das Einkommen aas Manaalmessstipendien nar unter 
der bei denselben nicht zatreffenden Voraussetzung eines Lohn- oder 
Dienstverhältnisses einkommensteuerpfiichtig erscheinen würde , so 
musste die Beschwerde, welche die Ausscheidung eines solchen Ein- 
kommens aus der Besteuerungsgrundlage verlangt, als begründet er- 
kannt und die angefochtene Entscheidung nach §. 7 des Gesetzes 
vom 22. October 1875, R.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876, aufgehoben werden. 

3. Enisch. des osterr. V.-O.-K vom 23. Dec. 1891 Z. 4065. 

(BudtoimkVa Samml. XV. Nr. 6331). 

Für die Schulconcurrenzpflicht ist massgebend die Zugehörigkeit 
zur Schulgemeinde zur Zeit der Liquidining und Repartition des Auf- 
wandes, nicht aber jener zur Zeit des Beginnes des Baues. 

4. Enisch. des österr. V.-Q.-H. vom 30. Dec. 1891 Z. 4200. 

{Budwinaki XV. Nr. 6337). 

Bei Dismembration .einer Pfarrgemeinde bleiben die Filial- 
kirchengemeinden für die nöthigen Bauherstellungen an der Mutter- 
kirche concurrenzpfiichtig. Eine vertragsmässige Aufhebung dieser 
Goncurrenzpfiicht kann bei der Abtrennung unter den bisher zu Einer 
vereinten Gemeinde stattfinden, muss aber ausdrücklich ausbedangen 
werden und wäre dazu auch die Genehmigung der staatlichen Gultus- 
verwaltung nothwendig. 

5. Entsch. des österr. V.-G.-H. vom 14. Januar 1892 Z. 154. 

{Budwinaki XVI. Nr. 6366). 

Die Verbindlichkeit zur Beitragsleistung für Pfarrbaulichkeiten 
lastet auf den Eingepfarrten, so lange sie nicht ausgepfarrt sind. 
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XLVIII. 

Erkenntnisse des k. k. Osterr. Reichsgerichtes in Congrua- 

Angeiegenheiten. 

1) Die yen&amang der zur Einbringung der Congmafassion in der Verordnung 

Yom 24. Januar 1890, B.-G.-61. Nr. 7, §. 2, vorgeschriebenen Frist hat nur den 

Verlust des Anspruchs auf Congraaergänzung bis zur üeberreichung der Fassion, 

nicht aber des Rechtes zur üeberreichung der Fassion zur Folge. 

(Erkenntniss des k. k. Reichsgerichtes yom 2. Mai 1892, Z. 106.) 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 2. Mai 1892 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die von dem Herrn Anton 
Beriet^ Pfarrvicar, durch den Advocaten Herrn Dr. Joseph Poraer 
sub praes. 9. Februar 1892, Z. 37, bei dem Reichsgerichte einge- 
brachte Klage auf Zahlung von Congruaergänzungen und über das 
darin gestellte Begehren um ein Erkenntniss des Reichsgerichtes: 
das k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht sei schuldig, dem 
Kläger binnen 14 Tagen bei Vermeidung der Execution für die Zeit 
vom 20. Mai 1891 bis 20. Januar 1892 an Congruaergänzungen 
einen Betrag von 133 fl. 33i/i kr. mit 5<^/o Zinsen vom Klagtage 
und den Gerichtskosten zu bezahlen, ferner ihm vom 20. Januar 
1892 ab seine Gongrua mit 600 fl. jährlich zu bemessen, und über 
die bis zur ürtheilsfällung nur mit 400 fl. jährlich geleistete Gon- 
grua die der jährlichen Mehrzahlung entsprechenden Raten sammt 
5 o/o Zinsen vom Tage der Zustellung der Klage zahlbar anzuweisen, 
zu Recht erkannt: »Das k. k. Ministerium für Cultus und Unter- 
richt ist schuldig, dem Kläger binnen 14 Tagen bei Vermeidung 
der Execution vom 24. August 1891 ab die Congruaergänzung nach 
dem Ausmasse jährlicher 600 fl. zahlbar anzuweisen, und über 4ic 
seit diesem Tage an ihn jährlich nur in geringeren Beträgen ge- 
leistete Congrua die der Mehrzahlung von 600 fl. entsprechenden 
Raten sammt 5 % Verzugszinsen vom Tage der Zustellung der Klage 
zu. ersetzen. Die Processkosten werden gegenseitig aufgehoben. c 

Grründe: In thatsächlicher Beziehung ist durch die Beilagen 
der Klage und das Zugeständniss beider Streittheile constatirt, dass 
der Kläger mit Decret des Fürsterzbischofs von Qörz ddto. 9. April 
1891, Z. 1064, zum Pfarrvicar in Srednje ernannt und dass ihm 
über amtliches Ersuchen des genannten Ordinariates von der Statt- 
halterei in Triest mit Eriass vom 29. Juli 1891, Z. 8577, wie das 
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Ministeriam in der Gegenschrift bemerkt, einstweilen vom 20. Mai 
1891 ab die von seinem Vorgänger genossene ÜongraaergänzuDg 
eines Hilfspriesters per 400 fl. jährlich flüssig gemacht worden ist. 

Die von dem Kläger dagegen im Wege seines Ordinariates an 
die Statthalterei von Triest nnter Beischlnss einer jetzt von ihm 
selbst snb dato 20. August 1891 verfassten Einkommensfassion fiber- 
reichte Eingabe um üeberpräfung seiner Fassion und um Anerken- 
nung seiner 'Eigenschaft als selbstständiger Seelsorger wurde von der 
Statthalterei mit Erlass vom 28. August 1891, Z. 14.289, aus dem 
Gründe zurückgewiesen, weil diese Eingabe nicht in Behandlung ge- 
zogen werden könne, so lange die von seinem Amtsvorgänger Simon 
Kos gegen die ministerielle Entscheidung vom 8. März 1890, 
Z. 3881, womit das Richtigstellungserkenntniss der Statthalterei 
vom 25. Juli 1887, Z, 19.424/85, betr. das Vicariat von Srednje, 
bestätigt worden war, bei dem Verwaltungsgerichtshofe eingebrachte 
Beschwerde daselbst noch anhängig ist. 

Nach den vom Reichsgerichte im Amtswege eingeholten Er- 
hebungen ist diese Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshofe sub 
praes. 24. Februar 1892, Z. 685, zurückgezogen worden, ehe vor 
darüber ein Erkenntniss geschöpft worden ist, und wurde seither sab 
praes. 23. März 1892, Z. 85, bei dem Reichsgerichte ^Is Klage auf 
nachträgliche Zahlung der Gongruaergänzung im Betrage von 600 fl. 
jährlich eingebracht. 

Der Kläger erhob nun die vorliegende Klage vor dem Reichs- 
gerichte mit der Bemerkung, dass er nach dem Gesetze nicht ver- 
pflichtet sei, mit derselben inne zu halten, bis über die von einem 
Dritten über denselben Gegenstand erhobene Beschwerde oder Klage 
entschieden sein wird. 

Er erhebt damit den Anspruch, dass er als selbstständiger Seel- 
sorger anerkannt und dass ihm sohin die Gongruaergänzung nach 
dem Ausmasse jährlicher 600 fl. zahlbar angewiesen werde. 

Das k. k. Reichsgericht musste diesen Anspruch als gesetzlich 
begründet erkennen. 

Das Congruagesetz vom 19. April 1885, R.-G.-B1. Nr. 47, hat 
nämlich im zweiten Alinea des §. 1. präcise festgesetzt, dass »unter 
dem Ausdruck »selbstständige Seelsorgerc alle jene Geistlichen zu 
verstehen sind, welche auf Grund canonischer Einsetzung des Diö- 
cesanbischofs in einer bestimmten kirchlichen Gemeinde die Seelaorge 
auszuüben das Recht und die Pflicht haben, oder sonst durch den 
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DiöcesaDbischof zur selbstständigen Ausübung der Seelsorge berech- 
tigt sind, wie die Localcapl&ne, die Pfarrvicare u. s. w.c 

Nach dem Wortlaute dieses Gesetzes kommt es also bei Ent- 
scheidung der Frage, ob ein Seelsorger als selbstständiger Seelsorger 
anzusehen sei und hiernach auf den Bezug der für selbstständige 
Seelsorger festgesetzten höheren Congrua Anspruch habe, ansschlies- 
send darauf an, ob ihn der Bischof als selbstständiger Seelsorger 
bestellt habe. 

Dies ist nun im vorliegenden Falle durch das im Originale bei- 
gebrachte Gertificat des fürsterzbischöflichen Ordinariates von Oörz 
ddto. 28. October 1891, Z. 2832, dargethan, indem derselbe »zur 
Steuer der Wahrheit bestätigt, dass Anton Berkty Pfarrvicar von 
Srednje, zur selbstständigen Ausübung der Seelsorge in dieser Eir- 
chengemeinde berechtigt ist, und dieselbe factisch ausübt, alle seel- 
sorgerlichen Functionen gleich einem eigentlichen Pfarrer per- 
sönlich unter seiner eigenen Verantwortlichkeit und ohne Abhängig- 
keit von dem Pfarrer von Canale vollzieht.c 

Die von dem geklagten Ministerium erhobene Einwendung, dass 
der Kläger den eingeklagten Anspruch dadurch verwirkt habe, dass 
er die in der Verordnung vom 20. Januar 1890, R.-G.-B1. Nr. 7, 
§. 2, festgesetzte Frist von zwei Monaten nach Antritt seines Amtes 
zur Einbringung der Congruafassion versäumt habe, wurde nicht zu- 
treffend befunden ; denn die Verabsäumung dieser Frist kann nur 
die Folge haben, dass er den Anspruch auf die höhere Congrua- 
ergänzung fQr die der — nach der Aktenlage bei der Statthalterei 
erst am 24. August 1891 geschehenen — üeberreichung der Fassion 
vorausgegangene Zeit verloren, keineswegs aber die Folge, dass er 
überhaupt des Rechtes verlustig wurde, die Fassion zu überreichen. 

Hiernach wurde dem Elagebegehren mit der Beschränkung 
Folge gegeben, dass dem Kläger die angesprochene höhere Congrua- 
ergänzung erst vom 24. Augast 1891 angefangen gebühre. 

Die Processkosten wurden gegenseitig aufgehoben, weil das ge- 
klagte Ministerium in der Streitsache nicht vollständig unterlegen ist. 

2. Die stiftbriefinassige Verpflichtang des Pfarrers, den Unterhalt des Hilfs- 
priesters mit bestimmten Naturalleistangen zu bestreiten, sohliesst die Ver- 
pflichtang des Pfarrers nicht in sich, den durch das Bichtigstellnngserkennt- 
niss in Geld festgestellten Abgang aaf die neue Congraa zu tragen. 

(Erkenntniss des k. k. Reichsgerichtes yom 4. Mai 1892, Z. 121). 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 4. Mai 1892 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über das in der Klage de praes. 
7. März 1892, Z. 53, des Emanuel Fmcl^ Pfarrers und Dechantes 
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in Qol2-Jenikaa in Böhmen, durch Dr. Viktor v, Fuchs ^ Hof- and 
Gerich tsadvocaten in Wien, wider das k. k. Ministerium für Cultus 
und Unterricht gestellte Begehren um das Erkenntniss : das k. k. Mi- 
nisterium für Cultus und Unterricht sei schuldig, dem Kläger den 
bereits verfallenen Congruaerg&nzungsbetrag per 234 fl. 70 kr. sammt 
5 7o stufenweise zu berechnender Zinsen, sowie die auflaufenden Oe- 
richtskosten binnen 14 Tagen bei sonstiger Execution zu bezahlen; 
ebenso sei dasselbe schuldig, auch pro futuro die jährlichen Er- 
gänzungsbeträge per 61 fl. 25 kr. zu berichtigen, zu Eleclit erkannt : 
»Das k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht ist schuldig, dem 
Kläger binnen 14 Tagen bei sonstiger Execution die Ergänzung der 
Congrua seines ersten Hilfspriesters im Ausmasse jährlicher 61 fl. 
25 kr. für die Zeit vom 8. December 1889 bis 1. März 1892 sammt 
5^/o Zinsen vom Klagszustellungstage an zu bezahlen, ebenso ist 
dasselbe schuldig, vom 1. März 1892 ab die Ergänzung der Con^froa 
des ersten Hilfspriesters des Klägers im obigen Betrage zahlbar an- 
zuweisen. Die Gerichtskosten werden gegenseitig aufgehoben. 

Gründe: Das vom Kläger als Pfarrer und Dechant in Qolö- 
Jenikau im Grunde des Gesetzes vom 19. April 1885, R.-G.-Bl. 
Nr. 47, vorgelegte Einbekenntniss der Einnahmen und Ausgaben 
wurde mit dem Erkenntnisse der k. k. Statthalterei in Prag vom 
28. October 1891, Z. 119.717, richtiggestellt. In demselben wnrde 
anerkannt, dass auf die dem ersten Hilfspriester der Dechantei Gol£- 
Jenikau gesetzlich zustehende Congraa jährlicher 350 fl. mit Bück- 
sicht auf seine eigenen Einkünfte jährlicher 288 fl. 75 kr. noch der 
Betrag jährlicher 61 fl. 25 kr. abgängig ist, jedoch zugleich ausge- 
sprochen, dass bei dem Umstände, als die gänzliche Unterhaltung 
der beiden bei der Dechantei Golö-Jenikau systemisirten Hilfspriester 
vor der Wirksamkeit des Congruagesetzes laut Punkt i des Erections- 
Instrumentes ddto. Wien, den 20. Hornung 1775, dem Beneficiaten 
oblag, und das Gesetz vom 19. April 1885, R.-G.-B1. Nr. 47, an 
dieser Verpflichtung nichts geändert hat, oberwähnter abgängige Be- 
trag sub Ausgabepost Nr. 6 der Hauptfassion des Pfarrers einbe- 
zogen worden ist. Hiedurch wurde der auf die Congrua des ersten 
Hilfspriesters per 850 fl. fehlende Ergänzungsbetrag jährlicher 61 fl. 
25 kr. auf das Mehreinkommen der Pfarre GoK-Jenikau überwälzt 
und mithin dem Kläger diese Ergänzung aufgelastet. 

Der Kläger bestreitet nun in diesem Punkte die Gesetzmässig- 
keit des obcitirten Richtigstellungserkenntnisses und behauptet, dass 
die in Bede stehende Congruaergänzung nicht aus seinem Pfarrein- 
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kommen, sondern aus dem Religionsfonde za berichtigen sei, wes- 
halb er das eingangs erwähnte Begehren stellt. 

Dasselbe muss als principiell begründet erkannt werden. 

Das Bichtigstellnngserkenntniss stützt seinen diesbezüglichen 
Ausspruch auf den umstand, dass die gänzliche Unterhaltung der 
beiden bei der Pfarre Qolö-Jenikau systemisirten Hilfspriester vor 
der Wirksamkeit des Congruagesetzes laut Punkt 4 des Erections- 
Instnimentes dem Beneficiaten, also dem Pfarrer, oblag. 

Dies ist jedoch nicht richtig. Im erwähnten Punkte 4 ist ge- 
nau bestimmt, worin der vom Pfarrer in GoK-Jenikau seinen beiden 
Hilfspriestern zu leistende Unterhalt zu bestehen hat. Laut desselben 
ist nämlich der Pfarrer verbunden, den zwei fundirten Gaplänen eine 
anständige Kost nebst dem nothwendigen Trunk, Wohnung, Heizung 
deren Zimmer und Waschung des Leinengeräthes ohne weiterem Ent- 
gelte zu verabreichen, nachdem im Punkte 2 bestimmt worden war, 
dass ihm alljährlich aus den herrschaftlichen Renten das Kostgeld 
für jeden der zwei Capläne mit je 125 fl. rhein. an baarem öelde 
wird verabfolgt werden. 

Eine weitere Leistung an die Hilfspriester, und insbesondere 
eine Leistung i« Oeld, ist dem Pfarrer nicht auferlegt worden ; viel- 
mehr wurde im Punkte 5 bestimmt, dass den fundirten Gaplänen 
jährlich nomine salarii, und zwar ersterem 150 fl. rhein., dem zweiten 
120 fl. rhein. aus obrigkeitlichen Elenten in vierteljährigen Baten 
werden verabreicht werden. 

Wenn nun, wie oben bemerkt wurde, auf die dem ersten Hilfs- 
priester nach dem Congruagesetze zustehende Congrua jährlicher 350 fl., 
gegenwärtig der Betrag von 61 fl. 25 kr. abgängig ist, so ist, da 
eine specielle Verpflichtung des Pfarrers zu dessen Zahlung nicht 
vorliegt, die Congrua dos ersten Hilfspriesters mit obigem Betrage 
auf Grund des §. 1. des Congruagesetzes aus dem Religionsfonde zu 
ergänzen. 

Der Kläger verlangt nun den Ersatz des Betrages von 234 fl. 
70 kr. für die seinem ersten Hilfspriester für die Zeit vom 1. März 
1888 bis 1. März 1892 prästirte Congruaergänzung. Da er aber seine 
Fassion erst nach Ablauf der gesetzlichen Frist, nämlich am 8. De- 
cember 1889, überreicht hat, kann ihm obige Ergänzung erst von 
diesem Tage an zugesprochen werden. Weiters musste erkannt wer- 
den, dass pro fiituro die in Rede stehende Congruaergänzung dem 
Kläger zahlbar anzuweisen ist. 

Die 5 ^/o Zinsen von dem zur Zeit der Ueberreichung der Klage 
bereits verfallenen Betrage wurden vom Klagszustellungstage an zu- 
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gesprochen, da kein gesetzlicher Orund vorliegt, aus welchem der 
Kläger berechtigt wäre, sie von einem früheren Zeitpunkte an zn 
beanspruchen. 

Da der Kläger nur theilweise obsiegte, wurden die Process- 
kosten gegenseitig aufgehoben. 

8. Der umstand, dans in einem vor dem Congruagesetze von 1885 ausgestellten 
bischdfllichen Emennungsdecrete eines Seelsorgers die damals mit einem an- 
selbstständigen Yicariate verbundene Congrna eingesetzt ist, schliesst nicht ans, 
dass durch dieses Decret vom Standpunkte des neuen Congruagesetzes die Er- 
nennung zum selbststandigen Seelsorger bewirkt erscheint. 

(ErkenntnisB des k. k. Reichsgerichtes vom 4. Mai 1892, Z. 187.) 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 4. Mai 1892 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die von dem Herrn Anton 
Terpiv^ Pfarrvicar, derzeit in Podsabotin nnd früher in Zapotok, 
durch den Advocaten Herrn Dr. Joseph Porter sub praes. 11. M&rz 
1892, Z. 55, bei dem Reichsgerichte eingebrachte Klage und über 
das darin gestellte Begehren: das k. k. Ministerium für Cultus und 
Unterricht sei schuldig, dem Kläger binnen 14 Tagen bei Vermeidung 
der Execution für die Zeit vom 1. Januar 1888 bis l. October 1889 
an Oongruaergänzung einen Betrag von 525 fl. saiHmt 5 ^U Zinsen 
vom Klagstage und die Gerichtskosten zu bezahlen, zu Recht erkannt: 
»Das k. k. Ministerium für Cultas und Unterricht ist schuldig, dem 
Kl&ger binnen 14 Tagen bei Vermeidung der Execution für die Zeit 
vom 1. Januar 1888 bis 1. October 1889 an Gongrnaerg&nzung einen 
Betrag von 525 fl. sammt 5 % Zinsen vom Tage der Klagszastel- 
lung und die Processkosten im abgeminderten Betrage von 70 fl. zu 
bezahlen, c 

Grründe: Durch die Beilagen der Klage ist dargethan, dass 
dem Kläger durch Decret des fürsterzbischöflichen Consistorinms von 
Görz ddto. 24. März 1876, Z. 1529, das Amt des Pfarrvicars von 
Zapotok mit den damit verbundenen Einkünften von 262 fl. verlieben 
und dass nach Eintritt der Wirksamkeit des Congruagesetzes vom 
19. April 1885, R.-G.-Bl. Nr. 47, ihm die Congrua eines HiMs- 
priesters im Betrage jährlicher 300 fl. angewiesen worden ist. 

Sein dagegen ergriffener Recars, womit er die Anweisung der 
einem selbstständigen Seelsorger gebührenden Congrua mit jährlichen 
600 fl. begehrte, wurde vom Cultnsministerium mit Brlass vom 
8. März 1890, Z. 3381, zurückgewiesen. 

Hiegegen erhebt nun der Kläger zunächst unter Hinweisung 
auf den umstand, dass das k. k. Reichsgericht selbst mit dem hier- 
ortigen Erkenntnisse vom 19. Januar 1892, Z. 3, seinem Nachfolger 
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iD eben diesem Pfarrvicariate, Stephan Kodermac^ als selbstständigeD 
Seelsorger anerkannt und ihm ans diesem Oninde die Congrua- 
ergänzung nach dem Ausmasse jährlicher 600 fl. zuerkannt habe, 
mit der gegenwärtigen Klage den Anspruch auf ganz gleiche Be- 
handlung, mit dem Begehren, dass ihm nachträglich für die Zeit 
vom 1. Juni 1888 bis 1. October 1889, während welcher er das 
mehrgenannte Vicariat eingenommen habe, die Congrua nach dem 
Ausmasse von 600 fl. bemessen und ausgezahlt werde. 

Nach dem stricten Wortlaute des §. l. Alinea 2 des Congrua* 
gesetzes vom 19. April 1885, R.-Q.-Bl. Nr. 47, hängt die Beur- 
theilung der Frage, ob Jemand als selbstständiger Seelsorger anzu- 
sehen sei und ob ihm hienach die für selbstständige Seelsorger be- 
stimmte Congruaergänzung gebühre, ausschliessend davon ab, ob ihn 
sein Diöcesanbischof als selbstständigen Seelsorger einer bestimmten 
Kirchengemeinde bestellt. Dies liegt nun betreffs des Klägers nach- 
gewiesen vor, durch das von ihm beigebrachte Anstellungsdecret in 
Verbindung mit dem Certificate des fürsterzbischöflichen Ordinariats 
von Görz ddto 20. Februar 1892, Z. 609, in welch' letzterem sein 
Diöcesanbischof zur Steuer der Wahrheit bestätigt, dass Anton 
Terpifiy gewesener Pfarrvicar von Zapotok, zur selbstständigen Aus- 
übung der Seelsorge in der Kirchengemeinde Zapotok berechtigt war 
und dieselbe factisch ausübte, und alle seelsorglichen Functionen 
gleich einem eigentlichen Pfarrer, unter seiner eigenen Verantwort- 
ung, ohne Abhängigkeit von dem Pfarrer von Canale vollzogen hat, 
und überhaupt alle pfarrlichen Rechte auszuüben kirchlicherseits be- 
rechtigt war. 

Dem hiedurch kraft des §. 1. des Congruagesetzes begründeten 
Ansprüche des Klägers auf die Qebühr der Congrua eines selbst- 
ständigen Seelsorgers kann der von dem geklagten Ministerium da- 
gegen eingewendete Thatumstand keinen Abbruch thun, dass der 
Diöcesanbischof selbst diesem Pfarrvicar für das Vicariat Zapotok 
schon in dem ursprünglichen Ernennungsdecrete vom 24. März 1876 
nur eine Dotation von 262 fl. angewiesen hatte, was nach den früheren 
Bestimmungen die Dotation eines Hilfspriesters war, ihn also — setzt 
das Ministerium bei — nur als Hilfspriester erklärt hatte, und dass 
daher der Diöcesanbischof in der Folge im Widerspruche mit seiner 
eigenen Satzung jetzt nicht als selbstständigen Seelsorger erklären 
könne. Das Reichsgericht kann jedoch diese Schlussfolgerung nicht 
zutreffend befinden, denn in dem citirten Ernennungsdecrete wurde 
dem Kläger das erwähnte Pfarrvicariat ohne irgend welche An- 
deutung, dass der Diöcesanbischof ihn nur als einen Hilfspriester 
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ansehen wolle, mit dem Beisatze : et proventus, de jure et consueto- 
dine cum hoc munere conjunctos consistentes in 262 fl. v. a. ver- 
liehen; also nicht darum, weil der Pfarrvicar von Zapotok nnr ein 
Hilfspriester gewesen sein soll, sondern deshalb, weil mit diesem 
Vicariate in concreto nach den damals bestandenen Vorschriften 
wirklich nur ein Gehalt von 250 fl. G.-M. = 262 fl. 50 kr. österr. 
Währ, verbunden gewesen war. Da nun durch das, nenn Jahre nach 
der am 24. März 1876 vollzogenen Ernennung des Klägers zum 
Pfarrvicar von Zapotok erlassene Congruagesetz vom 19. April 1885 
betreffs aller einschlägigen Verhältnisse eine ganz neue Sach- and 
Rechtslage geschaffen war, so kann der Kläger allerdings jetzt den 
Anspruch auf die Congrua eines selbstständigen Seelsorgers haben, 
während ihm früher nur die Congrua eines Hilfspriesters zugekom- 
men ist. 

Ebenso unstichhältig ist die weiters von dem geklagten Mini- 
sterium erhobene Einwendung, dass der Kläger auf jede weitere 
Geltendmachung dieses Anspruches im Sinne des reichsgerichtlichen 
Erkenntnisses vom 22. Januar 1892, Z. 18, gewissermassen selbst 
verzichtet habe, indem er mit der Anweisung der Congruaergänzung 
eines Hilfspriesters sich selbst zufrieden gestellt, das Pfarrvicariat 
Zapotok mit einem anderen vertauscht hat und mehr als zwei Jahre 
(richtig kaum IVs Jahr) verstreichen Hess, ehevor er sub praes. 
11. März 1892 gegen diese ministerielle Entscheidung vom 8. März 
1890, aber intimirt erst mit Decret vom 22. November 1890, wo- 
mit sein Recurs wider die Zuerkennung der Congrua eines Hilfs- 
priesters zurückgewiesen worden war, die gegenwärtige Klage bei 
dem Reichsgerichte eingebracht hat. — Bei diesem Einwurfe ist 
wohl übersehen, dass in keinem Gesetze ein Präclusivtermin für die 
Einbringung einer im Artikel IlL lit. a) des Staatsgrundgesetzes 
Nr. 148 B.-G.-B1. begründeten Klage bei dem Reichsgerichte fixirt 
worden ist. 

Demnach musste dem Kiagebegehren Folge gegeben und daa 
sachfUlige Ministerium auch in den Ersatz der Processkosten ver- 
urtheilt werden. 
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XLIX. 

Verordnung des Bischofs von Limburg Über die Ruhegehälter 

emeritirter Pfarrer. 

Wir Karl, durch Gottes Barmherzigkeit und des hl. Apostoli- 
schen Stuhles Gnade Bischof von Limburg, Doctor der Theologie, 
Seiner Päpstlichen Heiligkeit Hausprälat und Protonotarius aposto- 
licus a. i. p. haben in Erwägung gezogen, dass es bisher im Bisthum 
Limburg an einer gesetzlichen Norm für die Bestimmung der Ruhe- 
gehalte emeritirter Pfarrer gefehlt hat und dass eine Beseitigung 
dieses Mangels ebenso im Interesse der bischöflichen Behörde, als in 
dem des Diöcesan-Elerus liegt, indem das Bestehen eines Normativs 
für die Broeriten-Gehalte der Pfarrgeistlichkeit Beruhigung für den 
Fall eintretender Dienstuntauglichkeit gewährt, der bischöflichen Be- 
hörde aber Mass und Ziel gibt für eine gerechte und billige Be- 
messung der zu bewilligenden Deficienten-Gehalte. Demgemäss ver- 
ordnen Wir bezüglich der Festsetzung der einem emeritirten Pfarrer 
zu gewährenden Pension Folgendes: 

§. 1. Einem emeritirten Pfarrer ist als Pensionscongrua ein 
jährliches Einkommen von 1200 Mark zu bewilligen. 

§. 2. Hat der eraeritirte Pfarrer zur Zeit seiner Emeritirung 
mehr als 15 Dienstjahre seit seiner ersten Anstellung im kirchlichen 
Dienste zurückgelegt, so ist ihm für jedes vollendete weitere Dienst- 
jahr über die ersten 15 Jahre hinaus eine Pensionszulage von 30 Mk. 
zu bewilligen, jedoch mit der Massgabe dass die Summe dieser Zu- 
lagen den Jahresbetrag von 600 Mk., der Maximalbetrag der Oe- 
sammlpension also 1800 Mk. pro Jahr nicht übersteigt. 

§. 3. Wenn ein Pfarrer, welcher den dienstlichen Anforderungen 
seiner Stelle wegen Kränklichkeit oder Alters nicht mehr genügen 
kann, es vorzieht, anstatt auf seine Pfründe zu resigniren, lieber 
behufs der nöthigen Versehung des Pfarrdienstes einen Hülfspriester 
anzunehmen, oder wenn das von der bischöflichen Behörde für das 
Angemessenere erachtet wird, so soll ihm erforderlichen Falles in 
der Begel zu seinem Einkommen so viel zugeschossen werden, dass 
ihm nach Bestreitung des angemessen zu veranschlagenden Auf- 
wandes für den ihm beizuordnenden Hülfsgeistlichen ein reines Ein- 
kommen in Höhe des Ruhegehaltes verbleibt, der ihm nach Mass- 
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gäbe der BestiminuDgen der §§. 1 und 2. dieser Verordnung zukäme, 
falls er auf seine Pfründe resigniren würde. 

§. 4. Für die Prästirung der zu bewilligenden Pensionen haben 
gemäss den einschlägigen Gesetzen 1. die Pfründe, 2. der katholische 
Central-Eirchenfonds und 3. der DiOcesan-Pensionsfonds aufzukom- 
men. In welchem Verhältnisse das zu geschehen hat, wird die bischof- 
liche Behörde in jedem einzelnen Falle des Näheren bestimmen. Der 
etwa auf die Pfründe zu legende Theil der Pension ist jedoch stets 
Vorlagsweise aus dem katholischen Centralkirchenfonds zu bestreiten 
und die gesammte Pension in Quartalraten postnumerando an den 
Pensionär zu entrichten, sei es aus dem katholischen Centralkirchen- 
fonds, sei es aus dem Diöcesan- Pensionsfonds, unbeschadet jedoch 
des Regresses der genannten Fonds an die mit einer Pensionszahlung 
belastete Pfründe bezüglich der zu machenden Vorlage. 

§. 5. Die kirchengesetzlichen Vorschriften über die Resignation 
werden durch gegenwärtige Verordnung nicht berührt. Dieselbe erstreckt 
sich nicht auf Beneficiaten, welche nicht Pfarrer sind, und nicht anf 
unbepfründete Priester. Diese bleiben vielmehr bei eintretender Dienst- 
untauglichkeit nach wie vor auf ihren Weihetitel angewiesen und für 
jene wird von Fall zu Fall die Regelung ihrer Emeritirung nach Mass- 
gäbe der einschlägigen rechtlichen und thatsächlichen Verhältnisse 
erfolgen. Urkundlich unserer eigenhändigen (Jnterschrift und Unseres 
beigedrückten grösseren Insiegels. 

So gegeben Limburg a. d. Lahn, den 2. October 1891. 
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Ein Erlass der KOnigl. Regierung zu Königsberg i. Pr. 

betr. den Unterrieht der Kinder ai4S Mischehen. 

(Eirchl. Anzeiger für die kath. Geistlichkeit Deutschlands 1892, Nr. 18 L Bl.) 

Im Gebiete der preaasischen Declaration vom 21. November 
1803, über die religiöse ünterrichtung der Kinder aus gemischten 
Ehen, hat bei Lebzeiten beider Eltern der Vater allein die Gonfes- 
sion der Kinder za bestimmen. Trifft ein protestantischer Vater 
die Anordnung, dass die Kinder in der katholischen Religion der 
Mutter unterrichtet werden sollen, so darf er darin von keiner Be- 
hörde gehindert werden. Schickt er die Kinder in eine katholische 
Schule, oder ordnet er an, dass seine Kinder in einer Simultanschule 
am katholischen Religionsunterrichte theilnehmeui so muss diese An- 
ordnung durch den SchulleKrer und die Schulaufsichtsbehörde befolgt 
werden. Die Willenserklärung des Vaters kann in beliebiger Form 
abgegeben werden. Es muss dem Lehrer und der Schulaufsichts- 
behörde genügen, den Willen des Vaters zu erfahren. Dazu kann 
sogar eine Anzeige der Mutter genügen, wenn anzunehmen ist, dass 
sie im Einverständnisse mit dem Vater gemacht wird. Solange die 
Eltern einig sind, »hat kein Dritter ein Recht, ihnen darin zu wi- 
dersprechen.! Auch kann der Schullehrer eine solche Einigkeit vor- 
aussetzen, wenn kein Anlass vorliegt, eine Uneinigkeit der Eltern 
in dieser Frage zu muthmassen. In Ministerial-Erlassen vom 29. Juli 
1862 und 5. November 1863 wurde anerkannt, dass eine schriftliche 
Erklärung der Eltern genüge, um den Lehrer an einer katholischen 
Privatschule zur Aufnahme von Kindern aus Mischehen zu ermächti- 
gen. Richtiger muss man sagen, dass es gesetzlich genügend ist, 
wenn der Vater seinen Willen schriftlich, mündlich oder auch nur 
stillschweigend erklärt. Gesetzlich ist keine Behörde berechtigt, die 
Befugniss, die dem Vater nach der Declaration unbeschränkt zusteht, 
durch Formvorschriften irgend einer Art einzuschränken. Diesem 
Grundsätze widersprach eine Anordnung der Königl. Regierung zu 
Königsberg i. Pr., die dahin ging, dass in Mischehen der Wille der 
Eltern, ihr Kind in einer anderen, als in der Confessionsschule des 
Vaters unterrichten zu lassen, vor dem Landrathe zu Protocoll, 
event. vor Notar oder Gericht erklärt werden müsse, wofern ihm 
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seitens der Schulbehörde entsprochen werden solle. Mit Recht wurde 
dieser Erlass lebhaft angegriffen, weil er in der That gesetzwidrig 
war. Es richteten sich dagegen zwei Bittschriften, worüber das Ab- 
geordnetenhaas beidemal im Plenum verhandelte , n&mlich die Bitt- 
schrift des katholischen Pfarrers Lämmer zu Passenheim und die 
Bittschrift von Arbeiter Rominsky aus Kuxen bei Christbnrg und 
Genossen. In beiden Fällen wurden die Bittschriften (durch Be- 
schlüsse des Abgeordnetenhauses vom 21. Mai 1890 und 18. Juni 
1891) der Königl. Staatsregierung zur »Erwägunge überwiesen. 
Richtiger wäre es gewesen, »Abhülfet zu verlangen. Es hatte ja 
auch, soweit bekannt geworden ist, keine andere Königl. Regierang 
eine derartige Anordnung getrofien. Nun hat kürzlich, wie die 
Zeitungen melden, die Königl. Regierung zu Königsberg in dieser 
Frage eine neue Verfügung erlassen, jedoch die frühere Anordnung 
nicht aufgehoben, sondern nur gemildert. Die neue Anordnung vom 
15. Februar 1892 geht dahin, dass die Landräthe auf schrittlichen 
Antrag der Betheiligten ermächtigt sind, mit der Aufnahme der Er- 
klärung den betreffenden Amtsvorsteher zu beauftragen. Auch diese 
gemilderte Anordnung widerspricht dem (jesetze aus dem angeführten 
Grunde. Nur durch vollständige Aufhebung der früheren und der 
neueren Anordnung wird dem Gesetze genügt. 
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Befreiung der Pfarrhäuser in Preussen von der Gemeinde- 
Einkommensteuer und der Geistlichen von Kirchensteuern. 

[. Iq einem Erkenntniss des könlgl. OberverwaltuDgsgerichtes 
vom 10. Juni 1892 ist der Grundsatz, dass die Kirchengemeinde als 
Eigenthümerin eines Eirchengebäudes wegen der Benutzung des- 
selben zu dessen bestimmungsmässigen Zwecken zur Gemeinde-Ein- 
kommensteuer nicht herangezogen werden kann, auch auf die Pfarr- 
häuser ausgedehnt worden. Bei der Veranlagung zur Gemeinde-Ein- 
kommensteuer war der Oberpfarr- und Domgemeinde in Berlin für 
ihr Eirchengebäude ein Miethzins in Ansatz gebracht worden. Nach 
dem Erkenntniss des Ober- Verwaltungsgerichtes bezieht jedoch die 
Kirchengemeinde aus ihrem zu gott^sdienstlichen Zwecken gewid- 
meten Eigenthume am Eirchengebäude kein Einkommen im Sinne 
der massgebenden steuerrechtlichen Bestimmungen. Dadurch, dass 
ein Gebäude dauernd einer besonderen gottesdienstlichen Bestim- 
mung übergeben worden ist, wird es der profanen Benützung ent- 
zogen, so dass ein nicht gottesdienstlicher Gebrauch überhaupt un- 
zulässig ist, es sei denn, dass er weder die Benützung des Gebäudes 
zum Gottesdienste äusserlich beeinträchtigt noch der Bestimmung 
desselben innerlich durch einen profanirenden weltlichen Charakter 
widerstreitet. Daher kann auch durch die gottesdienstliche Benützung 
ein Mielhswerth nicht entstehen und eine Steuerpflicht nicht be- 
gründet werden. Was aber die Pfarrhäuser, denjenigen Theil des 
Eirchenvermögens betrifft, der zur Unterhaltung der Pfarrer dient, 
und an dem die Verwaltung und der Niessbrauch dem Pfarrer ge- 
bührt, so ist die Eirchengemeinde Eigenthümerin eines zu Gunsten 
eines Dritten mit einem Wohnungsrecht beschwerten Grundstückes, 
wonach es, wie das Erkenntniss ausführt, ausgeschlossen ist, den 
Werth dieses Wohnungsrechtes als ein dem Eigenthümer zufliessen- 
des Einkommen zu behandeln. 

II. Ein Erl. des Min. der geisÜ. etc, Angelegenheiten v. 5. April 
1889 an den Oberpräsid. von Schlesien erklärt, »dass kein Anlass vor- 
liegt, bei den Entscheidungen der Verwaltungsbehörde von der bis- 
herigen Praxis abzuweichen, nach welcher die Geistlichen und Eir- 
chenbeamten zu kirchlichen Gemeiubeiträgen nicht heranzuziehen sind.c 
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LH. 

Decreta congregationum Romanarum. 

1. S. Congr. Indids. 

Forma facoltatiB apiscopis concessae circa libros prohibitos. 

(Bevae des scienc. ^ccl. 1892 p. 482), 

Ulme ac Bevme Domine, 

Exhibitis per me infrascriptnm S. Indicis Congregationis a 
Secretis SS. Domino Nostro Leoni PP. XIIL Illmae RevereDtiae 
Tuae precibus, quibus facultatem permittendi dioeceseos Taae Chri- 
stifidelibus vetitorum ab Apostolica Sede libroram lectioaem imploras, 
Saactitas Saa religioni, doctrinae, ac prudentiae Tuae band parum 
confideas quo cautim nempe, ac probis dumtazat eraditisque viris 
permissionem huiusmodi largiaris, sab die . . . benigne annait, in- 
dulsitqae propterea, ut jasta rationalique de causa concedere possis : 

1^ Presbyteris aliisque ecclesiaaticis viris licentiam tum legendi, 
tum apud se retinendi quoad Tixerintt sub custodia tarnen ne ad 
aliorum manus perveniant, libros quoscumque prohibitos de re Ut- 
teraria, philosopbica, theologica, et de ulroque jure ; praestantioribus 
autem inter eos litteris, pietate ac fidei zelo, libros etiam qai ex 
professo contra Beligionem pertractant, legendos permittas, numqnam 
vero qoi data Opera de obscoenis disserunt. Quam facultatem Tibi 
largitam SSmus D. N., habita temporum ratione, extendit pariter, 
Te in Domino probante ac permittente, ad laicos Christifideles, sub 
iisdem ndelicet conditionibua et clausulis, de quibus est mentio in 
Apoatolico ejusdem Rescripto. 

2^ Ut iis qui rei diplomaticae , tum juris utriusque facultaii 
aut medicae, chiurgicae, pharmaceuticae discipliuae incumbunt, praeter 
vetitas de re litteraria, et philosopbica lucubrationes, propria insuper 
disciplinae cui vacant edita scripta legendi retinendique facultatem 
impertire queas. 

3^ Ephebis quoque linguarum, seu orientalium, seu neotericarum 
studio addicti lexicornm et commentariorum ad ea idiomata pertiuen- 
tium lectionem permittere valeas. 

Quae quidem omnia ad mentem Sanctitatis Suae Tibi ad trien- 
aium benigne indulta, sub hac nihilominus lege, nee aliter yalitura, 
ut ab eodem SS. D. N. saucitum est, videlicet: 
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1^ üt in qoolibet Bescripio seu licentia, per Te impertii^a, 
eipressa habeatar mentio Apostolicae facultatis ad effectam. 

2^ üt nihil prorsus Cvriae Episeopali peodatar emolamenti sive 
pro scriptura, rive pro sigillo, etiamsi sponte qaocniBqae titulo ex- 
hibeatar, sub poena nnllitatis lieentiae ejnsdam nbi aliqaid sab qaovis 
praetexta perceptam fuerit. In quornm fidem etc. 

Datum Komae ex Secr. Sac, Indicis Gongregationis. 

2. 8. Poenüent, apost 

Forma facaltatie epifcopis concessaa droa illos. qui sab regimine Italico ma- 

gistratanm loco fangnntur. 

(Bevoe des scienc ^1. 1892 p. 488 8q.)< 

Sacra Poenitentiaria, de speciali et expressa apostoliea aactori* 
täte, benigne sie annoente SSmo Dno Nostro Papa Leone XIII. 
Ven. in Christo Patri N. N., ad annam, et durantibas praesentibas 
teraporum adjunctis, infrascriptas concedit facnltates, qnibas sive per 
80 sive per säum vicarium in spiritualibus generalem, sive per alias 
idoneas ecclesiasticas personas, ab alterutro ad hoc in singulis casibus 
specialiter subdelegandas intra fines suae dioecesis et pro grege ipsi 
commisso uti licite et libere valeat, contrarüs quibosoiiinque uon 
obstantibus. 

I. Indtdgendi chdstifidelibus ut officium administratoiis loco- 
rum piorum ab illegitima auctoritate eis demandatum, dummodo 
exinde non requiratur adhaesio eidem auctoritati, aut jnramentum 
fidelitatis juxta formam ab eodem gubemio propoeitam, retioere et 
de novo assumere et exercere lioite possint, ad effectnm et sub con- 
ditione onraudi utilitatem locornm piorum, et ababinendi omi^ino ab 
alienatione bonorum, et cum dependentia ab Ordinario loci, cui ra- 
tionem reddere teneaiitur. Porro quisque ourabit scaudalom reimovere, 
caute noanifeBtando id peragere de lio^atia aposUAica. Ordinarius 
vero in administratione locorum piorum passive ae habeat, nuUnmque 
positivae conniventiae argumentum respeetu gobeiaii exbiheat, et 
eidem damtaxat si fuerit interrogatus respondeat. 

II. Absölvendi a censuris et poenis ecclesiastiois officiales pu- 
blicos, quibus demaudata est executio legum super usurpatioae bono- 
rum aliorumqve jurium ad Ecclesiam et loca pia speotantium ac super 
suppressioue ordinum regularium, quique idcirco vi propra mnneris 
imputabiliter, juxta regulas a probatis auctoribus traditas circa fur- 
tum et rapiuam, oooperantur praefatis legibus seu usurpatiouibus vel 
eamm manutentioni aut consummationi, imposita tamen Ulis obliga- 
tione dimittendi officium vel quamprimum recurrendi ad s. Poeni- 
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tentiariam , et dammodo prias verae resipiscentiae signa exhibuerint 
et illicitnm jaramentnm , quatenus illud emiserint, retractaverint ; 
reparato scandalo meliori modo quo fieri potest prudenti judiek) 
absolventis, injoncta singalis pro modo cnlparum congrna poeoüenüa 
salatari, aliisque injunctis de jnre iajangendis. 

in. Reliqui vero officiales, qnoram officium haiusmodi impnta* 
bilera cooperationem judicio pradentnm importare non videatur, qua- 
tenus illnd absque gravi sui vel propriae familiae detrimento dimit- 
tere nequeant, (olerentur^ sed sub conditione, ut a laudandis, pro- 
bandis, consulendis, promovendis dictis usurpationibus omnino ab- 
stineant quin imo pro viribus curent eas dififerre ac temporäre favore 
Ecclesiae ac personarum ecclesiasticarum , se dirigendo consilio pii 
ac docti coDfessarii. 

Datum Bomae iu Sacra Poenitentiaria. 

3. FacuUaies annales a s. Poenit aposL episcopis Italicis concessae 
circa absoltäionem eorum^ qui bona ecclesiae a gübemio erepta ac- 

quisierint. 

Sacra Poenitentiaria, de speciali et expressa Apostolica Aucto- 
ritate, Ordinario N. N. ad annum duraturam facultatem communicat 
christifideles 

qui bona immobilia aut ceosus aut jura Ecclesiae erepta sine 
ejusdem Ecclesiae venia acquisierunt ; 

vel acquisita dlienaverutU; 

vel acquisierunt per emphyteusim; 

vel acquisita per emphyteusim liberaverunt ; 

qui tamquam patroni vindicarunt beneficia ecclesiastica et ca- 
pellanias ; 

qui redemerunt legata pia aut canones aut jura irredimibilia ; 

vel ex redempHone jurium natura sua redimünlium cum damno 
Ecdesiae lucraH sunt; 

qui decimas non solverunt; 

et praedictorum omnium heredes et quoscumque successores, 
quoties ob aliquam ex praedictis causis gubernio aut aliis venditori- 
bus solverunt aut solvere debent non ultra triginta libellarum millia, 
et, si de decimis sermo sit, dumroodo debitam hanc summam non 
superet, et si agatur de emphyteusi aut alio simili contractu, dum- 
modo canon seu praestatio juxta legem civilem computata respondeat 
capitali summae quae itidem non excedat triginta libellarum millia; 

de speciali gratia admittendi ad compositionem quae aequa vi- 
deatur, servatis praesertim conditionibus et regulis quae sequuutur: 
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1. — Procedatar de intelligentia aliorum Ordinariorum, si qoo- 
rum intersit, et de coDsensa eorum qui respectivas caosas pias 00- 
nanice repraesentaat, aliorumque canonice Interesse babentium. 

2. — In qnantitate aeqnae compositionis determinanda consi- 
derantur : 

a) Fnndoram seu jariam valor realis eo tempore quo compo" 
sMo inUur; 

b) Pretium emptionis; 

c) Praesens oratorum Status; 

d) Id in qao ipsi oratores cum damno ecclesiae ditiores facti sunt; 

e) Onera pia, quorum, si adsint, praecipue ratio habenda est. 
D<xtur atdem Ordinario facultas eadem condonandi ex Mo vd ex 
parte ^ si eis satisf actum non fuerit^ necnon eadem reducendi pro 
futuro juxta vires , sive ad tempus , sive in perpeiuum , pro diver sa 
causarum ei adjunctorum natura ^ supplente^ quantum ad missas et 
alia suffragia attinet^ SSmo Domino de thesauro Ecclesiae. 

3. — Benignior esse potest compositio^ si pretium solutum vel 
canon cissumptus^ cUra cuipam emptoris vel emphyteutae ^ superet 
praesentem valorem fundorum ; item pro eis gut coacti affrancaverunt, 
et pro heredibus eorum, qui bona vel jura eccl^siastica ^ ut supra^ 
injuste possederunt^ sed alias causam pias fundaverunt aut juvarunt. 

4. — Ad compositionem adhortandi sunt etiam iUi^ quibus coti" 
cessum fuit bona aut jura supradieta ad nulum Ecclesiae retinere^ 
subscripiis conditionibus aliis adsignatis ; qui modus constdendi 
conscientiae fiddium non amplius concediiur. 

5. — Ordinarius, quando agitur de fundis in quibus sita est 
ecciesia, vel agitur de rebus sacris mobilibus, oratores oretenus 
moneat de obligatione qua tenentur faciendi, sub directione Ordinarii 
pro tempore, quod poterunt pro sacrarum aedium et templorum con- 
servatione, et res sacras nunquam in usus profanes convertendi seu 
deputandi, idque debitis modis notificandi suis heredibus et succes- 
soribus. 

6. — Nulluni documentnm peractae compositioni cuipiam tra- 
datur; quod si illud omnino exigatnr, Episcopus per se iis qui se 
composuerunt , poterit in scriptis id tantum declarare eos omni obli- 
gatione conscientiae erga Ecclesiam ratione fundorum, canonum, etc., 
etc., exemptos et solutos esse. 

7. — Per has litteras eidem Ordinario fit quoque potestas hac 
ipsa ratione providendi etiam Ulis qui hujusraodi bona et jura acqui- 
rere, vendere, liberare, vindicare et rediroere postulabunt; et si 
agatur de decimis, subdncta computatione, quae supra pro canonibns 
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et praestationibus statuta est; quin ex eo praeter oratores eorumqüe 
heredes et successores alii releventur; et qaod ad patronos attinet 
diraisso prorsas jure patronatus, et quin laesa censeantur jnra investi- 
toram, si adsint. 

8. — Eidem Ordinario concedüur etiam facvUas indtdffendi üs, 
qui super ionis habent imposita Ugata pia vel nUssarum onera, «/ 
ea redimere vaieanty data summa quae computatis fructibus ad qmn- 
que pro centum , reditus sufficientes quotannis praebeat pro integre 
eorumdem onerum adimplemento , et suh hac lege , ut si praefata 
summa solvaiur per publicas schedas , vülgo di coDSolidato , ipsae 
schedae non computeniur juxta nominalem ipsorum vcUorem^ sed 
juxta pretium^ quod die soltdionis effective in commerdo habeant. 

9. — Praeterea eadem sacra Poenitentiaria praelaudato Or- 
diuario facultatem concedit sive per se, sive per aliam idoneam ec- 
clesiasticatn personam ab eo ad hoc in singulis casibas subdelegandam, 
oratores in praemissis culpabiles, postqaam ut snpra se composuerint, 
a censuris et poenis «cclesiasticis, in quas propterea quomodolibet 
inciderint, Apostolica auctoritate absolvendi cuid congrna poenitentia 
salutari, et reparatione scandali, meliori quo fieri poterit modo pm- 
denti jadicio absolventis. 

10. — In hoc induUo non comprehendüur facultas cancedendi 
impositionem hypothecarum ^ neque reducendi canonem emphyteusis 
temporaneae^ vel nimis onerosae^ circa quae recurrendum est in 
singulis casibus ad S. Sedem. 

Item non comprehendüur facultas dispensandi ecclesiasiicos 
viros super irregularitate in quam inciderint ob violatas censuras. 

11. — Qui ob paupertatem campositionem inire nequeunt^ ab^ 
solin poterunt ab Ordinario cum obligatione tU, si ad mdiorem con- 
ditionem devenerint^ Ecdesiae satisfadant , ac interim scandalum 
removeant. 

Item qui statim nequeunt statutam campositionem solverCy si 
otHigaHonem emittwnt de ea opportuno tempore sohenda^ remoto m- 
terim scandalo. 

12. — Peconiae vero sammas ex compositione acceptas etiam 
tenues ipse Ordinarius quam primum et quam tutissime possit, fa- 
vore cansarum piarum ad quas de jure pertinent, in tihdos liberos 
(valori al portatore [valeurs au porteur]) quos viri compeienies tuios 
agnoverint, investire et ad nutum S. Sedis conservare satagat, negiue 
alienet sine ejusdem venia neque commutet^ nis^i urgeat necessitaSf et 
tempus non suppetat recurrendi ad 8. Sedem. 
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Quod si suprc^ietae summae pertineant ad camam piam oZ- 
terius dioecesis, transmiUendae errmt ad ^usdem Ordinariuim. 

Si eaedem pertineant ad religiosos, requiriii4r^ id eis tradi pos- 
sinit venia 8, Sedis in singtdis easibus, 

Qiwd si summae spectarent ad causam piam jam extinctam vd 
ad ecclesiam, in qua divina offida amplius cdArari non vaieant, 
Ordinarius ipsarum fructus impendat in banum aUerius causaepiae, 
praeserHm ecdesiarum, presbffterorum ei clericorum pauperum, prout 
melius in Domino judicaverit^ celebratis tarnen nUssis '0t ceteris per^ 
sölutis suffragiis^ si quae praefinita fuerint, 

13. — Circa fandos vero seu jura, quorum valor excedit tri- 
ginta libeliarum millia, recnFrendam erit ad S. Sedem in singulis 
casibas. 

14. — Ordinarius moneat confessarios ui^ si ad poenHentes in 
periculo mortis constitutos et in praemissis ctdpabües vocentur, prur 
denter compositionem urgeant: quod si haec obtineri nequeat^ vd quia 
tempus non suppdit, vel ob alias rationabües causas^ satis erü 
aegrotus eam heredibus imponcUy vd serio promittat eam initurum, 
si convaluerit^ remoto scandalo. 

15. — Ordinarius confessariis sibi benevisiSj tempore quadrage- 
sima , vd sa^rarum missionum, vel urgente paschali praecepto^ for 
culttxtem concedere poterit ahsolvendi eos^ qui compositionem staiim 
inire nequeunt^ dt4mmodo Odern serio promittemt se intra duos 
menses ab accepta absolutione recursum habituros ad Ordinarium 
pro obtinenda compositione, remoto interim scandcdo. 

Contrariis quiboscumque non obstantibus. 
Datum Borrae in sacra Poenitentiaria, die 15 aprilis 1892. 

N. ÄverardiuSf S. P. Regens. 

A. Can. Jfatfjni, S. C. Secrias. 

4. Novae faadtates a sacra Poenit. apost. circa eandem rem concesssae. 

Beatissime Pater, 

lofrascriptus Episcopus Conversanus, ut tato se gerere possit, 
a Sanctitate Vestra enixe implorat solutionem sequentinm dubioram, 
qaoad facultates circa compositiones : 

I. — An in praedictis facultatibus coroprehendantar sab no- 
mine legatoruro piorum quae affrancari possunt, illae obligationes 
familiäres circa Missas perpetuas aliave opera pia, qaae nefariis 
Italicis legibus non sabjiciantar ; in hunc tantam finem ut liberentnr 
familiae iis oueribus, quae forsan a successoribus adimplenda non forent? 

II. — An eztendantur pariter dictae facultates ad eos, qui vel- 
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lent acquirere , affrancare , vindicare , etc. , bona et jara pertinentia 
ad personas morales servatas, ut sunt Capitata Cathedralimn, mensae 
episcopales et parochiales, confraternitates et similia, quoties facal- 
tates hujasmodi concedit Gubernium? 

N. B. Sublata est vox »massime.« 

Sacra Poenitentiaria Yen. io Christo Patri Episcopo Conversan. 
circa proposita dubia respondet: 

Ad I: Comprehendi sub n. 8 facuUatem circa camposiiianes. 

Ad II: Negative; sed ex nunc induigeri, 

Datum Romae io S. Poenitentiaria, die II. Maii 1892. 

B. Card. Monaco, P. M. 
A. C. Martini^ S. P. Secr. 

5. Litterae s. Congr. de Propaganda Fide ad Cardinalem archiepis^ 
copum BaÜimorensem circa presbyteros Ruthenos canitigatos. 

(cf. Archiv, Bd. LXVII. S. 475) i). 

S. Congreg. de Propaganda fide. 

Bomae, die 10. Maii 1892. 

Eme ac Bme Domine Mi Obsme, 

Aliquibus abhinc annis mos invaluit, ut in istas provincias ee- 
clesiasticas, sub praetextu suscipiendi curara fidelium ruthenomm 
ibidem commorantium, concesserint nonnulli sacerdotes ejusdem ritos, 
qui uxores liberos secum duxerunt, gravissimum scandalum prae- 
bentes incolis, non solum catholicis, sed etiam dissidentibus. Cum 
itaque innotuerit istarum dioecesium Episcopos legitime veritos fuisse, 
quominus ex ministerio Cleri uxorati Beligioni ac Disciplinae eccle- 
siasticae grave detrimentum foret obventurum, haec S. Congregatio 
quasdaro dedit normas opportune servandas. Scilicet litteris diei 
1^ Octobris 1890 datis ad Episcopos rutheni ritus praecepit: 

a) Dt presbyteri uxorati quantocius in proprias dioeceses reyerti 
adigerentur ; 

b) üt in posterum nonnisi coelibes mittantur, qui sistere debent 
coram Ordinario illius Dioecesis ad quam pergere exoptant, a quo 
facultates opportunas implorent, cui sint omnino subjecti et obedientes. 

Nuper vero eidem S. Congregationi allatae sunt litterae qao- 
rumdam ex memoratis presbyteris, petentium veniam isthic manendi 
et erectionem Vicariatus Apostolici propra ritus. 



1) Sententia ibidem relata, quam eruditissimas prof. Nilles de erigendo 
in Statibus UnitiB Americae septentrionalis Vicariatü Rutheno proposait, bis 
litteris 8. Congr. de Prop. Fide, non approbatar. 
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Precor itaqne Te, Eme Domine, at gratam habeas ceteros 
Praesules istarum regionum per litteras certiores reddere , haue 
S.' Congregationem nedum recessisse a saperius decisis, veram etiam 
in mandatis dare, ut eadem fideliter observentur, atqae ad alios 
quoscumque ritus orientalis presbyteros applicentur. 

Interim Eminentiae Tuae manus humillime deoscalor. 
Eminentiae Tuae 

Devotissimus addictissimas Servus. 

M. Card. Ledoehowshi^ Praef. 
Andreas^ Archiep, Amidan^ Secret. 

Emo Domino Gardinali Jacobo Gibbons, 
Archiepiscopo Baltimorensi. 

6. jS. Congreg. 8, OffMi: 

drca matrimoniam in casn obitns probabilis alterins conjngis. 
(cf. Archiv, Bd. LXVII. S. 386 sqq.) 

Beatissime Pater! 

Humiliter exponitur S. V. quod Victoria N . . ., dioecesis N . . ., 
die 10 maii 1865, matriraoniura contraxit cam Josephe N . . ., ex 
qao daos liberos habuit. Anno autem 1870, dictas Josephas ad bel- 
lum profectus est et die 19 jannarii 1871 , in praelio quod ad civi- 
tatem S. Quintini commissum est, disparnit, ut constat ex litteris 
Ministri, qui militiae praeest, die 11 decerobris 1875 datis; nee ex 
eo tempore uUa fama de eo audita fuit, licet ipsius nomen, die 
19 julii 1882 , in diario reipublica {Journal officid) promulgatum 
fuerit. Ideo Josephus jure habitus est ut defunctus et tribunal N . . ., 
per sententiam diei 4 junii 1886, pronuntiavit quod constat de 
ejus obitu. 

Addendum quod Josephus, si victoriae fides habenda est, pac- 
tum iniisset cum Septem e suis sociis ut post praelium convenirent 
ad eumdem locum, solusque a conventu abfuisset. 

Nunc autem Victoria N. . ., jure civili vidua, et 41 annos 
nata, matriroonium contrahere vellet cum Ludovico N . . . , annos 42 
nato, nostrae dioecesis, humiliterque iraplorant dispensationem super 
iinpedimento secundi in linea aequali consanguinitatis gradus. 

Causae sunt: 1^ Scandalum cohabitationis incestuosae toUendum; 
2^ Quatuor Uberi legitimandi ; 3^ Dies fixa ad contractum civilem 
ineundum, nempe 11* mensis currentis. — Oratores sunt pau- 
perrimi. 

N. . ., 2» aprilis 1887. 



4^ Congr. 8. Off, circa tnatrim. ^ casu obit. alt. coniug. 

Poria, IV, die 27 aprilis 1887. 

In Congregatione Generali habita coram Eminentissimis PP. 
Gardinalibus , proposito dubio circa obitum Josephi N . . ., instante 
ejas Qxore Victoria N . . . , quae matrimonium inire capit cum Lu- 
dovicoN..., ejus consobrino, iidem Eminentissimi Patres decre- 
verunt: Dummodo ex atdhenticis documentis et ex iestibus fide 
dignis saUem swmmarie et extrajudicialiter constet non scium de 
iis quae ab episcopo expanuntur^ sed insuper Josephum N . . sin- 
cero animo prosequtUum fuisse uxarem et liberos neque üUam ctd- 
fuisse causam quare eos desereret, permüti passe Oratrici^ ut ma- 
trimonium ineat cum Ludavico N , . ., praema dispensatUme su- 
per ^ consanguinitatis gradu in linea laieraU aequali^ pro qua 
supplicandum Sanctissimo. 

Eadem die ac feria Sanctissimus Bminentissitnorum PP. resola- 
tionem approbavit atque petitam gratiam concedere dignatus est. 

J. Mcmcinit S. R. et ü. J. Not. 
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Uli. 
Literatur. 

1. KirchenrecJU von Rudolph Böhm, Erster Band. Die geschieht' 
liehen Grundlagen. Leipsig^ Verlag von Duncker und J^mblot 
1892. XXIU und 700 8. 8^. 16 Mk. 
Wir haben in diesem Bach vor allein eine eingehende , oft zn 
breite Darstellung des sich aus den umfassenden modernen Forsch* 
ungen über das Drchristentbum ergebenden kirobenrechtlicben Stoffes. 
Bigenthamlich genug beginnt und scblieest dieses Handbuch des 
Kirchenrechts mit dem Paradoxon: i^Das Kirchenrechl steht mü dem 
Wesen der Kirche in Wider8pruch.€. Wie so? »Die Ekklesia ist 
die gesammte Christenheit, der Leib Christi, die Braut des Herrn, 
— eine geistliche Grösse, den Normen des Irdischen, auch dem 
Recht entrückt.« Sichtbar und wirksam in den Gnadengaben des 
Berufs zum Dienst der Christenheit hat sie ihre Organe, »aber es ist 
unmöglich, dass ihre Organisation rechtlicher Natur sei.« »Das 
Wesen der rechtlichen Befugniss ist nicht, dass sie zwangsweise durch- 
gesetzt werde, wohl aber, dass sie formaler Naitur sei, das heisst, dass 
sie auf Grand bestimmter Thatsachen der Vergangenheii zustehe, 
ohne Möglichkeit der Kritik, ohne Rücksicht darauf, ob sie gegen- 
wärtig als sachlich gerechtfertigt erscheint oder nicht ... Ist es 
(nun) möglich, dass eine Lehre deshalb als Gottes Lehre zu gelten 
liat, weil der Lehrende vielleicht vor einiger Zeit formrichtig von der 
Gemeinde erwählt, oder sonstwie rechtmässig bestellt ist? Sobald ge* 
wiss ist, dass nicht Menschenwort, sondern allein Gottes Wort in der 
Ekklesia regieren soll, sobald ist ebenso gewiss, dass es keine Mad^t 
noch Amtsbestellung in der Christenheit geben kann, welche rechi^ 
liehe Befugniss gegenüber der Gemeinde gibt. Das Wort Gottes er- 
kennt man nicht an irgend welcher Form, sondern an seiner inneren 
Gewalt. Die Christenheit hat nur dem Worte zu folgen, welches sie 
kraft innerer freier Zustimmung als Gottes Wort anerJcefnU€ (S. 22, 23). 
Die aus dem göttlichen Wort geschöpfte Organisation der Christen- 
heit ist charismaUsche Organisation, eine von Q-ott gegebene Organi- 
sation. Da gilt eine von Gott gewollte üeberordnung und Unterord- 
nung. »Das Charisma fordert Anerkennung und, soweit es zu leiten- 
der, führender, verwaltender Thätigkeit beruft, Gehorsam seitens der 
übrigen,« welcher Gehorsam lAAespfluM^ nicht Beehtspflieht ist 
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»Die Christenheit lebt des Vertrauens auf Christum, der sie 
leitet und führt. Er wird in seiner Gemeinde auch die Gabe des 
Regiments erwecken. Und ein Charisma, eine Gabe gibt es, welcher 
die Führung der Gemeinde, das Regiment der Kirche in Christi 
Namen anvertraut ist : die Lehrgabe< (S. 26, 27, 28). »üeber die 
Ordnung der Ekklesia, über Berufung zu einem Dienste in der Bk- 
klesia, über Handhabung der Zucht in der Ekklesia kann nur der 
Lehrbegabte entscheiden« (S. 36). ^Das Bekermtniss des Glaubens 
an Christum^ den Sohn des lebendigen Gottes, ist der Felseny 
auf welchen die Kirche gegründet ist (Matth. 16. 18.) und den mit 
Gottes Geist ausgerüsteten Trägern solchen Bekenntnisses und solcher 
Lehre ist die Gewalt der Schlüssel im Hause Gottes (der Ekklesia), 
i. h. die Geu}alt des in Gottes Namen und durch Gottes Wort eu 
führenden Regiments gegeben« (S. 38). Die Träger der dreifach 
gearteten Lehrgabe sind die Apostel, Propheten und Lehrer (S. 41). 
»In dem Beruf, das Wort Gottes zu verwalten, im Namen Gottes za 
der Gemeinde zu reden, liegt das Priesteramt des neuen Bundes« 
(S. 51). Aber das Thätigwerden des Lehrbegabten ist von der Qe- 
stattung seitens der Christenversammlung abhängig. »So haben auch 
die Apostel, Propheten, Lehrer kein formales Recht der Wortver- 
waltung. Die Versammlung jpri^- den Wortbegabten, ob er ein 
Pseudoapostel , ein Pseudoprophet oder ein rechter Lehrer ist, und 
nur wo sie ihn als rechten Lehrer erkannt hat, nur da gestattet sie 
ihm die Handhabung des Gotteswortes.. In diesem Sinne hat jede 
Christenversammlung Macht über das Lehrami und ist sie darum 
zugleich selber verantwortlich für die Lehre, welche bei ihr im 
Schwange ist.« Auch die Wirkung der Wortverwaltung nach aussen 
(Ermahnung zur Busse, die Erwählung zu einem Amt, Vorschriften 
über die Ordnung des Geraeindelebens) ist von der freien Zustim- 
mung der Gemeinde abhängig. »Darüber, ob das Wort des Lehren- 
den wirklich Gottes Wort ist, entscheidet kein Rechtssatz und keine 
Thatsache der Vergangenheit, sondern allein das gegenwärtige Zeug- 
niss des heiligen Geistes, welcher in den Versammelten lebendig ist. 
Denn auch »in euch ist Christus,« schreibt der Apostel Paulus 
(2. Kor. 13, 5), und gerade wegen der ungeheuren Macht, welche 
das verkündete Gotteswort für sich in Anspruch nimmt, ist die Gabe 
der »Prüfung der Geister« in der Gemeinde verbreitet und als Gegen- 
gewicht gegen das Lehramt wirksam« (S. 52, 53). Dieses Gestatten 
von Seiten der Versammlung ist aber niemals rechtliche RegierungS" 
handlung^ sondern blosse Zustimmung, ja Unterwerfung unter das 
Wort als Gottes Wort. Die Erwählung zum Lehramt geschieht 
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durch das Zengniss Gottes d. h. darch das Mittel eines Lehrbegabten, 
die Zustimmung der Versammelten und nachfolgende Handauflegung 
zur Bekräftigung des Charismas, ohne dass irgend welche Elechte 
damit verliehen würden (§. 7). »Es gibt nur Versammlungen (Ek- 
klesien), bald grosse, bald kleine, bald hier, bald da, und alle diese 
Versammlungen sind gewissermassen nur Wellen , auf und nieder- 
steigend, kommend und gehend in dem grossen Strom der Christen- 
heit, . . . aber ohne irgendwelche reehüiche Vertretungsgewaltc (S. 66). 
Trägt der erste Abschnitt des ersten Capitels die üeberschrift : 
>'das Urchristenthum,€ so ist der zweite überschrieben: »Vorstufen 
der Qemeiudebildung.« Die regelmässig zu feiernde Eucharistie 
fordert das. Lehramt einmal wegen des zu sprechenden Gebetes, so- 
dann wegen des Empfangs und der Verwaltung der Liebesgaben, des 
Kirchenguts. Aus diesem Grunde fiel die Feier der Eucharistie vor 
allem einem Apostel oder Propheten zu. »In der Christet^ieit wird 
es immer Apostel, Propheten, Lehrer geben aber nicht nothwendig 
in jeder Christenversammlung .... Die apostolische Lehrgabe ist 
selten in der Christenheit .... Daher die Frage : wie wird für die 
Feier der Eucharistie und für die Verwaltung des Eirchenguts ge- 
sorgt werden, wenn kein Apostel, Prophet, Lehrer, wenn kein berufs- 
mässiger Prediger des Evangeliums in der Versammlung ist« (S. 80)? 
Dieses und das Entstehen von Hauptversammlungen rief das Bischofs- 
amt hervor. Dieses Amt gehört nicht zu den ersten Einrichtungen 
der Christenheit, ist aber doch im Laufe der apostolischen Zeit auf- 
gekommen. »Weil der Bischof die Eucharistie und das Gottesgut 
zu administriren hat, ist er kein Träger irgend welcher »Admini- 
stration« sondern Träger eines Lehramts, welches also van vornherein 
sich mit dem Bischofsamt verbindet« (S. 84). Dieses gegen die 
Theorie vom blossen Schatzamt des Bischofs und den getrennten 
Organisationen in der christlichen Gemeinde. »Das bischöfliche Lehr- 
amt ist von vornherein neben dem apostolischen und als Ersata des- 
selben ausgAüdei worden. Der Bischof der Urzeit stellt den unmit- 
telbaren Vorfahren unseres heutigen Pastors dar.« »Auch die Er- 
wählung zum Bischof ist nicht Wahl, Bestellung, Beauftragung in 
irgend welchem juristischen Sinne, sondern vielmehr Beseugung und 
Bekräftigung (Handauflegung) des von Gott durch Verleihung des 
Charismas gegebenen Berufs« (S. 88, 89). Was war das für ein 
Charisma? Aus dem Brief des römischen Elemens und anderen 
Quellen ergibt sich, dass der Bischof grundsätzlich aus der Reihe 
der »Alten,« der Presbyter, genommen wurde (S. 106). Das Cha- 
risma aber war das der praktischen Bewährung des Christenthums 
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(S. 109). So ist es das Charisma der w^hthäHgen Erweisang des 
Cbristenthams, welches den Bischof zar Verwaltung der Eacharistie 
und der Opfergaben befthigt (S. 112). »Der Bischof ist derjenige, 
welchem durch die Wahl der Versammlung das Zeugniss gegeben 
ist, dass er durch sein Charisma van OoU Beruf empfangen hat, 
Eucharistie und Kirchengut als Diener des göttlichen Wortes zu 
verwalten. Dennoch hat auch der erwählte Bischof kein Recht auf 
die Verwaltung seines Bischofsamtes« (S. 115). Dies liegt darin, 
das in den einzelnen ElLklesien mehrere Bischöfe nd>eneinander sich 
finden, die übrigens kein Collegium bilden, sondern gleich berechtigt 
und gleich unberechtigt neben einander stehen, je nachdem die Ver- 
sammlung zum Dieoste beruft (S. 119 ff., S. 151). Der zehnte Pa- 
ragraph handelt von den Diaconen, welche gleichzeitig mit den 
Bischöfen auftreten, folgeweise ursprünglich nicht aus der EUihe der 
Lehrbegabten, sondern aus den sonst geistlich begabten Gemeinde- 
mitgliedern hervorgehen (S. 122)^). Einen interessanten Anhang zu 



1) AU Spezimen hier A. 4 auf S. 122 : »Dadurch wird die weitTerbreitete, 
noch heute herrschende (ygl. z. B. Weizsäcker^ Apost. ZA. S. 684 a. E.) An- 
sicht widerlegt, nach welcher die »Siebente von deren Bestellung fUr den 
»Tischdienste die Apostelgeschichte 6, l ff. berichtet, Vorbild und Ursprung 
des Diacononamtes bedeuten. Die »Sieben« sind Männer von apostolischer Lehr- 
begabung, »Toll Glaubens und heiligen Geistes,« TergL oben S. 73 Anm. 19, 
wfthrend die Diaoone gleich den Bisehöfen einen Ersatz anstatt eines Lehr- 
begabten bedeuten. Es hängt damit zusammen, dass fUr die »Sieben« Ton 
irgend welcher dienenden Unterordnung unter die Apostel in Bezug auf den 
Tischdienst (die Gabenrerwaltung) keine Rede ist, während der Diacon Ton 
Tornherefn als blosser Gehilfe des Bischofs auftritt, Ygi. unten. Jene Deutung 
der »Sieben« als Diaoonen ist bekanntlich alt. Sie findet sich schon bei Qyprian 
(ep. 3, 3; 67, 4) und in den canones Hippoljrti V, §.39: sicut Stephanos 
(Achelis S. 66, 16B) ; aus dem 4. Jahrhundert ygl. Gonc. Neocaesar. (a. 314 — 325) 
c. 15; Constit. apost. V, c. 8: 9uv8i(xxovo{ lT^<pavo{, VIII c. 18, 46. Diese alt- 
kirchliche Auifikssung aber geht auf die Tradition der römischen Kirche zarUck. 
In Born hielt man im 3. Jahrhundert und darüber hinaus wegen der »Sieben« 
an der Siebenzahl der Diaconen fest und setzte dafOr, anstatt weiterer DiaooneB, 
Snbdiacone ein, wie Uamach, Teite II, 5 S. 19 Anm. 1 S. 91, 100 £ iMMh- 
gewiesen hat. Die Einsetzung der Subdiaoonen in Rom erfolgte in den zwanziger 
oder dreissiger Jahren des 3. Jahrhunderts, wahrscheinlich bald nach 236, 
Hamack a. a. 0. S. 92 Anm. 70, S. 97 Anm. 88. Daraus folgt, dass jene 
Lehre ron den »Sieben« als den ersten Diaconen jedenfalls in Rom schon gegen 
Bade des 2. Jahrhunderts blühte. Wahrscheinlich hanget die Theorie ^on den 
»Sieben« mit der andern Theorie Ton der apostolischen Successien der Bischöfe 
zunächst des römischen Bischofs (unten §. 19) zusammen. Wenn der römische 
Bischof der Nachfolger der Apostel (Petrus und Paulus) war, so mussten die 
römischen Diaconen Nachfolger der von den Aposteln als ihre Gehilfen einge- 
setzten Sieben smn. Cyprian (ep. 3, 3) gibt augenscheinlich die römische Lehre 



Soknif Kirchenrecht Dd. /. 449 

den Diaconen bilden die ordines minores. Was die Äeltesten betrifft, 
so sassen dieselben (icpeaßuTspoi) mit dem Bischof um den Altar, 
welcher Eh rensitz am Abendmahlstisch den Vorsitz in der Versamm- 
lung bedeutete. Sie waren ferner Beirath und Aufseber in der 
bischöflichen Gabenverwaltung (S. 146), Beirath für die bischöfliche 
Zuchtübung (S. 148). Auch der Unterricht der Katechuroenen und 
der jüngeren Geroeindemitglieder über Glauben und Sittlichkeit lag 
den Presbytern ob, »da ja sonderlich Lehrbegabte selten sindt (S. 149). 
Ja die Aeltesten gestatten in Vertretung der Versammlung thatsäch- 
lieh die Leitung der Eucharistie, die Verwaltung der Opfergaben 
einem bestimmten einzelnen. ^Also die Aeltesten haben Mcuiht über 
den Episcopai€ (S. 153). Auch die Wahl und Ordination steht unter 
Führung der Aeltesten, kurz um die ganze Leitung der Ekklesia 
(S. 154). Dabei ist der Presbyterat kein Amt, sondern nur eine 
Ehrenstellung in der Kirche (S. 148). 

Solcher Gestalt ist das Bild, das uns S. von der Urkirche ent- 
wirft. Für jeden der Hauptsätze wird in einer überreichen Menge 
von Belegstellen der Beweis zu erbringen gesucht, Belegstellen, 
theilweise den Forschungsresultaten anderer Gelehrter entnommen, 
theilweise selbstkräftig aufgestellt, namentlich da wo Verf. eine 
eigene Ansicht verficht, was vielfach der Fall ist. Und doch ist 
dieses Bild vom Urchristenthum ein Wahn- und Jammergebilde. 
S. selbst sagt: »Die Macht der Aeltesten über den Episcopat hat 
den Mangel rechüicher Ordnung zur Voraussetzung. Aber derselbe 
Mangel rechtlicher Ordnung gefährdet die Stellung der Aeltesten 
selbst. Es gibt kein Recht eines geschlossenen Aeltestencolleginms 
gegenüber den Jüngeren. Alles was die Aeltesten vermögen steht 
ihnen nur als Führern und Vertretern der Versammlung zu. Wie 
dann, wenn die Versammlung den Weisungen der Aeltesten den 
Gehorsam verweigert? Dieser Augenblick wird kommen und in dem- 
selben Augenblick wird die Einführung rechtlicher Ordnung als ge- 
schichtliche Noth wendigkeit sich erweisen. Das Kirchenrecht wird 
kommen und durch das Kirchenrecht wird das Urchristenthum in 
katholisches Christenthum sich verwandeln (S. 156). Allein das 



wieder, wenn er das Verhältniss zwischen Bischof und Diacon mit dem Ver- 
hältniss zwischen den Aposteln und den Sieben gleichsetzt. Die römische Ge- 
meinde hatte also mit ihrem Apostel (Bischof) und ihren » Sieben € genau die 
apostolische Ordnang der Ekklesia und massten die sieben Diaconen wiederum 
den Beweis daftir verstarken, dass der römische Bischof wirklich der Nachfolger 
der Apostel sei. Bemerkenswerth ist, dass eine gleiche Theorie f&r das römische 
Presbyterat nicht Yorliegt. 
Archiv für Kirchenrecht. LXVm. 30 
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Allein das katholische Christenthum war sammt dem Eirchenrecht 
schon lange da. 

Für's erste ist zu bemerken, dass gegenüber den anscheinend 
wohlgefugten Sätzen and bestimmten Linieo der Urkirche des Verf. 
soviele abweichende Anschauungen und Behauptungen anderer 
akatholischer Forscher stehen, dass man durch sie ein wenn aach 
nicht ganz katholisches, so doch wesentlich anders geartetes ür- 
christenthum und auch ein Eirchenrecht schon für jene erste Zeit 
bekommt. Wir verweisen in dieser Hinsicht einmal darauf, dass nach 
dem ganzen Tenor der heiligen Schriften des N. T. gegen&ber tou 
S. verschiedene protestantische Gelehrten mit vollem Recht behaupten, 
dass alttestamentliche Institutionen und jüdische Verfassungselemente 
der Urkirche zum Vorbild gedient und zum Theil, wenn auch 
verändert , so doch von dort herübergenommen wurden, so die 
Presbyterie S. 10 Anm. 11, die Weihe durch Handauflegung S. 61 
Anm. 10, S. 64 Anm. 16. Sodann wird von den meisten die Stelle 
2. Tim. 1, 6 : »Ai' ^v aiTiav iva|xifiVi]oxtt> oe ivaCcDicopsTv to XGtpiO{ia 

TOU &80U; iOTtV Iv Gol diä T^Q äm&^aSCOC: T(OV x^^P^^ f^o^^ ™ ^^" 

tholischen Sinn verstanden S. 65 Anm. 18. Ferner verweisen wir aaf 
die oben wörtlich beigeschriebene Anm. 4 S. 122. Für rechtliche 
Organisation in der Kirche der ersten Zeit sprechen solche Autoren 
in Anm. 21 S. 14 (rechtliche Gemeindeverfassung), Anm. 6 S. 30 
(gesetzgebende Gewalt der Apostel), Anm. 9 S. 54 (Rechtsstellung 
der Lehrbegabten), Anm. 22 S. 75 (Eirchengut). Manchmal ergibt 
sich diametral entgegengesetzte Anschauung, so gegen Harnack be- 
züglich der BischofscoUegien und der Entstehung der ordines minores 
S. 116 Anm. 78, S. 128 ff. 

Ferner thut S. mitunter Belegstellen einfach Gewalt an, damit 
sie beweisen möchten, was sie sollen. Für die Meinung, dass die 
Erwählung zum Lehramte geschehen sei durch Prophezie, Zustim- 
mung der Versammlung und bekräftigende Handauflegung werden 
beigebracht unter anderen die Stelle 1. Tim. 4, 14: »Ht) ifiiXst xou 
iv ool x^pt^fAttTOCf id6^yi oot dia icpo^njxetac: ^isTa imftiaeoo'; Tä>y 
Xetpä>v TOU icpeaßuTspcou« und die bereits angefQhrte 2. Tim. 1, 6. 
Dazu lesen wir S. 65 Anm. 18: »Die Prophetie ist zweifellos ein 
blos bezeugender Vorgang ; der Prophetie wird aber in beiden Stellen 
die Handauflegung als gleichartig gedacht. Das diä ist in beiden 
Fällen (wie die erste Stelle zweifellos macht) nicht kausal für das 
Dasein, sondern nur kausal für die Anerkennung des Charisma ge- 
meint.« Verstehe wer es kann! Der Empfänger des zweiten Timo- 
theusbriefes mochte es nehmen, wie es da gestanden hat. Und wenn 
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die Gläubigen in Samaria den bl. Geist empfingen durch die Hände- 
auflegung der Apostel (Apostelgeschichte 8, 17), so kann man nnr 
an reine Kausalität denken, wie aucli »die alttestamentliche Hand- 
auflegung ihrem Wesen nach Traditionshandlung« war (S. 61 Anm. 10). 
Dass die S. 154 Anm. 6 ans Tertullian de exhort. castit. c. 7 ange- 
führte Stelle »besonders deutlich» wäre, vollends wie sie S. inter- 
pretirt, können wir nicht sagen, da, soweit wir »anctoritas ecclesiae« 
bei Tertnllian kennen, so öfters adv. Marcion. 1. IV c. 5 es eben 
heisst: die Auctorität der Kirche und nicht die »Fübrerschafbc oder 
»Führerrolle in der Ekklesia.« Die aus TertulL de fuga c. 11 an- 
geführte Stelle ist etwas wesentlich anderes. Mehr will hier über 
diesen auch textlich (adeo — a Deo?) recht unsicheren Wortlaut 
nicht gesagt werden. Er wäre einer umfassenden Ausführung würdig. 

Total falsch ist des Verf. Kirchenbegriff. Dass das Wort 
Ekklesia im N. T. in mehrfachem Sinne vorkommt, gibt doch kein 
Recht , ohne weiteres zu sagen , dass dasselbe ein blos dogmatisches 
Werthurtheil ausdrücke. Gerade die angezogene Stelle Matth. 18, 20: 
»Wo zwei oder drei in meinem Namen versammelt sind, da bin ich 
mitten unter ihnen,« die so exegesirt wird: Wo der Herr, das Haupt 
des Leibes, da ist die Christenheit, das Volk Christi, die ganze Chri- 
stenheit, die Ekklesia (das Volk Gottes) (S. 20), diese Stelle in ihrem 
Zusammenhang betrachtet, besagt anderes. Wenn nämlich der Ermahnte 
auf die zwei oder drei nicht hört, die ja freilich auch Ekklesia sind, 
so sollen sie es der Kirche sagen. Wäre der Begriff der Kirche 
ein so nichtssagender, wie S. meint, da würden die zwei oder drei 
mit ihrer Anzeige leeres Stroh dreschen. Soll dieser V. 17 einen 
Sinn haben und er hat einen, so ist hier eben die Rede von dem 
Forum der Kirche, wesentlich anders geartet als die correctio fra- 
terna, berechtigt aus dem kirchlichen Verbände auszustossen, wie die 
Synagoge , so dass der Ausgestossene ist wie ein Heide und öffent- 
licher Sünder. 

Was dann die Organisation der Urkirche betrifft, wie sie 
Verf. darstellt, so muss man schon sagen, hätte Christus nicht besser 
für seine Stiftung gesorgt, dann hätte er sie in einem über alle 
Massen ungeordneten und elenden Zustand zurückgelassen. S. spricht 
gar (S. 15 Anm. 21) von einer »enthusiastischen Vorstufe.« Obgleich 
die Evangelien und die Briefe voll sind von der den Aposteln gegebenen 
Vollmacht, so verschwinden beim Verf. die Apostel doch vollständig. 
Vergebens sieht man sich da nach einer apostolischen Kirche um. 
»Ausübung formal zuständiger Kirchengewalt (Gesetzgebungsgewalt) 
ist dem Apostel so wenig gegeben wie irgend einem andern Christen« 

30* 
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(S. 30). Die Apostel haben kein foruaales Recht der Wortverwaltung. 
Die Versammlang prüft zuvor und dann gestattet sie nach Befund 
die Predigt. Aber die Apostel haben sich doch nöthigenfalls nicht 
um das ürtheil der Gemeinde gekümmert. Das zeigen die Briefe 
vor allem an die Korinther und die Galater, die herbsten Tadel ent- 
halten (cfr. S. 55 Anm. 9). Wäre den Versammlongen der ersten 
Christen auch nur die kleinste Befugniss gegenüber dem apostolischen 
Befehl zugestanden, sie hätten das wohl sich nicht so gefallen lassen. 
So aber haben sie sich gebessert. Daher schreibt TertuUian treffend 
de praescript. haeret. c. 27: »Cum correptas ecclesias opponunt, 
credant et emendatas. Sed et illas recognoscant, de qnarum fide et 
scientia et conversatione apostolus gaudet et deo gratias agit, quae 
tamen hodie cum illis correptis unius institutionis ßira miscent.« 
Ferner beruht die ganze Kirche nach S. auf einem einfach uncon- 
trollirbaren Charisma zunächst der Lehrgabe und dann, wo es sich 
zeigt, dass apostolische Lehrgabe selten ist in der Kirche (S. 80), 
wird das Charisma der Liebesthätigkeit als Succurs beigeschleppt. 
Wie aber wenn die Jüngeren das Charisma der Aelteren nicht mehr 
anerkennen? Dann ergab sich »die geschichtliche Nothwendigkeit« 
die Kirche gesetzlich zu ordnen, Kirchenrecht einzuführen, und 
dann steht doch wieder der alte Satz zu Diensten: zwischen der 
frühesten Kirche und der späteren hat sich eine Veränderung ein- 
geschoben, man muss zur Urkirche zurückkehren. 

Dass aber thatsächlich eine solche Veränderung nicht eingetreten 
ist, dass vielmehr das Kirchenrecht so alt ist als die Kirche und gemäss 
der Stiftung und dem Wesen der Kirche als Gesellschaft so alt als sie 
selber sein muss, hat, wie bekannt, niemand tiefer und geistvoller 
dargestellt, denn Klemens von Rom in seinem ersten Brief an die 
Korinthier. »Die Apostel sind uns durch Jesus Christus als Prediger 
des Evangeliums geschickt worden , Jesus Christus ist von Gott ge- 
schickt worden. Christus ist also von Gott und die Apostel sind von 
Christus; und beides ist wohlgeordnet nach dem Willen Gottes ge- 
schehen .... Indem sie also auf dem Land und in den Städten 
predigten, haben sie ihre Erstlinge, nachdem sie dieselben durch den 
Geist geprüft, zu Bischöfen und Diaconen derer, welche glauben, 
aufgestellte c. 42. »und unsere Apostel haben durch unseren Herrn 
Jesus Christus erkannt, dass Streit über den Episcopat entstehen 
werde. Deshalb haben sie, mit vollkommener Vorsicht ausgerüstet, 
die Zuvorgenannten aufgestellt und ihnen die Ordination (»Ver- 
theilung« übersetzt S. den Ausdruck »licivojuiigvc S. 82 Anm. 4) ge- 
geben, damit, wenn sie selbst entschlafen wären, andere bewährte 
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Männer den Qottesdienst übernähmen. Darum halten wir es für un- 
recht, diejenigen ihres Amtes zu entsetzen, welche von jenen aufge- 
stellt wurden oder inzwischen von anderen auserlesenen Männern 
unter Zustimmung der ganzen Gemeinde und welche ohne Tadel 
ihren Dienst versehen haben u. s. w.« c. 44. »Wir müssen alles 
was der Herr zu bestimmten Zeiten zu thun uns befohlen hat, in 
der Ordnung thun . . . Diejenigen also, welche zu den festgesetzten 
Zeiten ihre Opfer darbringen, sind wohlgefällig und selig; indem 
sie den Geboten des Herrn folgen, fehlen sie nicht. Denn dem 
Hohenpriester sind besondere Dienste gegeben und den Priestern ist 
ein eigener Platz angewiesen und den Leviten liegen eigene Dienst- 
leistungen ob. Der Laie aber ist an die Gesetze für die Laien ge- 
bunden« c. 40. Das ist also von Gott selber stammendes, im A. T. 
festgehaltenes, durch Jesus Christus neu festgesetztes Recht. 

Demgegenüber schreibt der Verf.: »Die Lehre von der Ordnung 
der Ekklesia ist nach urchristlicher Ueberzeugung ein Bestandtheil 
der Glaubenslehre. Sollte eine Rechtsordnung für die Ekklesia 
durchgesetzt werden, so war das folgeweise nur im Wege einer 
neuen Glaubenslehre möglich. Es musste die Lehre des Gottes- 
Wortes eine Aenderung erfahren und eine bestimmte Rechtsordnung 
als vom Worte Gottes gefordert, d. h. als göttlich geoffenbarte Rechts- 
ordnung behauptet werden« (S. 160). Das hat also Elemens gethan. 
Unterstützt wurde er durch die Noth wendigkeit, welche, wie die Ge- 
schichte zeigt, vorlag. Der Glaobensmuth der ersten christlichen 
Zeit, welcher dem Geiste und Worte Gottes als solchem traute, ist 
seit dem Ende des ersten Jahrhunderts einem Eleinglauben gewichen, 
der Rechtsordnung verlangte. »Aus diesem Kleinglauben des christ- 
lichen Epigonenthums ist der Katholicismus entsprungen« (S. 162). 
Freilich bat das praktische Interesse es dringend genug empfohlen, 
den Bischöfen ein Recht auf die Eucharistie und das Kirchengut zu 
gewähren (S. 164), »Die unmittelbare Folge des Klemensbriefes war 
eine Verfassungsänderung in der römischen Gemeinde« (S. 165). 
»Die Folge des Klemensbriefs war die Einführung des Einzelepiscopats 
in Rom« (S. 167). Dieser römische Einzelepiscopat aber wurde im 
Laufe des zweiten Jahrhunderts überall durchgeführt (S. 182). 

Allein diese Sätze fordern den entschiedensten Widerspruch 
heraus. Dass »die Breite der Ausführung, die Häufung von Gründen, 
welche der Klemensbrief darbietet, auf die Neuheit der von ihm ver- 
tretenen Gedanken hinweisen« (S. 165), ist eine eigenthumliche Be- 
hauptung. Eine Häutung von Gründen ist doch für gewöhnlich noch nicht 
der Beweis einer schlecbtbegründeten Sache. Wäre sie das gewesen, 
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woher daun die von S. selbst zugestandene Folge, die Entstehung 
des Eirchenrechts , der wichtigste Vorgang in der ganzen Entwick- 
lung der Kirche (S. 161)? Wäre dem so, wie vorgegeben wird, 
Elemens hätte müssen in Eorinth wie Rom den energischsten Wider- 
stand als Neuerer und Yerderber der Kirche gerade von den wich- 
tigsten Gemeindemitgliedern, den Aeltesten, finden. Zudem waren 
noch keine vierzig Jahre vergangen seit dem Tode der Apostel. Auch 
war Rom damals noch viel zu schwach, um die Episcopalverfassung 
allenthalben einzuführen und dies so rasch wie in Griechenland und 
Asien. Denn die Briefe des hl. Ignatius von Antiochien, die auch 
S. , abweichend von Harnack, ganz nahe an die Grenzscheide des 
ersten und zweiten Jahrhunderts rückt — uro das Jahr 115 können 
sie sehr wohl geschrieben sein (S. 185) — , »bezeichnen ausdrücklich 
den Episcopat als eine in der christlichen Welt bereits gemeingültige 
Einrichtungc (S. 168). Das ist bei des Verf. Aufstellungen einfach 
ein Ding der Unmöglichkeit. Es will ja gewiss nicht bestritten wer- 
den, dass die Einrichtungen in dieser frühesten Zeit noch etwas ge- 
wisses Unfertiges haben mussten. Aber wenn man den Gang der 
Entwicklung verfolgt, so ergibt sich, dass das einheitliche Festhalten 
an den von den Aposteln gesetzten Bischöfen das ursprüngliche war, 
dass daun, als die Gemeinden wuchsen, Gefahr war, es möchte 
die Einheit in die Brüche gehen und auch theilweise ging. Daher 
die Mahnungen von Klemens von Rom und Ignatius von Antiochien 
zum Festhalten am Einheitspunkt, an dem Bischof. Möglichkeit, Zeit und 
Raum für die von S. angenommene Entwicklung, ja totale Veränderung 
der Organisation der Kirche ist nur dann da, wenn man die eigent- 
lich apostolische Kirche, ihr Wesen und ihre Dauer ganz ausser Acht 
lässt, wie es freilich S. gethan. 

Im weiteren Verlaufe dieses ersten Abschnittes des mit der 
Ueberschrift: »Der Katholicismusc versehenen zweiten Capitels, wird, 
nachdem also im Eingang vom Bischof, wie ihn Klemens aufgebracht, 
gehandelt worden , eine Reihe von mit der Bildung des Einzel- 
episcopates zusammenhängenden Folgebildungen abgehandelt, so die 
Entstehung der Gemeinde als »eine eirufige^ rechtlich gescJdossene^ alle 
Christen der Stadt und des zugehörigen Landgebietes umfassende 
Versammlung, die Bischofsversammlnng« (S. 194). Da entstand denn 
auch »kraft des dem Bischof allein zugeschriebenen göttlichen Rechts 
auf die Eucharistie die Lehre von dem auf göttlicher Ordnung be- 
ruhenden Priesterthum des Bischofs (und seiner Gehülfen, der Pres- 
byter), durch welches das allgemeine Priesterthum des ursprünglichen, 
echten Christenthums entkräftet wurde« (S. 211). Der Bischof hat 
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aach endgültig die ?olIe Lehr- und Regierungsgewalt. Doch bleibt 
als Erinnerung an die frühere Zustimmung der Versammlung zu der 
Thätigkeit des Lehrbegabten ein Zustimmungsrecht der Gemeinde, 
das bei dem Wachsen des Gemeindekörpers, seiner Schwerßllligkeit 
und dem Schwinden der ursprünglichen Glaubenskraft in den Ge- 
meindemitgliedern (S. 23S) an eine Vertretung, das Presbyterium, 
übergeht, welches aber selbst eine Aenderung erfährt, indem es zur 
beruflichen eticharistischen Beamtenschaft des Bischofs wird (S. 289). 
Man sieht es sind das lauter Sätze, die bei der ünhaltbarkeit ihres 
Untergrundes entweder ganz falsch sind, oder doch stark modificirt 
werden müssen. 

»Die Frage war (nun), ob über der Bischofsgemeinde eine 
weitere Organisation erzeugt werden könne , welche wiederum diese 
sämmtlichen Bischofsgemeinden einem rechtlichen Verfassungskörper 
einverleibte« (S. 248). Das geschah durch die Synoden, zuletzt in 
dem öcumenischen Concil und durch die Oberbischöfe, zuletzt den 
Papst. Die Synode nun ist keineswegs von vornherein eine Bischofs- 
Versammlung^ die Synode ist vielmehr aus der Gemeindeversamm- 
lung hervorgegangen (S. 258). »Das Concil stellt lediglich eine 
Erscheinungsfarm der Gemeindeversammlung, eine durch Bischöfe 
verstärkte Qemeindeversamndung dar« (S. 265). Ohne Vereinigung 
mit der Gemeinde ist die Versammlung von Bischöfen als solche 
ohne jegliche OewaU. Erst mit der Gemeinde vereinigt kann die 
Bischofsversammlung Gewalt der Ekklesia ausüben (S. 267). Auch 
die Versammlung zu Jerusalem ist eine ordentliche Gemeindever- 
sammlung, keine Synode. »Das sogenannte Apostelconcil ist über- 
haupt kein Concil, sondern ordentliche Gemeindeversammlung, und 
das sogenannte Aposteldecret kein Synodalbeschluss , sondern ordent- 
licher Gemeindebeschluss« (S. 293). Das ist eben der Grundirrthum von 
S., dass nach ihm die Apostel eigentlich keine Apostel waren ! Wie je- 
doch »die Gemeinde nebst ihrem Klerus bereits für die Regel durch die 
Autorität ihres Ortsbischofs, so wird sie um so mehr auf der Synode 
durch die vereinigte Autorität der versammelten Bischöfe iiberwältigt€ 
(S. 305). Aber konnte denn, fragen wir, von Anfang an die Ge- 
meinde als ein auch nur äusserlich gleichmässiger Bestandtheil der 
Synode angesehen werden? Mussten alle Gemeindemitglieder dabei 
sein oder nur ein Theil? Dazu unterscheiden die Berichte genau: 
die Bischöfe und das Presbyterium sitzen auf der Synode, das Volk 
steht, wie im Gottesdienste. Freilich bedeutet nach S. »das Stehen 
der Diaconen und der Gemeinde nicht, wie allgemein angenommen 
wird, dass sie von der Versammlung ausgeschlossen und als blosse 
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Zeugen anwesend seien , sondern umgekehrt , dass sie an der Ver- 
sammlung theilnehmen^ in derselben Form, in welcher sie an jeder 
Gemeindeversammlung sich betheiligen« (S. 297). Dafür wollen wir 
aber sagen : »in derselben Form,« in welcher sie am Gottesdienst 
theilnehmen und das Becht der Gemeinde beschränkt sich alsbaM. 
Es liegt gar kein Interesse vor, gegen einen Antheil der Oenieinde an 
der Synode zu streiten, aber es ist total falsch, auf der anderen 
Seite die Bischöfe principiell aller Gewalt auf der Syuode entkleiden 
zu wollen. Der folgende §. trägt die Ueberschrift : »Die Macht der 
Synode« und gipfelt in dem Nachweis, dass ursprünglich jede^ aach 
die kleinste Synode ein allgemeines Concil war (S. 314), weil die 
kleine, wie die grosse nach dem Glauben der Kirche den hl. Geist 
hat (S. 320). Keine Synode hat über die Kirche rechtliche GewaÜ. 
Beweis ist, weil T^jeder Synodalschluss durch einen anderen Synodal- 
schluss wieder aufgehoben werden hann^ (S. 323). Die »Appellation 
von der einen Synode an die andere, welcher rechtlich keine Schranke 
gesetzt war, sprach deutlicher als alles andere die rechtliche Macht" 
losigkeü der Synoden aus« (S. 326). »Jede Partei ging nach Lage 
der umstände und nach Massgabe ihrer augenblicklichen Interessen 
mit den Synodalschlüssen um, weil es einen Rechtssata über die 
Kraft derselben überall nicht gab^ (S. 326 Anm. 53). Bin erquick- 
liches Bild von der frühesten Kirche, die so den Keim des baldigsten 
Untergangs in sich getragen hätte, wenn nicht die geschichtliche 
Stellung der Synoden und Roms das gerade Gegentheil erwiese! 
Jedenfalls wurde schon in frühester Zeit zwischen dogmatischen 
Sätzen und Disciplinarvorschriften unterschieden. An ersteren, nach- 
dem sie auf Synoden aufgestellt waren, zu rütteln, galt für ketzerisch. 
Auf den Höhepunkt steigt die ünverständlichkeit der Deductionen 
von S. im folgenden: »Vor allem auch die dogmatischen Beschlüsse 
eines allgemeinen Concils sind als solche für die Kirche rechtlich 
unverhindlicK Auch für diese dogmatischen Beschlüsse, und gerade 
an erster Stelle für diese, bedarf es der Beception. Als das grosse 
Concil von Nicäa seine Beschlüsse über den Glauben gefasst hatte, 
war damit keineswegs der Kampf um das festgestellte Dogma be- 
endigj^. Es erhob sich vielmehr der mächtige Streit um die Be- 
ception. Fast das ganze 4. Jahrhundert ist von dem Geräusch der 
arianisch gesinnten Synoden erfüllt, auf welchen anti-nicänische dog- 
matische Formeln beschlossen wurden. Wie wäre das möglich ge- 
wesen, wenn dem Concil von Nicäa rechtliche Befugniss zu verbind- 
licher Lehrentscheidung hätte zugestanden werden müssen« (8. 331)? 
Als ob der Competenz des Gerichtshofes dadurch etwas verloren 
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ginge, dass der Vernrthcilte die Rechtskraft des ürtbeils bestreitet ! 
AuH diesem Abschnitt aber die Synoden fähren wir noch an : »Die 
moderne katholische Kirchenverfassang ist in ihren Bechtssätzen 
über die allgemeinen Concilien and deren Unterscheidung von den 
übrigen Concilien rationalistischen^ indimduaiistischen^ revolutionären 
Ursprungs^ (S. 341). Die Gewalt derselben beruhe auf dem Auf- 
trag^ welchen die Mitglieder des Concils seitens der einzelnen Gläu- 
bigen empfangen haben (S. 340). Freilich sei es doch wieder anders. 

Der dritte Abschnitt dieses Capitels hat zum Gegenstand die 
Metropolitan- und Papstgewalt. Ursprunglich sei jeder Bischof ein 
solcher der Oesammtkirche, Nachfolger Petri, gleich dem römischen 
Bischof gewesen (S. 347). »Um den Primat des Papstes aus dem 
(angeblichen) Primat Petri über die übrigen Apostel zu folgern, muss 
die Sache einigermassen (doch darf es nicht offenbar gesagt werden) 
so gewandt werden, als ob die Bischöfe nur die Nachfolger der 
Übrigen Apostel mit Ausschluss des Petrus wären, was aller Tradi- 
tion der katholischen Kirche widerspricht« (S. 346 Anm. 8). Das 
stimmt aber herzlich schlecht zu den bekannten Worten des hl. Ig- 
natius an die Römer: >Oux a><; Illtpoc xal IlaüXoc diataaoofiat ofxTv,« 
um von Stellen bei dem sonst so reichlich ausgebeuteten Cyprian 
zu schweigen, welche Petrus und dessen Stellung aufs klarste von 
dem Episcopat als solchem unterscheiden. Für die Entstehung des 
Primates bestimmter Bischofssitze wird als Grund angegeben die 
thatsächliche Machtstellung hervorragender Gemeinden , woraus ein 
Recht der Regierung über schwächere Gemeinden hervorgehen konnte. 
Und da der Bischof die Regierung über solche Gemeinden bereits 
inne hatte, entstand eine Hierarchie der Bischöfe. So weit dies also 
nur bezüglich der sogenannten Primaten gemeint ist, wird gern zu- 
i^egeben, dass die politische Bedeutung gewisser Städte für den Me- 
tropolitanverband bestimmend war. 

Nach all dem Vorausgegangenen ist es selbstverständlich, dass 
die Ursache für die Stellung des römischen Bischofs in der alten 
Kirche bei S. in der Welthauptstadtstellung Roms liegt. «Die 
Stellung Roms als Hauptstadt des Reiches der Welt, hat sie zur 
Hauptstadt auch der Kirche gemacht, zu der unentbehrlichen Haupt- 
stadt, ohne welche die Kirche nicht zu sein vermag« (S. 386). Die 
Ignatiusbriefe wissen noch nichts von der Nachfolgerschaft Petri, 
»obgleich sie, wie es scheint (sie), bereits die Gründung der römischen 
Gemeinde durch »Petrus und Paulus« voraussetzen« (S. 385 Anm. 22). 
Natürlich kommt auch die heute beliebte Wendung zum Vorschein, 
nachdem sich nun einmal bei gutem Verstand der Aufenthalt Petri 
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in Rom nimmer wegdispatiren lässt , dass bei Irenäas adv. haer. IIT, 
8, 2 die Einsetzung des ersten Bischofs von Rom den beiden Aposteln 
(Petrus und Paulus) zugeschrieben werde »ein fernerer Bevreis für 
das Ungeschichtlicho der römischen Tradition« (S. 215 Anm. 10). 
So auch Eattenbusch in seiner Confessionskunde 1. Bd. S. 90. Ent- 
schieden ein »fernerer« Beweis! Die andere berühmte Stelle von 
Irenäus: »id hanc enim ecclesiam propter potiorem principalitatem 
etc.« wird dahin interpretirt : Rom besitzt die potior principalitas, 
»weil sie die von den Apostelfürsten Petrus und Paulus gegründete 
grösste und äUeste Gemeinde ist, in welcher als in dem MiUeUptofiM 
der Welt dauernd die ganze Christenheit sich widerspiegelt Als vor 
allem entscheidend können im Sinn des Irenäus die beiden letzten 
Thatsachen angesehen werden : die Hauptstadtstellung Roms und die 
damit verbundene Vorstellung, dass die römische Gemeinde die älteste 
Christengemeinde (bei Cyprian mater atque radix ecclesiae) sei« (S. 381 
Anm. 12). Allein Jerusalem war doch die älteste Gemeinde. Darum 
darf die Gründung gerade durch Petrus und Paulus, die Irenäus aus- 
drücklich betont, nicht nur so escamotirt werden. Zuerst nun hatte 
der römische Bischof blos geistliche, keine rechtliche Gewalt. So 
konnte er im Osterstreit die kleinasiatischen Bischöfe wohl eicom- 
municiren, aber nicht von ihren Sitzen entfernen. Allein dass er ex- 
communiciren durfte, war doch wohl schon Recht. Ob die Folgen dann 
wirklich eintraten war Machtfrage, die nach S. ja nicht in den Rechts- 
begriff gehört. Und wenn, wie der Verf. schreibt, diese excommunicirte 
kleinasiatische Kirche im 3. Jahrhundert nicht mehr sichtbar ist, 
weil sie von Rom aus der Geraeinschaft der Kirche ausgeschlossen 
war (S. 383), so hatte der römische Bischof ja auch die einige 
Seiten nachher in Abrede gezogene Macht. Ganz genau datirt der 
Verf. den Beginn der päpstlichen Gesetzgebungsgewalt von der De- 
cretale des römischen Bischofs Siricius vom Jahre 385 an den 
Bischof von Taragona. Alle canonischen Rechtssammlungen näm- 
lich lassen die Reihe der Decretalen mit dieser beginnen (S. 418). 
Oder noch bestimmter: »Im Jahre 380 erliess Kaiser Theodosius 
sein berühmtes Edict, durch welches er befahl, dass alle Welt, die 
den Römern vom Apostel Petrus überlieferte Religion anzunehmen 
habe. Von demselben Zeitpunkt an können wir die rechtliche Re- 
gierungsgewalt des Papstes nicht mehr blos über Italien, sondern 
über das Abendland datiren« (S. 417). Allein indem die griechische 
Welt ihren Mittelpunkt in sich selbst findet, wird Konstantinopel 
das Rom des Orients (S. 437). Das musste kirchenrechtliche Folgen 
haben, wenn S. recht hat. »Konstantinopel im Bunde mit dem ost- 
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rftmischon Kaiserthum wird die Führung der griechischen Kirchen- 
häUte übernehmen. So wird die Trennung der griechischen von der 
lateinischen Kirche eine endgültige« (S. 487). »Das Papstthum des 
römischen Bischofs wird bleiben, was es schon gegen Ende des 
4. Jahrhunderts geworden ist, ein lateinisches Papstthum, Die Ge- 
sammtkirche lehnt die Anerkennung eines einzigen rechtlichen Ober- 
hauptes ab. Die rechtliche Ausgestaltung des EirchenkOrpers bleibt 
eine unvollkommene. Es bleibt dabei, dass die gesammte Christen- 
heit eine blos geistliche Einheit darstellt« (S. 438). Wftren diese 
Deductionen richtig, dann müsste man in irgend einem Sinn, für irgend 
eine Zeit auch von einem griechischen Papstthum Eonstantinopels 
sprechen können. Das ist aber noch nie jemanden eingefallen. Der 
letzte Paragraph dieses langen Abschnittes beschreibt das Verhält- 
niss des Papstes zum Goncil. Die frühesten Concilien waren nur 
Reichssynoden ^ geistliche Parlamente des Kaiserthums^ vom Kaiser 
berufen, aufgelöst, vertagt. ^Kein Bischofs auch nicht der römische, 
besitzt den öcumenischen Concilien gegenüber das Recht der Be- 
rufung, Vertagung, Auflösung, Bestätigung« (S. 443). Demgemftss 
haben die päpstlichen Legaten auch keinen oder eben nur zufälligen 
Vorrang in der Sitzordnung ^ oder in der Unterzeichnung der Proto- 
colle. Aus der römischen Synode entwickelt sich dann seit dem 
11. Jahrhundert das allgemeine Concü der abenMändischen Kirche 
(S. 447). »Das Cancil ist dem Papste tmtergeordnett (S. 448). 
Die Epoche der Reformconcilien blieb demgegenüber blos eine Episode 
(S. 449). Weil aber der Papst, in der Disciplinargesetzgebung be- 
reits Selbstherr, immer noch des Zeugnisses der Ekklesia bedurfte, dass 
seine Glaubensentscheidung wirklich Feststellung des götüichen 
Wortes sei, so wurde »auch das allgemeine Concil von seinen letzten 
Rechten durch das Vaticanum entsetzt« (S. 455). Entsetzlich! Auf 
dem Altar des Papstthums hat die Christenheit ihre Freiheit als 
Opfer gebracht. »Der Katholicismus ist fertig. € Durch Unwahrheit 
ist er in die Welt gekommen, die freilich wieder mit der Macht der 
geschichtlichen Noth wendigkeit und ebendamit mit der Macht des 
Sieges bekleidet war. Der Abschiuss des Kirchenrechts aber war 
wie der Anfang nur durch Aenderung des Glaubens möglich. 

Auf mehr als zweihundert weiteren Seiten ist dann das Kirchen- 
recht der Reformation behandelt. Es wird entgegen der Ansicht der 
hervorragendsten protestantischen Gelehrten der Beweis zu liefern 
versucht, dass Luthers Schriften, die Bekenntnissschriften, das Kir- 
chenregiment und auch das landesherrliche Kirchenregiment nichts 
von eigentlichem Kirchenrecht in sich schliessen, resp. schliessen 
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können. ^Soll in der Kirche Christi Rechtsordnung und rechtliches 
Regiment sein, so muss nach lutherischen Grundsätzen das Kirchen- 
regiraent des Landesherrn aufgerichtet werden« (S. 634). Wir über- 
lassen es nun denen, welche von einem »deutsch-evangelischen Kir- 
chenrecht« reden (Theol. Literaturzeitung 1892 Nr. 14 S.364), sich mit 
diesem immerhin consequenten Buch, das aber eben dadurch allen Secten- 
und Schwarmgeistern das Wort redet, hierüber auseinanderzusetzen. 
Dagegen bemerken wir kurz, dass es Luther und den übrigen Re- 
formatoren von Anfang bis zu Ende an Conseqnenz gefehlt hat, was 
man aus Büchern wie Döllinger und Janssen besser sieht, als aus 
allen protestantischen Lutherbiographien und was auch S. trotz allen 
Bestrebens, Luthers bestimmten Eirchenbegriff zu erweisen gegen die 
anderen protestantischen Autoren nicht wegdemonstriren kann. So- 
dann stammt Luthers Abneigung gegen das Kirchenrecht noch aus an- 
deren Gründen. Er konnte die Decretalen und Canonen nicht leiden. 
weil sie wie ein erhobener Arm der Gerechtigkeit ihn stets be- 
drohten und wenn auch die Macht fehlte, welche dieselben gegen ihn 
executirte, so erachteten doch die »Schandjuristen seine eigene gegen 
das canonische Hinderniss der Priesterweihe geschlossene Ehe nicht 
für gültig« {Stintjiing, Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft, 
l. Abth. S. 275). 

Zum Schluss sei noch eine literarhistorische Frage berührt 
S. nimmt zwar S. XX gegen Achelis an^ dass die sog. Canones 
Hippolyti nicht in Rom und nicht in der Zeit Hippolyts entstanden ; 
aber er will sie immerhin noch dem 3. Jahrhundert zuweisen , da 
eine Bestimmung wie die, dass der Bischof auch von einem Pres- 
byter geweiht werden könne und dass der Märtyrer auch ohne Or- 
dination Presbyter sei, spätestens im 3. Jahrhundert möglich sei. 
Dagegen ist aber vor allem zu bemerken, dass von einer Bischofs- 
weihe durch einen Presbyter in der Schrift nichts zu finden ist. Die 
Worte in can. II : eligatur unus ei episcopis et presbyteris (oder 
sacerdotibus, wie Haneberg übersetzt) qui manum capiti eins imponat, 
haben nicht diesen Sinn und wurden auch , so viel mir bekannt is^t. 
bisher noch von niemand so verstanden. Das Wort »presbyteri« ist 
in der Stelle nichts anderes als ein amplificirender Ausdruck zur Be- 
zeichnung der episcopi. Die Deutung, welche S. S. 288 gibt 
dass, wenn ein Bischof nicht da sei, man einen Presbyter wählen 
solle, um die Ordination vorzunehmen, ist schon nach dem Wortlaut 
der Stelle nicht haltbar , da sonst stehen müsste : unus ex episcopis 
atU presbyteris, und sie wird überdies sofort durch den can. IV. aus- 
geschlossen, in welchem die Befugniss zur Ordination dem Presbyter 
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ausdrücklich aberkannt wird. Bezüglich der Märtyrer-Presbyter wurde 
bereits durch Funk, die Apostolischen Constitutionen S. 260 f., das 
Erforderliche bemerkt. Die Gründe für die Zeitbestimmung sind 
also durchaus hinfällig. Zudem hat S. nicht erkannt, dass es bei 
der Frage nach der Zeit der Canones Hippolyti in letzter Linie auf 
das Verhältniss der Parallelschriften ankommt. Nach den Forschungen 
von Achelis und Funk steht fest, dass das Verhältniss ist entweder: 
1. Canones Hippolyti, 2. Sog. Aegyptische Eirchenordnuug, 3. Achtes 
Buch der Apost. Constitutionen, oder aber umgekehrt: Achtes Buch 
der Apost. Constitutionen, 2. Aegypt. Kirchenordnung, 3. Canones 
Hippolyti. Funk hat die zweite Reihenfolge eingehend bewiesen. 
Achelis hat die erste Reihenfolge wohl behauptet , aber in keiner 
Weise begründet, ja nicht einmal die Noth wendigkeit einer bezüg- 
lichen Begründung erkannt, indem er einen Beweis für seine Ansicht 
schon in einer blossen Synopsis der Texte zu besitzen glaubte. 

Damit entlassen wir das besprochene Buch und verweisen zum 
Ende gegenüber der Behauptung, dass Katholicisraus und Kirchen- 
recht auf fortgesetzter Entstellung der christlichen Wahrheit beruhen 
auf das Wort Gamaliels, Apostelgeschichte 5, 38 <T. 

Tübingen. Dr. Sägmüller. 

2. JüDr. Kamil Henner^ raJcousJcfch jsdkonech amortisacnich. 
F. Praze. Ndkladem knihkupectvi Fr. Kivndde. 1892, — 
(JüDr. Camill Henner^ Von den österreichischen Amortisa- 
iionsgesetzen. Prag. Verlag der Buchhandlung des Fr, Rivndö). 
S. 96. gr, 8^ 

Die vorliegende Schrift enthält eine Darstellung der Amortisa- 
tionsgesestze , welche im Kaiserthume Oesterreich und insbesondere 
in dessen böhmischen Ländern (Böhmen, Mähren und Schlesien) vom 
XIII. bis zur Mitte des XIX. Jahrhundertes, namentlich bis zu dem 
mit dem kaiserl. Patente vom 5. Nov. 1855 (R. G. Bl. Nr. 195) 
kundgemachten Concordate vom 18. August 1855, bestanden haben, 
und erörtert zugleich die Frage , ob diese Gesetze durch das Gesetz 
vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 50), welches an die Stelle des ge- 
dachten Concordates getreten ist, neuerdings Kraft und Wirksamkeit 
erlangt haben. 

Veranlasst wurde diese Schrift durch eine Entscheidung des 
k. k. Obersten Gerichtshofes vom 1. Oct. 1879 Z. 6266 (Sammlung 
der civilrechtl. Entscheidungen des k. k. Obersten Gerichtshofes von 
Glaser, Unger und WaUher, II. Aufl., Bd. XVII S. 384 ff.), in 
welcher angenommen wird, dass die gedachten Amortisationsgesetze 
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auf Qrund des besagten Gesetzes vom 7. Mai 1874 wieder in Kraft 
und Wirksamkeit getreten sind. 

Bei der hohen Wichtigkeit des in dieser Schrift behandelten 
Gegenstandes möge es uns gestattet sein, auf dieselbe etwas näher 
einzugehen. 

Sie zerfällt nach ihrem Inhalt in zwei Theüe. Im ersten Theile 
(S. I — 59) stellt der Verfasser die genannten Amortisationsgesetze in 
geschichtlicher Entwickelung bis zu dem Concordate vom 18. Augast 
1855, bezw. zu dem kaiserl. Patente vom 5. Nov. 1855, dar; im 
jgweüen (S. 59—69) erörtert er die Frage bezüglich des Wiederauf- 
lebens derselben in Folge des erwähnten Gesetzes vom 7. Mai 1874. 

Die Erörterung der Streitfrage über die Zweckmässigkeit der 
Amortisationsgesetze (zdali vhodny nebo nevhodny jsou), schliesst er 
(vgl. S. 3 Anm. 2) aus, und verweist in dieser Hinsicht lediglich aaf 
die bezüglichen Ausführungen in der Real-Encyklopädie von Hergog 
und FliU^ ferner im Kirchenlexicon von Weteer und WeÜe (IL Aufl.), 
in OWs Slovnik nauön^ und im Prävnik. Nach unserem Dafürhalten 
hätte der Verfasser eine eingehende Erörterung jener wichtigen Frage 
hier keineswegs unterlassen sollen. 

Den ersten Theil seiner Schrift hat der Verfasser ferner in eine 
kurze Einleitung (S. 3), in welcher er die Veranlassung dieser Schrift 
hervorhebt, und in vier Abschnitte zerlegt. Im ersten (S. 4—8) stellt 
er das Wesen und den Ursprung der Amortisationsgesetze im Allge- 
meinen dar. Die Amortisationsgesetze, sagt er, beständen in der Be- 
schränkung der katholischen Kirche , ihrer Corporationen und In- 
stitute, in Erwerbung des Eigenthums. Amortisationsgesetze würden 
sie desswegen genannt, weil sie die irdischen Güter gewissermaassen 
vor der Kirche schützen, welche in ähnlicher Weise, wie die Hand 
eines Todten, die, was sie einmal erfasst hat, nicht wieder loslasse, 
den einmal erworbenen Guterbesitz nicht so leicht wieder veräussere, 
sondern in der Regel festhalte; wesshalb sie denn auch als todie 
Hand, manus mortaa bezeichnet werde. 

Diese Gesetze seien hervorgerufen durch den von der Kirche 
im Laufe der Zeit, durch Handlungen unter Lebenden und mortis 
causa, erworbenen grossen Güter- und besonders Grundbesitz, wel- 
eher, in Folge der Immunitäten, deren die Kirche genoss, die welt- 
lichen Stände des Staates bedrückt, und in Folge der durch die j 
Canones beschränkten Veräusserung der Kirchengüter den wirth- 
schaftlichen Güterverkehr erschwert und dadurch auch den Fiscas 
geschädiget habe. Ja, allmälig hätten die Landesfürsten in dem 
Reichthum der Kirche wegen des durch ihn begründeten politischen 
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Einflusses derselben sogar eine Gefahr für ihre eigene Machtstellung 
erblickt. Und darum hätten sie, besonders, seitdem sie die Kirche 
zu bevormunden und zu beherrschen begannen, diese in Erwerbung 
von Güterbesitz durch Amortisationsgesetze zu beschränken gesucht. 

Und in der That, nur dieses letzterwähnte Moment macht es 
erklärlich, wie es möglich war, dass man der Kirche, ungeachtet der 
namhaften von ihr dem Staate in den Tagen der Noth freiwillig ge- 
währten Beiträge und ungeachtet ihrer opferwilligen Fürsorge für 
das öffentliche Wohl, z. B. für die Armen- und Krankenpflege, für 
den Unterricht und die Erziehung der Jugend, das ihr von Christus 
dem Herrn schon bei ihrer Gründung verliehene Recht durch Amorti- 
sationsgesetze selbst dann noch zu beschränken fortfuhr, nachdem 
man ihr die Befreiung von Steuern und Abgaben entzogen und als 
Ersatz für die dem Aerar in Folge der canonisch beschränkten Ver- 
ättsserung der Kirchengüter entgehenden Vermögensübertragungsge- 
bühren ihr die Entrichtung des sog. Oebuhren-Aequiviüentes auf- 
erlegt hatte. 

Der igweite Abschnitt (S. 8 — 31) ist der Darstellung derjenigen 
Amortisationsgesetze gewidmet, die in den böhmischen Ländern 
Oesterreichs vom XIII. Jahrhunderte an bis zu dem von der Kaiserin 
Maria Theresia erlassenen Amortisationsgesetze vom 26. August 
1771 eicl. gegolten haben. 

Der wesentliche Inhalt derselben ist, dass kirchliche Corpora- 
tionen und Institute unbewegliche Güter ohne landesfürstliche Be- 
willigung weder durch Handlungen unter Lebenden, seien es lucra- 
tive oder onerose, noch durch actus mortis causa erwerben können. 
Zum Beweis dessen führt der Verfasser zahlreiche Stellen aus Ge- 
setzen, Urkunden und wissenschaftlichen Werken an. So unter andern 
eine Urkunde König WenaeVs L vom 12. Februar 1235 ; eine König 
Johannas von Luxemburg vom 10. Sept. 1331 ; eine Stelle aus der 
Majestas Carolina (Kaiser KarVs IV.) vom J. 1348; eine Urkunde 
vom 2. Januar 1373; eine Verordnung Kaiser KarVs IV, vom 16. Oc- 
tober 1359; von demselben Kaiser verschiedenen Städten ertbeilte 
Privilegien vom 4. August 1366, vom 13. December 1371 und vom 
19. Sept. 1372; eine Urkunde Kaiser Sigismund's vom 7. März 1437; 
mehrere Stellen ans dem im Jahre 1499 vollendeten Werke des 
Jf. Viktorin von Väehrd, prävlch zem6 ßeskö knihy devatery (Neun 
Bücher von der Gerichtsverfassung Böhmens), u. a. m. 

An beweglichen Gütern konnte die Kirche nicht blos Schen- 
kungen, sondern auch Vermächtnisse ohne landesfurstliche Bewilligung 
erwerben, und zwar nach der Landesordnung vom J. 1549 ohne Be- 
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schränkunp; des Betrages; nach der Verneuerten Landes-Ordnang vom 
J. 1G27 aber nur bis zur Höhe von 500 Schock Meissner Groseben ; 
über diese Summe hinaus nur mit Bewilligung des Landesfärsten. 

Im Laufe des XV. und XVL Jahrhunderts machte ferner in 
den böhmischen Ländern sich sogar die Ansicht geltend, das Kir- 
chengut sei königliches Krongut; welche Ansicht jedoch durch die 
Verneuerte Landes- Ordnung vom J. 1627 beseitigt wurde. 

Durch ein Rescript Kaiser Leopold's L vom 7. October 1700 
wurde verordnet, dass Grundstücke, welche der Geistlichkeit gehören, 
im Falle executiver Feilbietung nur an Laien verkauft werden dürfen, 
und durch ein Rescript Kaiser KarVs VI. vom 12. Sept. 1716 wurde 
sogar die Verpachtung von Liegenschaften an Geistliche auf länger 
als drei Jahre — verboten. 

Dieser Abschnitt, bei dessen Bearbeitung der Verfasser, wie er 
selbst (S, 8 Anm. *) dankend erwähnt, vom Prager üniversität«- 
Professor Herrn Dr. Jaromir Celakovshf^ durch Mittheilung des von 
diesem gesammelten Quellenmateriales, wirksam unterstützt wurde, 
ist für die Beleuchtung d^r diesfälligen Rechtsverhältnisse in den 
böhmischen Ländern von besonderer ViTichtigkeit. 

Im dritten Abschnitte (S. 31—39) legt der Verfasser jene 
Amortisationsgesetze dar, die für die deutschen Länder des Kaiser- 
thumes Oesterreich (Oesterreich unter und ob der Enns, Tyrol u. s. w.) 
von den Zeiten Friedrichs des Schönen (1308—1330) an bis zu dem 
schon erwähnten Gesetze der Kaiserin Maria Theresia v. 26. August 
1771 excl. erlassen wurden. Auch nach diesen Gesetzen bedurften 
die kirchlichen Corporationen und Institute zur Erwerbung von Im- 
mobilien die Bewilligung der Landesfürsten ; welche diese jedoch, 
wie der Verfasser (S. 32) hervorhebt, eingedenk der reichlichen ma- 
teriellen Beiträge, welche sie von der Kirche zur Bestreitung der 
Bedurfnisse ihres Hauses und Landes bezogen, in den ersten Zeiten 
bereitwillig zu ertheilen pflegten. An Mohüien konnten der Kirche 
ohne laudesfürstliche Bewilligung Schenkungen und Vermächtnisse in 
beliebigem Betrage gemacht werden; wie unter anderm aus dem 
Patente Kaiser Leopold's L vom 9. März 1684 zu ersehen ist 

Durch eine Resolution Kaiser KarVs VI, vom 9. Februar 1725 
wurde aber verordnet, dass von dem Verbote der Cebertragnng der 
Immobilien an die Geistlichkeit nicht solle dispensirt werden, und 
durch eine Entschliessung desselben vom 20. Februar 1736 wurde 
auch die Verpachtung von üngelt und anderen trockenen Gefällen 
an die Geistlichkeit verboten. 

Bei dieser Gelegenheit bespricht der Verfasser (S. 37 ff.) moM 
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eine mit den Amortisatioosgesetzen , obwohl nnr äasserlich , zasam- 
roonh&ngende Bestimmung der von Kaiser Ferdinand L im J. 1526 
für Wien bestätigten Stadt*Ordnang, wornach eine io*s Kloster ein- 
tretende Person von ihren Eltern eine entsprechende Dos oder Aus- 
stattung an Geld oder anderen Mobilien zu bekommen, nach Ab- 
legung der feierlichen Gelübde (der feierlichen Ordensprofess) aber 
von ihnen oder aus ihrem Nachlasse weiter nichts mehr zu bean- 
spruchen hatte, vielmehr in dieser Beziehung so angesehen und be- 
handelt werden sollte, als hätte sie ausdrücklich auf das Erbrecht 
verzichtet. Diese Bestimmung gehört ursprünglich dem deuischen 
Bechie an, nach welchem die feierliche Ordensprofess in Betreif 
der Rechts- und Handlungsfähigkeit des Professen dem physischen 
Tode gleichgeachtet wird, wie aus dem Sachsenynegd (I. Art 25) 
und dem Bt^che vom kaiserlichen Land- und Lehenrecht ^ früher 
Schwahenspiegd genannt (Landrecht, cap. XXVII.), sich ergibt Diese 
deutschrechtliche Bestimmung hat auch in den böhmischen Ländern 
Eingang gefunden, wie aus den Landes- Ordnungen für Böhmen vom 
J. 1500, 1549 und 1564 erhellt. Jedoch die Verneuerte Landes- 
Ordnung für Böhmen vom J. 1627, sowie jene für die Markgraf« 
Schaft Mähren vom J. 1628, hat in dieser Beziehung die vom Kaiser 
Justiman L (Nov. V. cap. 6) erlassene und vom canonischen Rechte 
bestätigte Bestimmung (vgl. c. 7. 9. 10. C. XIX. q. 3.) adoptirt, 
wornach die vermögensrechtliche Persönlichkeit der die feierlichen 
Gelübde ablegenden Person auf das Kloster übergeht, so das» nach der 
von dieser abgelegten feierlichen Profess jegliches Vermögen, welches 
sonst ihr zugefallen wäre, ohne weiters dem Kloster zuf&llt. 

Der vierte Abschnitt (S. 39 — 59) führt uns diejenigen Amorti- 
sationsgesetze vor, die seit dem 26. August 1771 bis zum Concordat 
vom 18. August 1855, bezw. zum kaiserl. Patente vom 5. Nov. 1855, 
und zwar für die gesammten Länder des Kaiserthumes Oesterreich 
erlassen worden sind. Der Inhalt dieser Amortisationsgesetze ist nichfc 
blos die Erneuerung bisheriger Verbote der Erwerbung von Im- 
mobilien seitens der Kirche ohne landesfürstliche Bewilligung, sondern 
auch das Verbot der Erwerbung von Mobilien über einen bestimmten 
Betrag hinaus, und überdies die Bestimmung, dass eine Ordensperson 
von der Ablegung feierlicher Ordensgelübde an, so lange sie durch 
dieselben gebunden bleibt, nicht blos für sich nichts erwerben oder 
erben, was schon das canonische Recht bestimmt (vgl. cap. 2. X. de 
statu monach. III. 35 ; Trident sess. XXV. de Reg. et Mon. cap. 2), 
sondern auch nicht den Uebergang einer Erbschaft oder einer 
Schenkung, die ihr sonst zugefallen wäre, an das Kloster vermitteln 
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kann, yielmehr bei einem Erbfalle, za dem sie testamentarisch oder 
ab intestato berufen gewesen wäre, so betrachtet werden soll, als 
wäre sie gestorben, und eine an sie gemachte Schenkung durchaas 
ungiltig und nichtig ist. Hiermit wurde die bis dahin bestandene, 
oben erwähnte römisch-canonische Bestimmung bezüglich des Ueber- 
ganges der vermögensrechtlichen Persönlichkeit des Professen an das 
Kloster aus dem österreichischen Rechte beseitigt. 

Den Anfang und die Grundlage dieser Amortisationsgesetz- 
gebung bildet das oft erwähnte Gesetz der Kaiserin Maria Theresia 
vom 26. August 1771 ; die folgenden Amortisationsgesetze verhalten 
sich zu diesem grösstentheils nur als Erläuterungen oder Ergänzungen 
desselben. 

Wir wollen hier den wesentlichen Inhalt dieses Gesetzes wört- 
lich anführen. Es wurde durch dasselbe »tn vim pragmaiicae 
sanctioms^ verordnet, wie folgt: 

a. »Wird die in das Kloster einbringliche Bos ohne unter- 
schied der geistlichen Orden auf 1500 fl. bestimmt, welches ledig- 
lich in fahrendem Vermögen oder honis mohüibm besteht, auch unter 
diesem Betrage nicht nur die Dos selbsten, sondern auch die soge- 
nannte Ausstattung oder Ausstaffirung und alle übrigen Kosten, 
welche unter was immer für einem Namen oder Verwände bei der 
Einkleidung und Profession geschehen, verstanden werden sollen. c 

b. »Wenn Jemand seinem Kinde oder Befreundeten im Kloster 
auf Lebenszeit ein Vitalitium zu seiner Disposition etwa zudenken 
wollte, so darf dessen Betrag höchstens 200 fl. des Jahres ausmachen, 
mit dem Beisatze, damit dieses Kapital von dem Vitalitium niemals 
dem Kloster abgegeben, sondern in fundis publicis angelegt werde, 
folglich nach Absterben des das Vitalitium geniessenden Theiles 
wiederum an Jene gelange, denen es vermöge rechtlicher Ordnung 
gebührt. € 

c. »Sind ausser dem pro Bote ausgemessenen Betrage alle 
anderweitige Acquisitionen sub quocumque Titulo dem geistlichen 
Orden und Kloster verboten, nur jenes 

d. ausgenommen, was als wahres Almosen, Vermächtniss auf 
heilige Messen u. s. w. bestimmt wird, welches aber in Fundis 
publicis angelegt und nie dem Orden und Kloster zugedacht wer- 
den darf.c 

e. »Werden alle Aäus inter vivos et mortis causa für nichtig 
erklärt, und werden die Cebertreter bestraft, dem Denuncianten aber 
das Drittel abgereicht, c 

Am 2. Mai 1772 erfloss eine authentische Interpretation jenes 
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Gesetzes , dahin lautend , dass keine wie immer gearteten und auf 
welchen Rechtstitel immer beruhenden Zuwendungen an die Klöster 
über die erlaubten 1500 fl. bezw. 200 fl. hinaus zulässig seien. 

Ferner wurde durch das Patent vom 28. Januar 1775 bestimmt, 
dass von nun an einem Ordensgeistlichen für die Celebrirung einer 
stillen heiliget) Messe höchstens 1 fl. gegeben werden darf, und dass 
für Litaneien, Gebete, Segen und sonstige geistliche Functionen, so- 
weit dafür überhaupt eine Entlohnung üblich ist, nur nach dem bis- 
herigen Gebrauche und, wo eine Taxe besteht, nach der Taxe be- 
zahlt werden soll. 

Durch das Patent vom 16. Dec. 1780 wurde das Gesetz vom 
26. August 1771 von Neuem eingeschärft und ausdrücklich hervor- 
gehoben , dass alle unerlaubten Zuwendungen an das Kloster »null, 
nichtig und ungiltig sein sollen, und zwar dergestalt, dass die welt- 
lichen Erbfolger oder Interessenten zu allen Zeiten ihr darauf 
habendes Recht bei den betreffenden Justizbehörden fortsetzen und 
vindiciren können, c 

Auch war schon durch das Patent vom 28. August 1779 ver- 
ordnet, dass alle Contracte, sie mögen Namen haben, wie sie wollen, 
welche Stifte oder Klöster mit weltlichen Personen dahin errichten, 
dass diese dem Stifter oder Kloster ihr Vermögen in Realitäten oder 
Kapitalien noch bei ihren Lebzeiten gegen die Verbindlichkeit eigen- 
thümlich abtreten, kratt welcher das Stift oder Kloster eine solche 
Person für die Zeit ihres Lebens mit Kost, Trank, Kleidung und 
allen andern Nothwendigkeiten zu versehen, nach dem Tode aber sie 
beerdigen und einige heilige Messen zum Tröste ihrer Seele lesen 
zu lassen schuldig sein soll, null und nichtig seien. 

Durch die Hofentschliessung vom 13. Mai 1781 wurde erklärt, 
es bleibe den geistlichen Stiften oder Klöstern ferners erlaubt, »Berg- 
werke zu bauen und Bergantheile oder Kuxen cum appertinentiis zu 
kaufen und zu besitzen;« welche Erlaubniss damit motivirt wurde, 
dass auf diese Weise der Staat bedeutender Auslagen , die er sonst 
selbst tragen müsste, überhoben werde. »Hingegen ,€ so bestimmt 
die gedachte Hofentschliessung weiter, i^respectu Äcquisitionis Titulo 
Haereditatis vd Donaiionis ist sich nach dem klaren Inhalte des 
obigen Amortisationsgesetzes zu benehmen. Daher sind ihnen diese 
Erwerbungen erwähnter Bergwerke oder Kuxen nur in so weit ge- 
stattet, als der in dem obigen Amortisationsgesetze vom Jahre 1780 
bestimmte Betrag von 1500 fl. nicht überstiegen ist.c 

Im Laufe der Zeit wurde einigen geistlichen Orden und Gon- 
gregationen, die sich mit Unterricht der Jugend oder mit Kranken- 

31* 
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pflege befassen, theils fär eine bestimmte Zeit, theils für immer in 
so weit eine Befreiung von den Amortisationsgesetzen ertheilt, dass 
sie za allen Erwerbungen, nicht blos beweglicher, sondern auch an- 
beweglicher äüter, per actus inter vivos et mortis causa ^ als fähig 
erklärt wurden, nur mit der Verpflichtung, einen jeden solchen neuen 
Erwerb der Landesstelle anzuzeigen. Eine solche Befreiung erhielten 
die Englischen Fr&ulein, die Ursulinerinnen, die Barmherzigen Brüder, 
die Piaristen u. a. m., wie der Verfasser S. 52 ff. darlegt. 

Durch Hofkanzleidecret vom 13. Juni 1804 wurde die Dos der 
Ordenscandidaten beiderlei Geschlechtes von 1500 fl. auf 3000 fl. 
erhöht. 

üeberdies wurde mit Hofkanzleidecret vom 10. März 1809 
(P. Q. S. Bd. 32. S. 48) und Hofdecret vom 23. März 1809 (J. G. S. 
Nr. 887) gestattet, dass tfür ein Mitglied derjenigen Ordensgemeinden, 
welche eine Befreiung von dem Amortisationsgesetze erhalten haben, 
das im Jahre 1771 auf 200 fl. gesetzlich beschränkte Vitalitium 
von seinen Verwandten oder Gönnern bis auf 300 fl. bestimmt wer- 
den dürfe; zugleich aber wurde, um die Zweifel über den Sinn der 
Verordnungen, wodurch einigen Ordens-Instituten eine Befreiung von 
dem Amortisationsgesetze ertheilt worden ist, zu heben, erklärt, dass 
vermöge der erwähnten Verordnungen diese Ordens- Institute zwar 
unmittelbar im eigenen Namen sowohl durch Handlungen unter 
Lebenden, als auch durch letzte Willenserklärungen zu erwerben 
fähig sind, keineswegs aber im Namen der Professen auf einen 
Pflichttheil oder auf eine Intestat-Erbfolge der Verwandten derselben 
Anspruch machen, oder dasjenige erwerben können, was unmittelbar 
den einzelnen Professen zugedacht wird. Vielmehr sollen solche 
Anordnungen zu Gunsten der des Erwerbes unfähigen Professen noch 
ferner ungiltig und wirkungslos sein.€ Hiermit war die Ausschlies- 
sung der oben erwähnten römisch-canonischen Bestimmung aus dem 
österreichischen Rechte neuerdings statuirt. 

Was das österreichische Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch 
vom J. 1811 anbelangt, so weist der Verfasser insbesondere aus 
dem Art. VIU. des Kundmachungspatentes zu diesem (Jesetzbuche 
vom 1. Juni 1811 (J. G. S. Nr. 946), nach welchem die Qber po- 
litische, Cameral- oder Finanzgegenstände kundgemachten, die Pri- 
vatrecbte beschränkenden oder näher bestimmenden Verordnungen, 
obschon in diesem Gesetzbuche sich darauf nicht ausdrücklich be- 
zogen würde, in ihrer Kraft bleiben, nach, dass dieses Gesetzbuch die 
Amortisationsgesetze in ihrer bisherigen Kraft und Wirksamkeit be- 
lassen hat. 
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Hierauf wendet sich der Verfasser zu dem mit kaiserlichem 
Patente vom 5. Nov. 1855 (R. G. Bl. Nr. 195) kundgemachten Gon- 
cordate vom 18. August 1855, und liefert den Beweis, dass durch 
dasselbe die bis dahin bestandenen Amortisationsgesetze vollständig 
aufgehoben worden sind. Zum Behuf dessen führt er den Art. XXIX 
desselben an, wo ausgesprochen wird, die Kirche werde ihr Recht 
geniessen (jure suo pollebit) , neue Besitzungen auf jede gesetzliche 
Weise frei zu erwerben. Ferner den Art. XXXV, wo bestimnlt wird, 
dass »alle im Eaiserthume Oesterreich und den einzelnen Ländern, 
aus welchen dasselbe besteht, bis gegenwärtig in was immer für 
einer Weise und Gestalt erlassenen Gesetze, Anordnungen und Ver- 
fügungen, in soweit sie diesem feierlichen Vertrage widerstreiten, für 
darch denselben aufgehoben anzusehen sind.c Ausserdem beruft sich 
der Verfasser in dieser Beziehung auf die von dem damaligen k. k. 
Minister für Cultus und Unterricht, dem Grafen Leo Thun^ an die 
Erzbischöfe und Bischöfe der österreichischen Monarchie gerichtete 
Zuschrift vom 25. Januar 1856 Z. 1371, worin erklärt wird, durch 
den Art. XXIX des Goncordates seien die Hemmnisse hinweggefallen, 
welche bisher der Kirche die Berechtigung, Eigenthum zu erwerben, 
schmälerten, und es entfalle sonach sofort die bisher bestandene 
Noth wendigkeit, eine Bewilligung der Regierung zu neuen Erwer- 
bungen anzusuchen. Endlich führt der Verfasser zu diesem Behufe 
noch die auf Grund der kaiserl. EntSchliessung vom 3. Juni 1858 
erlassene Ministerialverordnung vom 13. Juni 1858 (R. G. Bl. Nr. 95) 
an, worin im §. 5 ausgesprochen wird, die in Oesterreich gesetzlich be- 
stehenden geistlichen Orden und Congregationen beiderlei Geschlechtes 
seien befugt, mit Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften Rechts- 
geschäfte abzusch Hessen , und namentlich, in so ferne ihre Ordens- 
regel es gestattet (womit ohne Zweifel auf die Bestimmung des Con- 
cils von Trient, sess. XXV. de Regulär, et Monial. cap. 3., in Be- 
treff der Mendicanten-Orden hingewiesen wird), Eigenthum auf jede 
gesetzliche Weise zu erwerben. 

Diesen Ausführungen des Verfassers sei noch die Bemerkung 
Dr. Bämreither's (üeber das Vermögen der geistlichen Orden und 
ihrer Mitglieder. Wien 1882, S. 54 Anm. 75 u. S. 55) beigefügt, 
nach welcher durch den Art. XXIX des Goncordates zwar die eigent- 
lichen Amortisationsgesetze aufgehoben worden sind; was hingegen 
den üebergang des Vermögens der Ordensperson an das Kloster und 
den Erwerb des Klosters durch die Ordensperson anbelange, den das 
römisch-canonische Recht statuire, so seien diese römisch-canonischen 
Rechtssätze durch das Concordat nicht wieder belebt worden, weil 
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die betreffenden Bestimmungen, wenn auch historisch durch die 
Amortisationsgesetze veranlasst, keineswegs untrennbare Folgesätze 
dieser Amortisationsgesetze seien, und der Art. XXIX des Concordates 
seinem Wortlaute nach sich nur auf die Erwerbsfähigkeit der Klöster, 
und nicht auf die Uechtsverhältuisse dritter Personen beziehe. Und 
somit habe auch nach Aufhebung der Amortisationsgesetze von einem 
Erbrechte des Klosters gegen seine Conventualen keine Bede sein 
können. Und folgerichtig hätte auch die Aufhebung des Concordates 
an diesem Bechtszustande nichts geändert. 

Eine gleiche Freiheit in Betreff der Erwerbung des Eigenthams, 
wie sie der katholischen Kirche durch das Concordat, ist den 
evangelischen Beligionsgenossenschaften des augsburgischen und des 
helvetischen Bekenntnisses durch das kaiserl. Patent vom 8. April 
1861 (B. G. Bl. Nr. 41) zuerkannt worden im §. 18, welcher also 
lautet : »Die evangelischen Kirchengemeinden (Pfarren, Seniorate und 
Superintendenzen) sind berechtigt, Eigenthum auf jede gesetzliche 
Weise zu er werben, c 

Durch Art. 6 Abs. 2 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dec. 1867 
(B. G. Bl. Nr. 142), welcher lautet: »Für die todte Hand sind Be- 
schränkungen des Bechtes, Liegenschaften zu erwerben und über sie 
zu verfugen, im Wege des Gesetzes aus Gründen des öffentlichen 
Wohles zulässig, € — sei, meint der Verfasser, zwar die Erlassung 
von Amortisationsgesetzen für die Zukunft als zulässig erklärt wor- 
den; allein thatsächlich sei dieselbe bis jetzt nicht erfolgt. 

Wir können nicht umhin, den eben mitgetheilten Ausführungen 
des Verfassers vollkommen beizustimmen. 

Im zweiten Theile seiner Schrift (S. 59—66) behandelt der 
Verfasser die Frage, ob nicht die durch das gedachte Concordat^ 
bezw. kaiserl. Patent, aufgehobenen Amortisationsgesetze durch das 
Gesetz vom 7. Mai 1874 (B. G. Bl. Nr. 50) seien wieder in Kraft 
und Wirksamkeit eingesetzt worden, indem der Art. I dieses Ge- 
setzes bestimme, das Patent vom 5. Nov. 1855 (B. G. Bl. Nr. 195) 
sei seinem vollen Inhalte nach aufgehoben, und §.31 desselben Ge- 
setzes bezüglich der äusseren Bechtsverhältnisse der iunerhalb der 
katholischen Kirche bestehenden klösterlichen Genossenschaften die 
für solche Genossenschaften überhaupt geltenden besonderen Bestim- 
mungen als massgebend bezeichne. 

Diese Frage beantwortet der Verfasser verneinend^ und zwar 
aus folgenden Gründen. Nach dem in der Kechtswissenschaft allge- 
mein anerkannten Grundsatze lebt ein durch ein späteres aufge- 
tiobenes Gesetz in Folge der Authebung dieses späteren Gesetzes 
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Dicht wieder auf, wenn nicht der Gesetzgeber, der das spätere Ge- 
setz aufgehoben, dies aasdrficklich oder stillschweigend erklärt hat. 
Zum Beweis dessen allegirt der Verfasser eine analoge Bestimmung 
des römischen Rechtes (1. 36 §. 4 D. de testament. milit. 29. 1) 
in Betreff des Nichtwiederauflebens eines früheren, darch ein späteres 
aufgehobenen, Testamentes in Folge der Erlöschung dieses späteren, 
das frühere aufhebenden Testamentes; ferner eine ähnliche Bestim- 
mung des §. 723 a. b. Q. B. Ausserdem beruft er sich in dieser 
Hinsicht auf ünger (System des Osterr. allgem. Privatrechts. Leipzig 
1876. I. 108), welcher sich diesfalls folgendermassen ausspricht: 
»üeberhaupt gilt allgemein der Grundsatz, dass durch die Aufhebung 
eines Gesetzes, welches ein älteres Gesetz aufhob, dieses nicht von 
selbst wieder auflebe, dafern nicht ans dem ausdrücklich oder still- 
schweigend erklärten Willen des Gesetzgebers das Gegentheil zu ent- 
nehmen ist.€ 

Eine solche, sei es ausdrückliche oder stillschweigende, Wil- 
lenserklärung des Gesetzgebers liege aber, sagt der Verfasser, in 
diesem Falle nicht vor. Die Hinweisung des §. 31 des in Rede 
stehenden Gesetzes vom 7. Mai 1874 auf die besonderen für die in 
der katholischen Kirche bestehenden klösterlichen Genossenschaften 
überhaupt geltenden Bestimmungen beziehe sich nicht auf die früheren 
durch das Concordat vom 18. August 1855 aufgehobenen Amorti- 
sationsgesetze, sondern auf die neuen Amortisationsgesetze, welche 
von der k. k. Regierung in der, zugleich mit der Vorlage des Ent- 
wurfes dieses Gesetzes eingebrachten, Vorlage des Entwurfes eines 
Gesetzes über die klösterlichen Genossenschaften (des sog. Eloster- 
gesetzes), in den §§. 19 und 20, vorgeschlagen waren, und deren 
Annahme und Sanctionirung man mit Sicherheit gehofft haben mochte; 
welche zwar mit einigen Aenderungen von den beiden Häusern des 
Reichsralhes angenommen worden sind (vergl. den von diesem be- 
schlossenen Gesetzentwurf, §§. 13—16), Gesetzeskraft aber wegen 
nicht erfolgter kaiserlicher Sanction dieses Gesetzentwurfes nicht er- 
langt haben. Ja, schon der Umstand, dass die k. k. Regierung in 
dem erwähnten Entwürfe des sog. Klostergesetzes neue Amortisa- 
tionsgesetze vorzuschlagen und der Reichsrath darüber zu verhandeln 
fand, könne als Beweis dafür gelten, dass man die früheren Amorti- 
sationsgesetze als erloschen erachtet habe. 

Ebensowenig könne man, meint der Verfasser, aus den im 
§. 38 Abs. 1 desselben Gesetzes der staatlichen Cultusverwaltung 
eingeräumten Befugnissen, »die Erhaltung des Stamm Vermögens der 
Kirchen und kirchlichen Anstalten zu überwachen, sich jederzeit von 
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dem Vorhandensein desselben die Ueberzengnng zu verschaffen ond 
wegen Einbringung wahrgenommener Abgänge das Erforderliche ein- 
zaleiten,€ die Besuscitirang der früheren Amortisationsgesetze folgern, 
indem jene Befugnisse blos administrativer Natur seien und nur die 
staatliche Ueberwachung und den Schutz des Eirchenvermögens be* 
zwecken, keineswegs aber die Erwerbsßlhigkeit der Kirche und kirch- 
lichen Anstalten regeln. 

Auch in diesen Ausführungen stimmen wir dem Verfasser bei. 

Auf S. 66 führt derselbe einige Territorien an , in denen die 
in der österreichischen Monarchie bis zum ersten Decenninm des 
XIX. Jahrhundertes bestandenen Amortisationsgesetze noch jetzt in 
Geltung sind. Es sind dies Territorien, welche in den Jahren 1803 
—1810 in Folge der damaligen Eriegsereignisse von Oesterreich an 
Bayern sind abgetreten worden; namentlich die Herrschaften Bons- 
berg, Stein und Schönau, die ehemals salzburgischen Bezirke Waging, 
Laufen, Teisendorf, Tittmoning und das Territorium der ehemaligen 
Propstei Berchtesgaden, und die Markgrafschaft Burgau. 

Schliesslich (S. 67—69) gibt der Verfasser noch eine snm- 
marische Uebersicht dieser seiner Abhandlung und erwähnt kurz die 
Gründe, auf die man die Amortisationsgesetze zu stützen gesucht hat. 

Wie theilweise schon aus unseren obigen Mittheilungen erhellt, 
zeichnet die vorliegende Schrift sich in hohem Orade durch Reich- 
haltigkeit des Stoffes, durch gründliche und scharfsinnige Erörterung 
des Gegenstandes und durch Elarheit der Darstellung und, was ins- 
besondere die diesf&lligen Verhältnisse in den böhmischen Ländern 
in früheren Zeiten anbelangt, durch Anführung zahlreicher und 
wichtiger, bisher zum grossen Theile nur einem engeren Ereise von 
Fachmännern bekannter, Quellen- und Literaturwerke aus. 

Wien. Prälat Prof. Laurin. 

3. Anmuxrius Osseg. Der Hammer der Freimaurerei am Kaiser^ 
throne der Habsburger. Neue Ausgabe. Amberg und Leipsig. 
J. Habbel 1880. 

I. S. 23. Durch Verfügung vom 19. Januar 1868 wurde* aas 
dem Beamteneide die Clausel, dass der Anzustellende einem Geheim- 
bunde weder angehöre noch je angehören wolle, weggelassen. (Diese 
Verfügung findet sich nicht im Reichsgesetzblatte vom Jahre 1868 
und ebenso wenig im Gesetzrepertorium von Globocnik). 

IL S. 36. In Transleithanien wurde unter dem 6. Oct. 1868 
das Statut der Freimaurerei von oben herab genehmigj^, da kein 
specifisch ungarisches Gesetz gegen die maurerische Verbindung be- 
stand. 
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III. S. 38. unter dem 22. April 1874 hat sich der ungarische 
Finanzminister amtlich an den Grossmeister gewendet, nm die Brüder 
ffir Unterstützung der Ofner und Miskoieser Krankenhäuser und an- 
derer Anstalten zu gewinnen. 

IV. S. 42. Die Mutterloge »Mathias Corvinusc in Pest zählte 
1873 bereits 147 Beamte als Brüder. 

V. S. 100. Wie ist zu helfen P Grundbedingung für Anstellung 
in jedem Civil- und Militärdienste, für Verbleiben im Amte und für 
Pensionsberechtigung, für Ausübung eines Mandates in der ersten und 
zweiten Kammer, für Sitz und Stimme in einem Gemeinderathe kurz 
bei jedem Staats- oder Gemeindeamte muss die eidliche Aussage sein, 
dass man einem Geheimbunde weder angeh()re noch jemals ange- 
hören werde. — Das kleine und vielfach bedrohte Königreich Sachsen 
hat auf solche Weise wenigstens sein Heer und seinen Beamtenstand 
rein erhalten, allerdings auch den Aerger der hochmögenden Brüder- 
schaift auf sich geladen. Dr. Georg Ratnani. 

4. ConstiUdiones dogmcUicae sacrasandi oecumenici Cancilii Va- 
ticani ex ipsis ejus actis explicatae atque iUustratae a Theod, 
Granderath S. J. Friburgi Brisgomae, Herder, 1892. (VIII 
243). 

Der Verfasser des vorliegenden Commentars zu den beiden 
dogmatischen Constitutionen des Vatican. Concils hat den letzten 
Band der Collectio Lacensis, den über das Vatican. Concil handeln- 
den Band dieses grossartigen Concilienwerkes , nach dem Tode von 
Pater Schneemann zu Ende geführt. Er war zu dem Zwecke längere 
Zeit in Rom und hat das ganze ihm zur Verfügung stehende Akten- 
material des Concils durchgearbeitet. Durch diese Vorarbeiten war 
er also ganz besonders beßhigt, eine zuverlässige, genaue Erklärung 
zu den dogmatischen Entscheidungen des Concils aus den Quellen zu 
liefern, und er hat sich auch seiner Aufgabe in vorzüglicher Weise 
entledigt. — Der Inhalt des Buches ist folgender: In einer längern 
Einleitung wird zunächst gezeigt, welche Ordnung das Concil bei 
der Feststellung der Glaubensdecrete beobachtet hat, dann auf die 
Documente im Einzelnen hingewiesen, aus welchen der Verfasser die 
Erklärung der Constitutionen geschöpft hat. Die Abhandlung selbst 
zerfällt nach den zwei Glanbensdecreten des Vaticanums in zwei 
Theile — der erste handelt von der Constitutio de fide, der zweite 
von der Constitutio prima de ecclesia Christi. Beide Theile sind 
wieder in 3 Capitel eingetheilt. Das erste Capitel bringt die Ge- 
schichte der betreffenden Constitution und ihrer conciliarischen Fest- 
stellung. In dem zweiten Capitel werden dann einzelne Punkte ans 



474 Literatur: Scaduto, DiHtto ecel vigente in Italia. ed. Ö. 

den betreffenden Constitutionen, die einer eingehendem zusammen- 
hängenden Erklärung zu bedürfen schienen, weitläufig erörtert. Sol- 
cher »Commentationes« sind im ersten Theil vier, im zweiten neun. 
Im 1. Theil wird z. B. in Comra. III erörtert, quid Concilium Vatic. 
de S. Scriptura definierit, in Comm. IV : Sitne a Concilio definitum, 
eos qui fidem sub Ecciesiae raagisterio susceperint, sine peccato 
fonndli eandem fidem mutare vel in dubium vocare non posse. Im 
2. Cap. des 2. Theiles handelt Comm. VII de tribus oecomenicorum 
Conciliorum testimoniis, quae definitioni infallibilitatis Summi Pon- 
tificis pfaemittuntur. Die Comm. VIII erörtert : Summi Pontificis 
infallibilitas num dicenda sit vel quo sensu dici possit personalis, 
separata, absoluta, ejus solius propria; Comm. IX: Quid a Concilio 
Vatic. de objecto infallibilitatis pontificiae doceatur. Im 3. Capitel 
der beiden Theile wird dann die betreffende Constitution vollständig 
wiedergegeben und durch kurze unter dem Text befindlichen An- 
merkungen erläutert. — Bei der Wichtigkeit der dogmatischen Ent- 
scheidungen des Vatican. Concils ist es von grossem Werthe, eine 
solche genaue, aus den Quellen geschöpfte, ich möchte sagen quasi 
authentische Erklärung derselben zu besitzen, und es kann Allen, 
die sich über die Entscheidungen des Vatican. Concils gründlich 
unterrichten wollen, die Anschaffung dieses Werkes empfohlen werden. 

Dr. hingen. 
5. Scaduto (ord, Univ.-Prof.^ Ädv.., Dr. jur. u. s. w, in Neapel) 
Diritto ecclesiastico vigente in Italia, 2. Aufl,^ Vol. 7, 1893, 
bei frat. Bocca in Turin, Rom und Florenz, VIII u. 798 p. 
in Grossoktav, 12 Fr. 

Seit der 1. Aufl. (1889, Arch. f. K.-R, 62 S. 382 und 65 
S. 156) berichtigte Italien sein Straf-Q.-^. (Arch. f. K.-R. 62 
S. 350 ff.), das Armen-K (64 S. 377 ff.), die Verwaltungsgerichts- 
barkeit (Brusa, St.-R. d. Kgr. Italien, 1892, bei P. Siebeck in Prei- 
burg, insbes. S. 244, 360, 429 ff.), das Provingiai- und das 6re- 
meinde-H. (Brusa S. 344 ff.), die WahU und namentlich auch die 
Polizeiordnung (Arch. f. K.-R. 62 S. 155): ebenso änderte sich in- 
zwischen nach mehrfacher Richtung die BecMsprechung, und er- 
weiterte sich die Literatur durch Caselli's Rivista (Arch. f. K.-R. 65 
S. 156), die vom kgl. Oekonomate durch L. Conforti zu Neapel heraus- 
gegebene »Rivista del diritto ecclesiastico e civile« , durch Saredo's 
»Codice eccl**«, durch Bertolotti's »parroco italianoc (1890) u. Olmo's 
»dir. eccl. vigente in Italia« (471 S., 1891, bei Höpli in Mailand) 
u. s. w., wozu soeben noch die gleichfalls bei fr. Bocca erscheinende 
itah Uebersetzung und Vervollständigung des Prof. Dr. jFVfcd&erjr'schen 
»Lehrb. d. kath. u. evang. K.-R.« (3. Aufl.) durch Univ.- Prof. Ruffini 
in Turin hinzutritt. Die 1. Aufl. musste hiernach einer durchgreifen- 
den Erweiterung unterzogen werden, auch durch Hinzufügung der 
üebersichten einerseits der Quellen des kanon. R. (S. 68 — 140, nach 
Univ.-Prof. Dr. Hübler) und anderseits der Literatur des ital. K.-R. 
(p. 60 — 68). Den Wünschen und Erinnerungen , welche bei Be- 
sprechung der 1. Aufl. vorgebracht wurden (La legge 1889 p. 540 
und 1890 p. 792, Riv. d. dir. eccl. 1890 p. 89 u. 341, Circolo giu- 
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ridico 1890, Filangieri 1891 p. 59, »L'üniversität 1889 p. 416, Eiv. 
p. L scienze giuridiche 1890 p. 270, 1891 p. 270 u. 1892 p. 35, 
Archivio d. dir. pubbl. 1891 p. 151, Riv. penale 1891 p. 204, An- 
nali d. giurispr. ital. 1890, Riv. amminist. 1890, La Coltura 1891 
p. 104, Archivio giuridico 1891 p. 240 u. 8. w.), hat Verf. thonlichst 
Rücksicht getrap^en. Die bewährte StoffeiDtheiInng wurde beibehalten 
und nur durch Zusatz-Nrn. (^ % * u. s. w.) und Zusatz-§§. erweitert; 
die 2. Aufl. des I. Vol. übersteigt sonach die 1. Aufl. um 207 S. 
Ausführlicher erörtert werden jetzt namentlich auch die Wählbarkeit 
der verschiedenen Würdenträger (Nr. 24) und der Elostergeistlichen 
(Nr. 30^) für die Gemeinde-, Prov.- und Landesvertretung, das Pfarr- 
einkommen (III §. 5, mindestens 800 Fr. zufolge Ges. v. 30. Juni 
1892, Riv. d. dir. eccl. II (1892) p. 376, 628 u. 746 u. III p. 57), 
die ausnahmsweise beibehaltenen Kirchen unterdrückter Anstalten 
(III §. 6'') , die beibehaltenen Bruderschaften (Nr. 180 n. 253) und 
Zufluchtshäuser, die Receptivstifte u. s. w. S. 249 wird das Urtheil 
des franz. Tribunals ''zu Montdidier vom 4. Februar 1892 erwähnt, 
wodurch dem hl. Stuhle als einem vom ital. Garantiegesetee unah- 
häng igen Souveräne (stato vero e proprio, Arch. f. K.-R. 58 S. 199) 
der Nachlass der Marquise Plessis-Bali^re zugesprochen wird. Sc. hätte 
beansprucht, dass zuvor der hl. Vater die Ermächtigung der Hai. Re- 
gierung zur Annahme des Nachlasses erlangt hätte ! Bis jetzt hat 
aber noch 'keine auswärtige Regierung den Standpunkt der ital. Re- 
gierung, wornach der Papst nicht als üeberrest des Kirchenstaates, 
sondern nur zufolge des it(ü, Garantie- Gesetzes völkerrechtliche Selbst- 
ständigkeit besitze, vorbehaltlos anerkannt. Sc. will S. 251 dem 
Kirchenoherhaupt (!) nicht mehr gestatten, ilttönoAmebewilligungen, 
wie betreffs Ermässigung der stiftungsmässigen Gottesdienste (Strassb. 
DiözesanbL 1885 p. 2, Journ. d. Cons. d. Fabr. fr. 1885 p. 53 u. 340, 
Geigel, franz. St.-E.-R. S. 315) zu ertheilen ; auch sonst liesse sich 
vom kanonischen Standpunkte aus Manches gegen die Schlussfolger- 
ungen des gelehrten Verfassers erinnern. Doch muss anerkannt wer- 
den, dass die Schlussfolgerungen durchgehends der in Italien der- 
malen massgebenden Rechtsprechung und der grundsätzlichen Stel- 
lung der Mehrheit des ital. Parlaments entsprechen. Wer also die 
derzeitige Rechtslage der Kirche in Italien kennen will , kann die 
2. Aufl. des Sc'schen Handb. in keiner Weise entbehren; kein an- 
deres Werk enthält auch nur annähernd eine so vollständige und 
quellenmässig gründliche Darlegung. 

Strassburg im Okt. 1892. F. Oeigel, Reg.-Rath a. D. 

6. Adolf Bertram^ Ueber die religiöse Erziehung der Kinder aus 
gemischten Ehen im Hannoverschen^ (Linker TheoL-prakt, Quar- 
ialschrift, 1892, S, 39-55). 

Die vorliegende Abhandlung erörtert in zehn Abschnitten mehrere 
Rechtsfragen, über die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen und unehelicher Kinder, nicht nur nach dem Landesrechte der 
Provinz Hannover, sondern auch nach der für die ganze preussische 
Monarchie gültigen Vormundschaftsordnung. Sie erstreckt sich auch 
auf eine Stelle des preussischen Landrechts, dagegen nicht auf die 
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äbrigen fremden Landesrechte, die in Hannover ebenfalls zur An- 
wendung kommen können. Unberührt lässt sie die in Hannover be- 
sonders praktische Rechtsfrage, ob nach dem dort gültigen gemeinen 
deutschen Rechte die Wittwe befugt ist, die Gonfession ihrer Kinder 
zu bestimmen, ob z. B. die lutherische Wittwe eines Lutheraners, 
nach ihrem Uebertritte zur katholischen Kirche, gesetzlich berech- 
tigt ist, ihre Kinder katholisch zu erziehen. 

Die Abhandlung will durch »ausführliche« Mittheilung gericht- 
licher Entscheidungen den Seelsorgern eine »genaue Kenntnisse der 
in der Provinz Hannover gültigen Staatsgesetze und der herrschen- 
den Rechtsprechung geben. Ein so hohes Ziel ist mit 17 Seiten 
nicht zu erreichen. Eine gründliche Belehrung kann daher aus der 
vorliegenden Abhandlung nicht geschöpft werden. Wohl aber dient 
sie dem praktischen Bedürfnisse derjenigen Seelsorger, die über einige 
in Hannover besonders häufig besprochene Rechtsfragen schnell Aus- 
kunft erlangen wollen. 

Die praktisch wichtigste Frage knüpft sich an §§. 4 und 5 der 
Verordnung von 1826. Danach ist z. B. die katholische Wittwe eines 
Lutheraners in der Regel verpflichtet, die Kinder lutherisch zu er- 
ziehen. Von dieser Regel gibt es nur zwei eng begrenzte Ausnahmen, 
die in §. 5 unter a) und b) bezeichnet sind. Ob die Voraussetzungen 
von §. 5 a) erfüllt werden können , hängt von der Lebensdauer des 
Vaters ab, steht also in Gottes Hand. Auch ist zu der Erörterung 
auf S. 44, 45, zu bemerken, dass der »Hauptonterrichtc in der Re- 
ligion etc. nur dann eine gesetzliche Wirkung hat, wenn er durch 
Geistliche ertheilt wurde. Soll die katholische Erziehung der Kinder 
aus einer gemischten Ehe, worin der Vater lutherisch ist, gesichert 
werden, so ist dies in der Provinz Hannover nur dadurch möglich, 
dass der Vater die in §. 5 zu b) bezeichnete Erklärung zu Protocoll 
des zuständigen Amtsgerichts abgibt. Ist dies nicht geschehen, und 
stirbt der Vater, bevor die Voraussetzungen von §. 5 zu a) erfüllt 
sein können , so wird die katholische Wittwe durch das Vormund- 
schaftsgericht gezwungen, die Kinder lutherisch zu erziehen, [wie 
aus der Geschichte der Wittwe Kreikehohm bekannt ist]. 

Zu dem Berichte auf S. 49 , 50 , über eine Entscheidung des 
Kammergerichts vom 13. Juli 1883, ist nachzutragen, dass der da- 
mals aufgestellte Grundsatz in einer neueren Entscheidung des Kam- 
mergerichts (vom 17. März 1890) nmgestossen wurde, und dass die 
letztere Entscheidung den Vorzug verdient, wonach im Gebiete des 
preuss. allgem. Landrechts die katholisch gewordene Mutter eines un- 
ehelichen Kindes gesetzlich befugt ist, dasselbe katholisch zu erziehen. 

Den auf S. 47 und 54 entwickelten Ansichten ist nicht zuzu- 
stimmen. Die eine Stelle betrifft die Frage, ob die Wittwe durch 
das Vormundschattsgericht in der Wahl der Schule für die Kinder 
beschränkt werden kann. Diese Frage ist für Kinder aus gemischten 
Ehen nach der hannoverschen Verordnung von 1826 zu bejahen. Die 
andere Stelle bezieht sich auf die Streitfrage, ob den Geistlichen nach 
der preussischen Vormundschaftsordnung ein Beschwerderecht zusteht 
Darüber mag hier auf den Aufsatz im Seelsorger, 1892, S. 332—338, 
verwiesen werden. Dr. K. Schmidt, 
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7. Die bedingte Eheschliessung. Eine canonistische Studie van 
Dr. Max Ritter Hussarek von Heinlein, Wien^ Holder, 1892. 
XII u. 264 Seiten in gr. 8^. 

Abgesehen von der Einleitung, weiche über die Darstellangen 
der Lehre in der neueren Literatur orientirt, zerfällt das Buch in 
zwei Theile, einen dogmenhistorischen und einen dogmatischen. Der 
erstere ist gerade doppelt so gross als der zweite; auf ihm beruht 
der Uauptwerth dieses Buches. Der Verfasser hat es sich nicht ge • 
nng sein lassen, lediglich das gedruckt vorliegende Material zu ver- 
arbeiten; er zog, was jeder monographischen Darstellung aus dem 
weiten Gebiete der Rechtsgeschichte einen eigenthümlichen Reiz ver- 
leiht, auch zahlreiche Handschriften in den Bereich seiner Unter- 
suchung. ^ Die alten Glossatoren knüpften an die Frage Gratians 
(G. 82, Q. 8) an, ob ein Christ mit einer üngetauften unter der Be- 
dingung der Taufe derselben eine Ehe schliessen könne. Es ist klar, 
dass hier gar nicht von einer »Bedingung,! sondern nur vom Weg- 
fall eines derzeit noch bestehenden Hindernisses die Rede ist. Die 
Entwicklung der Lehre von der bedingten desponsatio, genauer ge- 
sagt Ebeschliessung wird in höchst interessanter und erschöpfender 
Weise gegeben. Mit ebensoviel Genauigkeit als Scharfsinn werden 
die verschiedenen Nuancen der Theorien der Glossatoren charakterisirt. 
Noch Huguccio gibt bei sponsalia de praesenti keine Bedingung zu; 
anders Bernard von Pavia:- dessen Darstellung seiner Zeit vorauseilt. 
Formell als Ehehinderniss hat den Ausfall der Bedingung zuerst 
Roffred Epiphanii (f 1243) aufgestellt. Einzelnes herauszuheben und 
meine in einigen Punkten abweichende Auffassung zu erörtern, fehlt 
mir Raum und Zeit. — Das Buch liefert einen erfreulichen Beweis 
von dem ernsten wissenschaftlichen Streben des Verfassers, es ist 
eine werthvolle Bereicherung der canonistischen Literatur ; es ist das 
erste, hofiFentlich nicht das letzte Werk eines für quellenmässige 
Studien bestveranlagten Geistes. 

Graz. Rudolf v. Scherer. 
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